
LTWP-1-001 1. Gutes Klima – Saubere Energie

Antragsteller*in: LAG Ökologie,Energie,Abfallwirtschaft
Beschlussdatum: 27.10.2020

Text

Von Zeile 1 bis 1 einfügen:
Das Wissen um die planetaren Grenzen ist die Leitlinie unserer Politik. Wir überschreiten derzeit global
und naional die planetaren Belastungsgrenzen in sieben von neun Bereichen, z.B. der Artenvielfalt,
Klimakrise, Phosphat- und Nitrateintrag sowie Landnutzung. Damit gefährden wir die Stabilität unserer
Ökosysteme und unsere Lebensgrundlage. Dem entschieden zu begegnen, ist die politische Aufgabe
unserer Zeit.
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LTWP-1-004 1. Gutes Klima – Saubere Energie

Antragsteller*in: Jutta Paulus (KV Neustadt-Weinstraße)

Text

Von Zeile 3 bis 6:
handeln, damit es in wenigen Jahren nicht zu spät ist. Wir sehen die Auswirkungen der Klimakrise auch
hier in Rheinland-Pfalz: Die Artenvielfalt geht zurückDas Artensterben beschleunigt sich, wir verlieren
vielfältige Biotope und die Wälder sterben. Immer häufiger erleben wir Unwetter, Starkregen,
Hochwasser und Dürren. Unsere Wasservorräte 

Begründung

redaktionell, statt zwei Mal "Vielfalt"

Digitale Landesdelegiertenversammlung am 5./6. Dezember 2020



LTWP-1-006 1. Gutes Klima – Saubere Energie

Antragsteller*in: Georg Sprung (KV Landau)

Text

Von Zeile 5 bis 8:
zurück, wir verlieren vielfältige Biotope und die Wälder sterben. Immer häufiger erleben wir
Unwetter,Starkwindereignisse, Starkregen, Hochwasser und Dürren. Unsere Wasservorräte gehen
zurück, die LandwirtschaftForst- und Landwirtschaft, der Weinbau sowie die Menschen leiden unter
der zunehmenden Zahl an Hitzetagen und Extremwetterereignissen.

Begründung

Bodenfläche nach Nutzungsart 2017 in RLP:
847 700 ha Wald (ca. 43 %)
424 400 ha Ackerland + 300 800 ha Grünland = 725 200 ha Landwirtschaft
64 400 ha Weinbau
Quelle: https://www.statistik.rlp.de/fileadmin/dokumente/kurzinformationen/
Faltblatt_Landwirtschaft_und_Weinbau_2019.pdf
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LTWP-1-007 1. Gutes Klima – Saubere Energie

Antragsteller*in: KMV Bad Kreuznach
Beschlussdatum: 29.10.2020

Text

Von Zeile 6 bis 8 einfügen:
erleben wir Unwetter, Starkregen, Hochwasser und Dürren. Unsere Wasservorräte gehen zurück, die
Landwirtschaft, Tiere und die Menschen leiden unter der zunehmenden Zahl an Hitzetagen und
Extremwetterereignissen.

Begründung

Tiere leiden auch unter dem Klimawandel und sollten deshalb auch explizit genannt werden
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LTWP-1-008 1. Gutes Klima – Saubere Energie

Antragsteller*in: Andrea Schranck (KV Bad Dürkheim)

Text

Von Zeile 7 bis 8 einfügen:
gehen zurück, die Landwirtschaft und die Menschen leiden unter der zunehmenden Zahl an Hitzetagen
und Extremwetterereignissen. Rheinland Pfalz gehört zu den waldreichsten Bundesländern. Die
zahlreichen Naturparke, z.T. mit Unesco Status, gilt es zu schützen und die Fläche der Kernzonen ohne
jede Bewirtschaftung zu erweitern. Nur so bleiben die Vielfalt der Ökosysteme , die Wasserqualität und
Wasservorräte und die Grüne Lunge in ihren Funktionen erhalten. Abholzungen zu Gunsten großer
Windkraftanlagen oder weitere Straßenausbau - und Autobahntrassen durch die Naturparks lehnen wir
ab! Stattdessen fördern wir Schienenverkehr, wenn möglich elektrisch.
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LTWP-1-011 1. Gutes Klima – Saubere Energie

Antragsteller*in: KV Bad Kreuznach
Beschlussdatum: 29.10.2020

Text

Von Zeile 10 bis 12:
Bundesregierung gerade unsere Zukunft. Das Kohleausstiegsgesetz der Großen Koalition kommtwird
viel zu spät Wirkung entfalten und ist viel zu teuer. Die fossilen Energiekonzerne vergolden dabei ihre
dreckigen Kohlekraftwerke. So wird Deutschland die 

Begründung

Das Kohleausstiegsgesetz ist bereits in Kraft
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LTWP-1-017 1. Gutes Klima – Saubere Energie

Antragsteller*in: Martin Rothe (KV Südliche Weinstraße)

Text

Von Zeile 17 bis 23:
Wir GRÜNE geben ein anderes Tempo vor. Entschieden setzen wir uns ein für mehr Klimaschutzdie
Rettung unserer Lebensgrundlagen ein. und verfolgen das Ziel einer klimaneutralen Gesellschaft.
Gemäß dieser uns leitenden Grundprämisse treten wir in einer neuerliche Regierungskoalition in
Rheinland-Pfalz angesichts der rapide sich schließenden Zeitfenster nur dann ein, wenn deren Agenda
und Realpolitik alleine diesem Ziel dient. Dafür denken wir alle Bereiche zusammen. Auch den von
Klimaschutz und Wirtschafts, die in ihrem Volumen auf unserem begrenzten Planeten nicht
unbegrenzt weiter wachsen kann. Sogenannte Infratstrukturmaßnahmen, wie Straßenbau,
Gewerbeansiedlung mit der damit verbundenen Flächenversiegelung, müssen zukünftig ausnahmslos
dahingehend kritisch hinterfragt werden, inwieweit sie Betrebungen zum realen Klimaschutz
konterkarieren bzw. die weitere Übernutzung unseres Planeten vorantreiben. In diesem Fall sind sie zu
unterlassen. Wir wollen in Rheinland-Pfalz noch mehr erneuerbar erzeugten Strom produzieren und
die Mobilitätswende weiter umsetzen. Im Dialog mit unserer Wirtschaft treiben wir die ökologische
Transformation voran, um unseren Wohlstand und Arbeitsplätze zu sichern und neue zu schaffen.
Klimaschonendes Bauen mit Holz, die Wärmewende bei Gebäuden und die 

Begründung

Die GRÜNEN müssen sich endlich entscheiden, ob Sie, wie in den vergangenen 20 Jahren, in
Koalitionen weiterhin mit Verantwortung übernehmen wollen, deren Gesamt- Regierungs-/Klimabilanz
unstreitig immer negativ war!

Angesichts der aktuellen lokalen wie globalen Situation (Stichworte: Dürren, Waldvernichtung
weltweit in Folge durch Brände und Dürren, grassierendes Artensterben, eskalierende Hitzenwellen,
Wasserknappheit, Zerstörung der Böden) können wir einfach so nicht mehr weitermachen im Schielen
auf das "ewige Wohlstandsversprechen auf hohem Level". Es ist global gesehen nicht "klimagerecht"!
Und: "Technologie" alleine ist nicht die Lösung. Das sollte den GRÜNEN endlich mehr einfallen! Es
muss auch um die Begrenzung des Gesdamtsystems gehen, ansonsten werden exponentielle
Wachstumsraten wie bisher alle Einspar- und Transformationserfolge auffressen. Im übrigen sind auch
die Rohstoffe für regenrative Techologie begrenzt.
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LTWP-1-018 1. Gutes Klima – Saubere Energie

Antragsteller*in: Kreisverband Mainz
Beschlussdatum: 24.09.2020

Text

Von Zeile 17 bis 19 einfügen:
Wir GRÜNE geben ein anderes Tempo vor. Entschieden setzen wir uns ein für mehr Klimaschutz und
verfolgen das Ziel einer klimaneutralen Gesellschaft bis spätestens 2040. Dafür denken wir alle
Bereiche zusammen. Wir wollen in Rheinland-Pfalz noch mehr 

Begründung

Wir brauchen beim Ziel der klimaneutralen Gesellschaft ein klares und terminierbares Ziel.
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LTWP-1-018-2 1. Gutes Klima – Saubere Energie

Antragsteller*in: Theresa Gemke (KV Mainz)

Text

Von Zeile 17 bis 19 einfügen:
Wir GRÜNE geben ein anderes Tempo vor. Entschieden setzen wir uns ein für mehr Klimaschutz und
verfolgen das Ziel einer klimaneutralen Gesellschaft bis spätestens 2035 mit einer deutlichen
Reduktion der CO2-Emmissionen (min. 50 %) innerhalb der nächsten 5 Jahre. Dafür denken wir alle
Bereiche zusammen. Wir wollen in Rheinland-Pfalz noch mehr 

Begründung

Um das 1,5°-Ziel noch einhalten zu können, müssen wir in den nächsten Jahren unsere Emmissionen
drastisch reduzieren.
Wenn man das weltweite Restbudget nach der Einwohnerzahl aufteilt, hätten wir mit den derzeitigen
Emmissionen unseren Anteil bis 2023 aufgebraucht. Auch bei einer linearen Reduktion der
Emmissionen wäre die Klimaneutralität bereits 2028 nötig, um das Ziel noch zu erreichen.

Ich sehe uns als Grüne in der Pflicht ambitionierte Pläne zu machen, mit denen man das 1,5°-Ziel im
besten Fall noch erreichen kann und nicht bereits im Wahlprogramm Kompromisse beim Klimaschutz
zu machen.

Quelle: https://fridaysforfuture.de/wp-content/uploads/2020/10/FFF-
Bericht_Ambition2035_Endbericht_final_20201011-v.3.pdf
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LTWP-1-018-3 1. Gutes Klima – Saubere Energie

Antragsteller*in: LAG Ökologie,Energie,Abfallwirtschaft
Beschlussdatum: 27.10.2020

Text

Von Zeile 17 bis 20:
Wir GRÜNE geben ein anderes Tempo vor. Entschieden setzen wir uns ein für mehr Klimaschutz und 
verfolgenstreben das Ziel einer klimaneutralen Gesellschaft bis 2035 an. Wir sind uns bewusst, dass
dies nur mit erheblichen Anstengungen und anderen bundespolitischen Rahmenbedingungen
insbesondere für die Verkehrswende, den Ausbau der erneuerbaren Energien, die Landwirtschaft und
die Gebäudesanierung gelingen kann. Dafür denkenbrauchen wir neue Mehrheiten bei der
Bundestagswahl und eine Bundesregierung, die ein Zeichen auf konsequenten Klimaschutz und
Ausbau der Erneuerbaren Energien setzt. Wir denken alle Bereiche zusammen. Wir wollen in
Rheinland-Pfalz noch mehr erneuerbar erzeugten Strom produzieren und die Mobilitätswende weiter
umsetzen. 
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LTWP-1-018-4 1. Gutes Klima – Saubere Energie

Antragsteller*in: LAG Wirtschaft & Finanzen
Beschlussdatum: 29.10.2020

Text

Von Zeile 17 bis 19:
Wir GRÜNE geben ein anderes Tempo vor. Entschieden setzen wir uns ein für mehr Klimaschutz und
verfolgen das Ziel einer klimaneutralensozial-gerechten und ökologisch-nachhaltigen Gesellschaft.
Dafür denken wir alle Bereiche zusammen. Wir wollen in Rheinland-Pfalz noch mehr 

Begründung

Klimaneutralität ist als Begriff schwierig, weil es darum geht, weiter klimachädlich handeln zu dürfen
und zum Beispiel über Aufforstungsmaßnahmen dies ausgleichen zu dürfen. Hier wird viel schön
gerechnet. Das ist als ZWischenschritt ok, sollte aber nicht als Ziel gesetzt werden. Das Ziel muss mehr
sein: Soziale Gerechtigkeit und (nicht nur rechnerische) ökologische Nachhaltigkeit.
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LTWP-1-018-5 1. Gutes Klima – Saubere Energie

Antragsteller*in: Christian Jaster (KV Trier)

Text

Von Zeile 17 bis 19 einfügen:
Wir GRÜNE geben ein anderes Tempo vor. Entschieden setzen wir uns ein für mehr Klimaschutz und
verfolgen das Ziel einer klimaneutralen Gesellschaft bis 2035. Zudem fordern wir einen
sektorenspezifischen Ausstiegsfahrplan, der auf Jahresebene konkrete, auskömmliche Meilensteine für
das Land und die Kommunen formuliert. Dafür denken wir alle Bereiche zusammen. Wir wollen in
Rheinland-Pfalz noch mehr 

Begründung

Das 1,5 Grad-Ziel ist nur mit einer klimaneutralen Gesellschaft bis 2035 überhaupt in Reichweite. Alles
andere ist Symbolpolitik. Studien belegen die Machbarkeit dieses Ziels. Zudem müssen wir 2035 nicht
nur als Lippenbekenntnis präsentieren, sondern mit einem konkreten Fahrplan.

Zusatz, da Unterstützerfunktion nicht funktioniert: Weitere Unterstützer sind der Vorstand Trier (Co-
Sprecherin Natalie Cramme-Hill) sowie die GJ Trier (namentlich Sprecher*innen Pia Koch und Philipp
Decker sowie Robin Danzl, alle Mitglieder im KV Trier)
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LTWP-1-021 1. Gutes Klima – Saubere Energie

Antragsteller*in: Georg Sprung (KV Landau)

Text

Von Zeile 20 bis 22 einfügen:
erneuerbar erzeugten Strom produzieren und die Mobilitätswende weiter umsetzen. Im Dialog mit
unserer Wirtschaft treiben wir die ökologische wie ökomomische Transformation voran, um unseren
Wohlstand und Arbeitsplätze zu sichern und neue zu schaffen. 
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LTWP-1-024 1. Gutes Klima – Saubere Energie

Antragsteller*in: Andrea Schranck (KV Bad Dürkheim)

Text

Von Zeile 23 bis 25 einfügen:
Klimaschonendes Bauen mit Holz, die Wärmewende bei Gebäuden und die klimaschonende,
ökologische Landwirtschaft werden wir weiter stärken. Die Einrichtungen des Bezirksverbandes Pfalz,
die auch Landesaufgaben übernehmen, wollen wir finanziell ausstatten, um vorzeigbare Betriebe wie
z.B. das Hofgut Neumühle als Landesversuchs - und Lehranstalt zu einem Zentrum für
Verbraucherinformation des Ökologischen Landbaus umzugestalten. Auch Forschungseinrichtungen
wie die LUFA in Speyer stellen Erkenntnisse für die Weichenstellung hin zum flächendeckenden
Ökolandbau zur Verfügung. Außerdem brauchen wir Klimaschutz vor Ort und unterstützen dafür
unsere Kommunen. Wir 
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LTWP-1-025 1. Gutes Klima – Saubere Energie

Antragsteller*in: Andrea Müller-Bohn (KV Mainz-Bingen)

Text

Von Zeile 24 bis 27:
klimaschonende, ökologische Landwirtschaft werden wir weiter stärken. Außerdem brauchen wir
Klimaschutz vor Ort und unterstützen dafür unsere Kommunen. Wir haben auch eine Divestment-
StrategieEine konsequente Divestmentstrategie des Landes fürstellt nachhaltige Finanzen ins Leben
gerufenFinanzwirtschaft in den Mittelpunkt. Keine Finanzgeschäfte mit Unternehmen fossiler
Energieerzeugung!

Begründung

Die Aussage klingt so viel stärker.
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LTWP-1-025-2 1. Gutes Klima – Saubere Energie

Antragsteller*in: KV Bad Kreuznach
Beschlussdatum: 29.10.2020

Text

Von Zeile 24 bis 27:
klimaschonende, ökologische Landwirtschaft werden wir weiter stärken. Außerdem brauchen wir
Klimaschutz vor Ort und unterstützen dafür unsere Kommunen. Wir haben auchAuf grüne Initiative hat
die Landesregierung eine Divestment-Strategie des Landes für nachhaltige Finanzen ins Leben
gerufenverabschiedet. Damit wollen wir umwelt- und klimaschädlichen Unternehmen öffentliche
Gelder entziehen. Wir wollen diese Strategie überprüfen und um das Kriterium der "global coal exit
list" erweitern.

Begründung

Die Global Coal Exit List gehört zu den gründlichsten Kohle-Datenbanken. Mittlerweile greifen große
globale Investoren wie der norwegische Pensionsfond, Versicherungsunternehmen wie die die Allianz
und AXA auf dieses tool von Nichtregierungsorganisationen zurück.
Seit diesem Jahr werden auch der private Arm der Weltbank, die International Finance Cooperation
(IFC) (der private Arm der Weltbank), die global coal exit list an. Der IFC will damit seine Kriterien für
den Ausstieg aus der Kohle in zwei wichtigen Punkten verbessern:
Ausgeschlossen werden sollen nun für den Ausbau der Kohleindustrie verantwortliche Unternehmen,
statt nur entsprechende Projekte
der Grenzwert des Kohleanteils am Umsatz bezieht sich nun nicht mehr nur auf die Kohleproduktion,
sondern auf verschiedene kohlebasierte Geschäftsfelder wie z.B. Kohlestrom und Kohlehandel

Digitale Landesdelegiertenversammlung am 5./6. Dezember 2020



LTWP-1-025-3 1. Gutes Klima – Saubere Energie

Antragsteller*in: Andrea Schranck (KV Bad Dürkheim)

Text

Von Zeile 24 bis 26 einfügen:
klimaschonende, ökologische Landwirtschaft werden wir weiter stärken. Außerdem brauchen wir
Klimaschutz vor Ort und unterstützen dafür unsere Kommunen und den Bezirksverband Pfalz. Wir
haben auch eine Divestment-Strategie des Landes für nachhaltige Finanzen ins 
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LTWP-1-028 1. Gutes Klima – Saubere Energie

Antragsteller*in: LAG Ökologie,Energie,Abfallwirtschaft
Beschlussdatum: 27.10.2020

Text

Von Zeile 28 bis 32:
Die Treibhausgasreduktion werden wir konsequent weiter vorantreiben und erreichen und dafür in den
Klimaschutz investieren. Das Landesklimaschutzgesetz wollen wir zur Erreichung unserer Ziele
weiterentwickeln. Wir wollen den Klimaschutz in die Verfassung schreiben, um ihn auf allen Ebenen
besser durchsetzen zu können. Wir werden ein Treibhausgasbudget für Rheinland-Pfalz gemäß den
Vorgaben im Pariser Klimaabkommen entwickeln und fortlaufend überprüfen. Kommunen müssen sich
heute immer wieder für Investitionen rechtfertigen. Wir werden Klimaschutz als Pflichtaufgabe der
kommunalen Selbstverwaltung
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LTWP-1-029 1. Gutes Klima – Saubere Energie

Antragsteller*in: Kreisverband Mainz
Beschlussdatum: 24.09.2020

Text

Von Zeile 28 bis 30:
Die Treibhausgasreduktion werden wir konsequent weiter vorantreiben und erreichen und dafür in den
Klimaschutz investierendas Landesklimaschutzgesetz mit dem Ziel eines bis spätestens 2040
klimaneutralen Rheinland-Pfalz weiterentwickeln. Wir wollen den Klimaschutz in die Verfassung
schreiben, um ihn auf allen Ebenen besser durchsetzen zu 

Begründung

Wir müssen das Landesklimaschutzgesetz dem Ziel eines klimaneutralen Rheinland-Pfalz bis
spätestens 2040 anpassen.
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LTWP-1-029-2 1. Gutes Klima – Saubere Energie

Antragsteller*in: Theresa Gemke (KV Mainz)

Text

Von Zeile 28 bis 30:
Die Treibhausgasreduktion werden wir konsequent weiter vorantreiben und erreichen und dafür in den
Klimaschutz investierendas Landesklimaschutzgesetz mit dem Ziel eines bis spätestens 2035
klimaneutralen Rheinland-Pfalz weiterentwickeln. Wir wollen den Klimaschutz in die Verfassung
schreiben, um ihn auf allen Ebenen besser durchsetzen zu 

Begründung

Ich unterstütze den Änderungsantrag des KV Mainz, allerdings mit der Frist 2035.
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LTWP-1-029-3 1. Gutes Klima – Saubere Energie

Antragsteller*in: LAG Wirtschaft & Finanzen
Beschlussdatum: 29.10.2020

Text

Von Zeile 28 bis 32:
Die Treibhausgasreduktion werden wir konsequent weiter vorantreiben und erreichen und dafür in den
Klimaschutz investieren. Wir wollen den Klimaschutz in die Verfassung schreiben, um ihn auf allen
Ebenen besser durchsetzen zu können.Wir möchten, dass der Staat, die Gemeinden und die
Gemeindeverbände bei ihrem Handeln das Nachhaltigkeitsprinzip berücksichtigen, um die Interessen
zukünftiger Generationen zu wahren. Daher wollen wir den Nachhaltigkeitsgrundsatz als Staatsziel in
der Verfassung verankeren. Kommunen müssen sich heute immer wieder für Investitionen
rechtfertigen. Wir werden Klimaschutz als Pflichtaufgabe der kommunalen Selbstverwaltung

Begründung

Das "Nachhaltigkeitsprinzip" als Staatsziel berücksichtigt auch die soziale und ökonomische
Dimension der Generationengerechtigkeit. Weiterführende Informationen dazu: Verfassung des Landes
Hessen, Stellungnahmen des Rat für Nachhaltige Entwicklung oder Hans-Jürgen Papier (ehem.
Verfassungsrechtler)
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LTWP-1-029-4 1. Gutes Klima – Saubere Energie

Antragsteller*in: Christian Jaster (KV Trier)

Text

Von Zeile 28 bis 30:
Die Treibhausgasreduktion werden wir konsequent weiter vorantreiben und erreichen und dafür in den
Klimaschutz investierendas Landesklimaschutzgesetz mit dem Ziel eines bis spätestens 2035
klimaneutralen Rheinland-Pfalz weiterentwickeln. Wir wollen den Klimaschutz in die Verfassung
schreiben, um ihn auf allen Ebenen besser durchsetzen zu 

Begründung

ergänzend zur Änderung in Zeile 17&18 zu verstehen.
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LTWP-1-031 1. Gutes Klima – Saubere Energie

Antragsteller*in: Jutta Paulus (KV Neustadt-Weinstraße)

Text

Von Zeile 30 bis 32 einfügen:
in die Verfassung schreiben, um ihn auf allen Ebenen besser durchsetzen zu können. Wir werden ein
Treibhausgasbudget für Rheinland-Pfalz gemäß den Vorgaben im Pariser Klimaabkommen entwickeln
und fortlaufend überprüfen. Kommunen müssen sich heute immer wieder für Investitionen
rechtfertigen. Wir werden Klimaschutz als Pflichtaufgabe der kommunalen Selbstverwaltung

Von Zeile 34 bis 35 einfügen:
Entscheidungen der Landesregierung und des Landtags soll eine Klimafolgenabschätzung erstellt 
werden. Dabei soll ein Klimarat aus Wissenschaft, Bürger*innen und gesellschaftlichen Akteuren
eingebunden werden.

Begründung

Der Budgetansatz ist die einzige wissenschaftliche Methode, mit der Klimaschutz effektiv ermittelt
werden kann. Denn es kommt nicht auf den Zeitpunkt der Emissionen an, sondern auf deren
Gesamtmenge.

Mehrere Länder haben gute Erfahrungen mit Klimaräten gemacht. Dieser muss divers
zusammengesetzt sein.

Digitale Landesdelegiertenversammlung am 5./6. Dezember 2020



LTWP-1-035 1. Gutes Klima – Saubere Energie

Antragsteller*in: LAG Ökologie,Energie,Abfallwirtschaft
Beschlussdatum: 27.10.2020

Text

Von Zeile 34 bis 35 einfügen:
Entscheidungen der Landesregierung und des Landtags soll eine Klimafolgenabschätzung erstellt
werden. Dabei soll der bestehende Klimabeirat zu einem Klimarat aus Wissenschaft, Bürger*innen und
gesellschaftlichen Akteuren ausgebaut und stärker in die Entscheidungsfindung eingebunden werden.
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LTWP-1-036 1. Gutes Klima – Saubere Energie

Antragsteller*in: Martin Rothe (KV Südliche Weinstraße)

Text

In Zeile 36:
Die Energiewende ist das Herzstück des Klimaschutzes

Energiewende und eine rasche nationale wie globale Wirtschaftsreform sind die Dreh- und
Angelpunkte für wirksamen Klimaschutz.

Begründung

Klimaschutz alleine auf die Energiewende zu stützen ist eine Verkürzung, die so nicht länger
durchzuhalten ist, weil sie die Realität des Faktischen seit nunmehr 50 Jahren ignoriert.

"Das grandiose Scheitern bisheriger Anstrengungen, ökologische Probleme anstatt durch einen
Rückbau des ruinösen Industriemodells mit Hilfe technischer Innovation zu lösen, ähnelt einer Hydra,
der für einen abgeschlagenen Kopf zwei neue wachsen. Denn wenn die Schadensbehebung das
Wachstum nicht gefährden soll, muss es sich um addierte Maßnahmen oder Objekte handeln, welche
die in Geld gehandelte Wertschöpfung, das sogenannte „Bruttoinlandsprodukt“ (BIP) hinreichend
steigern". Nico Paech, Wirtschaftswissenschaftler und Wachstumkritiker

Aber nicht nur Wachstumskritiker, wie der renommierte Club of Rome in seiner neuerlichen Erklärung,
warnen davor, weiterhin von unbegrenztem Wirtschaftswachstum auszugehen, auch führende
Wirtschaftsvertreter schließen sich der Forderung längst an Wachstum, zu begrenzen, als
Grundvoraussetzung, um die Klimasziele überhaupt noch erreichen zu können, so z.B. der 
Wirtschaftswaise Oliver Oltemöller vom Leibnitz-Institut für Wirtschaftsforschung in Halle, wonach wir
uns "... einem Zielkonflikt befinden zwischen aktuellem Konsum und den Zukunftsmöglichkeiten". Wäre
der CO2-Ausstoß egal, sei ein massives Wachstum ohne weiteres möglich. Doch das ginge auf Kosten
nachfolgender Generationen. „Es führt kein Weg daran vorbei, dass wir weniger Ressourcen
verbrauchen müssen und Investitionen in Innovationen tätigen“, sagte Holtemöller. Beides ginge
allerdings nur über Konsumverzicht, da bekannte Verhaltensweisen dann nicht mehr möglich wären.
Für den IWH-Forscher bedeutet das: „Die Gesellschaft muss sich entscheiden, welchen Beitrag sie zu
leisten bereit ist.“
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Antragsteller*in: Martin Rothe (KV Südliche Weinstraße)

Text

Von Zeile 37 bis 39:
Die Energiewende ist Herzstück für konsequenten Klimaschutz und gleichzeitig Grundlage für Arbeit
und Wohlstand in unserem Land. Die Energiewende und nachhaltiges Wirtschaften sind Voraussetzung
für konsequenten Klimaschutz und damit den Erhalt unserer Lebensgrundlagen.Der Ausbau der
Erneuerbaren Energien ist zu einem Standortfaktor geworden. Um unsere Klimaschutzziele zu 

Begründung

Begründung:

Es geht nicht primär um "Wohlstandsversprechen", es geht vielmehr längst ums nackte Überleben.
Derlei Verkürzungen, Begrifflichkeiten und Phrasen werfen leider ein negatives Schlaglicht darauf, wie
GRÜNE den Wählerinnen und Wählern „die Welt (v)erklären wollen“.

Und hier wären wir bei der Sprache in den aktuellen grünen Wahlprogrammen im Land (und im Bund).

Angesichts der dramatischen Schieflage, in die das „uns nährende Ökosystem“ mittlerweile geraten ist
(Globale Waldvernichtung, Dürre, Hitzewellen, eskalierende Entwicklung aufgrund vielfacher
Reboundeffekte) wirkt die Sprache im Landeswahlprogramm RLP (wie auch im neuen Entwurf des
Grundsatzprogramms) an vielen Stellen geradezu unerträglich „verharmlosend“ , bzw. die Gesamt-
Gefahrensituation "banalisierend".

Die Begrifflichkeit „Gutes Klima“ (Überschrift) z.B. suggeriert, man könne der „Klimasituation“, etwa wie
einer Pizza (als „Konsument“) die Zuschreibung „gut“ (Kapitelüberschrift) oder „schlecht“ verleihen. „Gut“
kann jedoch in diesem Kontext nur „lebensnotwendig“ bedeuten „schlecht“ nur „lebensbedrohlich “ und
das in einem hochdynamischen Prozess.

Auch die „Wohlstandsversprechen“, wie sie GRÜNE permanent vor dem Hintergrund der mittlerweile
global eskalierenden Klimakrise weiterhin geben – und dies allein mit dem "Tunnelblick" auf die
Möglichkeiten technischer Transformation – sind im Kern unseriös, weil realitätsfremd und
wissenschaftlich nicht gedeckt und müssen deshalb im Ansatz als „populistisch“ bewertet werden.

Hierzu zwei Stimmen aus der Wissenschaft:

N. Paech, renommierter Wirtschaftswissenschaftler und Wachstumskritiker: „Unser ohne Wachstum
nicht zu stabilisierender Wohlstand ist das Resultat einer umfassenden ökologischen Plünderung“. (aus
„Befreiung vom Überfluss“.)

Der Generalsekretär des Club of Rome, G. Maxton: „Das Streben unsres Wirtschaftssystems nach
endlosem Konsumwachstum ohne ausreichende Rücksicht auf die Umwelt ist die Ursache für den
Schaden, den die Menschheit der Erde zugefügt hat..... Das Streben nach Wirtschaftswachstum ist
daher die direkte Ursache des Klimawandels“.

Wünschenswert wäre, dass man endlich den WählerInnen im Land ehrlich gegenüber tritt und weder
die reale Lage noch die Konsequenzen für die BürgerInnen im Land , die daraus folgen, weiterhin
permanent beschönigt. V.a. aber, dass man nicht weiterhin Themen wie die "Wachstumsfrage" akribisch
aus der Agenda ausklammert, nur um möglichen Konfliktstoff für zukünftige Regierungskalitionen aus
dem Weg zu räumen. - Nur im ehrlichen faktenbasierten Diskurs, ohne die große grüne „Wünsch Dir
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alles-Show“ gewinnt man ein Wählerklientel, das mit den GRÜNEN auch bewusst realen Klimaschutz 
ohne Wenn und Aber zu wählen bereit ist, auch eine Politik, die mit persönlichen Einschränkungen
verbunden ist, aber mit dem Ziel, unser aller Lebensgrundlagen zu retten.



LTWP-1-042 1. Gutes Klima – Saubere Energie

Antragsteller*in: Jutta Paulus (KV Neustadt-Weinstraße)

Text

Von Zeile 41 bis 44:
Energien sicherstellen. Um unseren Strom zu 100 Prozent erneuerbar zu erzeugen, wollen wir die
installierte Leistung zur Gewinnung von Windenergie verdoppelnmindestens verdreifachen und die
Photovoltaik-Leistung bis 2030 verdreifachenmindestens verfünffachen. Damit unterstützen wir die
Auftragslage im Handwerk ebenso wie die industrielle Produktion im Bereich der 

Begründung

Verdopplung bzw. Verdreifachung reichen für die Einhaltung des Pariser Abkommens bei weitem nicht
aus. Um das 1,5-Grad-Ziel erreichen zu können, bräuchten wir noch höheren Ausbau als die
geänderten Werte (Verdreifachung/Verfünffachung), allerdings lassen sich die für den Aufbau
notwendigen Fachkräfte nicht beliebig schnell ausbilden; Planungsverfahren nicht beliebig
beschleunigen.
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Antragsteller*in: LAG Ökologie,Energie,Abfallwirtschaft
Beschlussdatum: 27.10.2020

Text

Von Zeile 41 bis 44 einfügen:
Energien sicherstellen. Um unseren Strom zu 100 Prozent erneuerbar zu erzeugen, wollen wir die
installierte Leistung zur Gewinnung von Windenergie mindestens verdoppeln und die Photovoltaik-
Leistung bis 2030 mindestens verdreifachen. Damit unterstützen wir die Auftragslage im Handwerk
ebenso wie die industrielle Produktion im Bereich der 
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Antragsteller*in: Martin Schmitt (KV Mayen-Koblenz)

Text

Von Zeile 41 bis 46:
Energien sicherstellen. Um unseren Strom zu 100 Prozent erneuerbar zu erzeugen, wollen wir die
installierte Leistung zur Gewinnung von Windenergie verdoppeln und die Photovoltaik-Leistung bis
2030 verdreifachenso steigern, das wir unter dem 1,5 Grad Ziel von Paris bleiben werden. Damit
unterstützen wir die Auftragslage im Handwerk ebenso wie die industrielle Produktion im Bereich der
benötigten Klimaschutztechnologien und schaffen neue, grüne Arbeitsplätze vor Ort.Je schneller wir
heute Umsetzen desto weniger Klimafolgeanpassungskosten entstehen!
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Antragsteller*in: Simon Schmitz (KV Mayen-Koblenz)

Text

Von Zeile 41 bis 44:
Energien sicherstellen. Um unseren Strom zu 100 Prozent erneuerbar zu erzeugen, wollen wir die
installierte Leistung zur Gewinnung von Windenergie verdoppelnmindestens verdreifachen und die
Photovoltaik-Leistung bis 2030 verdreifachenmindestens verfünffachen. Dementsprechend setzen wir
uns für den notwendigen Zubau von Wind- und Solarleistung ein, um die paris-konforme
Transformation der Energienutzung in Rheinland-Pfalz auch im Wärme und Verkehrsbereich sowie im
Industriesektor sicherstellen zu können und wollen dazu prioritär die Potentiale zur Gewinnung
Erneuerbarer Energien in Rheinland-Pfalz im hierzu gebotenen Zeitraum entsprechend ausschöpfen.
Auch die Erreichung dieses Ziels wird nur durch erhebliche Anstrengungen, die notwendigen
bundespolitischen Rahmenbedingungen und Mehrheiten sowie durch die Bereitschaft und Mithilfe der
Bevölkerung im Land möglich sein. Nur gemeinsam können wir die notwendige Geschwindigkeit bei
der Energiewende im Land schaffen; gemeinsam werden wir es aber auch schaffen. Damit
unterstützen wir die Auftragslage im Handwerk ebenso wie die industrielle Produktion im Bereich der 

Begründung

Das 100 % Stromziel aus Erneuerbaren Energien bis 2030 ist ohnehin das erklärte Ziel der
Landesregierung RLP und damit steht jetzt im Wahlprogramm im Endeffekt genau das drin, was sich
RLP sowieso schon vornimmt, also ist das eigentlich nicht einmal eine Verschärfung der Ambition bei
der Rheinland-Pfälzischen Energiewende. Zudem sind diese Ausbaumengen an sich zu wenig, um das
angestrebte Ziel der Klimaneutralität bis 2035, spätestens 2040 zu erreichen und es wird wohl auch
nicht reichen, den bis 2030 ja ansteigenden Strombedarf aus Erneuerbaren Energien zu decken. Wie
groß dieser Strombedarf sein wird, wenn auch der Energiebedarf des Verkehrs-, Wärme- und
Industriesektors stromseitig befriedigt werden muss, lässt sich derzeit allerdings nur abschätzen, da
dazu entsprechende Szenarien für Rheinland-Pfalz fehlen, welche von den verschärften Klimazielen
der Treibhausgasneutralität bis 2035, spätestens 2040 unter Anlage eines Treibhausgasbudgets für
Rheinland-Pfalz ausgehen.

Die derzeit im Wahlprogramm stehenden Ausbauziele reichen allerdings nicht einmal aus, um den
derzeitigen Strombedarf von ca. 28 TWh (Endenergie) [http://www.statistik.rlp.de/fileadmin/
dokumente/monatshefte/2020/April/04-2020-225.pdf S. 232] zu decken, da eine Verdoppelung der
Windkraft bis 2030 einen Ertrag von ca. 13 TWh und die Verdreifachung der Photovoltaik einen Ertrag
von ca. 7,5 TWh erbrächte.

Hinzu kommen noch einmal ca. 1 TWh Wasser und 1,2 TWh Biomasse. Es bliebe also eine Lücke von ca.
5 TWh Ertrag. [13. Energiebericht Umweltministerium Rheinland-Pfalz https://mueef.rlp.de/de/
themen/energie-und-strahlenschutz/energiebericht/]

Und, wie gesagt, der Strombedarf wird bis 2030 ansteigen und umso deutlicher wird er das tun, wenn
wir mehr Tempo bei der Energiewende in Rheinland-Pfalz aufnehmen möchten; was wir müssen, wenn
wir Paris einhalten möchten. Entsprechende Änderungsanträge zur Verschärfung unserer Klimaziele
wurden ja auch bereits schon gestellt. Diese müssen daher nun nach bestem Wissen und Gewissen
auch mit den Ausbauzielen in unserem Wahlprogramm in Einklang gebracht werden.

Dieser Änderungsantrag versucht dies auf der Basis des BUND-Rheinland-Pfalz-Szenarios von 2018,
welches ein Endenergie-Verbrauchszenario für Rheinland-Pfalz bis 2050 skizzierte, bei dem 100 % der
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Endenergie im Land aus Erneuerbaren Quellen stammen. [Dies und die folgenden Angaben aus dem
BUND-Szenario dort auf S. 17. http://archiv.bund-rlp.de/fileadmin/bundgruppen/bundrlp/Energie/
BUND_fahrplan_energiewende_RLP_2018.pdf] Da die Wasserkraft und Biomasse hier nur sehr begrenzt
weiter hochskaliert werden können, wird das Gros dieses Ausbaus aus dem Wind- und Solarertrag
herkommen müssen.

Im Endenergiesystem des BUND-Szenarios würde Rheinland-Pfalz 77,4 TWh jährlich an Energie
benötigen. Hierbei wird von einer Reduktion des Endenergiebedarfs von 143 TWh (2013) auf die
genannten 77,4 TWh ausgegangen. Dies entspricht einer Reduktion des Energiebedarfs von 46 %. Ein
Abgleich mit Szenarien der Energiebedarfsentwicklung in einem 100 % Erneuerbaren Energiesystem
wie sie für die gesamte Bundesrepublik von verschiedenen Instituten und Behörden (z. B. dem
Umweltbundesamt) erstellt wurden und wie sie nun in der Studie für Fridays For Future durch das
Wuppertal Institut Verwendung fanden, kommt auf Reduktionszahlen zwischen 36 und 59 % der
Endenergie, wobei sich diese Szenarien auf das Referenzjahr 2018 beziehen. [Studie des Wuppertal
Institus zur CO2-Neutralität bis 2035 in Deutschland https://wupperinst.org/fa/redaktion/downloads/
projects/CO2-neutral_2035.pdf S. 37] Dennoch dürfte demnach die Annahme des BUND-RLP im
Bereich der wahrscheinlichen Endenergiereduktion liegen, wie sie für ein klimaneutrales Rheinland-
Pfalz zum Zeitpunkt der Klimaneutralität angenommen werden kann. Natürlich setzt dies neben den
Effizienzgewinnen beim Umstieg von Verbrennungs- auf Elektromotoren oder von Gas- und
Ölheizungen auf Wärmepumpen auch erhebliche Fortschritte etwa bei der energetischen
Gebäudesanierung in Tiefe und Rate und einen starken Umstieg vom Individualverkehr auf den
Umweltverbund in Bus, Bahn, Fahrrad und Fußweg voraus. Diese Dinge sind im Wahlprogrammentwurf
an anderer Stelle ja bereits behandelt worden.

Nach dem BUND-Szenario steigt der Strombedarf bis zum Endpunkt der Energiewende in RLP auf 34,5
TWh an. Hinzu kommen noch einmal 10,9 TWh im Verkehrsbereich und 32 TWh im Wärmebereich.
Wenn wir diese Energie aus Erneuerbaren bereitstellen möchten und dies hauptsächlich durch
Anlagen in Rheinland-Pfalz, sollten wir (1) erstens die Deckung des Strombedarfs zum Endpunkt der
Energiewende anstreben oder dem zumindest nahe kommen und (2) zweitens auch die anderen
Sektoren in Wärme und Verkehr (hier scheint die Industrie schon einberechnet zu sein) zu ca. einem
Drittel mit abgedeckt haben. Bis 2030 müssten wir demnach ungefähr Leistung zubauen, welche einen
Jahresertrag von etwas zwischen 40 und 55 TWh erbringt. Mit den bisherigen Zubauzahlen im
Wahlprogrammentwurf kommen wir ca. auf 20,5 TWh bis 2030. Da weitere Zubaumengen für die
Deckung des Energiebedarfs im Wärme- und Verkehrssektor nicht genannt werden, ist der
Wahlprogrammentwurf bislang so zu verstehen (und wird durch Wähler und potentielle
Koalitionspartner auch so verstanden werden!), dass dies die Zubaumengen beim Ausbau der
Erneuerbaren Energien in Rheinland-Pfalz bis 2030 vollständig abbildet. Demnach müssten wir von
2030 bis 2035 bzw. 2040 noch Kapazitäten im Umfang von 50 TWh zubauen, um auf die insgesamt
benötigte Endenergie von 77,4 TWh zu kommen. Das ist dann auch rein vom Arbeitskräftepotential her
in so kurzer Zeit nicht mehr machbar.

Natürlich müssen wir nicht die gesamte Energie in Rheinland-Pfalz gewinnen. Aber eine solch große
Lücke können auch die anderen Bundesländer, die ja ebenfalls eher zurückhängen, nicht aufholen und
auch aus dem Europäischen Ausland müssen wir nicht auf größere Mengen grünen Überschussstroms
hoffen.
Kurzum: In den nächsten zehn Jahren müssen wir ambitionierte Ausbauziele für die Erneuerbaren
haben, um überhaupt noch eine Chance zu erhalten, die Pariser Klimaschutzziele einhalten zu können.

Zur Abdeckung des Strombedarfs zu 100 %, um den es ja im Wahlprogramm bislang an dieser Stelle
hier allein geht, wären wohl zwischen 25 und 34,5 TWh bis 2030 nötig; soweit sich dies überhaupt
abschätzen lässt. Daher wurde hier die Änderung vorgeschlagen, mindestens eine Verdreifachung der
Wind- und eine Verfünffachung der Solarleistung anzustreben, um der vermutlichen
Strombedarfsentwicklung einer paris-konformen Energiewende bis 2035/40 Rechnung zu tragen.
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Hinzu kommt der Faktor der Deckung des Endenergiebedarfs im Wärme-, Verkehrs- und
Industriebereich, der ebenfalls nur sehr schwer prognostizierbar ist. Dennoch sollte dieses Ziel
natürlich im Wahlprogramm verankert werden und könnte so umschrieben werden, wie es der hier
eingereichte Vorschlag vorsieht. Dies hätte den Vorteil, ein klares Bekenntnis zur paris-konformen
Energiewende in Rheinland-Pfalz im Wahlprogramm über alle Sektoren hinweg abgeben zu können
und würde dann dazu Anlass geben, die genaue Berechnung der dazu notwendigen Zubaumengen
durch die hier gefragten Fachstellen und Institute im Land durchführen zu lassen, die dann
entsprechende Szenarien entwickeln müssten, um die Energiewende in Rheinland-Pfalz unter den
neuen Vorgaben der Transformation bis 2035 bzw. 2040 auf eine belastbare Grundlage zu stellen.



LTWP-1-046 1. Gutes Klima – Saubere Energie

Antragsteller*in: KV Trier
Beschlussdatum: 12.10.2020

Text

Von Zeile 45 bis 46 einfügen:
benötigten Klimaschutztechnologien und schaffen neue, grüne Arbeitsplätze vor Ort.

Wir befürworten eine Beteiligung des Landes an den notwendigen Planungskosten des
Pumpspeicherkraftwerkes RIO. Bei positiver Bewertung des Projektes unterstützen wir die zur
Verwirklichung dieser Infrastrukturmaßnahme erforderlichen finanziellen Beteiligungen.

Begründung

Fomal: Die MV hatte die Einreichung bereits für die Inputphase beschlossen. Der Input wurde jedoch
nicht in den Programmentwurf aufgenommen. Daher soll der Beschluss nun noch einmal erneuert
werden, damit der Passus als Änderungsantrag des Kreisverbandes eingereicht werden kann.

Inhaltlich: Energiewende ohne Stromspeicher ist unmöglich. Eine Energiewende mit Stromproduktion
aus Wind & Sonne benötigt Stromspeicher, welche auf vielfältige Weise realisierbar sind.

Nichtsdestotrotz gibt es aktuell eine Speicherform von Strom, die sich sowohl ökonomisch als auch
ökologisch sinnvoll erwiesen hat. Das Pumpspeicherkraftwerk ist aber gebunden an die vorhandenen
geographischen Gegebenheiten. Geeignete Standorte sind selten, solange man nicht immense
Eingriffe in die Natur vornehmen will.

Eine Energiewende ohne Investitionen des Landes ist unmöglich. Einen geeigneten Standort in RLP
gibt es in der Nähe von Mehring (Landkreis Trier-Saarburg). Die Stadtwerke Trier (SWT) haben diesen
Standort gefunden und seine Entwicklung über Jahre und mit mehreren Millionen Euro
vorangetrieben. Das wichtigste, positive Ergebnis dieses Prozesses ist die uneingeschränkte
Befürwortung dieses Pumpspeicherkraftwerkes durch alle beteiligten Kommunen, Umweltverbände
und Bürger*innen. Die SWT hat über mehrere Jahre Millionen Euro in die Entwicklung des Projektes
gesteckt. Für den Aufbau von Speicherkapazitäten ist eine Landesinvestition notwendig, da das Projekt
aktuell pausiert.

Mit diesem Antrag sprechen wir uns erneut für den Bau des PSKW Rio aus und fordern die
Landesregierung auf, bei positiver ganzheitlicher Bewertung der ökonomischen und ökologischen
Ziele das PSKW zu errichten.

Eine solche Finanzierung ist nicht dasselbe wie die Investitionen in den Hahn oder den Nürburgring,
da es hier nicht um die Unterstützung privater Investoren geht, sondern um ein GRÜNeres Rheinland-
Pfalz.
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Antragsteller*in: Grüne Jugend Rheinland-Pfalz
Beschlussdatum: 24.10.2020

Text

Von Zeile 45 bis 46 einfügen:
benötigten Klimaschutztechnologien und schaffen neue, grüne Arbeitsplätze vor Ort. Außerdem soll
das Landesklimaschutzgesetz soll mit dem Ziel 
überarbeitet werden, dass Rheinland-Pfalz bis spätestens 2035 klimaneutral wird.
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Antragsteller*in: Michael Hauer (KV Trier)

Text

Von Zeile 45 bis 46 einfügen:
benötigten Klimaschutztechnologien und schaffen neue, grüne Arbeitsplätze vor Ort.Erneuerbare sind
heute bereits günstiger als fossile Energieträger. Dieses Potenzial gilt es für den Standort Rheinland-
Pfalz und den Klimaschutz konsequent zu nutzen.
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Antragsteller*in: Martin Schmitt (KV Mayen-Koblenz)

Text

Von Zeile 49 bis 51 einfügen:
müssen verschiedene Sektoren miteinander intelligent vernetzt werden. So kann beispielsweise 
überschüssige Energie zur Erzeugung von Wasserstoff eingesetzt werden, wenn an sonnen- oder
windreichen Tagen mehr Strom produziert als verbraucht wird. 
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Antragsteller*in: Georg Sprung (KV Landau)

Text

Nach Zeile 63 einfügen:
Photovoltaik-Altanlagen, die nach 20 Jahren aus der Förderung fallen, sollen zur Erreichung der
Energiewende weiterlaufen und nicht abgeschaltet werden. Hierzu sollen Batteriespeicher gefördert
werden.

Begründung

>>2021 – Die ersten Photovoltaik-Einspeiseverträge laufen aus

Für die ältesten Photovoltaik-Anlagen in Deutschland läuft die EEG-Förderung aus, und zwar zum 31.
Dezember 2020. Dann bekommen die Besitzer von PV-Anlagen, die mindestens 20 Jahre alt sind, kein
Geld nach EEG mehr für ihren Solarstrom.

Einspeisevergütung nach 20 Jahren zu Ende
Der Startschuss für die Förderung von Photovoltaik-Anlagen war Ende der 1990er-Jahre. Das
Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG) legte feste Fördersätze für Solarstrom fest – und auch die Dauer
der Förderung. Grundsätzlich ist für die Einspeisevergütung nach 20 Jahren Schluss. Das hat der
Gesetzgeber so festgelegt, damit die sogenannte EEG-Umlage irgendwann wieder fällt. Denn über die
EEG-Umlage auf jede Kilowattstunde Strom finanzieren alle Verbraucher den Ausbau der erneuerbaren
Energien mit.

Keine Einspeisung ohne EEG-Förderung
Sie gehören zu den PV-Pionieren und Ihre Anlage ist vor dem 1. Januar 2001 ans Netz gegangen? Dann
läuft für Sie der Countdown, ab Januar 2021 bekommen Sie keine Vergütung mehr für Ihren
Solarstrom. Haben Sie Ihre Anlage später installiert, verschiebt sich das Förderende entsprechend
nach hinten. Aber das Thema „Was tun mit der Solaranlage?“ kommt auch auf Sie zu. Denn speisen Sie
ohne EEG-Förderung einfach weiter Strom ins Netz ein, können Sie Probleme mit dem Netzbetreiber
bekommen.<<
Quelle: https://iam.innogy.com/fuer-zuhause/photovoltaik/eeg-foerderung-laeuft-aus

Z. Zt. gibt es folgende Möglichkeiten für diese, i. d. R. noch funktionsfähigen Solaranlagen:

1. Umrüsten, d. h. Eigenverbrauch (ggf. unter Kauf eines ungeförderten Batteriespeichers) und
Einspeisung ins Netz (Kauf und Einbau neuer Stromkasten und Stromzähler sowie digital steuerbarer
Wechselrichter) zu Preis von ca. 2-4 Ct. und z. Zt. und Zahlung EEG-Umlage (Neuregelung durch BUND
ist im Okt./Nov. 2020 aversiert; Zur Einspeisung ins Netz bedarf es einem Strom-Makler der an der
Strombörse in Leipzig zugelassen ist

2. Umrüsten, d. h. Eigenverbrauch (ggf. unter Kauf eines ungeförderten Batteriespeichers) und keine
Einspeisung ins Netz durch digitale Drosselung der Anlage wenn Baterieschrank voll und
Anlagenleistung über Eigenbedarf; was den Nachhaltigkeitsprinzip Strategien sind Effizienz,
Konsistenz und Suffizienz zuwiderläuft
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3. Abbau und Entsorgung der funktionsfähigen Solaranlagen, was den Nachhaltigkeitsprinzipien
Strategien sind Effizienz, Konsistenz und Suffizienz zuwiderläuft

4. Repowering (Abbau und Entsorgung der funktionsfähigen Solaranlagen und neu bauen) was den
Nachhaltigkeitsprinzipien Strategien sind Effizienz, Konsistenz und Suffizienz zuwiderläuft



LTWP-1-064 1. Gutes Klima – Saubere Energie

Antragsteller*in:
Bernhard Braun (KV Ludwigshafen), Misbah Khan (KV Bad Dürkheim), Anne
Spiegel (KV Speyer), Josef Winkler (KV Rhein-Lahn)

Text

Von Zeile 64 bis 65 einfügen:
Bei Neubauten, Dachsanierungen und neuen Parkplätzen setzen wir daher auf eine Pflicht für
Photovoltaik-Anlagen. Ebenso soll bei umfangreichen Modernisierungen von 
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LTWP-1-071 1. Gutes Klima – Saubere Energie

Antragsteller*in: Jutta Paulus (KV Neustadt-Weinstraße)

Text

Von Zeile 70 bis 71:
dem neuen landesweiten Solarkataster sorgen wir dafür, dass das Potenzial für die Nutzung der
Solarenergie aufgezeigt wird. Die Bürgerenergie wollen wir weiter stärken. Dazu drängen wir auf
Bundesebene auf die Umsetzung der europarechtlichen Vorgaben. Außerdem prüfen wir, wie
Bürgerenergiegemeinschaften in Planungs- und Ausschreibungsverfahren angemessen berücksichtigt
werden können. Denn die Bürgerenergie gestärkt wirdTeilhabe an der Energieversorgung erhöht die
Akzeptanz und die lokale Wertschöpfung.

Begründung

Die im Clean Energy Package verankerten Rechte für die Bürgerenergie hat die Bundesregierung nicht
umgesetzt; wird es vor der Bundestagswahl wohl auch nicht mehr tun. Für die Energiewende hat die
Beteiligung der Bürgerinnen und Bürger immense Bedeutung. Es ist unabdingbar, dass wir Grüne die
kleinen Akteur*innen stärken und die Akzeptanz vor Ort sicherstellen, um die gewaltige
Herausforderung einer beschleunigten Energiewende in allen Bereichen überhaupt stemmen zu
können.
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LTWP-1-072 1. Gutes Klima – Saubere Energie

Antragsteller*in: Peter Kallusek (KV Südliche Weinstraße)

Text

Von Zeile 72 bis 77 löschen:
Auch auf artenarmen Grünland und ertragsarmen Ackerland wollen wir den Bau von Solaranlagen
naturschutzgerecht erweitern. Mit zusätzlicher Agro-Photovoltaik lässt sich die Energiewende sinnvoll
mit der Landwirtschaft verbinden: Auf Agro-PV-Flächen wird einerseits Solarstrom erzeugt und
andererseits können sie weiterhin landwirtschaftlich genutzt werden. Die Agro-PV-Anlagen schützen
zudem die darunter angebauten Kulturen vor Witterungsschäden.

Begründung

LTPW - 1 - 072 Absatz streichen

Agro PV Anlagen benötigen eine hohe Aufständerung, damit darunterliegende Kulturflächen mit
entsprechendem Gerät bearbeitet werden können. Der Aufwand an Ressourcen steht in keinem
Verhältnis zum zu erwartenden Stromertrag. Ein Witterungsschutz bestünde nur bei durchgehend
flächiger Belegung der Gestelle und dann fehlte der Vegetation darunter das Licht. Weiterhin wäre zu
befürchten, dass „Land Grabbing“ durch finanziell potente Investoren weiter befeuert wird, wenn auch
nur kleine Renditen zu erwarten wären. Der Tod weiterer bäuerlicher Familienbetriebe wäre die
unausweichliche Folge.

Alternativ gäbe es genügend Straßen oder Bahnlinien, die auch für diese vorteilsbringend eingehaust
werden könnten. (Wenn man das dem Landschaftsbild antun möchte)
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LTWP-1-073 1. Gutes Klima – Saubere Energie

Antragsteller*in: Michael Hauer (KV Trier)

Text

Von Zeile 72 bis 74 einfügen:
Auch auf artenarmen Grünland und ertragsarmen Ackerland wollen wir den Bau von Solaranlagen
naturschutzgerecht erweitern. Bei der Ausweisung geeigneter Flächen sowie der Entwicklung
entsprechender Flächennutzungspläne sollen die Kommunen beraten und unterstützt werden. Mit
zusätzlicher Agro-Photovoltaik lässt sich die Energiewende sinnvoll mit der Landwirtschaft verbinden:
Auf Agro-
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LTWP-1-077 1. Gutes Klima – Saubere Energie

Antragsteller*in: Uwe Hofmann (KV Mainz-Bingen)

Text

Von Zeile 76 bis 77 einfügen:
weiterhin landwirtschaftlich genutzt werden. Die Agro-PV-Anlagen schützen zudem die darunter
angebauten Kulturen vor Witterungsschäden.
Wir setzen uns dafür ein, dass die rechtlichen Hemmnisse zur Nutzung der Agro-Photovoltaik auf
Bundesebene aufgehoben werden.

Begründung

Derzeit ist sowohl die Doppelnutzung in der Landwirtschaft nicht möglich. Von daher entfallen für mit
Agro-Photovoltaik genutzten Flächen die Agrarförderungen. Gleichzeitig verliert die Fläche den Status
Landwirtschaftliche Vorrangfläche. Ebenso ist eine Fördeung nach dem EEG ausgeschlossen.
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LTWP-1-078 1. Gutes Klima – Saubere Energie

Antragsteller*in: Peter Kallusek (KV Südliche Weinstraße)

Text

Von Zeile 78 bis 80:
Auf Bundesebene setzen wir uns weiter dafür ein, das Erneuerbare-Energien-Gesetz zu
überarbeiten.Bei Novellierungen des Erneuerbare Energien Gesetzes setzen wir uns auf Landes- und
Bundesebene dafür ein, dieses Gesetz „Erneuerbare- Energien- Erzeuger“ freundlicher zu gestalten.
Solaranlagen unter 1 Megawatt installierter Leistung müssen ohne Ausschreibung errichtet werden
dürfen. Das Bundes-Mieterstromgesetz muss 

Begründung

Das EEG ist ein Bundesgesetz, auf dessen Ausgestaltung die Länder über den Bundesrat erheblichen
Einfluss
nehmen können
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LTWP-1-080 1. Gutes Klima – Saubere Energie

Antragsteller*in: Michael Hauer (KV Trier)

Text

Von Zeile 79 bis 81 einfügen:
zu überarbeiten. Solaranlagen unter 1 Megawatt installierter Leistung müssen ohne Ausschreibung
errichtet werden dürfen, um somit Planungssicherheit vor allem für Bürgergesellschaften,
Genossenschaften und Kommunen wieder zu gewährleisten. Das Bundes-Mieterstromgesetz muss
nachgebessert werden, um die Installation von Solaranlagen auf Mietshäusern 
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LTWP-1-085 1. Gutes Klima – Saubere Energie

Antragsteller*in: Peter Kallusek (KV Südliche Weinstraße)

Text

Von Zeile 84 bis 86 einfügen:
Auch brauchen wir einen deutlichen Abbau von Bürokratie bei der Nutzung von Photovoltaik-Anlagen
im privaten wie gewerblichen Bereich. Generell muss sich die Installation und der Betrieb von PV
Anlagen verlässlich und dauerhaft wirtschaftlich rechnen. Das gilt auch für Ü 20 Anlagen, deren
Einspeiseverträge nach 20 Jahren auslaufen. Ebenso werden wir uns dafür einsetzen, dass das
Energiewirtschaftsgesetz grundlegend überarbeitet 

Begründung

Die in der Novelle des EEG 2021 angedachten Vergütungen für PV Anlagen in Höhe des
Jahresmarktpreises
(unter 3 ct.) würde bis 2025 zur Außerbetriebnahme von ca. 1GW Einspeiseleistung führen, weil sich
der Betrieb der Anlagen schlichtweg nicht lohnt. Und selbst diese Vergütung ist laut Gesetzesentwurf
nur bis 2027 garantiert.
Weil aber gut gewartete Anlagen eine Funktionsdauer von 30 Jahren und mehr haben können, muss
eine
EEG Novelle den Weiterbetrieb nach 20 Jahren rentabilisieren, zumal wir auf jede CO2 freie
Energieerzeugung aus Klimaschutzgründen angewiesen sind.
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LTWP-1-088 1. Gutes Klima – Saubere Energie

Antragsteller*in: Jutta Paulus (KV Neustadt-Weinstraße)

Text

Von Zeile 87 bis 88 einfügen:
wird. Dezentrale Speicherung und Netzausregelung sollen rechtlich ermöglicht und
Bürgergenossenschaften und kleine Akteur*innen wie europarechtlich geboten gestärkt werden.

Begründung

Clean Energy Package: Recht auf Eigenverbrauch, Speicherung, bis 30 kW ohne Behinderung, Steuern
und Abgaben. Verkauf in Nachbarschaft muss möglich sein. Energiegemeinschaften dürfen gemeinsam
produzieren, verbrauchen, verkaufen.
Fristen 31.12.20 bzw 30.06.21
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LTWP-1-093 1. Gutes Klima – Saubere Energie

Antragsteller*in: Theresa Gemke (KV Mainz)

Text

Von Zeile 92 bis 93 einfügen:
beim Ausbau der Windenergie mit vorne zu bleiben. Die Beteiligung von Kommunen und
Genossenschaften wollen wir stärken, sodass Anwohner*innen direkt von den Windkraftanlagen
profitieren.

Begründung

Bürger*innenbeteiligung und der direkte Profit durch die Anlagen ist essentiell für die Akzeptanz
dieser, daher finde ich, dass dies hervorgehoben werden sollte.
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LTWP-1-093-2 1. Gutes Klima – Saubere Energie

Antragsteller*in: Michael Hauer (KV Trier)

Text

Von Zeile 92 bis 93 einfügen:
beim Ausbau der Windenergie mit vorne zu bleiben. Die Beteiligung von Kommunen und
Genossenschaften wollen wir stärken. Betroffene Kommunen, d.h. nicht nur die Standortkommunen,
sollen langfristig einen wirtschaftlichen Nutzen haben und damit neue Gestaltungsspielräume
erhalten.
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LTWP-1-098 1. Gutes Klima – Saubere Energie

Antragsteller*in: Michael Hauer (KV Trier)

Text

Von Zeile 97 bis 98 einfügen:
naturschutzfachliche Leitfaden zum Ausbau der Windenergie fortgeschrieben werden. Bei
Genehmigungsverfahren brauchen die Kommunen mehr Unterstützung und die
Genehmigungsbehörden zusätzlich qualifiziertes Personal für eine zügigere Antragsbearbeitung.
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LTWP-1-115 1. Gutes Klima – Saubere Energie

Antragsteller*in: Michael Hauer (KV Trier)

Text

Von Zeile 114 bis 116 einfügen:
schnell das Dreifache an Leistung erzielt werden. Für dieses Repowering bereits bestehender und in
der Bevölkerung akzeptierter Windenergie-Standorte wollen wir die starren Abstandsregeln
standortgerecht aufheben. Bestehende Windparks sollen in den bisherigen Grenzen 
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LTWP-1-134 1. Gutes Klima – Saubere Energie

Antragsteller*in: Michael Hauer (KV Trier)

Text

Von Zeile 133 bis 135 einfügen:
wollen auch die Nutzung von Bioenergie mithilfe digitaler Anwendungen flexibler gestalten. Wichtig
ist uns dabei auch die Unterstützung landwirtschaftlicher Biogasanlagen und kommunaler
Klärschlammaufbereitung, die das wesentlich schädlichere Klimagas Methan aus Wirtschaftsdüngern
beziehungsweise Faulschlämmen auffangen und bedarfsgerecht sowie flexibel zu Strom und Wärme
veredeln. Dafür bedarf es anderer bundesgesetzlicher Regelungen. Smart Grids und intelligente
Stromnetze, müssen gefördert werden, denn damit lassen sich 
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LTWP-1-141 1. Gutes Klima – Saubere Energie

Antragsteller*in: Martin Rothe (KV Südliche Weinstraße)

Text

Von Zeile 140 bis 141 einfügen:
dabei, die Stromversorgung zu sichern. Hier werden wir gezielt Forschungs- und Entwicklungsprojekte
unterstützen.

Das Prinzip Nachhaltigkeit muss überall - und damit auch bei der Digitalisierung Beachtung finden.
Der Energieverbrauch für den Betrieb von Servern weltweit ist längst dabei, den des gesamten
Luftverkehrs zu überrunden. Energie aus regenerativen Quellen allein reicht nicht. Es geht auch um
Regulierung und Begrenzung, da wo es Sinn macht.

Begründung

Klimaschutz erfodert zwingend eine ganzheitliche Sicht, die alles in den Blick nimmt. Leider nimmt in
grünen Programmen seit Jahren der Trend zu, das, was politikstrategisch stört, einfach auszuklammern,
so hier die Problematik des eskalierenden Energieverbrauchs und damit der zunehmenden
Klimabelastung weltweit durch die Digitalisierung.
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LTWP-1-141-2 1. Gutes Klima – Saubere Energie

Antragsteller*in: KV Bad Kreuznach
Beschlussdatum: 29.10.2020

Text

Von Zeile 140 bis 141 einfügen:
dabei, die Stromversorgung zu sichern. Hier werden wir gezielt Forschungs- und Entwicklungsprojekte
unterstützen.
Der Ausstieg aus der Atomenergie und die damit politisch eingeleitete Energiewende in Deutschland
führen zu einem Umbau der Energiewirtschaft. Forderungen nach Rekommunalisierung der
öffentlichen Daseinsvorsorge spielen im gegenwärtigen öffentlichen Diskurs eine zunehmende Rolle.
Daher wollen wir GRÜNE die Netzübernahme durch neue kommunale
Energieversorgungsunternehmen auf allen gemeindlichen Ebenen unterstützen, denn dies bietet nicht
nur die Möglichkeit, die aus dem Netzbetrieb erzielten Gewinne in die Kassen der
Eigentümerkommunen fließen zu lassen, sie impliziert zudem die Chance auf die Sicherung regionaler
Arbeitsplätze bei kommunalen Energieversorgern. Strategische Ziele wie die Umsetzung von
Klimaschutzkonzepten können des Weiteren direkt durch eine Stadt, Verbandsgemeinde oder eines
Landkreises gesteuert und umgesetzt werden.
Wir GRÜNE wollen darüber hinaus, dass sich die Bevölkerung über Energiegenossenschaften am Kauf
der örtlichen Elektrizitäts- und Gasverteilnetze direkt an der Energiewende beteiligen können.

Begründung

wird Stefan Boxler begründen
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LTWP-1-152 1. Gutes Klima – Saubere Energie

Antragsteller*in: Michael Hauer (KV Trier)

Text

Von Zeile 151 bis 153 einfügen:
Sinne der Wertschöpfung wie der Versorgungssicherheit – statt, wie die Bundesregierung, nur auf
Importe zu setzen. So kann z.B. auch der bei der Hydrolyse vor Ort gewonnene Sauerstoff zur
Hygenisierung von Abwässern in kommunalen Kläranlagen eingesetzt werden. Grüner Wasserstoff
bietet großes Potenzial, um verschiedene Sektoren wie den Schwerlast-Verkehr oder industrielle 
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LTWP-1-153 1. Gutes Klima – Saubere Energie

Antragsteller*in: Georg Leufen-Verkoyen (KV Mainz-Bingen)

Text

Von Zeile 152 bis 154 einfügen:
Bundesregierung, nur auf Importe zu setzen. Grüner Wasserstoff bietet großes Potenzial, um
verschiedene Sektoren wie den Schwerlast-Verkehr, Schienenpersonenahverkehr oder industrielle
Produktionsprozesse auf den Weg in Richtung Klimaneutralität zu bringen.

Begründung

eine weitere sinnvolle Nutzung
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LTWP-1-153-2 1. Gutes Klima – Saubere Energie

Antragsteller*in: Ernst-Christoph Stolper (KV Neustadt-Weinstraße)

Text

Von Zeile 152 bis 154:
Bundesregierung, nur auf Importe zu setzen. Grüner Wasserstoff bietet großes Potenzial, um 
verschiedene Sektoren wie den Schwerlast-Verkehr oderinsbesondere industrielle Produktionsprozesse
auf den Weg in Richtung Klimaneutralität zu bringen.

Begründung

Grüner Wasserstoff wird insbesondere in der Chemie und der Stahlindustrie in großem Umfang
benötigt. Für den Schwerlastverkehr sollten vorrangig andere Faktoren (Verlagerung auf die Straße,
direkte Elektrifizierung oder Batterien genutzt werden).
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LTWP-1-160 1. Gutes Klima – Saubere Energie

Antragsteller*in: Michael Hauer (KV Trier)

Text

Von Zeile 159 bis 161 einfügen:
in der Wasserstoffgewinnung und bei der Wasserstofflogistik. Dazu müssen wir nicht nur Landesmittel
bereitstellen und Bundesmittel nutzen, sondern auch gezielt EU-Fördermittel nach Rheinland-Pfalz
lenken und Entwicklungspartnerschaften 
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LTWP-1-168 1. Gutes Klima – Saubere Energie

Antragsteller*in: Martin Rothe (KV Südliche Weinstraße)

Text

Von Zeile 167 bis 168 einfügen:
wenn wir in Turnhallen auf energiesparende LED-Beleuchtung umstellen. Wir werden die Kommunen
auch weiterhin beim Klimaschutz unterstützen.

Auch darin, über das Ordnungsrecht klimaschädigendes Verhalten konsequenter zu unterbinden:
Hierzu gehören beispielsweise das unnötige Offenhalten von Eingangstüren während der Heizsaison
im Bereich Einzelhandel genauso, wie das aktuell diskutierte Aufstellen von extrem klimaschädlichen
gasbetriebenen Wärmestrahlern („Wärmepilzen“) im Außenbereich der Gastronomie, die sich dadurch
erhofft Kunden, die Innenräume wegen der Pandemiesituation meiden, auch über die Wintermonate zu
binden.

Begründung

Hier muss der Grundsatz der intergenerationellen Klimagerechtigkeit greifen: Heute auf das leicht
Verzichtbare zu verzichten, damit unsere Nachkommen nicht auf Unverzichtbares werden verzichten
müssen: Ihre Lebensgrundlagen.

Ein Wärmepilz z.B. emittiert in einer Betriebs-/Wintersaison so viel CO2 wie ein SUV auf 13 000 km 
oder fast die Hälfte der Jahresemissionen eines Deutschen im ganzen Jahr, rund 4-5 Tonnen CO2 ! Die
flächendeckende Aufstellung der Klimakiller wäre somit fatal fürs Klima bzw. das Bestreben bei der
CO2 Reduktion endlich voran zu kommen.

Zweifellos ließe sich in den angesprochenen Fällen problemlos durch simple Maßnahmen wie Türen
schließen, warme Kleidung, Decken, Wärmflaschen etc. klimafreundlich Abhilfe schaffen.

Das Umweltbundesamt sprach sich bereits 2009 für ein generelles Verbot von gasbetriebenen
Wärmestrahlern aus:

- "Nach Ansicht des Umweltbundesamtes wäre auch ein bundesweites Verbot der Nutzung der
Heizstrahler europa- und verfassungsrechtlich möglich. Die Minderung des Treibhausgasausstoßes für
das Weltklima ist wichtig. Geräte zu betrei- ben, die keinen essentiellen Nutzen haben und dabei
zusätzliche Treibhausgasemissionen verursachen, läuft diesem Ziel zuwider. Die mit einem Verbot von
Terrassenheizstrahlern verbundenen geringen Einschränkungen dürften hinnehmbar sein. Die
Grundrechte des Einzelnen blieben gewahrt".

In Zeiten des intensiven Klimaschutzes gilt es als überholt, Außenbereiche zu beheizen, während wir
uns mit großem Aufwand bemühen, beim Beheizen von Innenräumen Energie zu sparen. Führen wir
uns zudem die Erkenntnisse des „Vierten Sachstandsberichts der Zwischenstaatlichen
Sachverständigengruppe über Klimaänderungen“ (IPCC-Bericht3) vor Augen, so wird klar, dass es aus
Sicht des Klimaschutzes nicht vertretbar ist, ein klimaschädliches Gerät zu nutzen, welches keinen
essentiellen Nutzen aufweist. (Umweltbundesamt, 2009)
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LTWP-1-169 1. Gutes Klima – Saubere Energie

Antragsteller*in: Michael Hauer (KV Trier)

Redaktionelle Änderung

redaktionelle Ergänzung und Korrektur bzgl. der Aufgaben der EA RLP

Text

Von Zeile 169 bis 171:
Die Energieagentur berät Kommunen und mittelständische Unternehmen unter anderem, wenn es
darum geht, Klimaschutzkonzepte zu erstellen, FörderkonzepteFördermittel zu beantragen, E-Mobilität
zu fördern oder Nahwärmenetze zu errichten. Die Energieagentur vernetzt und 
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LTWP-1-171 1. Gutes Klima – Saubere Energie

Antragsteller*in: Michael Hauer (KV Trier)

Text

Von Zeile 170 bis 173 einfügen:
Klimaschutzkonzepte zu erstellen, Förderkonzepte zu beantragen, E-Mobilität zu fördern oder
Nahwärmenetze zu errichten. Sie unterstützt die Kommunen auch bei der Bauleitplanung, z.B. bei der
Entwicklung energetischer Quartierskonzepte oder der Flächennutzungsplanung für Erneuerbare
Energien. Die Energieagentur vernetzt und koordiniert die einzelnen Aktionen, Aktivitäten und
Projekte im Land und hilft den Kommunen bei der Bewertung ihrer Klimaschutzerfolge. Diese Stärken
wollen wir weiter nutzen und die Energieagentur und ihre acht 
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LTWP-1-178 1. Gutes Klima – Saubere Energie

Antragsteller*in: Jeanette Klein (KV Rhein-Pfalz)

Text

Von Zeile 177 bis 181:
Förderung für die Kommunen fort. Außerdem wollen wir sie noch stärker darin unterstützen, eigene
CO2-Bilanzen und Divestment-Strategien umzusetzen. Gemeinsam setzen wir uns auf Bundesebene
dafür ein, dass alle Kommunen haupt- oder ehrenamtliche Klimaschutzmanager*innen bekommen. Im
Land werden wir die Fortbildung von Verwaltungsmitarbeiter*innen für den Klimaschutz unterstützen.

Gemeinsam setzen wir uns auf Bundesebene für eine hohe Lohnkostenbezuschussung für
Klimaschutzmanager, insbesondere für strukturschwache Gemeinden ein, damit alle Gemeinden
Klimaschutzmanager * innen bekommen.

Im Land werden wir darüber hinaus die Fortbildung von Verwaltungsmitarbeiter*innen für den
Klimaschutz unterstützen.

Begründung

Für die kurze Zeit, die uns noch bleibt, um beim Klimaschutz etwas zu bewegen, ist es unerlässlich,
dass Klimaschutzmanager* innen sich vollumfänglich und im Rahmen einer Vollzeitstelle (oder
mehreren Teilzeitstellen) auf diese Arbeit konzentrieren können, und die Gemeinden nicht
Klimaschutzmanagement als eine Alibi-Tätigkeit begreifen, die so nebenbei mitgemacht werden kann
von einer Verwaltungsfachkraft mit anderen Schwerpunktthemen.
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LTWP-1-182 1. Gutes Klima – Saubere Energie

Antragsteller*in: Theresa Gemke (KV Mainz)

Text

Von Zeile 182 bis 184:
In Rheinland-Pfalz sollen an verschiedenen Stellen Erkundungsbohrungen zur Gewinnung von Erdöl
stattfinden. Wir sprechen uns gegen neue Ölbohrungen aus.Wir sprechen uns gegen neue
Erkundungsbohrungen zur Gewinnung von Erdöl in Rheinland-Pfalz aus. Zum Schutz des Klimas
wollen wir Öl und Gas im Boden lassen. Bundespolitisch 

Begründung

Der erste Satz klingt ein wenig so als würden wir Erkundungsbohrungen fordern. Im Kontext wird es
dann zwar klar was gemeint ist, aber ich denke die Formulierung könnte günstiger sein.
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LTWP-1-188 1. Gutes Klima – Saubere Energie

Antragsteller*in: Theresa Gemke (KV Mainz)

Text

Von Zeile 187 bis 189 einfügen:
Wir wollen weiterhin dafür sorgen, dass das Land die Kommunen bei Stadtgrün-Projekten und der
Vergabe von Grünpatenschaften fördert, um grüne und blaue Klima- und Erholungsoasen in den
Städten zu schaffen. Alle Kläranlagen mit genügend Potenzial wollen wir zur Erzeugung 

Begründung

Grünpatenschaften stellen meiner Meinung nach eine gute Möglichkeit dar, um Bürger*innen direkt an
der Stadtgestaltung und dem Klima- und Umweltschutz zu beteiligen.

Beispiel Speyer: https://www.speyer.de/de/standort/stadtentwicklung/gruenpatenschaften/

Digitale Landesdelegiertenversammlung am 5./6. Dezember 2020



LTWP-1-191 1. Gutes Klima – Saubere Energie

Antragsteller*in: LAG Soziales & Gesundheit
Beschlussdatum: 24.10.2020

Text

Von Zeile 190 bis 191 einfügen:
von Biogas und Richtung Energieautarkie umrüsten und dezentrale Wasserstoff-Erzeugung und
Nutzung weiterentwickeln.

„Wir wollen, dass SGB-II-Leistungsbezieher*innen als Erstausstattung Haushaltsgeräte der höchsten
Energieeffizienzklasse erhalten. Wir werden die Beratung der Verbraucherzentrale und
Landesförderprogramme mit den Jobcentern vernetzen.

Begründung

Grundsicherungsempfänger*innen erhalten als Erstausstattung in der Regel gebrauchte Elektrogeräte
(Kühlschrank, Herd, Waschmaschine) schlechter Energieeffizienzklassen. Die Stromkosten zahlen
Grundsicherungsempfänger*innen später aus dem Regelbedarf. Es entspricht der sozialen und
ökologischen Vernunft, hier energieeffiziente Geräte vorzusehen.
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LTWP-1-197 1. Gutes Klima – Saubere Energie

Antragsteller*in: Jutta Paulus (KV Neustadt-Weinstraße)

Text

Von Zeile 196 bis 199:
bauen, bei Sanierungen streben wir diesen Standard wo technisch möglich an. Alle landeseigenen
Gebäude, auf denen dies Sinn machtsinnvoll ist, werden wir mit Photovoltaik und Solarthermie
ausstatten. Für bestehende Gebäude in Besitz des Landes wollen wir einen Sanierungsfahrplan hin zur
Klimaneutralität erstellen. Im Beschaffungswesen wollen wir Kriterien für die Klimafreundlichkeit der
benötigten Produkte aufnehmen. Den Klima-Fußabdruck der Landesverwaltung wollen wir im Bereich 
Mobilität durch Anreize für die Fahrradnutzung, verstärkte Nutzung des öffentlichen Verkehrs und den
Umstieg auf Elektromobilität für die verbleibenden Pkw-Fahrten verringern. Auch bei der Verpflegung
wollen wir Klimaschutz in den Blick nehmen: in Kantinen und Cafeterias sollen vermehrt
pflanzenbasierte, regional produzierte Lebensmittel angeboten werden.

Begründung

Klimaschutz ist mehr als Strom und Heizung.

Digitale Landesdelegiertenversammlung am 5./6. Dezember 2020



LTWP-1-199 1. Gutes Klima – Saubere Energie

Antragsteller*in: Theresa Gemke (KV Mainz)

Text

Von Zeile 198 bis 199 einfügen:
und Solarthermie ausstatten. Für bestehende Gebäude in Besitz des Landes wollen wir einen 
Sanierungsfahrplan hin zur Klimaneutralität erstellen.
Ein wichtiges Instrument, um nachhaltiges Wirtschaften zu fördern, ist ein effektiver CO2-Preis. Daher
wollen wir uns auf Bundesebene dafür einsetzen, dass der CO2-Preis auf ein effektives Niveau (180€/
Tonne) angehoben wird.
Als Übergangslösung können dem Land und den Betrieben in Rheinland-Pfalz zudem CO2-
Schattenpreise dienen langfristig nachhaltig planen zu können.

Begründung

Der derzeitig von der Bundesregierung angestrebte CO2-Preis ist deutlich zu niedrig um effektiv
nachhaltiges Handeln zu fördern (s. Umweltbundesamt: https://www.umweltbundesamt.de/sites/
default/files/medien/376/publikationen/factsheet_co2-bepreisung_in_deutschland_2019_08_29.pdf).

Daher sollten wir uns auf Bundesebene für eine Erhöhung des Preises einsetzen und in Rheinland-
Pfalz bereits jetzt eine Wirtschaft anstreben, die mit einem höheren CO2-Preis rechnet und danach
plant.
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LTWP-1-208 1. Gutes Klima – Saubere Energie

Antragsteller*in: Owe-Karsten Lorenz (KV Speyer)

Text

Von Zeile 207 bis 208 einfügen:
der praktischen Umsetzung der energetischen Gebäudemodernisierung mit einer EnEV-
Durchführungsverordnung unterstützen. Die Möglichkeiten der Nutzung oberflächennaher Erdwärme
bei der Erstellung von Bebauungsplänen stärker berücksichtigen. In geologisch begünstigten Gebieten
zudem die Tiefen-Geothermie als regenerative Energiequelle abschöpfen.

Begründung

Auch unter unseren Füßen steht quasi unendlich Energie in Form von regenerativer Erdwärme zur
Verfügung. Dieser ständige Wärmestrom aus der Erdmitte kann oberflächennah durch Erdsonden
angezapft werden, um Wohnhäuser und Gewerbebauten zu beheizen. Die Nutzung der Tiefen-
Geothermie bietet sich insbesondere im Rheintalgraben an, weil hier der geothermische Gradient
besonders groß ist. Das ermöglicht besonders effiziente Kraftwerke zu bauen, die Tausende Haushalte
mit elektrischem Strom und Hunderte im Umfeld mit Wärme regenerativ versorgen.
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LTWP-1-208-2 1. Gutes Klima – Saubere Energie

Antragsteller*in: Peter Kallusek (KV Südliche Weinstraße)

Text

Von Zeile 208 bis 210:
Wir wollen den Anteil der Erneuerbaren Energien an der Wärmeversorgung erhöhen und hier auch
regionale Besonderheiten, wie bspw. den Einsatz von Tresterkraftwerken in Weinbaugebieten zur
klimafreundlichen Pelletproduktion fördern.

Wir wollen den Anteil der Erneuerbaren Energien an der Wärmeversorgung erhöhen. Eine durch das
Land finanzierte kommunale Wärme- und Kälteplanung soll die 

Begründung

Trester ist eine hochwertiger selbstbindender klimaneutraler Energieträger, dem zur Pelletproduktion
keine zusätzlichen Klebemittel beigefügt werden müssen. Die Heizkraft liegt über der von Buchenholz.

Verwendet man die Hälfte als wiedereinzubringenden Dünger in die Weinberge und die andere Hälfte
zur Kraft-Wärmeproduktion ergibt sich folgende Rechnung:

Tresterpelletnutzung aus Weinbergen:

Berechnungseinstieg: Mittlere Annahmen: 12.500 Ltr/10.000 m² QBA-Wein; 190 kg Trester je 1000 kg/
Liter Wein; 4.000 t Trester = 1.800 t Pellets; 1 kg Trester = 5 KWh Heizleistung;

Hälfte des Tresters soll zur Düngung verwendet werden (50 %). Nutzung der restlichen 50 % zur Kraft-
Wärmeproduktion:

Aus 190.000 km² Weinbaufläche würden über 40.000 KWh Wärmeenergie gewonnen werden, die lokal
genutzt, viele Holzimporte zur Pelletproduktionersetzen würden, womit ein weitererwesentlicher CO2-
Einspareffekt erwirkt werden kann.
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LTWP-1-230 1. Gutes Klima – Saubere Energie

Antragsteller*in: Jutta Paulus (KV Neustadt-Weinstraße)

Text

Von Zeile 229 bis 235:
dafür ein, dass die Bundesregierung mit Frankreich und Belgien bilaterale Verhandlungen zur
Abschaltung der grenznahen Pannenreaktoren aufnimmt. Bei grenznahen Atomkraftwerken muss
auchGemäß der geltenden ESPOO-Konvention hat die Bevölkerung auch jenseits der Grenze ein
Mitspracherecht hinsichtlich der Sicherheitsanforderungen bekommen und. Alle
Laufzeitverlängerungen müssen mit einer grenzüberschreitenden Umweltverträglichkeitsprüfung
einhergehen. Wir werden die Zivilgesellschaft bei anstehenden Verfahren frühzeitig informieren und
organisatorisch unterstützen. Außerdem werden uns auf Bundesebene weiterhin für einen Exportstopp
von Kernbrennstoffen in grenznahe Risikomeiler 

Begründung

Espoo-Konvention gilt ohnehin schon.
https://www.nuklearesicherheit.de/europa-und-internationales/grenzueberschreitende-
umweltpruefungen/

Bürger*innen sind aber oft mit den Verfahren überfordert.
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LTWP-1-243 1. Gutes Klima – Saubere Energie

Antragsteller*in: Michael Hauer (KV Trier)

Text

Von Zeile 242 bis 244:
Die Strahlung des Atommülls bleibt nach dem Atomausstieg ein hohes Risiko für zehntausende
Generationenzukünftige Generationen, mit unkalkulierbaren finanziellen Belastungen für öffentliche
Haushalte und Steuerzahler, die nicht durch die Atomstromproduzenten übernommen werden. Die
bundesweit ergebnisoffene Suche nach einem Endlager mit der bestmöglichen Sicherheit muss in
einem wissenschaftsbasierten 
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LTWP-5-044 5. Starke Familien – Beteiligte Jugend

Antragsteller*in: LAG Wirtschaft & Finanzen
Beschlussdatum: 29.10.2020

Text

Von Zeile 44 bis 46:
Es soll selbstverständlich sein, auch von zu Hause arbeiten zu können, um Arbeit und Familie besser
unter einen Hut zu bekommen. Wenn keine wichtigen Gründe dagegensprechen sollen
Arbeitnehmer*innen ein Recht auf Homeoffice haben.

Es soll selbstverständlicher werden, auch von mobil zu arbeiten. Um die Vereinbarkeit von Arbeit und
Familie zu gewährleisten, sollen die Möglichkeiten von zuhause oder unterwegs zu arbeiten für
Arbeitnehmer*innen und Arbeitgeber*innen verbessert werden.

Begründung

Unternehmer*innen tragen Verantwortung für Arbeitsabläufe. Teamwork, Gesprächsrunden oder das
Beschaffen von Informationen und Arbeitsmaterialien gehören genauso zum Arbeitsalltag vieler
Arbeitnehmer*innen wie die Arbeit am Computer. Und auch das Zusammensein mit Mitarbeiter*innen
hat für ein mittelständisches Unternehmen einen hohen Wert.

Die Kosten die mit der Einrichtung eines Arbeitsplatzes, unabhängig ob dieser Zuhause oder im Büro
ist, sind hoch. Dazu zählen neben dem Computer die dafür erforderlichen Lizenzen, Schreibtisch, Stuhl
und wie ist es mit (schnellem und immer bereiten) Internetzugang, Telefon. Hinzu kommen
Versicherungen, etc. Zudem kommt hinzu, dass die Gesundheitsvorsorge am Arbeitsplatz auch für einen
Heimarbeitsplatz gilt.

Schließlich kommt die Datenschutzfrage, die in vielen Fällen für die/den Arbeitgeber*in mit hohem
Kostenaufwand verbunden ist.

Die Corona-Pandemie hier viel in Bewegung gesetzt. Warum sollen wir diese Bewegung gleich
regulieren? Warum nicht erstmal die Entwicklungen abwarten. Denn es gibt auch viele Bereiche in
denen mobile Arbeitsplätze ganz im Sinne von Arbeitgeber*in und Arbeitnehmer*in sind und
vollkommen von selbst eingerichtet werden können.

Wir werden in den kommenden Jahren eine erhebliche Belastung der Wirtschaft und des Mittelstandes
haben, um die Klimaziele zu erreichen. Zudem haben wir derzeit eine aufgrund der Pandemie sehr
instabile Wirtschaft und es ist noch nicht absehbar, wie diese sich in Zukunft entwickelt. Der
Rechtsanspruch würde aber vor allem KMU treffen und eben nicht große Unternehmen.
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LTWP-5-046 5. Starke Familien – Beteiligte Jugend

Antragsteller*in: Ernst-Christoph Stolper (KV Neustadt-Weinstraße)

Text

Von Zeile 45 bis 46 einfügen:
und Familie besser unter einen Hut zu bekommen. Wenn keine wichtigen Gründe dagegensprechen
sollen Arbeitnehmer*innen ein Recht auf Homeoffice haben. Um die Umsetzung des Rechts auf
Homeoffice und mobiles Arbeiten sicherzustellen, wollen wir Unternehmen bei der Digitalsierung der
Arbeitsabläufe einschließlich Datensicherheit und Arbeitsschutz unterstützen.

Begründung

In vielen Unternehmen sind trotz der ad-hoc-Lösungen zu Corona-Zeiten die Arbeitsabläufe nicht so
gestaltet, dass eine datenschutz- und arbeitsrechtskonforme Umsetzung von Homeoffice und Mobilem
Arbeiten auf Dauer gewährleistet ist. Deshalb droht der Rückgang von Homeoffice und Mobilem
Arbeiten nach Ende der Corona-Krise. Neben dem Rechtsanspruch als wesentlichem Treiber bedarf es
der Unterstützung der Unternehmen bei der Umsetzung dauerhafter Lösungen. Dies können sowohl
Beratungsangebote sein als auch politische Initaitiven für regulative Lösungen.
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LTWP-5-065 5. Starke Familien – Beteiligte Jugend

Antragsteller*in: Gunther Heinisch (Antragskommission)

Text

Von Zeile 65 bis 68 löschen:
In Rheinland-Pfalz leben rund 250.000 Kinder in armen Familien. Sie leiden nicht nur unter einem
Mangel an finanziellen Mitteln, sondern auch unter Isolation und Ausgrenzung. Um Kinderarmut
effektiv zu bekämpfen, benötigen wir dringend eine bundesweite Kindergrundsicherung, die den
Mindestbedarf der Kinder deckt. 

Begründung

Die im ersten Satz angegebene Zahl wurde noch während der Antragsfrist mit einem Kommentar in
Frage gestellt. Daraufhin konnte die Herkunft der Zahl und die Methode der Ermittlung dieser
Zahlenangabe für RLP nicht zufriedenstellen geklärt werden. Daher soll mit dem Verfahrensvorschlag
die Streichung der beiden Sätze empfohlen werden, um im Wahlprogramm keine ungesicherte
Zahlenangabe zu nennen.
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LTWP-5-107 5. Starke Familien – Beteiligte Jugend

Antragsteller*in: Kerstin Claus (KV Mainz-Bingen)

Text

Von Zeile 106 bis 110:
Wir werden den Schutz von Kindern und Jugendlichen vor Vernachlässigung und Gewalt weiter
ausbauen. Wir wollen einen Pakt gegen den sexuellen Missbrauch von Kindernsexualisierte Gewalt
gegen Kinder und Jugendlichen in Rheinland-Pfalz, um eine wirksame Prävention und eine
flächendeckende kindgerechte Intervention und Nachsorge in Fällen sexuellen Missbrauchs zu
gewährleisten. Dabei müssen Kinder, Eltern, Schulen, Polizei, Jugendämter, 

Begründung

Die im Bundestag am 30.10.2020 in erster Lesung eingebrachte Strafrechtsreform sieht die
begriffliche Neufassung des Tatbestandes 'sexueller Missbrauch' vor. Durchgängig wird nun von
'sexualisierter Gewalt gegen Kinder und Jugendliche' gesprochen. Dies sollte auch unser
Wahlprogramm reflektieren. Einmal, weil es keinen 'sexuellen Ge-'brauch' von Kindern geben kann.
Zum anderen weil über die Unterscheidung von hands-on und hands-off Delikten der Begriff der
'sexualisierten Gewalt' umfassender alle möglichen Tatbereiche umfasst.

Der Begriff der 'Nachsorge' ist wesentlich, da bereits mit der Intervention und begleitend zu allen
rechtlichen Verfahren, denen sich Kinder und Jugendliche ausgesetzt sehen, eine traumazentrierte
kindgerechte Begleitung sowohl psychotherapeutisch wie auch im Alltag von betroffenen Kindern und
Jugendlichen erfolgen muss. Das staatliche Interesse der Strafverfolgung darf nicht zu Lasten des
Gesundheitsschutzes von Kindern und Jugendlichen gehen.
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LTWP-5-130 5. Starke Familien – Beteiligte Jugend

Antragsteller*in: Kerstin Claus (KV Mainz-Bingen)

Text

Von Zeile 129 bis 132:
Schwerpunktstaatsanwaltschaften und -gerichte an, die mit vereinter Kraft die Strafverfolgung von
sexualisierter Gewalt übernehmen Kindgerechte Verfahren erreichen wir über die Stärkung der Aus-
und Weiterbildung von Verfahrensbeteiligten sowie die gezielte Evaluation von Verfahren. Wir werden
die Kinderschutzdienste flächendeckend ausbauen und dafür sorgen, dass Traumaambulanzen im Falle 
eines sexuellen Missbrauchssexualisierter Gewalt auch Kindern und Jugendlichen schnell Hilfe leisten.

Begründung

Insbesondere in straf- und familiengerichtlichen Verfahren greifen Richter*innen auf die Expertise von
Gutachtern zurück. Leider fehlt es aber in Rheinland-Pfalz an Lehrstühlen für Gerichtspsychologie. 
Gutachter*innen sind vielfältig nicht auf dem aktuellen Stand der wissenschaftlich-medizinischen
Forschung, mit Nachteilen für Betroffene in gerichtlichen Verfahren. Dies betrifft sowohl
gutachterliche Bewertungen im Bereich der Aussagepsychologie aber auch komplexer Traumafolgen. 
Kindgerechte Justitz braucht Qualitätssicherung, sowohl über die Aus- und Weiterbildung von
Jurist*innen und Gutachter (oben zusammengefasst unter 'Verfahrensbeteiligte' sowie über die
Evaluation gerichtlicher Verfahren. Beide Punkte habe ich über die vorgenommenen
Änderungsvorschläge versucht abzudecken.
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LTWP-5-134 5. Starke Familien – Beteiligte Jugend

Antragsteller*in:
Bernhard Braun (KV Ludwigshafen), Misbah Khan (KV Bad Dürkheim), Anne
Spiegel (KV Speyer), Josef Winkler (KV Rhein-Lahn)

Text

Von Zeile 134 bis 135 löschen:
In den vergangenen Jahren haben die Gefahren für das Kindeswohl zugenommen. Kinder und ihre
Familien in Not benötigen professionelle individuelle Angebote, 
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LTWP-5-151 5. Starke Familien – Beteiligte Jugend

Antragsteller*in: AK Behindertenpolitik
Beschlussdatum: 14.10.2020

Text

Von Zeile 150 bis 151 einfügen:
zur Erziehung einerseits und der Leistungen zur Teilhabe andererseits weiterhin zur Anwendung
kommen.
Menschen mit Behinderungen fehlt häufig die notwendige Unterstützung für ein Leben mit Kindern.
Wir werden Angebote für Elternassistenz ausbauen und fördern.
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LTWP-5-157 5. Starke Familien – Beteiligte Jugend

Antragsteller*in: Kerstin Bommersbach (KV Landau)

Text

Von Zeile 156 bis 158 einfügen:
Aufenthalts- und Bewegungsflächen in den Kommunen erhalten und neue schaffen. Dafür werden wir
erneut ein Förderprogramm für naturnah und barrierefrei gestaltete Spielflächen auflegen. Wir wollen,
dass öffentliche Einrichtungen familiengerecht organisiert 

Begründung

Auf Spielplätzen treffen sich Menschen unterschiedlichen Alters, verschiedener Gesellschaftsschichten
und Menschen mit und ohne Behinderung. Um auch körperlich eingeschränkten Menschen
(Spielplätze können für Kinder und Erwachsene gestaltet werden) gesellschaftliche Teilhabe zu
ermöglichen, sollen Spielplätze von Beginn an und als Gesamtkonzept barrierefrei geplant werden.

Weitere Infos:
https://behinderung.org/barrierefreie-spielplaetze.htm
https://www.myhandicap.de/partnerschaft-behinderung/familie/kinder-handicap/barrierefreier-
spielplatz/
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LTWP-5-179 5. Starke Familien – Beteiligte Jugend

Antragsteller*in: Grüne Jugend Rheinland-Pfalz
Beschlussdatum: 24.10.2020

Text

Von Zeile 178 bis 180 einfügen:
bieten jungen Menschen Freiräume und Gestaltungsmöglichkeiten. Im Rahmen der Jugendstrategie
soll die Jugendarbeit vor Ort weiter ausgebaut werden und gerade auf dem Land muss in jedem Dorf
ein Jugendraum zur Verfügung stehen. Junge Menschen brauchen auch vor Ort Räume und Angebote –
dafür muss das Land die 
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LTWP-5-198 5. Starke Familien – Beteiligte Jugend

Antragsteller*in:
Bernhard Braun (KV Ludwigshafen), Misbah Khan (KV Bad Dürkheim), Anne
Spiegel (KV Speyer), Josef Winkler (KV Rhein-Lahn)

Text

Von Zeile 197 bis 198:
Änderung des Landesgesetzes zur Stärkung des Ehrenamts in der Jugendarbeit die Erstattung des
Verdienstausfalls auf ein zeitgemäßes Niveauweiter anheben.
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LTWP-7-003 7. Starke Gesundheitsversorgung – Verlässliche Pflege

Antragsteller*in: KV Bad Kreuznach
Beschlussdatum: 29.10.2020

Text

Von Zeile 2 bis 4 einfügen:
Krankenhaus zu kommen? Wie und wo kann ich mein Kind sicher und geborgen auf die Welt bringen?
Können die, die mich medizinisch und pflegerisch versorgen sollen, das unter den Arbeitsbedingungen
überhaupt zuverlässig leisten? Diese Fragen, die durch die 

Begründung

Die pflegerische Versorgung ist gefährdeter als die medizinische. Also bitte mitbenennen
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LTWP-7-010 7. Starke Gesundheitsversorgung – Verlässliche Pflege

Antragsteller*in: Katharina Binz (KV Mainz)

Text

Von Zeile 9 bis 14:
GRÜNE Gesundheitspolitik orientiert sich an der Situation und den Bedürfnissen der Menschen, die
Hilfe brauchen. Alle Rheinland-Pfälzer*innen sollen von einer qualitativ hochwertigen , 
bedarfsgerechten und erreichbaren VersorgungslandschaftGesundheitsversorgung profitieren können.
Dazu gehört auch, dass diese EinrichtungenGesundheitsversorgung ohne Hürden und unabhängig von
Alter, sozialem Status, Herkunft oder Geschlecht für alle zugänglich sindist – auf dem Land ebenso wie
in der Stadt. Es muss gewährleistet sein, dass in ganz 
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LTWP-7-016 7. Starke Gesundheitsversorgung – Verlässliche Pflege

Antragsteller*in: Michael Lichter (KV Trier)

Text

Von Zeile 15 bis 21 löschen:
Rheinland-Pfalz ein flächendeckendes Netz an Rettungsdiensten und Notärzt*innen besteht. Zum
Beispiel setzen wir uns dafür ein, dass auch in dünn besiedelten Gebieten jederzeit und schnell ein
geeignetes Rettungsmittel verfügbar ist. Dazu kann ergänzend auch die Einrichtung eines 24 Stunden
einsatzbereiten Rettungshubschraubers mit Nachtflugtauglichkeit an einem geeigneten Standort
beitragen. Wir wollen deshalb nicht nur für eine hochwertige Ausbildung, sondern auch für attraktive
Arbeitsbedingungen sorgen und setzen uns unter anderem für 
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LTWP-7-017 7. Starke Gesundheitsversorgung – Verlässliche Pflege

Antragsteller*in: Holger Wolf (KV Neuwied)

Text

Von Zeile 16 bis 18 einfügen:
besteht. Zum Beispiel setzen wir uns dafür ein, dass auch in dünn besiedelten Gebieten jederzeit und
schnell ein geeignetes Rettungsmittel verfügbar ist. Damit Rettungswagen jederzeit zu Notfällen
ausrücken können, wollen wir die Praxis beenden, dass diese für nicht lebensbedrohliche Notfälle wie
z.b ambulante Behandlungen oder Verlegungsfahrten eingesetzt werden. Dazu kann ergänzend auch
die Einrichtung eines 24 Stunden einsatzbereiten 
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LTWP-7-029 7. Starke Gesundheitsversorgung – Verlässliche Pflege

Antragsteller*in: Katharina Binz (KV Mainz)

Text

Von Zeile 28 bis 30:
hohen Renditen, sondern die Menschen – als Patient*innen und als Gesunde, die Krankheiten
vermeiden wollen – im Mittelpunkt unserer Gesundheitspolitik.[Leerzeichen]
Wir wollen das aktuelle Krankenhausfinanzierungssystem (DRG-System) grundlegend reformieren.

Begründung

Erwähnung Reform DRG gehört auch vorne in den einleitenden Abschnitt zur Generalkritik
Gesundheitssystem
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LTWP-7-038 7. Starke Gesundheitsversorgung – Verlässliche Pflege

Antragsteller*in: Theresa Gemke (KV Mainz)

Text

Von Zeile 37 bis 39:
Gesundheitsdienst (ÖGD) sind. Uns allen wurde deutlich, welch bedeutende Rolle die
Gesundheitsämter haben,. Wir GRÜNE wollen deswegen starke und personell sowie technisch gut
ausgestattete Gesundheitsämter.
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LTWP-7-052 7. Starke Gesundheitsversorgung – Verlässliche Pflege

Antragsteller*in: Michael Hauer (KV Trier)

Text

Von Zeile 51 bis 53 einfügen:
einsetzen, um allen Bürger*innen eine gute Versorgung und einen raschen Zugang zu
gesundheitlichen Leistungen zu ermöglichen und eine sozial gerechete sowie familienfreundliche
Verteilung von Beiträgen und Versorgungskosten zu etablieren. So lange dieser Systemwechsel
bundesweit nicht erreicht ist, wollen wir den Beamt*innen und Richter*innen, die 
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LTWP-7-055 7. Starke Gesundheitsversorgung – Verlässliche Pflege

Antragsteller*in: Michael Lichter (KV Trier)

Text

Von Zeile 54 bis 55 einfügen:
sich bisher privat versichern müssen, landesgesetzlich ein Wahlrecht für den Zugang zur Gesetzlichen
Krankenversicherung eröffnen.

Notfallversorgung verbessern

Auch in dünn besiedelten Gebieten muss jederzeit und schnell ein geeignetes Rettungsmittel zur
Verfügung stehen. Hierzu wollen wir insbesondere das First-Responder-System ausbauen. Ergänzend
kann dazu auch die Einrichtung eines 24 Stunden einsatzbereiten Rettungshubschraubers mit
Nachtflugtauglichkeit an einem geeigneten Standort beitragen.

Darüberhinaus muss jeder Mensch in die Lage versetzt werden, einer hilfebedürftigen Person die
notwendige Erste Hilfe zukommen zu lassen. Jede*r Schüler*in soll hierzu in der Mittelstufe einen
Erste-Hilfe-Kurs absolvieren.
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LTWP-7-068 7. Starke Gesundheitsversorgung – Verlässliche Pflege

Antragsteller*in: Theresa Gemke (KV Mainz)

Text

Von Zeile 67 bis 68 einfügen:
umgesetzt und wir wollen eine Ausweitung auf weitere Standorte erreichen. Auf lange Sicht möchten
wir eine zweite Universitätsmedizin aufbauen. Dabei muss gewährleistet sein, dass den Kliniken die
nötigen finanziellen Mittel zur Verfügung stehen, um eine erfolgreiche Lehre ermöglichen zu können.

Begründung

In den letzten Jahren war die Lehre an der Universitätsmedizin in Mainz chronisch unterfinanziert,
worunter diese stark gelitten hat und die Studierenden nicht optimal ausgebildet werden konnten.
Daher gingen Anfang des Jahres Medizinstudierende auf die Straße.
Wir müssen als Ziel mehr Studienplätze haben, aber wir müssen auch sicherstellen, dass den
Studierenden, die diese Plätze dann erhalten, auch ein erfolgreiches Studium möglich ist.
Teilstudienplätze sind keine akzeptable Dauerlösung.
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LTWP-7-113 7. Starke Gesundheitsversorgung – Verlässliche Pflege

Antragsteller*in:
Daniel Köbler (KV Mainz), Katharina Binz (KV Mainz), Armin Grau (KV Rhein-
Pfalz)

Text

Nach Zeile 113 einfügen:
Unser Ziel ist die bestmögliche Versorgung von Patient*innen mit akuten und lebensbedrohlichen
Erkrankungen und Verletzungen und eine dafür angemessene Finanzierung der versorgenden
Krankenhäuser. Die Notfall- und Intensivmedizin ist für die Gesundheitsversorgung der Bevölkerung
und das Retten von Leben unverzichtbar. Maximalversorger wie die Universitätsmedizin in Mainz
halten rund um die Uhr ihre hochspezialisierten medizinischen Leistungen für akute Notfälle vor. Die
Notfall- und Intensivmedizin darf nicht länger unter dem Damoklesschwert rein
betriebswirtschaftlicher Kostenbetrachtung stehen, sondern muss als öffentliche Daseinsvorsorge
anerkannt und ausreichend, auch aus Steuermitteln, finanziert werden.
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LTWP-7-141 7. Starke Gesundheitsversorgung – Verlässliche Pflege

Antragsteller*in: LAG Soziales & Gesundheit
Beschlussdatum: 24.10.2020

Text

Von Zeile 140 bis 143:
Clearingstelle wollen wir ausreichend Fördermittel zur Verfügung stellen und weitere solche Stellen
im Land schaffen. Für die Menschen, die trotzdem nicht (zurück) in die Krankenversicherung können,
braucht es einen Notfallfonds.Für nicht versicherte Krankenbehandlungen braucht es einen
Notfallfonds. Solange dafür keine bundesweite Lösung gefunden wird, wollen wir mit einem 

Begründung

Korrektur: Die Gesetzeslage ermöglicht inwischen die Rückkehr/den Eintritt in die GKV oder PKV. Bei
der Forderung geht es um unversicherte Krankenbehandlungen z.B. von Obdachlosen, auf deren
Kosten die Gesundheitseinrichtungen "sitzen bleiben".
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LTWP-7-158 7. Starke Gesundheitsversorgung – Verlässliche Pflege

Antragsteller*in: LAG Soziales & Gesundheit
Beschlussdatum: 24.10.2020

Text

Von Zeile 157 bis 159:
Hygieneartikeln. Wir setzen uns deshalb dafür ein, dass Kondome, Binden und Tampons in öffentlichen
GebäudenJobcentern, Sozialämtern und Toilettenan anderen geeigneten Stellen kostenlos zur
Verfügung gestellt werden.

Begründung

Die Festlegung des Ortes soll den Kommunen obliegen. Die kostenfreie Bereitstellung soll jedenfals
auf Geringverdiener begrenzt bleiben.
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LTWP-7-174 7. Starke Gesundheitsversorgung – Verlässliche Pflege

Antragsteller*in: KV Bad Kreuznach
Beschlussdatum: 29.10.2020

Text

Von Zeile 173 bis 175 einfügen:
Psychotherapeut*innen, Hebammen, Sozialarbeiter*innen und Pflegedienste, Mitglieder des
öffentlichen Gesundheitsdienstes, der Krankenkassen, bürgerschaftlich organisierte
Nachbarschaftshilfen und Selbsthilfegruppen sowie Patient*innenvertretungen teilnehmen. Sie sollen
gemeinsam die besten Lösungen 

Begründung

Die genannten Gruppen können wichtige Erfahrungen und Erkenntnisse beisteuern
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LTWP-7-193 7. Starke Gesundheitsversorgung – Verlässliche Pflege

Antragsteller*in: KV Rhein-Pfalz-Kreis
Beschlussdatum: 16.10.2020

Text

In Zeile 193 einfügen:
Gesundheitsprävention: Ein Modellprojekt in Pirmasens starten

Bitte einfügen: 

Gesundheitsförderung und Vorbeugung gehen vor Heilung. Prävention körperlicher und seelischer
Leiden ist ein sehr wichtiges Element in der Gesundheitspolitik und soll bereits in Kitas und Schulen
beginnen. 

Begründung

Das Thema gesundheitliche Prävention im Allgemeinen bedarf im Programm einer stärkeren
Betonung. Für uns GRÜNE war es immer ein sehr wichtiges gesundheitspolitisches Thema
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LTWP-7-206 7. Starke Gesundheitsversorgung – Verlässliche Pflege

Antragsteller*in: LAG Soziales & Gesundheit
Beschlussdatum: 24.10.2020

Text

In Zeile 206 löschen:
Psychische Gesundheit und Heilmittelerbringer*innen fördern

Begründung

Teilung des Unterkapitels, da das nicht zusammengehört
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LTWP-7-208 7. Starke Gesundheitsversorgung – Verlässliche Pflege

Antragsteller*in: Theresa Gemke (KV Mainz)

Text

Von Zeile 207 bis 209 einfügen:
Wir GRÜNE setzen uns für Versorgungsstrukturen ein, in denen psychisch erkrankte Menschen 
schneller[Leerzeichen]psychiatrische oder psychotherapeutische Behandlung bekommen. Dafür ist es
erforderlich, die bisherige Versorgungsstruktur für Jugendliche und 
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LTWP-7-212 7. Starke Gesundheitsversorgung – Verlässliche Pflege

Antragsteller*in: Theresa Gemke (KV Mainz)

Text

Von Zeile 211 bis 216:
unbürokratische Kontakt-, Beratungs- und Behandlungsinitiativen für junge Menschen in Krisen. Wir
wollen die Stigmatisierung im Bereich Psychosen und Depressionen bei Kindern und Jugendlichen mit
mehr Aufklärungsarbeit durchbrechen. Wir setzen uns auch für mehr Psychotherapeut*innen für Kinder
und Jugendliche ein. Wir setzen uns auch für mehr Psychotherapeut*innen für Kinder und Jugendliche
ein.
Wir wollen, durch gezielte Aufklärungsarbeit und bessere Integration von chronisch psychisch
Erkrankten, die Stigmatisierung psychischer Erkrankungen durchbrechen.

Begründung

Ich habe den Satz nach unten gezogen, weil ich finde, dass die anderen Sätze einen Block bilden zum
Thema "Versorgung aufstocken" und dieser Punkt nicht so gut dazwischen passt.

Außerdem habe ich den Punkt auf alle psychischen Erkrankungen ausgeweitet, da es sich um ein
generelles Problem handelt und wir die Stigmatisierung aller psychischen Erkrankungen aktiv
bekämpfen sollten.
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LTWP-7-214 7. Starke Gesundheitsversorgung – Verlässliche Pflege

Antragsteller*in: LAG Soziales & Gesundheit
Beschlussdatum: 24.10.2020

Text

Von Zeile 213 bis 216:
Depressionen bei Kindern und Jugendlichen mit mehr Aufklärungsarbeit durchbrechen. Wir setzen uns 
auch für mehreine bedarfsgerechte Anzahl von Psychotherapeut*innen für Kinder und, Jugendliche 
und Erwachsene ein. Auch den anderen Therapeut*innenberufen (Physiotherapie, Ernährungstherapie,
Ergotherapie, Podologie und Logopädie) wollen wir mehr Wert 

Begründung

Klarstellung
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LTWP-7-215 7. Starke Gesundheitsversorgung – Verlässliche Pflege

Antragsteller*in: Martin Schmitt (KV Mayen-Koblenz)

Text

Von Zeile 214 bis 222:
durchbrechen. Wir setzen uns auch für mehr Psychotherapeut*innen für Kinder und Jugendliche ein.
[Zeilenumbruch]
Auch den anderen Therapeut*innenberufen (Physiotherapie, Gesundheitsfachberufen ( wie
Physiotherapie,
215 Ernährungstherapie, Ergotherapie, Podologie und Logopädie) wollen wir mehr Wert beimessen
216 beimessen, da sie mit Ihrer Arbeit sicherstellen das erkrankte Menschen länger selbständig
bleiben und Pflegebedürftigkeit aufgeschoben oder verhindert wird. Dazu zählt 
Heilmittelerbringer(Logopäd*innen, Physiotherapeut*innen,Podolog*innen und Ergotherapeut*innen)
brauchen eine kostenfreie flächendeckende Ausbildung mit ausreichender Kapazität; deutlich mehr
Kapazität als derzeit;
217 wo sinnvoll, soll diese an Hochschulen erfolgen. Auch ist eine faire Bezahlung[Leerzeichen]
218 wichtig. Eine bessere Koordination zwischen Pflegekräften, Therapeut*innen und[Leerzeichen]
219 Ärzt*innen unter Einbeziehung der Patient*innen und ihrer Angehörigen ist[Leerzeichen]
220 dringend erforderlich. Wir prüfen einen, wie ein Direktzugang zu[Leerzeichen]
221 Heilmittelerbringer*innen zu Lasten der Sozialversicherungen erfolgen kann.
Schulgeldfreiheit in den Gesundheitsfachberufen ist ein notwendiger und überfälliger Schritt, nicht
nur für Heilmittelerbringer sondern auch für Pharmazeutisch Technische Assistent*innen (PTA).
[Zeilenumbruch]
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LTWP-7-215-2 7. Starke Gesundheitsversorgung – Verlässliche Pflege

Antragsteller*in: LAG Soziales & Gesundheit
Beschlussdatum: 24.10.2020

Text

Von Zeile 214 bis 216:
durchbrechen. Wir setzen uns auch für mehr Psychotherapeut*innen für Kinder und Jugendliche ein.
[Leerzeichen]

Faire Arbeitsbedingungen für Heilmittelerbringer*innen

Von Zeile 220 bis 222:
Ärzt*innen unter Einbeziehung der Patient*innen und ihrer Angehörigen ist dringend erforderlich. Wir
prüfen einen, wie ein Direktzugang zu Heilmittelerbringer*innen zu Lasten der Sozialversicherungen
eröffnet werden kann, so dass es bei bestimmten Indikationen und Wiederholungsbehandlungen
keines Rezepts bedarf. Wir wollen, dass auch die Ausbildung der pharmazeutisch-technischen
Assistent*innen schulgeldfrei ist.

Begründung

Beim Direktzugang get es in der grünen Programmatik nicht mehr um das "ob" slndern um das "wie". Zu
ergänzen war die Schulgeldfreiheit für PTAs.
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LTWP-7-215-3 7. Starke Gesundheitsversorgung – Verlässliche Pflege

Antragsteller*in:
Bernhard Braun (KV Ludwigshafen), Misbah Khan (KV Bad Dürkheim), Anne
Spiegel (KV Speyer), Josef Winkler (KV Rhein-Lahn)

Text

Von Zeile 214 bis 217:
durchbrechen. Wir setzen uns auch für mehr Psychotherapeut*innen für Kinder und Jugendliche ein.
Auch den anderen Therapeut*innenberufen (Physiotherapie, Ernährungstherapie(z.B. Physiotherapie,
Ergotherapie, Podologie und Logopädie) wollen wir mehr Wert beimessen. Dazu zählt eine kostenfreie
Ausbildung mit ausreichender Kapazität; 
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LTWP-7-241 7. Starke Gesundheitsversorgung – Verlässliche Pflege

Antragsteller*in: Katharina Binz (KV Mainz)

Text

Von Zeile 240 bis 242 einfügen:
Personalbemessung in den Kreißsälen ein, um die Arbeitsbedingungen zu verbessern. Wir wollen mehr
hebammengeleitete Kreißsäle in Rheinland-Pfalz etablieren. Die Arbeit der Hebammen verdient mehr
Wertschätzung, die sich auch im Geldbeutel zeigt. Auf Landesebene wollen wir ein Konzept erarbeiten,
um den 
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LTWP-7-270 7. Starke Gesundheitsversorgung – Verlässliche Pflege

Antragsteller*in: Grüne Jugend Rheinland-Pfalz
Beschlussdatum: 24.10.2020

Text

Von Zeile 269 bis 271 einfügen:
Drogenkonsumräumen und Informationsmöglichkeiten entgegentreten wollen. Ergänzend sollen
Substanzanalysen (Drugchecking) ermöglicht werden, um Menschen vor gestreckten und gefährlichen
beigemischten Drogen zu schützen. Insbesondere bei großen Festivals wie Rock am Ring oder der
NatureOne fordern wir eine Drug-Checking Offensive des Landes. Aufklärung und Prävention über die
Risiken aller Drogen und Abhängigkeiten wollen wir 
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LTWP-7-286 7. Starke Gesundheitsversorgung – Verlässliche Pflege

Antragsteller*in: Holger Wolf (KV Neuwied)

Text

Von Zeile 286 bis 287 einfügen:
Die Suche nach einem freien Platz für Pflegebedürftige soll durch eine landesweite internetbasierte
Pflegeplatzbörse zukünftig erheblich leichter von statten gehen.

Gute Pflege ist für uns GRÜNE ein aktives Recht, an dem sich unsere Politik orientiert: Die UN-
Behindertenrechtskonvention und die Pflege-Charta haben 

Begründung

Die Versorgungssettings von pflegebedürftigen Menschen sind vielfältig. In der Praxis zeigt sich, dass
es oftmals kurzfristige Ereignisse sind, die einen Umzug in eine stationäre Pflegeeinrichtung nötig
machen. Dann es ist häufig schwierig, schnell einen Überblick über das Angebot an Pflegeplätzen zu
erhalten. Aber auch wenn es um Kurzzeit-, Verhinderungs- oder Tagespflegeplätze geht, gestaltet sich
die Suche nach einem Platz oftmals nicht ohne Hürden.

Für die in diesen Situationen ohnehin stark belasteten Angehörigen bedeutet die Suche nach einem
Platz eine zusätzliche Belastung: Jede einzelne Einrichtung muß abtelefoniert und nach freien Plätzen
gefragt werden. Dies bindet auch in den Einrichtungen der Pflege personelle Ressourcen.

Um diesem Problem entgegenzuwirken und die Bürgerinnen und Bürger, die Pflegestützpunkte und
Krankenhaussozialdienste bei der Suche nach freien Plätzen zu unterstützen und auch die
Einrichtungen zu entlasten, soll eine landesweite internetbasierte Pflegeplatzbörse installiert werden.

Die Angaben auf der Pflegeplatzbörse werden durch die Einrichtungen selbst aktualisiert. Durch ein
Ampelsystem können die Einrichtungen tagesaktuell signalisieren, ob Plätze in bestimmten Bereichen
(Dauer-, Kurzzeit- und/oder Tagespflege) in ihrer Einrichtung frei sind (grüner Punkt), belegt sind (roter
Punkt) oder ob Plätze zu bestimmten Zeiten frei sind (gelber Punkt). Damit kann eine tagesaktuelle
Übersicht gewährleistet werden.
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LTWP-8-001 8. Solidarische Gesellschaft – Gerechte Teilhabe

Antragsteller*in: KV Bad Kreuznach
Beschlussdatum: 29.10.2020

Text

Von Zeile 1 bis 2:
Dieie Corona-Krise hat zwar alle Menschen getroffen, aber nicht alle gleich hart. Die Krise hat soziale
Gräben noch vertieft: Einkommensschwache Menschen, 

Von Zeile 7 bis 9:
Gegensätze größer werden, dann kommt es umso mehr auf eine Politik des sozialen Ausgleichs an. Zu
großeGroße Ungleichheit bedroht den Zusammenhalt der Gesellschaft. Daher muss eine solidarische
Gesellschaft der Boden sein, auf dem wir stehen. 

Begründung

Wollen wir Ungleichheit nur vermeiden, wenn sie zu groß ist?
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LTWP-8-006 8. Solidarische Gesellschaft – Gerechte Teilhabe

Antragsteller*in:
Bernhard Braun (KV Ludwigshafen), Misbah Khan (KV Bad Dürkheim), Anne
Spiegel (KV Speyer), Josef Winkler (KV Rhein-Lahn)

Text

Von Zeile 5 bis 7:
betroffen als andere. Viele mussten und müssen immer noch um ihre Existenz bangen, ganze
Lebensentwürfe haben sich in Luft aufgelöstganzen Lebensentwürfen wurden die Grundlagen
entzogen. Wenn soziale Gegensätze größer werden, dann kommt es umso mehr auf eine Politik des
sozialen 
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LTWP-8-007 8. Solidarische Gesellschaft – Gerechte Teilhabe

Antragsteller*in: AK Behindertenpolitik
Beschlussdatum: 14.10.2020

Text

Von Zeile 6 bis 11:
bangen, ganze Lebensentwürfe haben sich in Luft aufgelöst. Wenn soziale Gegensätze größer werden,
dann kommt es umso mehr auf eine Politik des sozialen Ausgleichs an. Zu große Ungleichheit bedroht
den Zusammenhalt der Gesellschaft. Daher muss eine solidarische Gesellschaft der Boden sein, auf
dem wir stehen. Eine solidarische Gesellschaft, die niemanden ausgrenzt, die unterstützt, wo es nötig
ist und die den Zusammenhalt stärkt.inklusive Politik an, die alle Menschen im Blick hat und sozialen
Ausgleich schafft. Eine Gesellschaft, die Menschen in Unsicherheit zurücklässt und große Ungleichheit
zulässt, verliert den Zusammenhalt.Dagegen setzen wir unser inklusives Leitbild einer solidarischen
Gesellschaft, die niemanden ausgrenzt, die unterstützt und in der „Zusammenhalt“ groß geschrieben
wird.

Begründung

Unser Grünes Leitbild einer inklusiven Gesellschaft darf in der Einleitung des sozialpolitischen
Kapitels nicht fehlen.
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LTWP-8-020 8. Solidarische Gesellschaft – Gerechte Teilhabe

Antragsteller*in: Grüne Jugend Rheinland-Pfalz
Beschlussdatum: 24.10.2020

Text

Von Zeile 20 bis 21 einfügen:
Wohnen ist ein Menschenrecht, und es muss bezahlbar sein. Deshalb soll Rheinland-Pfalz Städten und
Gemeinden die Einführung eines Mietendeckels erlauben, um stark wachsenden Mieten in
Ballungszentren wie etwa Mainz oder Trier entgegen zu wirken. 
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LTWP-8-022 8. Solidarische Gesellschaft – Gerechte Teilhabe

Antragsteller*in: Michael Hauer (KV Trier)

Text

Von Zeile 21 bis 23 einfügen:
an Wohnraum wollen wir deshalb mit einem Wohnraumschutzgesetz erhalten und wuchernde Mieten
mit Hilfe von Mietpreisbremsen stoppen. Mieter sollen direkt und unbüroktatisch durch
Eigenstromproduktion, z.B. durch PV-Dachananlagen, profitieren und sich auch daran beteiligen
können. Durch energetische Sanierungen begründete Mietpreissteigerungen müssen nachweislich zu
entsprechend geringeren Energieverbrauch und Heizkosten führen. Mit unserer grünen Politik wollen
wir die Ungleichheiten und Barrieren in unserer Gesellschaft 
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LTWP-8-024 8. Solidarische Gesellschaft – Gerechte Teilhabe

Antragsteller*in: LAG Soziales & Gesundheit
Beschlussdatum: 24.10.2020

Text

Von Zeile 23 bis 24 löschen:
Politik wollen wir die Ungleichheiten und Barrieren in unserer Gesellschaft beseitigen. Mit und ohne
Corona.

Begründung

Das hat keinen Coronabezug.
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LTWP-8-035 8. Solidarische Gesellschaft – Gerechte Teilhabe

Antragsteller*in: Theresa Gemke (KV Mainz)

Text

Von Zeile 34 bis 36 einfügen:
wirtschaftlichen Situation der Eltern ab. Wir wollen daher auf Bundesebene eine 
grüne[Leerzeichen]Kindergrundsicherung einführen. Hartz IV soll durch die grüne Garantiesicherung,
ersetzt werden. Unser Modell der Garantiesicherung 
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LTWP-8-044 8. Solidarische Gesellschaft – Gerechte Teilhabe

Antragsteller*in: LAG Soziales und Gesundheit
Beschlussdatum: 24.10.2020

Text

Von Zeile 43 bis 44 einfügen:
steuerfinanziert ist und geringere Eingangshürden als die Grundrente der Großen Koalition hat.
Wir wollen, dass SGB-II-Leistungsbezieher*innen als Erstausstattung Haushaltsgeräte der höchsten
Energieeffizienzklasse erhalten. Wir werden die Beratung der Verbraucherzentrale und
Landesförderprogramme mit den Jobcentern vernetzen.
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LTWP-8-046 8. Solidarische Gesellschaft – Gerechte Teilhabe

Antragsteller*in:
Bernhard Braun (KV Ludwigshafen), Misbah Khan (KV Bad Dürkheim), Anne
Spiegel (KV Speyer), Josef Winkler (KV Rhein-Lahn)

Text

Von Zeile 45 bis 47 einfügen:
Wir wollen die Kommunen stärken und streben eine bessere Sozialberatung vor Ort an. Obdachlose
sollen ein Dach über dem Kopf haben und Mieten bezahlbar sein. Wir wollen die Plätze für
Obdachlose bedarfsgerecht ausbauen und dabei die Plätze für obdachlose Frauen massiv aufstocken.
Um unsere Ziele zu erreichen, wollen wir den Landesaktionsplan zur Bekämpfung von 
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LTWP-8-047 8. Solidarische Gesellschaft – Gerechte Teilhabe

Antragsteller*in: LAG Soziales & Gesundheit
Beschlussdatum: 24.10.2020

Text

Von Zeile 46 bis 49:
an. Obdachlose sollen ein Dach über dem Kopf haben und Mieten bezahlbar sein. Um unsere Ziele zu
erreichen, wollen wir den Landesaktionsplan zur Bekämpfung von Armut zur Landesstrategie gegen
Armut weiterentwickeln.Landesaktionsplan zur Bekämpfung von Armut konsequent umsetzen und
fortschreiben. . Dabei sollen Kommunen darin bestärkt werden, aktiv gegen Armut zu kämpfen und die
Teilhabe aller 

Begründung

Die bisgerige Formulierung kann so verstanden werden, dass wir die Armutsbekämpfung nicht
angehen sondern immer neue Konzepte theoretisch entwickeln wollen.
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LTWP-8-070 8. Solidarische Gesellschaft – Gerechte Teilhabe

Antragsteller*in: LAG Soziales & Gesundheit
Beschlussdatum: 24.10.2020

Text

Von Zeile 69 bis 70 löschen:
Dieses Sozialticket darf nicht mehr kosten als im Regelbedarf für Mobilität vorgesehen ist. Wir wollen
mit einem Modellprojekt starten.

Begründung

Da sind wir programmatisch weiter. Wir wollen kein Modellprojekt sondern das Sozialticket.
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LTWP-8-092 8. Solidarische Gesellschaft – Gerechte Teilhabe

Antragsteller*in: Julian Joswig (KV Rhein-Hunsrück)

Text

Von Zeile 92 bis 96:
Wir sehen in der Digitalisierung der Arbeitswelt Risiken, wie die Gefahr vonetwa eine mögliche
Überwachung, Ausbeutung und ständiger Erreichbarkeitständige Erreichbarkeit von Mitarbeitenden.
Aber wir sehen auch enorme Chancen: für mehr Freiheit und Selbstbestimmung, Souveränität und
Flexibilität. Im Vordergrund steht hierbei die Verwendung neuer Technologien zur Unterstützung der
Menschen im Arbeitsalltag, beispielsweise können durch Vernetzung und Automatisierung vielerlei
Prozesse erleichtert und abgenommen werden. Wir setzen uns dafür ein, dass beim Einsatz neuer
Methoden und Technologien alle Mitarbeitenden entsprechend weitergebildet und im Umgang
nachhaltig unterstützt werden.

Begründung

Im Entwurf werden die positiven Aspekte der Digitalisierung in der Arbeitswelt auf das Home Office
redziert - das ist zu wenig. Wir sollten eine kritische, aber zugleich konstruktive und technologieoffene
Position hinsichtlich der Digitalisierung im Wahlprogramm einnehmen. Hierzu müssen technische
Einsatzmöglichkeiten genannt werden (z.B ein Hinweis auf robotische Prozessautomatisierung) und es
darf nicht ausschließlich über Home Office gesprochen werden. Das Wahlorgramm soll die Zukunft
beschreiben und sich nicht auf ein Abbild der bereits existierenden Umstände beschränken.
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LTWP-8-095 8. Solidarische Gesellschaft – Gerechte Teilhabe

Antragsteller*in: David Profit (KV Alzey-Worms)

Text

Von Zeile 94 bis 97:
Chancen: für mehr Freiheit und Selbstbestimmung, Souveränität und Flexibilität.[Leerzeichen]Die Zeit
des Corona-Lockdowns hat gezeigt, wie viele Bereiche der Büroarbeit durch Homeoffice oder mobiles
Arbeiten auch von zuhause erledigt werden kannkönnen. Dies war von vielen positiven Effekten
begleitet, zum Beispiel einer besseren 

Begründung

redaktionelle Präzisierung
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LTWP-8-100 8. Solidarische Gesellschaft – Gerechte Teilhabe

Antragsteller*in: LAG Soziales & Gesundheit
Beschlussdatum: 24.10.2020

Text

Von Zeile 99 bis 102:
Wegstrecken, was wiederum unserer Umwelt zugutekommt und Stress vermeidet. Daran wollen wir
anknüpfen und uns auf Bundesebene für ein Recht auf alternierendes Homeoffice oder mobiles
Arbeiten einsetzenfür einen Anteil der Arbeitszeit einsetzen, wo dies möglich ist und zwingende
Gründe nicht dagegen sprechen. Im Landesdienst sollen alle ein Recht auf alternierendes Home Office
oder Mobiles Arbeiten bekommen, bei denen es arbeitsorganisatorisch grundsätzlich möglich ist. Im
öffentlichen Dienst soll es, unter Berücksichtigung der jeweiligen dienstlichen Belange, deutlich
ausgebaut werden. 

Begründung

Anpassung an die Beschlusslage im Bund. Ergänzung für die Landesverwaltung,
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LTWP-8-105 8. Solidarische Gesellschaft – Gerechte Teilhabe

Antragsteller*in: Tabea Rößner (KV Mainz)

Text

Von Zeile 104 bis 105 einfügen:
Arbeitsplatz nur ergänzen kann und keine Entgrenzung der Arbeitszeit stattfinden darf. Betriebsräte
und Interessenvertretungen sollen an den Entscheidungen über Homeoffice und Mobiles Arbeiten
sowie über die Digitaliserung von Arbeitsprozessen stets beteiligt werden.

Begründung

In der LAG Kultur und Medien diskutiert und für gut und wichtig befunden.
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LTWP-8-115 8. Solidarische Gesellschaft – Gerechte Teilhabe

Antragsteller*in: LAG Soziales & Gesundheit
Beschlussdatum: 24.10.2020

Text

Von Zeile 114 bis 116 einfügen:
Beispiel vorangehen und das Mindestentgelt im Landestariftreuegesetz (LTTG) analog zu dem von uns
geforderten Mindestlohn auf 12 Euro setzen.
Menschen haben ein Recht auf Feierabend: Wir schützen Arbeitnehmer*innen vor unbeschränkten
Ladenöffnungszeiten und stehen zum Sonn- und Feiertagsschutz.
Wir wollen auch Solo-Selbstständige stärker unterstützen und in das Sozialsystem einbinden, 

Begründung

Ergänzung
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LTWP-8-138 8. Solidarische Gesellschaft – Gerechte Teilhabe

Antragsteller*in: AK Behindertenpolitik
Beschlussdatum: 14.10.2020

Text

Von Zeile 137 bis 141:
Defiziten hemmt die Wirtschaft. Die Beschäftigung von Menschen mit Behinderungen im Landesdienst
wollen wir durch eine verbindliche Zielplanung der Ressorts mit Maßnahmen und zentralem
Controlling besser steuern und fördern. Die Zielvereinbarung mit den Werkstätten machen wir
konkreter und sichern diese durch Fördermittel des Europäischen Sozialfonds ab.

zusätzliche Budget für Arbeit-Stellen im Landesdienst und eine verbindliche Zielplanung der Ressorts
mit Maßnahmen und zentralem Controlling besser steuern und fördern, um damit eine
Beschäftigungsquote von 6 % zu erreichen. Das Land soll verbindliche Zielvereinbarung mit den
Werkstätten für behinderte Menschen zum Übergang von der Werkstatt auf den allgemeinen
Arbeitsmarkt machen und diese Maßnahmen durch Fördermittel des Europäischen Sozialfonds
absichern.
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LTWP-8-142 8. Solidarische Gesellschaft – Gerechte Teilhabe

Antragsteller*in: AK Behindertenpolitik
Beschlussdatum: 14.10.2020

Text

Von Zeile 142 bis 144:
Dennoch soll dieDie Beschäftigung in einer Werkstatt für behinderte Menschen nursoll die Ausnahme
darstellen. Deshalb wollen wir die Übergänge in denBeschäftigung im regulären Arbeitsmarkt
erleichtern. Dafür soll ein Budget für Inklusion (zeitlich 
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LTWP-8-148 8. Solidarische Gesellschaft – Gerechte Teilhabe

Antragsteller*in: AK Behindertenpolitik
Beschlussdatum: 14.10.2020

Text

Von Zeile 148 bis 152 löschen:
Das Land soll verbindliche Inklusionsvereinbarungen mit den Werkstätten für behinderte Menschen
abschließen. Wir wollen für sie mindestens 25 Prozent mehr Arbeitsplätze in Inklusionsfirmen schaffen
und dieses Ziel im Dialog mit der Privatwirtschaft, dem Land und den Kommunen erreichen. Wir
streben an, die Beschäftigung von Menschen mit Behinderungen in die Fachkräftestrategie 

Begründung

Dopplung
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LTWP-8-162 8. Solidarische Gesellschaft – Gerechte Teilhabe

Antragsteller*in: AK Behindertenpolitik
Beschlussdatum: 14.10.2020

Text

Von Zeile 161 bis 163:
Arbeitsplätze für Menschen mit Behinderungen in Inklusionsbetrieben erreichen. Außerdem gehört für
uns dazu, einen InklusionsbetriebInklusionsbetriebe und -abteilungen des Landes zu schaffen. Aufträge
und Vergaben des Landes sollen stärker als bisher an die Einhaltung der 
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LTWP-8-207 8. Solidarische Gesellschaft – Gerechte Teilhabe

Antragsteller*in: AK Behindertenpolitik
Beschlussdatum: 14.10.2020

Text

Nach Zeile 207 einfügen:
Teilhabe umsetzen

Wir wollen Inklusion vor Ort gestalten und das Bundesteilhabegesetz mit den Maßstäben der UN-
Behindertenrechtskonvention umsetzen. Dazu wollen wir Modellversuche ohne Beitragsanrechnungen
der Eingliederungshilfe für die leistungsberechtigten Menschen mit Behinderungen durchführen. Die
Rahmenverträge in der Eingliederungshilfe sollen zeitnah abgeschlossen werden oder entsprechende
Verordnungen erlassen werden, um personenzentrierte Leistungen für die Menschen mit
Behinderungen zu sichern. Mit den Regelungen soll die Finanzierung auf inklusive und am Sozialraum
orientierte Leistungen ausgerichtet werden. Mit einer Initiative Zukunftskonferenzen selbstbestimmt
Wohnen und Leben 2.0 soll dem Dezentralisierungsprozess von Wohneinrichtungen für Menschen mit
Behinderungen neuen Schwung geben.
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LTWP-8-219 8. Solidarische Gesellschaft – Gerechte Teilhabe

Antragsteller*in: Daniel Köbler (KV Mainz)

Text

Von Zeile 219 bis 220 einfügen:
Wir wollen die Wohnraumförderung des Landes ausbauen, indem wir insbesondere die sozialen
Bindungen verlängern und den Erwerb von Belegungsrechten fördern. Neben Haushalten mit
geringem Einkommen und Familien werden wir auch weiterhin die Belange von 
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LTWP-8-222 8. Solidarische Gesellschaft – Gerechte Teilhabe

Antragsteller*in: AK Behindertenpolitik
Beschlussdatum: 14.10.2020

Text

Von Zeile 221 bis 223 einfügen:
älteren Menschen und Menschen mit Behinderung bei der sozialen Wohnraumförderung
berücksichtigen. Grundsätzlich soll die soziale Wohnraumförderung an Barriererfreiheit gebunden
sein.Besonders an den Hochschulstandorten besteht starker Druck im Wohnungsmarkt. Wir möchten
daher studentisches Wohnen besonders unterstützen. 
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LTWP-8-243 8. Solidarische Gesellschaft – Gerechte Teilhabe

Antragsteller*in: KV Rhein-Pfalz
Beschlussdatum: 16.10.2020

Text

Von Zeile 242 bis 244 einfügen:
Bauten bis hin zu den rechtlichen Möglichkeiten bei der Quartiergestaltung und dem Einsatz von
Sozialquoten.Kommunen und ihre Wohnungsbaugesellschaften brauchen Beratung beim sozialen
Wohnungsbau: Von der ökologisch und ökonomisch sinnvollen Aufstockung und Erweiterung
bestehender Bauten bis hin zu den rechtlichen Möglichkeiten bei der Quartiergestaltung [Ergänzung:,
bis hin zu neuen Aufgaben bei der Schaffung von Mehrgenerationenhäusern und
Quartierszentren]sowie dem Einsatz von Sozialquoten Das Land soll durch eine zentrale
Beratungsstelle Kommunen verstärkt die Informationen zu möglichen Instrumenten liefern.

Begründung

Häufig scheitern solche Projekte an fehlenden Trägern. Gemeinnützige Wohnungsgesellschaften
können mit neuen Geschäftsmodellen auch als Trägerin solcher für die Gemeinschaft wichtiger
Projekte auftreten.
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LTWP-8-254 8. Solidarische Gesellschaft – Gerechte Teilhabe

Antragsteller*in: Daniel Köbler (KV Mainz)

Redaktionelle Änderung

Die Zeilen 254 - 260 müssen gestrichen werden. Es handelt sich um eine Doppelung zu 217/218. Dort
ist die Formulierung auch inhaltlich korrekt.

Text

In Zeile 254 löschen:
Wohnraumschutzgesetz für Rheinland-Pfalz

Begründung

Die Zeilen 254 - 260 müssen gestrichen werden. Es handelt sich um eine Doppelung zu 217/218. Dort
ist die Formulierung auch inhaltlich korrekt.
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LTWP-8-254-2 8. Solidarische Gesellschaft – Gerechte Teilhabe

Antragsteller*in:
Bernhard Braun (KV Ludwigshafen), Misbah Khan (KV Bad Dürkheim), Anne
Spiegel (KV Speyer), Josef Winkler (KV Rhein-Lahn)

Text

In Zeile 254 löschen:
Wohnraumschutzgesetz für Rheinland-Pfalz
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LTWP-8-255 8. Solidarische Gesellschaft – Gerechte Teilhabe

Antragsteller*in:
Bernhard Braun (KV Ludwigshafen), Misbah Khan (KV Bad Dürkheim), Anne
Spiegel (KV Speyer), Josef Winkler (KV Rhein-Lahn)

Text

Von Zeile 255 bis 257 löschen:
Wir alle wissen, wie schwierig es ist, eine neue Bleibe zu finden. Gleichzeitig stehen Wohnhäuser
ungenutzt leer und verfallen. Wir sagen daher: Wohnraum muss auch als Wohnraum genutzt werden.
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LTWP-8-258 8. Solidarische Gesellschaft – Gerechte Teilhabe

Antragsteller*in:
Bernhard Braun (KV Ludwigshafen), Misbah Khan (KV Bad Dürkheim), Anne
Spiegel (KV Speyer), Josef Winkler (KV Rhein-Lahn)

Text

Von Zeile 258 bis 260 löschen:
Ein Wohnraumschutzgesetz könnte den Kommunen, die mit Wohnraumknappheit und mit Leerständen
konfrontiert sind, wieder Handlungsspielraum geben. So schützen wir Wohnraum, den regionalen
Gegebenheiten entsprechend.
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LTWP-2-001 2. Verantwortliche Wirtschaft – Nachhaltige Innovation

Antragsteller*in: LAG Wirtschaft & Finanzen
Beschlussdatum: 29.10.2020

Text

Von Zeile 1 bis 2 einfügen:
Mit der sozial-ökologischen Transformation der Wirtschaft leisten wir GRÜNE einen doppelten Beitrag:
Wir stellen uns unserer globalen Verantwortung und schaffen 

Begründung

Wir müssen die sozialen Faktoren in der Transformation mitdenken und explizit nennen, dies
entspricht auch dem Narrativ. welches wir auf Bundesebene in der Kommunikation nutzen.
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LTWP-2-008 2. Verantwortliche Wirtschaft – Nachhaltige Innovation

Antragsteller*in: Martin Rothe (KV Südliche Weinstraße)

Text

Von Zeile 7 bis 8 einfügen:
Zukunftsfähigkeit gewinnen, statt weiter unsere Lebensgrundlagen aufs Spiel zu setzen.

Dies beinhaltet zentral die Frage, wie wir unser Wirtschaftssystem an die unbetreitbare Tatsache
anpassen können, dass dieser Planet endlich ist. Weiteres Wachstum führt unabdingbar zur weiteren
Zerstörung des Planeten, inklusive der weiteren Verschärfung des Klimawandels. Angesichts der
dramatischen Lage muss das Ziel der vergangenen Jahre, permanente Wohlstandsvermehrung zu
generieren, hinter dem der Rettung unserer nackten Lebensgrundlagen deutlich zurückstehen. Denn
diese sind mehr denn je bedroht. Die GRÜNEN wollen ein Forum sein, wo im offenen Diskurs diese
elementaren Fragen zur Transformation der nationalen wie globalen Wirtschaft in eine klimagerechte
(ohne weiteres Wachstum des BIP) gestellt werden können, um davon ausgehend gemeinsam kreativ
und ohne ideologische Scheuklappen nach Lösungen zu suchen.

Begründung

G. Maxton, Generalsekretär des Club of Rome (Grenzen des Wachstum): Rauchen bringt uns um.
Wachstum auch. Das Streben unsres Wirtschaftssystems nach endlosem Konsumwachstum ohne
ausreichende Rücksicht auf die Umwelt ist die Ursache für den Schaden, den die Menschheit der Erde
zugefügt hat.

Aber nicht nur Wachstumskritiker, davor, weiterhin von unbegrenztem Wirtschaftswachstum
auszugehen, auch führende Wirtschaftsvertreter schließen sich der Forderung längst an Wachstum, zu
begrenzen, als Grundvoraussetzung, um die Klimasziele überhaupt noch erreichen zu können, so z.B.
der "Wirtschaftsweise" Oliver Oltemöller vom Leibnitz-Institut für Wirtschaftsforschung in
Halle,wonach wir uns "... einem Zielkonflikt befinden zwischen aktuellem Konsum und den
Zukunftsmöglichkeiten". Wäre der CO2-Ausstoß egal, sei ein massives Wachstum ohne weiteres
möglich. Doch das ginge auf Kosten nachfolgender Generationen. „Es führt kein Weg daran vorbei, dass
wir weniger Ressourcen verbrauchen müssen und Investitionen in Innovationen tätigen“, sagte
Holtemöller. Beides ginge allerdings nur über Konsumverzicht, da bekannte Verhaltensweisen dann
nicht mehr möglich wären. Für den IWH-Forscher bedeutet das: „Die Gesellschaft muss sich
entscheiden, welchen Beitrag sie zu leisten bereit ist.“
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LTWP-2-008-2 2. Verantwortliche Wirtschaft – Nachhaltige Innovation

Antragsteller*in: KV Rhein-Pfalz-Kreis
Beschlussdatum: 16.10.2020

Text

Nach Zeile 8 einfügen:
Die notwendige ökologische und digitale Transformation der Wirtschaft stellt Betriebe und
Arbeitnehmer*innen in Rheinland-Pfalz vor große Herausforderungen. Wir GRÜNE treten für einen
sozialverträglichen Wandel ein.
Beim Übergang in eine ökologische Moderne wollen wir den sozialen Zusammenhalt nicht gefährden,
sondern stärken. Die Einnahmen aus ökologisch lenkenden Instrumenten wie der CO2-Steuer müssen
an die Bürger*innen zurückfließen, um Klima- und Umweltschutz und soziale Gerechtigkeit
miteinander zu verbinden.Eine vorausschauende Wirtschafts- und insbesondere Industriepolitik findet
für uns GRÜNE im ständigen Dialog mit Unternehmen und Gewerkschaften statt. Sie beinhaltet in vom
Strukturwandel betroffenen Branchen und Regionen frühzeitig einsetzende, vor allem durch die
Bundesanstalt für Arbeit organisierte Weiterbildungs- und Umschulungsmaßnahmen zur Vermeidung
von Arbeitslosigkeit und eine vorausschauende regionale und sektorale Wirtschaftspolitik. Wir
unterstützen tarifpolitische Vereinbarungen, die Arbeitszeitverkürzungen unter anderem zur
Vermeidung von Arbeitslosigkeit ermöglichen. Auch zur Beteiligung der Arbeitnehmer*innen in der
anstehenden wirtschaftlichen Transformation wollen wir die Betriebs- und
Unternehmensmitbestimmung stärken. Überall wo gesetzlich vorgesehen, müssen Betriebsräte
eingerichtet werden. Bundespolitisch treten wir für eine Ausweitung der Mitbestimmungsrechte der
Betriebsräte ein. Die Förderung der Unternehmensbeteiligung in Arbeitnehmerhand, die in Rheinland-
Pfalz eine Tradition hat, wollen wir reaktivieren. Sie stärkt das Eigenkapital der Unternehmen und die
Verbundenheit der Arbeitnehmer*innen mit den Betrieben.

Begründung

Wir müssen in unserem Programm gerade im Kapitel "Wirtschaft" noch klarer herausarbeiten, dass die
anstehende wirtschaftliche Transformation sozialverträglich gestaltet werden muss. Soziale
Bewegungen, die einer Umwelt- und Klimaschutzpolitik gegenüber kritisch eingestellt sind, müssen
wir so gut wie möglich vermeiden. Zur Stärkung der Beteiligung von Arbeitnehmer*innen sollten wir
auch die betriebliche Mitbestimmung und die Beteiligung am Betriebsvermögen ausbauen.
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LTWP-2-008-3 2. Verantwortliche Wirtschaft – Nachhaltige Innovation

Antragsteller*in: LAG Soziales & Gesundheit
Beschlussdatum: 24.10.2020

Text

Von Zeile 8 bis 9 einfügen:
Wir vertrauen auf die Tatkraft der Unternehmen, der Arbeitnehmer*innen und der Selbständigen. Wir
bekennen uns zu einer Wirtschaftspolitik, die den Wirtschaftsprozessen einen ökologischen und
sozialen Rahmen setzt. Zum Rahmen gehört es auch, die aktuelle Transformation der Wirtschaft aktiv
mitzugestalten. Jede Transformation stellt uns alle vor Herausforderungen. Wir gestalten einen
sozialverträglichen Wandel gemeinsam mit Unternehmen und Arbeitnehmer*innen sowie
Selbständigen und deren Vertretungen. Wir begleiten als Landespolitik Veränderungen aktiv, durch
Dialog, mit Beratung und mit Fort- und Weiterbildung, die u.a. mit der Bundesagentur für Arbeit
koordiniert wird. Die Einnahmen aus lenkenden Instrumenten wie der CO2-Steuer müssen an die
Bürger*innen zurückfließen, um die Bewältigung der Klimakrise und soziale Gerechtigkeit miteinander
zu verbinden.
Wir wollen die Betriebs- und Unternehmensmitbestimmung stärken, auch um eine bessere Beteiligung
der Arbeitnehmer*innen in der anstehenden wirtschaftlichen Transformation zu ermöglichen. Überall
wo gesetzlich vorgesehen, müssen Betriebsräte eingerichtet werden. Bundespolitisch treten wir für
eine Ausweitung der Mitbestimmungsrechte der Betriebsräte ein. Die Förderung der
Unternehmensbeteiligung in Arbeitnehmerhand, die in Rheinland-Pfalz eine Tradition hat, das
Eigenkapital der Unternehmen und die Verbundenheit der Arbeitnehmer*innen mit den Betrieben
stärkt, wollen wir reaktivieren.

Begründung

Soziale Flankierung der Transformaion
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LTWP-2-008-4 2. Verantwortliche Wirtschaft – Nachhaltige Innovation

Antragsteller*in: Andrea Schranck (KV Bad Dürkheim)

Text

Von Zeile 7 bis 8 einfügen:
Zukunftsfähigkeit gewinnen, statt weiter unsere Lebensgrundlagen aufs Spiel zu setzen. Wir wollen
gerade die strukturschwachen Waldregionen mit regionalen Projekten unterstützen. Holzverarbeitung -
und Handel sollen wieder regional vor Ort erfolgen. Ökologische Baumaterialien aus heimischen
Hölzern halten die Wertschöpfung und die Menschen in der Region.

Begründung

Heimisches holz wird z.T. bi nach China transportiert zur Verarbeitung- no go!

Regionale Produktlinien schaffen, Wertschöpfung in der Region erhalten. Waldwirtschaft ist sowieso
ein Subventionsbetrieb, daher sollte sie zu gunsten der Menschen in den Regionen wirken.
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LTWP-2-009 2. Verantwortliche Wirtschaft – Nachhaltige Innovation

Antragsteller*in:
Bernhard Braun (KV Ludwigshafen), Misbah Khan (KV Bad Dürkheim), Anne
Spiegel (KV Speyer), Josef Winkler (KV Rhein-Lahn)

Text

Von Zeile 9 bis 10:
Die Folgen der Corona-PandemieKrise für die Wirtschaft sind gravierend. Branchen wie der lokale
Einzelhandel, das Gastgewerbe, die Kultur- und Kreativwirtschaft wurden durch die Folgen der
Pandemie besonders hart getroffen. Vielen Unternehmen, Betrieben und Soloselbstständigen sind die
Grundlagen ihrer wirtschaftlichen Existenz weggebrochen. Wir GRÜNE bekennen uns zur öffentlichen
Verantwortung für die Branchen und Betriebe, die durch die Pandemie und die Folgen ihrer
Bekämpfung in eine existenzielle Krise geraten sind. Wir treten dafür ein, notwendige Hilfen zur
Stabilisierung mit langfristig wirksamen Impulsen für die wirtschaftliche Erholung zu verbinden. Wo
das sinnvoll möglich ist wollen den Wandel hin zu zukunftsfähigen Strukturen und Geschäftsmodellen
aktiv fördern und unterstützen.
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LTWP-2-013 2. Verantwortliche Wirtschaft – Nachhaltige Innovation

Antragsteller*in: Theresa Gemke (KV Mainz)

Text

Von Zeile 12 bis 15:
die Wertschöpfung und die Arbeitsplätze von Morgen nutzen. Daran haben auch Unternehmen ein
Interesse. Nur mit dem nachhaltigen Wandel können wir die Grundlagen unseres Wohlstands und
unserer Wirtschaftskraft für die Zukunft sichern.Nur mit einem nachhaltigen Wandel, bei dem sowohl
das Wohl und die Zukunft der Bürger*innen im Zentrum stehen und nicht die Gewinnmaximierung als
auch die planetaren Grenzen akzeptiert und berücksichtigt werden, kann unsere zukünftige Wirtschaft
nachhaltig, sozial und gerecht sein.

Begründung

Wir brauchen einen Wandel in unserer Wirtschaft, der zu Wohl der Menschen und nicht der Konzerne
beiträgt. Natürlich ist eine stabile und funktionierende Wirtschaft wichtig für den Wohlstand der
Gesellschaft, aber sie ist weder nachhaltig noch ethisch vertretbar, wenn diese auf der Ausbeutung des
Planeten und anderer Menschen basiert.
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LTWP-2-013-2 2. Verantwortliche Wirtschaft – Nachhaltige Innovation

Antragsteller*in: Michael Hauer (KV Trier)

Text

Von Zeile 12 bis 14 einfügen:
die Wertschöpfung und die Arbeitsplätze von Morgen nutzen. Daran haben auch Unternehmen ein
Interesse.Für grosse Teile der Industrie und ihrer Investoren ist Nachhaltigkeit bereits ein wesentlicher
Teil der operativen Strategie, die sich in monatlichen Reportings und Quartalsberichten niederschlägt.
Die industriellen Zulieferer und Dienstleister werden sich zukünftig daran orientieren und darlegen
müssen, welchen CO2-Fussabdruck ihre Produkte haben und wie nachhaltig sie produzieren.
Nachhaltigkeitskompetenz und ausreichende Verfügbarkeit erneuerbarer Energie beeinflussen
zukunftsrelevante Investionsentscheidungen bereits heute maßgeblich mit und werden immer mehr
zu einem entscheidenden wirtschaftlichen Standortfaktor für Rheinland-Pfalz. Nur mit dem
nachhaltigen Wandel können wir die Grundlagen unseres Wohlstands und unserer Wirtschaftskraft für
die Zukunft 
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LTWP-2-015 2. Verantwortliche Wirtschaft – Nachhaltige Innovation

Antragsteller*in: LAG Wirtschaft & Finanzen
Beschlussdatum: 29.10.2020

Text

Von Zeile 14 bis 15 einfügen:
Grundlagen unseres Wohlstands und unserer Wirtschaftskraft für die Zukunft sichern.

Nachhaltiges Wirtschaften orientiert sich nicht in erster Linie an Kosteneffizienz und Wachstum,
sondern stärkt die Region durch innovative Gründer*innen, soziale Geschäftsmodelle, starkes
Handwerk und gemeinwohlfördernden Mittelstand, die miteinander und nach Außen vernetzt sind.
Eine solche Wirtschaft nutzt die Fähigkeiten der Menschen der Region und stärkt den sozialen
Zusammenhalt im Land, indem Räume geschaffen werden, die ein gemeinsames Anpacken für
zukunftsfähiges Wirtschaften ermöglichen.

Begründung

Als erstes und wichtigstes Thema sollte die Förderung nachhaltiger und regionaler, resilienter
Wirtschaftsstrukturen stehen, das später im Kapitel dann verschiedenen kleineren Paragraphen (167
Nachhaltiges Wirtschaften für RLP und die Welt, 65 Mittelstand stärken, 89 Handwerk hat grünen
Boden, 324 Reparieren statt Wegwerfen, 29 Zukunftssticherung durch die sozial-ökologische
Transformation) ein Dach bietet...
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LTWP-2-015-2 2. Verantwortliche Wirtschaft – Nachhaltige Innovation

Antragsteller*in: Michael Hauer (KV Trier)

Text

Von Zeile 14 bis 15 einfügen:
Grundlagen unseres Wohlstands und unserer Wirtschaftskraft für die Zukunft sichern.Wir haben
verstanden!
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LTWP-2-016 2. Verantwortliche Wirtschaft – Nachhaltige Innovation

Antragsteller*in:
Bernhard Braun (KV Ludwigshafen), Misbah Khan (KV Bad Dürkheim), Anne
Spiegel (KV Speyer), Josef Winkler (KV Rhein-Lahn)

Text

Von Zeile 16 bis 18:
Auch bei dem wichtigen Wirtschaftsfaktor Tourismus bleiben, der von den Folgen der Corona-Krise
schwer getroffen wurde, wollen wir diesem Grundsatz treu:die Stabilisierung der bestehenden
Strukturen mit Impulsen für eine nachhaltige Neuraurichtung verbinden. Unser größtes Kapital sind
Natur und Landschaft, deswegen fördern wir GRÜNE einen nachhaltigen und umweltfreundlichen
Tourismus.

Digitale Landesdelegiertenversammlung am 5./6. Dezember 2020



LTWP-2-018 2. Verantwortliche Wirtschaft – Nachhaltige Innovation

Antragsteller*in: Andrea Schranck (KV Bad Dürkheim)

Text

Nach Zeile 18 einfügen:
Gerade die Waldregionen bieten sowohl Ruhe und Entspannung als auch Möglichkeiten für Sport und
Spiel. Den Ausbau des Schienenverkehrs in den Naturparken wie dem Biosphärenreservat Pfälzerwald-
Nordvogesen mit elektrischen Triebwagen streben wir an und setzen uns ein für die Wiederbelebung
stillgelegter Bahnstrecken sowohl als touristische länderübergreifende Attraktionen als auch für die
Umsetzung der Mobilitätswende in den weniger dicht besiedelten Teilen unseres Landes.

Begründung

Sanfter Tourismus kann nur funktionieren mit einer flächendeckenden Infrastrukur und Auto freier
Zonen.

Sonst geht das nach hinten los und ist weder sanft noch ökologisch.
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LTWP-2-024 2. Verantwortliche Wirtschaft – Nachhaltige Innovation

Antragsteller*in: LAG Wirtschaft & Finanzen
Beschlussdatum: 29.10.2020

Text

Von Zeile 23 bis 24 einfügen:
landeseigene GREEN KI Strategie entwickeln und bei der Vergabe Software nach nachhaltigen
Kriterien, wie Stromverbrauch, Langlebigkeit oder Nachhaltigkeit in den Lieferketten, genauer unter
die Lupe nehmen.

Begründung

Nur Stromverbrauch ist etwas kurz gegriffen.
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LTWP-2-029 2. Verantwortliche Wirtschaft – Nachhaltige Innovation

Antragsteller*in: LAG Wirtschaft & Finanzen
Beschlussdatum: 29.10.2020

Text

In Zeile 29:
Zukunftssicherung durch nachhaltigedie sozial-ökologische Transformation

Begründung

Wir müssen auch soziale Gerechtigkeit betonen,
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LTWP-2-033-2 2. Verantwortliche Wirtschaft – Nachhaltige Innovation

Antragsteller*in: LAG Wirtschaft & Finanzen
Beschlussdatum: 29.10.2020

Text

Von Zeile 32 bis 34:
ökologische Standards gegen wirtschaftliche Interessen durchsetzen können. Ganz im Gegenteil: Wir
brauchen dieeine sozial gerechte und ökologische Transformation, damit wir die Grundlagen unseres
Wohlstands und unserer Wirtschaftskraft für die Zukunft 

Begründung

Frames, auch wenn man sie verneint benutzt (Wirtschaft gegen Ökologie) wirken bestärkend. Wir
sollten diese Gegenüberstellung weglassen und einfach das Posisitve betonen. Wir müssen auch
soziale Gerechtigkeit betonen,
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LTWP-2-041 2. Verantwortliche Wirtschaft – Nachhaltige Innovation

Antragsteller*in: LAG Wirtschaft & Finanzen
Beschlussdatum: 29.10.2020

Text

Von Zeile 40 bis 41 einfügen:
unserem Land, indem wir Stipendien für Gründer*innen vergeben, die nachhaltige Projekte verfolgen.
Außerdem wollen wir die Investitions- und Strukturbank Rheinland-Pfalz (ISB) so aufstellen, dass sie
die Unternehmen im Land bei der sozial-ökologischen Transformation mit Beratung und finanzieller
Hilfe aktiv unterstützt.

Begründung

Die ISB wird im Programmentwurf gar nicht erwähnt, dabei ist sie ein wichtiges Finanzierungsvehikel
für Investitionen und notwendige Hilfszahlungen (Bsp. Corona-Hilfe) der Unternehmen. Als GRÜNE
sollten wir uns für eine Weiterentwicklung der ISB zu einer "Klimabank" einsetzen, die als
Landesbehörde ökologische Modernisierungsleistungen der Unternehmer*innen finanziell und mit
Beratung unterstützt.
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LTWP-2-054 2. Verantwortliche Wirtschaft – Nachhaltige Innovation

Antragsteller*in: LAG Soziales & Gesundheit
Beschlussdatum: 24.10.2020

Text

Von Zeile 54 bis 58 löschen:
Wirtschaftliche Tätigkeit darf nicht im Widerspruch zu Klima- und Umweltzielen stehen und sie soll
sich am Gemeinwohl orientieren. Wir unterstützen Ansätze der Gemeinwohlökonomie, der
solidarischen Ökonomie und die Erstellung von Gemeinwohlbilanzen durch öffentliche und private
Unternehmen, die die ökologischen und sozialen Folgen wirtschaftlicher Tätigkeit beleuchten.

Begründung

Verschiebung zu Zeile 174
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LTWP-2-058 2. Verantwortliche Wirtschaft – Nachhaltige Innovation

Antragsteller*in: KV Rhein-Pfalz
Beschlussdatum: 16.10.2020

Text

Von Zeile 57 bis 58 einfügen:
Gemeinwohlbilanzen durch öffentliche und private Unternehmen, die die ökologischen und sozialen
Folgen wirtschaftlicher Tätigkeit beleuchten. Das Land muss hier Vorbild sein. Wir werden daher die
Gemeinwohlzertifizierung von mindestens einem landeseigenen Unternehmen angehen. Die
Erkenntnisse hieraus werden wir öffentlich machen und streben die Zertifizierung weiterer
Unternehmen an.

Begründung

Die Unterstützung der Gemeinwohlökonomie und der Bilanzierung beginnt bei der
Eigenverantwortung des Landes. Wenn wir die GWÖ unterstützen müssen wir auch handeln. Durch die
niedrigeschwellige Zertifizierung einer Landesbeteiligung kann diese Unterstützung konkret gezeigt
werden.

Digitale Landesdelegiertenversammlung am 5./6. Dezember 2020



LTWP-2-058-2 2. Verantwortliche Wirtschaft – Nachhaltige Innovation

Antragsteller*in: Jutta Paulus (KV Neustadt-Weinstraße)

Text

Von Zeile 57 bis 58 einfügen:
Gemeinwohlbilanzen durch öffentliche und private Unternehmen, die die ökologischen und sozialen
Folgen wirtschaftlicher Tätigkeit beleuchten. Die Zertifizierung werden wir finanziell fördern und eine
eigene Anlauf- und Informationsstelle für Betriebe in Rheinland-Pfalz schaffen.

Begründung

Unterstützung ist gut, konkrete Maßnahmen sind besser :-)
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LTWP-2-075 2. Verantwortliche Wirtschaft – Nachhaltige Innovation

Antragsteller*in: LAG Wirtschaft & Finanzen
Beschlussdatum: 29.10.2020

Text

Von Zeile 74 bis 75 einfügen:
mittelständische Unternehmen in Rheinland-Pfalz im Ländervergleich mit drei von vier
Ausbildungsplätzen den höchsten Anteil an der Fachkräftequalifizierung. Eine große Herausforderung
für Familienunternehmen und den inhabergeführten Mittelstand ist die Unternehmensnachfolge. Das
Land sollte Unternehmer*innen und Familien hierbei unterstützen.

Begründung

Im Entwurf zum Wahlprogramm werden Familienunternehmen kein einziges Mal genannt, dabei sind
sie die Grundlage für viele erfolgreiche Unternehmen jeglicher Branchen, ob in der Landwirtschaft,
dem Tourismus oder der Zulieferindustrie.

Die Unternehmensnachfolge ist eine riesige Herausforderung für viel Betriebe und ein wichtiges
Thema, dem sich die Politik annehmen muss. Lokale Suchbörsen sind ein leicht umzusetzender
Vorschlag, um hier Signalwirkung zu haben.
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LTWP-2-076 2. Verantwortliche Wirtschaft – Nachhaltige Innovation

Antragsteller*in: Hannah Heller (KV Speyer)

Text

Von Zeile 76 bis 77 einfügen:
Wir wollen den Mittelstand und das Handwerk bei dem Prozess der Digitalisierung und dem sozial-
ökologischen Wandel unterstützen. Dafür müssen wir nicht nur investieren, sondern ihnen auch 
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LTWP-2-081 2. Verantwortliche Wirtschaft – Nachhaltige Innovation

Antragsteller*in: Theresa Gemke (KV Mainz)

Text

Von Zeile 80 bis 82 einfügen:
durch E-Government. Denn digitale Verwaltungsleistungen können bequem und zeitsparend von
zuhause oder vom Betrieb aus[Leerzeichen]genutzt werden. Andererseits hilft E-Government die
Anzahl an Behördenschritten zu reduzieren, indem Informationen 
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LTWP-2-086 2. Verantwortliche Wirtschaft – Nachhaltige Innovation

Antragsteller*in: Michael Hauer (KV Trier)

Text

Von Zeile 85 bis 87 einfügen:
Informationsangebote geschaffen, die den Betrieben helfen zu erkennen, in welchen Bereichen sie
einsparen und wo sie noch effizienter arbeiten können. Die Betriebe sollen damit auch unterstützt
werden, ihre eigene Energie- und Klimabilanz zu erstellen. Wir wollen diese Strukturen stärken, damit
noch mehr Unternehmen davon profitieren 
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LTWP-2-097 2. Verantwortliche Wirtschaft – Nachhaltige Innovation

Antragsteller*in: Ernst-Christoph Stolper (KV Neustadt-Weinstraße)

Text

In Zeile 97 einfügen:
Wirtschaft im ländlichen Raum stärken

Rheinland-Pfalz ist ein von ländlichen Räumen geprägtes Bundesland. Land- und Forstwirtschaft,
Weinbau, lebendige Natur- und Kulturlandschaften sowie Tourismus bilden die klassischen Stärken
und Säulen der landlichen Räume unseres Landes. Diese wollen wir erhalten und ausbauen. Hinzu
treten jedoch neue wirtschaftliche und gesellschaftliche Treiber, die es für die Entwicklung der
ländlichen Räume zu nutzen gilt: Energie- und Verkehrswende, Digitalisierung und der Wandel zur
Dienstleistungsgesellschaft bieten den Kommunen im ländlichen Raum große Chancen zur
wirtschaftlichen Entwicklung und Schaffung von nachhaltigem Wohlstand. Die Energiewende hat in
den vergangenen Jahren bereits in großem Umfang Wertschöpfung für den ländlichen Raum gebracht.
Windkraft und Photovoltaik bieten hier noch große nutzbare Potentiale. Hinzu treten mit der
Digitalisierung und der Veränderung der Arbeitswelt vielversprechende Faktoren für die
Wirtschaftsentwicklung im ländlichen Raum. Die Corona-Krise hat gezeigt, welche Möglichkeiten
Digitalisierung und mobiles Arbeiten zukünftig bieten können. Wir wollen dies zur Entwicklung von
Dorfbüros, Co-Working-Spaces, nachhaltigen Dienstleistungs- und Gewerbeparks und anderen Formen
der innovativen Organisation der Arbeitswelt nutzen. Voraussetzung hierfür ist der schnelle und
konsequenten Ausbau der Breitbandversorgung mit dem Ziel einer flächendeckenden
Gigabitversorgung und der Ausbau des öffentlichen Nahverkehrs mit einer Mobilitätsgarantie. Beides
hat deshalb für uns oberste Priorität.

Begründung

Angesichts der Bedeutung der Ländlichen Räume für Rheinland-Pfalz bedarf es eines Kapitels im
Wirtschaftsteil zu diesem Thema. Energiewende, Verkehrswende und Digitalisierung bieten ungeachtet
der sonstigen Aspekte vor allem auch große Chancen für die Kommunen im ländlichen Raum. Dies
sollten wir offensiv darstellen.
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LTWP-2-115 2. Verantwortliche Wirtschaft – Nachhaltige Innovation

Antragsteller*in:
Bernhard Braun (KV Ludwigshafen), Misbah Khan (KV Bad Dürkheim), Anne
Spiegel (KV Speyer), Josef Winkler (KV Rhein-Lahn)

Text

Von Zeile 114 bis 117 einfügen:
Wir fördern mit unserer Politik gezielt Frauen, damit sie sich gleichberechtigt am Erwerbsleben
beteiligen können. Für eine erfolgreiche Fachkräftesicherung wollen wir die Erwerbsbeteiligung von
Frauen steigern. Dafür wollen wir die Voraussetzungen für die Vereinbarkeit von Familie und Beruf
verbessern und Benachteiligungen bei Karrierechancen und Bezahlung abbauen. In der Bildung gilt es
insbesondere Mädchen stärker im Bereich der MINT-Fächer zu fördern.
Benachteiligte Jugendliche wollen wir beim Erwerb eines Schulabschlusses und dem Übergang in
Ausbildung und Beschäftigung gezielt fördern. Mit Angeboten für das Nachholen von
Schulabschlüssen und im Bereich der Grundbildung und Alphabetisierung etablieren wir eine Kultur
der zweiten und dritten Chance, die ebenfalls zur Fachkräftesicherung beiträgt.
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LTWP-2-118 2. Verantwortliche Wirtschaft – Nachhaltige Innovation

Antragsteller*in: Theresa Gemke (KV Mainz)

Text

Von Zeile 117 bis 122:
Integration von in Deutschland lebenden Menschen mit Migrationshintergrund und für eine
gesteuerte Zuwanderung von Fachkräften aus dem Ausland ein. Wir habenwerden uns auch in Zukunft
für die Förderung von Jugendlichen mit Migrations- und Fluchthintergrund gestärkteinsetzen, indem
wir bedarfsorientiert Sprachkurse angebotenanbieten und die Möglichkeiten zur Einstiegs- und
Nachqualifizierung ausgebaut habenweiter ausbauen. Anerkennungsverfahren müssen erleichtert und
die Maßnahmen für Integration durch 

Begründung

Durch die Vergangenheitsform klingt es nach einem abgeschlossenen Prozess, der keinerlei
Verbesserungen mehr bedarf. Daher finde ich diese Zeitform eher unpassend, da wir in diesem Bereich
noch viel tun können und sollten.
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LTWP-2-123 2. Verantwortliche Wirtschaft – Nachhaltige Innovation

Antragsteller*in: Theresa Gemke (KV Mainz)

Text

Von Zeile 122 bis 124:
Anerkennungsverfahren müssen erleichtert und die Maßnahmen für Integration durch 
ArbeitArbeitsmöglichkeiten ausgebaut werden. Es ist absurd, wenn wir Fachkräfte, die beispielsweise
Geflüchtete sind, in unserem Land haben, sie aber wegen mangelnder Anerkennung 
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LTWP-2-123-2 2. Verantwortliche Wirtschaft – Nachhaltige Innovation

Antragsteller*in: Theresa Gemke (KV Mainz)

Text

Von Zeile 122 bis 125:
Anerkennungsverfahren müssen erleichtert und die Maßnahmen für Integration durch Arbeit
ausgebaut werden. Es ist absurd, wenn wir Fachkräfte, die beispielsweise Geflüchtete sind, in unserem
Land haben, sie aber wegen mangelnderEs ist absurd, dass wir diverse Fachkräfte unter den
Geflüchteten in unserem Land haben, diese aber auf Grund einer mangelnden Anerkennung ihrer
Qualifikationen nicht in ihren Fachberufen arbeiten können. Besonders für 

Begründung

Ich finde die ursprüngliche Formulierung sehr sperrig zu lesen.
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LTWP-2-137 2. Verantwortliche Wirtschaft – Nachhaltige Innovation

Antragsteller*in: Grüne Jugend Rheinland-Pfalz
Beschlussdatum: 24.10.2020

Text

Von Zeile 136 bis 137 einfügen:
innovative Mobilität zugeschnitten wird, wollen wir sicherstellen, dass unser Mittelstand Wachstums-
und Innovationsmotor im nachhaltigen Wirtschaften bleibt. Für solche Fördermaßnahmen wollen wir
die Investitions- und Strukturbank Rheinland-Pfalz (ISB) zu einer echten Klimabank 
weiterentwickeln, die Unternehmen im Land bei der sozial-ökologischen 
Transformation unterstützt.
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LTWP-2-157 2. Verantwortliche Wirtschaft – Nachhaltige Innovation

Antragsteller*in:
Bernhard Braun (KV Ludwigshafen), Misbah Khan (KV Bad Dürkheim), Anne
Spiegel (KV Speyer), Josef Winkler (KV Rhein-Lahn)

Text

Von Zeile 156 bis 158 einfügen:
personell verstärken. Eine Gründungsleitstelle Rheinland-Pfalz soll darüber hinaus die Bereitschaft zur
Unternehmensgründung stärken. Gründungsstipendien und Gründungsdarlehen können helfen, um
Gründerinnen und Gründern mit CO2- und ressourcensparenden Geschäftsmodellen den Einstieg in die
Selbstständigkeit zu erleichtern. Beratungsprogramme, Förderangebote und vor allem auch
Finanzierungsinstrumente sollen so ausgestaltet werden, dass sie Frauen als Gründerinnen gezielt
unterstützen.
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LTWP-2-163 2. Verantwortliche Wirtschaft – Nachhaltige Innovation

Antragsteller*in:
Bernhard Braun (KV Ludwigshafen), Misbah Khan (KV Bad Dürkheim), Anne
Spiegel (KV Speyer), Josef Winkler (KV Rhein-Lahn)

Text

Von Zeile 163 bis 166 löschen:
Gründungsstipendien und Gründungsdarlehen können helfen, um Gründerinnen und Gründern mit
CO2- und ressourcensparenden Geschäftsmodellen den Einstieg in die Selbstständigkeit zu erleichtern.
Um Frauen zu ermutigen, werden wir sie im Rahmen eines Gründerpreises mit einer eigenen Kategorie
besonders ansprechen.
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LTWP-2-166 2. Verantwortliche Wirtschaft – Nachhaltige Innovation

Antragsteller*in: LAG Wirtschaft & Finanzen
Beschlussdatum: 29.10.2020

Text

Von Zeile 165 bis 166 einfügen:
Selbstständigkeit zu erleichtern. Um Frauen zu ermutigen, werden wir sie im Rahmen eines
Gründerpreises mit einer eigenen Kategorie besonders ansprechen.

„Sustainable Entrepreneurship" leistet einen wichtigen Beitrag zur Lösung gesellschaftlicher
Herausforderungen. Diese besondere Form von Unternehmensgründungen benötigt spezielle 
Förderinstrumente und Beratung, die wir entwickeln und ausbauen wollen.

Begründung

Neben einer allgemeinen Förderung von Unternehmensgründungen und der besonderen
Unterstützung von Gründerinnen, erfordert es spezielle Instrumente um "Sustainable
Entrepreneurship" zu fördern. Diese Form von Gründungen adressieren mit ihren Angeboten und
Dienstleistungen gezielt ökologische oder soziale Herausforderungen.
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LTWP-2-168 2. Verantwortliche Wirtschaft – Nachhaltige Innovation

Antragsteller*in: Lutz Dreyer (KV Rhein-Pfalz)

Text

Von Zeile 168 bis 174:
Das Bruttoinlandsprodukt ist ein(BIP) gilt als wesentlicher Indikator für den wirtschaftlichen
Wohlstand. Er ist allerdings nicht der einzige Gradmesser dafür, wie es den[Zeilenumbruch]
Menschen in unserem Land geht. Für uns GRÜNE steht im Mittelpunkt, dass es der[Zeilenumbruch]
Gesellschaft insgesamt gelingt, Lebenschancen für alle und Zusammenhalt zu[Zeilenumbruch]
sichern, ohne dabei die natürlichen Lebensgrundlagen zu zerstören. Mit dem dem
Regionalen WohlfahrtsindexWohlfahrtsindex wollen wir Parameter einführen, anhand dererdie die 
fehlerbehaftete
Wohlstandsmessung nach dem BIP ergänzt werden sollersetzt.

Begründung

Der BIP Indikator ist ein „Falscher Indikator für GRÜNE“! Das BIP beinhaltet Kosten für Zerstörung und
Wiederaufbau, Straßenbau sowie Förderung, Handel und Verbrauch von fossilen Brennstoffen,
Herstellung von Waren aus Grundstoffen, für deren Gewinnung die Natur direkt zerstört wird; und
vieles mehr, was dem Planeten und den Menschen schadet.
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LTWP-2-168-2 2. Verantwortliche Wirtschaft – Nachhaltige Innovation

Antragsteller*in: LAG Wirtschaft & Finanzen
Beschlussdatum: 29.10.2020

Text

Von Zeile 168 bis 170:
Das Bruttoinlandsprodukt (BIP) ist ein wesentlicherder heute vorherrschende Indikator für den
wirtschaftlichen Wohlstanddie wirtschaftliche Entwicklung. Er ist allerdings nicht der einzige
Gradmesser dafür, wie es den Menschen in unserem Land geht. Für uns GRÜNE steht im Mittelpunkt,
dass es der 

Begründung

Wir sollten deutlicher formulieren, dass das BIP für uns eine rein ökonomische Betrachtungsweise
darstellt und wir uns hinsichtlich der Bemessung von Wohlstand in der Zukunft breiter aufstellen
möchten.
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LTWP-2-174 2. Verantwortliche Wirtschaft – Nachhaltige Innovation

Antragsteller*in: LAG Soziales & Gesundheit
Beschlussdatum: 24.10.2020

Text

Von Zeile 173 bis 174 einfügen:
Regionalen Wohlfahrtsindex wollen wir Parameter einführen, anhand derer die Wohlstandsmessung
nach dem BIP ergänzt werden soll.

Wirtschaftliche Tätigkeit darf nicht im Widerspruch zu den Klima- und Umweltzielen stehen und sie
soll sich am Gemeinwohl orientieren. Wir wollen, dass immer mehr Betriebe in Besitz der öffentlichen
Hand, aber auch private Unternehmen Gemeinwohlbilanzen erstellen, die die ökologischen und
sozialen Folgen der wirtschaftlichen Tätigkeit bewerten.

Begründung

Verschiebung von Rn 54-58 und Ergänzung um Gemeinwohlbilanzen.
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LTWP-2-174-2 2. Verantwortliche Wirtschaft – Nachhaltige Innovation

Antragsteller*in: Theresa Gemke (KV Mainz)

Text

Von Zeile 173 bis 174 einfügen:
Regionalen Wohlfahrtsindex wollen wir Parameter einführen, anhand derer die Wohlstandsmessung
nach dem BIP ergänzt werden soll.

Ein wichtiges Instrument, um nachhaltiges Wirtschaften zu fördern, ist ein effektiver CO2-Preis. Daher
wollen wir uns auf Bundesebene dafür einsetzen, dass der CO2-Preis auf ein effektives Niveau (180€/
Tonne) angehoben wird.
Als Übergangslösung können dem Land und den Betrieben in Rheinland-Pfalz zudem CO2-
Schattenpreise dienen langfristig nachhaltig planen zu können.

Begründung

Der derzeitig von der Bundesregierung angestrebte CO2-Preis ist deutlich zu niedrig um effektiv
nachhaltiges Handeln zu fördern (s. Umweltbundesamt: https://www.umweltbundesamt.de/sites/
default/files/medien/376/publikationen/factsheet_co2-bepreisung_in_deutschland_2019_08_29.pdf).

Daher sollten wir uns auf Bundesebene für eine Erhöhung des Preises einsetzen und in Rheinland-
Pfalz bereits jetzt eine Wirtschaft anstreben, die mit einem höheren CO2-Preis rechnet und danach
plant.
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LTWP-2-174-3 2. Verantwortliche Wirtschaft – Nachhaltige Innovation

Antragsteller*in: LAG Wirtschaft & Finanzen
Beschlussdatum: 29.10.2020

Text

Von Zeile 173 bis 174 einfügen:
Regionalen Wohlfahrtsindex wollen wir Parameter einführen, anhand derer die Wohlstandsmessung
nach dem BIP ergänzt werden soll.

Mit dem Konzept der Wirtschaftsförderung 4.0 wollen wir regionale und kooperative
Wirtschaftsformen stärken. So werden Beziehungen zwischen Konsumierenden und Produzierenden
hergestellt, die Wirtschaft transparenter gestaltet und die Widerstandsfähigkeit von Rheinland-Pfalz
bei Wirtschaftskrisen erhöht.

Begründung

Heute müssen wir auch wieder verstärkt regional denken, um Resilienz als Gesellschaft aufzubauen.
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LTWP-2-184 2. Verantwortliche Wirtschaft – Nachhaltige Innovation

Antragsteller*in: LAG Wirtschaft & Finanzen
Beschlussdatum: 29.10.2020

Text

Von Zeile 183 bis 184:
rheinland-pfälzische Wirtschaft weiter eine wichtige Rolle. Diesen Prozess wollen wir in Kooperation
mit der Außenhandelskammerden Außenhandelskammern nachhaltig sichern und die Gründung einer
landeseigenen Wirtschaftsentwicklungsgesellschaft prüfen.

Begründung

Im Vergleich zu den meisten anderen Bundesländern engagiert sich das Land RLP nur geringfügig im
Bereich der Außenhandelsentwicklung und setzt vor allem auf bundesweite Angebote
(Außenhandelskammer und GTAI). Andere Länder wie beispielsweise Hessen (https://www.htai.de/
ueber-uns/) oder NRW (https://www.nrwinvest.com/de/startseite/) arbeiten seit Jahren erfolgreich mit
landeseigenen Wirtschaftsfördergesellschaften, welche die lokalen Unternehmen im internationalen
Geschäft beraten und kompetente Ansprechpartnerinnen für ausländische Investor*innen sind.

Meines Erachtens bietet eine solche Gesellschaft das Potential, insbesondere kleine, mittelständische
Unternehmen in ihren Bemühungen zu unterstützen und RLP zukünftig besser in der globalisierten
Welt aufzustellen. Spezifisches Knowhow, etwa hinsichtlich der Weinwirtschaft oder für Mittelständler
in der Zulieferindustrie können unseren Wirtschaftsstandort nachhaltig aufwerten.
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LTWP-2-197 2. Verantwortliche Wirtschaft – Nachhaltige Innovation

Antragsteller*in: LAG Wirtschaft & Finanzen
Beschlussdatum: 29.10.2020

Text

Von Zeile 196 bis 197 einfügen:
UNESCO-Biosphärenreservat Pfälzerwald-Nordvogesen und die Naturparke und Naturschutzgebiete im
Land legen. Im Zusammenhang mit dem Naturerlebnis bietet insbesondere der Gesundheitstourismus
ein großes Potential für unser Land.

Begründung

Der Aspekt des Gesundheitstourismus muss dringend ins Wahlprogramm aufgenommen werden.
Insbesondere im Zusammenhang mit naturnahem Tourismus bietet die Gesundheitswirtschaft ein
riesiges Potential, welches in RLP gefördert werden sollte.
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LTWP-2-199 2. Verantwortliche Wirtschaft – Nachhaltige Innovation

Antragsteller*in:
Bernhard Braun (KV Ludwigshafen), Misbah Khan (KV Bad Dürkheim), Anne
Spiegel (KV Speyer), Josef Winkler (KV Rhein-Lahn)

Text

Von Zeile 198 bis 200 einfügen:
Tourismus muss für alle Menschen zugänglich und erfahrbar sein. Deswegen ist es nicht nur wichtig, 
barrierefreie und familienfreundliche Unterkünfte und Gaststätten anzubieten, sondern auch in den
Kommunen eine starke Struktur zu schaffen, in der sich 

Digitale Landesdelegiertenversammlung am 5./6. Dezember 2020



LTWP-2-201 2. Verantwortliche Wirtschaft – Nachhaltige Innovation

Antragsteller*in: AK Behindertenpolitik
Beschlussdatum: 14.10.2020

Text

Nach Zeile 201 einfügen:
Rheinland-Pfalz ist bei der Zertifizierung „Reisen für Alle“ mit führend. Wir wollen die Zertifizierungen
ausbauen und erweitern. Mit einer weiter geführten Förderung soll die Anzahl der zertifizierten
Betriebe und Einrichtungen um mindestens 50 % erhöht werden.
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LTWP-2-201-2 2. Verantwortliche Wirtschaft – Nachhaltige Innovation

Antragsteller*in: LAG Soziales & Gesundheit
Beschlussdatum: 24.10.2020

Text

Von Zeile 200 bis 201 einfügen:
sondern auch in den Kommunen eine starke Struktur zu schaffen, in der sich Menschen mit
verschiedenen Bedürfnissen wohlfühlen können. In Regionen, die noch nicht über ein ausreichendes
barrierefreies Angebot an Unterkünften verfügen, wollen wir barrierefreie Infrastruktur und
insbesondere landwirtschaftliche Betriebe beim Aufbau eines touristischen Standbeins durch
barrierefreie Ferienwohnungen fördern.

Begründung

Konkretisierung
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LTWP-2-205 2. Verantwortliche Wirtschaft – Nachhaltige Innovation

Antragsteller*in: Grüne Jugend Rheinland-Pfalz
Beschlussdatum: 24.10.2020

Text

Von Zeile 204 bis 207:
Weiterentwicklungschancen hat. Unser Schwerpunkt liegt dabei auf Regionalität und
Umweltverträglichkeit. Um Rheinland-Pfalz zur erfolgreichen Tourismusmarke zu machen, setzen wir
auf den intensiven Austausch aller Akteur*innen und auf eine zukunftsweisende Struktur der
Tourismusförderung.Um den Ökotourismus zu fördern, soll das Land eine „Dachmarke Ökotourismus“
etablieren. Außerdem soll für die Landes- und Bundesgartenschauen in Rheinland-
Pfalz eine nachhaltige Tourismusstrategie entwickelt werden. Um die von der
Corona-Pandemie hart getroffene Tourismusbranche zu unterstützen, setzen wir uns
für weitere Unterstützung des Landes im Bereich der Werbekampagnen, der
Digitalisierung des Gastgewerbes sowie der Förderung nachhaltiger
Infrastrukturmaßnahmen ein.
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LTWP-2-207 2. Verantwortliche Wirtschaft – Nachhaltige Innovation

Antragsteller*in: LAG Wirtschaft & Finanzen
Beschlussdatum: 29.10.2020

Text

Von Zeile 206 bis 207 einfügen:
zu machen, setzen wir auf den intensiven Austausch aller Akteur*innen und auf eine zukunftsweisende,
interkommunale Struktur der Tourismusförderung. Eine besondere Rolle sollen hierbei die Landes- und
Bundesgartenschauen spielen, welche viele Menschen aus Nah und Fern in die Regionen des Landes
bringen, um die Natur und Pflanzenwelt zu erleben. Spezifische Entwicklungskonzepte und
Fördermittel für nachhaltige Investitionen müssen hierfür bereitgestellt werden.

Begründung

Es ist schwer zu verstehen, wieso die Landes- und Bundesgartenschauen keinen Einzug in den Entwurf
zum Wahlprogramm gefunden haben. Uns fallen diverse Beispiele ein (BUGA in Koblenz, LAGA in
Bingen, etc.) die nachhaltige Investitionen, eine lokale Aufwertung der Standorte und vor allem
langfristige Tourismus-Effekte mit sich gebracht haben. Im Oberen Mittelrheintal laufen bereits jetzt
die Planungen für die BUGA 2029, eine dezentrale Gartenschau durch das Weltkulturerbe, welche
vielzählige Investitionen in Infrastruktur für Mobilität und Digitalisierung bringen wird. Andere
Parteien wie SPD und CDU setzen (erfolgreich) auf solche Mega-Events; wir sollten versuchen das
Thema ebenfalls stark zu besetzen und hierbei die Chancen für einen sanften Tourismus sowie
nachhaltige Investitionen zu betonen.
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LTWP-2-209 2. Verantwortliche Wirtschaft – Nachhaltige Innovation

Antragsteller*in:
Bernhard Braun (KV Ludwigshafen), Misbah Khan (KV Bad Dürkheim), Anne
Spiegel (KV Speyer), Josef Winkler (KV Rhein-Lahn)

Text

Von Zeile 208 bis 210 einfügen:
Wir GRÜNE wollen die Gastgeber*innen fördern und unterstützen, beispielsweise bei der
Digitalisierung. Wir wollen erreichen, dass Unterkünfte in Rheinland-Pfalz im Netz auffindbar sind und
die online-Buchung von Übernachtungen ermöglichen. Und unsere Gäste sollen sich mit einer Gäste-
Mobil-Card sicher und verlässlich in unserem Land bewegen können. Gemeinsam mit den 
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LTWP-2-224 2. Verantwortliche Wirtschaft – Nachhaltige Innovation

Antragsteller*in: Tabea Rößner (KV Mainz)

Text

Von Zeile 223 bis 224 einfügen:
überprüfen und klare Grenzen bei der Nutzung und Speicherung personenbezogener Daten ziehen.
Staat und Wirtschaft müssen ihre Nutzung von algorithmischen Entscheidungssystemen und Daten
den Bürger*innen transparent machen und offenlegen, während gleichzeitig Privatsphäre und Daten
der Bürger*innen bestmöglich geschützt werden müssen: Gläserner Staat statt gläserner Bürger.

Begründung

Es werden immer mehr Algorithmen eingesetzt, auch in der Verwaltung. Das muss transparent sein.
Bürger*innen müssen wissen, ob sie mit einer Maschine kommunizieren und mit einem Menschen.

In der LAG Kultur und Medien wurde der Änderungsantrag diskutiert und für gut befunden.
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LTWP-2-243 2. Verantwortliche Wirtschaft – Nachhaltige Innovation

Antragsteller*in:
Bernhard Braun (KV Ludwigshafen), Misbah Khan (KV Bad Dürkheim), Anne
Spiegel (KV Speyer), Josef Winkler (KV Rhein-Lahn)

Text

Von Zeile 242 bis 244 einfügen:
Wir GRÜNE wollen freie und datensichere, öffentlich zugängliche Internetzugänge fördern. Deswegen
unterstützen wir weiter den Ausbau offener Netzwerke durch die Freifunk-Initiativen im Land. Ein
wichtiges Anliegen ist uns die Unabhängigkeit von großen Softwareherstellern. 
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LTWP-2-246 2. Verantwortliche Wirtschaft – Nachhaltige Innovation

Antragsteller*in: Tabea Rößner (KV Mainz)

Text

Von Zeile 245 bis 247 einfügen:
Deswegen wollen wir in der Verwaltung auf Open Source Software (Software mit frei zugänglichem
Quellcode) umsatteln. Software, die von der öffentlichen Hand finanziert wird, muss der Öffentlichkeit
auch mithilfe Freier Software Lizenzen zur Weiternutzung oder Veränderung zugänglich gemacht
werden (Prinzip "Public Money, Public Code"). Darüber hinaus setzen wir uns für die Nutzung von
öffentlich gesammelten Daten im Rahmen einer Open Data-Strategie

Begründung

Public Money, Public Code - wichtiges Prinzip, das wir überall fordern.

In der LAG Kultur und Medien diskutiert und für gut befunden.

Digitale Landesdelegiertenversammlung am 5./6. Dezember 2020



LTWP-2-257 2. Verantwortliche Wirtschaft – Nachhaltige Innovation

Antragsteller*in: Martin Rothe (KV Südliche Weinstraße)

Text

Von Zeile 256 bis 258 einfügen:
Vorreiterrolle einzunehmen, wollen wir einen Lehrstuhl für nachhaltige KI einrichten und den Bereich
Sozio-Informatik ausweiten. Das Prinzip Nachhaltigkeit muss überall - und damit auch bei der
Digitalisierung Beachtung finden. Der Energieverbrauch für den Betrieb von Servern weltweit ist
längst dabei, den des gesamten Luftverkehrs zu überrunden. Energie aus regenerativen Quellen allein
reicht nicht. Es geht auch um Regulierung und Begrenzung, da wo es Sinn macht. Nachhaltige und
ökologische Digitalisierung soll von Anfang an mitgedacht werden und 

Begründung

Klimaschutz erfodert zwingend eine ganzheitliche Sicht, die alles in den Blick nimmt. Leider nimmt in
grünen Programmen seit Jahren der Trend zu, das, was politikstrategisch stört, einfach auszuklammern,
so hier die Problematik des eskalierenden Energieverbrauchs und damit der zunehmenden
Klimabelastung weltweit durch die Digitalisierung.
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LTWP-2-261 2. Verantwortliche Wirtschaft – Nachhaltige Innovation

Antragsteller*in: AK Behindertenpolitik
Beschlussdatum: 14.10.2020

Text

Von Zeile 261 bis 262 einfügen:
Digitalisierung muss Hand in Hand gehen mit Datenschutz und ethischen Aspekten. Digitale Produkte
und Dienstleistungen sollen barrierefrei sein. Green IT soll auch in der öffentlichen Verwaltung
ankommen. Besonders wichtig 
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LTWP-2-264 2. Verantwortliche Wirtschaft – Nachhaltige Innovation

Antragsteller*in: Tabea Rößner (KV Mainz)

Text

Von Zeile 263 bis 264 einfügen:
ist uns, dass das Recht über die Verwendung der eigenen Daten bei den Bürger*innen bleibt.
Diskriminierungspotenziale neuer Technologien wie KI und mögliche negative Auswirkungen auf
Gesellschaft, Demokratie und Meinungsbildung müssen erforscht und reguliert werden.

Begründung

Wir Grünen müssen deutlich machen, dass wir Technologien zwar nicht verteufeln, aber die Risiken
erkennen und ihnen entgegenwirken wollen.

In der LAG Kultur und Medien diskutiert und für gut befunden.
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LTWP-2-270 2. Verantwortliche Wirtschaft – Nachhaltige Innovation

Antragsteller*in: Tabea Rößner (KV Mainz)

Text

Von Zeile 269 bis 271:
Rechte der Verbraucher*innen zu stärken und schützen, analog wie digital. Denn wir Verbraucher*innen
haben ein Recht auf verlässliche, glaubwürdige und neutraleverständliche Informationen, die uns eine
Orientierungshilfe und echte Wahlfreiheit bieten. 
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LTWP-2-275 2. Verantwortliche Wirtschaft – Nachhaltige Innovation

Antragsteller*in:
Bernhard Braun (KV Ludwigshafen), Misbah Khan (KV Bad Dürkheim), Anne
Spiegel (KV Speyer), Josef Winkler (KV Rhein-Lahn)

Text

Von Zeile 275 bis 276:
In der Corona-Krise wurde der hohe Stellenwert des Verbraucherschutzes wiederverstärkt deutlich: Die
Pandemie hat in das Leben von vielen Verbraucher*innen massiv 

Von Zeile 279 bis 283:
nutzbare Dienstleistungen zu bezahlen haben Verbraucher*innen verunsichert. Wir GRÜNE werden
immer wieder dafür kämpfen, dasshaben schon vor der Krise die Wirtschaft sichUnterstützung der
Verbraucher*innen in solchen Zeiten nicht darauf beschränken darf,Rheinland-Pfalz ausgebaut,
verbessert und die Standards im Verbraucherschutz zu reduzierenVerbraucherzentrale in der Krise
gezielt unterstützt, eine kostenfreie Beratungshotline einzurichten. Gerade in Krisenzeiten setzen wir
uns für hohe Verbraucherschutzstandards und das Problem sogegen die Verlagerung von Problemen
auf die Endkunden zu verlagern – weder in guten noch in schlechten Zeitenein.
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LTWP-2-279 2. Verantwortliche Wirtschaft – Nachhaltige Innovation

Antragsteller*in:
Bernhard Braun (KV Ludwigshafen), Misbah Khan (KV Bad Dürkheim), Anne
Spiegel (KV Speyer), Josef Winkler (KV Rhein-Lahn)

Text

Von Zeile 278 bis 283:
kostenfreiem Stornieren oder die Verpflichtung, weiterhin für private, nicht nutzbare Dienstleistungen
zu bezahlen haben Verbraucher*innen verunsichert. Wir GRÜNE werden immer wieder dafür kämpfen,
dass die Wirtschaft sich in solchen Zeiten nicht darauf beschränken darf, die Standards im
Verbraucherschutz zu reduzieren und das Problem so auf die Endkunden zu verlagern – weder in guten
noch in schlechten Zeiten.Wir haben schon vor der Krise die Unterstützung der Verbraucher*innen in
Rheinland-Pfalz ausgebaut, verbessert und die Verbraucherzentrale in der Krise gezielt unterstützt,
eine kostenfreie Beratungshotline einzurichten. Gerade in Krisenzeiten setzen wir uns für hohe
Verbraucherschutzstandards und gegen die Verlagerung von Problemen auf die Endkunden ein.
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LTWP-2-280 2. Verantwortliche Wirtschaft – Nachhaltige Innovation

Antragsteller*in: Tabea Rößner (KV Mainz)

Text

Von Zeile 279 bis 283:
nutzbare Dienstleistungen zu bezahlen haben Verbraucher*innen verunsichert. Wir GRÜNE werden
immer wieder dafür kämpfen, dass die Verbraucherinnen und Verbraucher wirksam zu schützen - auch
in Zeiten wirtschaftlicher Krisen. Die Wirtschaft darf sich in solchen Zeiten nicht darauf beschränken
darf, die Standards im Verbraucherschutz zu reduzieren und das Problem so die Probleme auf die 
EndkundenEndkund*innen zu verlagern – weder in guten noch in schlechten Zeiten. Wir wollen die
Wirtschaft stärker in die Verantwortung nehmen und uns im Bundesrat für verbesserte
Verbraucherschutzregelungen und einen klaren Rechtsrahmen für mehr Wettbewerb einsetzen. Dazu
gehört, Kostenfallen wie unseriöses Inkasso oder die viel zu langen Mindestlaufzeiten und
automatischen Vertragsverlängerungen anzugehen.
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LTWP-2-287 2. Verantwortliche Wirtschaft – Nachhaltige Innovation

Antragsteller*in: Tabea Rößner (KV Mainz)

Text

Von Zeile 286 bis 288 einfügen:
Kreditwürdigkeit – Algorithmen begegnen uns heute in fast jedem Lebensbereich. Fast nie erfahren
wir, nach welchen Prinzipien Algorithmen uns beurteilen oder nach welchen Kriterien uns Produkte
oder Nachrichten empfohlen werden. Wir setzen uns ein für einen wirksamen Verbraucherschutz in der
digitalen Welt, 

Begründung

In der LAG Kultur und Medien diskutiert und für gut befunden.
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LTWP-2-291 2. Verantwortliche Wirtschaft – Nachhaltige Innovation

Antragsteller*in: Tabea Rößner (KV Mainz)

Text

Von Zeile 290 bis 292 einfügen:
niemals dazu führen, dass Verbraucher*innen aus bestimmten Lebensbereichen ausgeschlossen oder
diskriminiert werden. Der Einfluss von KI auf die Auswahl von Nachrichten und Information hat
zentrale Auswirkungen auf Gesellschaft, Demokratie und Meinugnsbildung. Für den Einsatz von 
Algorithmen brauchen wir Transparenz, einen verbrauchergerechten Rechtsrahmen und effektive 

Begründung

In der LAG Kultur und Medien diskutiert und für gut befunden.
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LTWP-2-295 2. Verantwortliche Wirtschaft – Nachhaltige Innovation

Antragsteller*in: Tabea Rößner (KV Mainz)

Text

Von Zeile 294 bis 295 einfügen:
welche Methoden sie bei der personalisierten Preisbildung einsetzen und welche Daten sie
verwenden. Auch in der öffentlichen Verwaltung müssen Diskriminierungspotenziale beim Einsatz von
algorithmischen Entscheidungssystemen identifiziert werden und je nach Risikoklassenmodell
reguliert werden.

Begründung

In der LAG Kultur und Medien diskutiert und für gut befunden.
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LTWP-2-295-2 2. Verantwortliche Wirtschaft – Nachhaltige Innovation

Antragsteller*in: Tabea Rößner (KV Mainz)

Text

Von Zeile 294 bis 295 einfügen:
welche Methoden sie bei der personalisierten Preisbildung einsetzen und welche Daten sie
verwenden. Darüber hinaus müssen Online-Marktplätze sicher und transparent ausgestaltet sein.
Plattformen müssen für unsichere Produkte oder Fake-Bewertungen in die Verantwortung genommen
werden. Außerdem müssen Verträge im Netz genauso einfach gekündigt werden können, wie sie
abgeschlossen werden.

Begründung

Viele Verträge können mit einem Klick im Netz abgeschlossen werden. Zur Kündigung wird aber
meistens noch ein schriftliches Schreiben verlangt. Daher gilt für uns: Klick rein - klick raus! (siehe
auch grüne Initiative im Bundestag)
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LTWP-2-298 2. Verantwortliche Wirtschaft – Nachhaltige Innovation

Antragsteller*in:
Bernhard Braun (KV Ludwigshafen), Misbah Khan (KV Bad Dürkheim), Anne
Spiegel (KV Speyer), Josef Winkler (KV Rhein-Lahn)

Text

Von Zeile 297 bis 299 einfügen:
gefährdenden Inhalten. Auch in vermeintlich kindgerechten Apps und Diensten kommen Kinder immer
wieder mit verstörenden Inhalten wie Herabwürdigungen, Hassbotschaften, Gewalt, Pornografie und
Glücksspiel in Berührung. Auf Bundesebene werden wir uns für einen Gesetzesrahmen einsetzen, der
einen 
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LTWP-2-324 2. Verantwortliche Wirtschaft – Nachhaltige Innovation

Antragsteller*in:
Bernhard Braun (KV Ludwigshafen), Misbah Khan (KV Bad Dürkheim), Anne
Spiegel (KV Speyer), Josef Winkler (KV Rhein-Lahn)

Text

In Zeile 324 einfügen:
Verantwortlicher Konsum – Reparieren statt wegwerfen 
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LTWP-2-325 2. Verantwortliche Wirtschaft – Nachhaltige Innovation

Antragsteller*in:
Bernhard Braun (KV Ludwigshafen), Misbah Khan (KV Bad Dürkheim), Anne
Spiegel (KV Speyer), Josef Winkler (KV Rhein-Lahn)

Text

Von Zeile 325 bis 330:
Wer kennt das nicht? Beim Smartphone macht der Akku schlapp, aber beim Versuch, einen neuen
einzusetzen, stellt sich heraus, dass das Gerät selbst oder der Akku fest mit dem Gehäuse verklebt ist.
Das ist ärgerlich und vor allem unnötig. So werden Geräte, die eigentlich repariert werden könnten,
unversehens zu Elektro-Schrott. Das schadet unserem Geldbeutel und unserer Umwelt: Ressourcen
werden behandelt, als seien sie unerschöpflich, und der Müll türmt sich.

Immer mehr Menschen achten bei täglichen und nicht alltäglichen Anschaffungen auf Nachhaltigkeit
und soziale Aspekte. So trägt beispielsweise die Entscheidung für fair gehandelte, ökologisch erzeugte
Produkte zu einem verantwortlichen Wirtschaften im globalen Zusammenhang bei. Unverpackt-Läden
leisten einen Beitrag, dass Wegwerf-Plastikverpackungen gar nicht erst produziert werden. Wir GRÜNE
unterstützen das Wachstum des nachhaltigen und sozial verantwortlichen Wirtschaftens. Dazu gehört
die Share Economy, mit der teilen statt besitzen und weiterverwenden statt wegwerfen an Bedeutung
gewinnt. Rund um die Idee des Teilens entstehen neue nachhaltige Geschäftsideen, die zur Senkung
des Verbrauchs von Rohstoffen, Materialien und Energie beitragen.
Zum nachhaltigen Konsum gehört auch der Einsatz langlebiger Produkte, die einfach repariert werden
und bei denen Verschleißteile leicht ausgetauscht werden können. Das Gegenteil sind beispielsweise
Geräte, die komplett als Elektroschrott entsorgt werden, wenn der fest verbaute Akku nicht mehr
ausreichend Energie speichert.
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LTWP-2-333 2. Verantwortliche Wirtschaft – Nachhaltige Innovation

Antragsteller*in:
Bernhard Braun (KV Ludwigshafen), Misbah Khan (KV Bad Dürkheim), Anne
Spiegel (KV Speyer), Josef Winkler (KV Rhein-Lahn)

Text

Von Zeile 332 bis 335:
stark machen, indem wir zum Beispiel Repair-Cafes und Fahrradwerkstätten fördern. Dazu brauchen
wir auch ein europaweit geltendes Recht auf Reparatur.[Leerzeichen]Mit öffentlichen Informationen
und Kampagnen wollen wir auf die Notwendigkeit von nachhaltigem und fairenm Konsum
aufmerksam machen. Verantwortlicher Konsum soll im Rahmen einer zeitgemäßen Verbraucherbildung
stärker vermittelt werden.
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LTWP-6-011 6. Gerechte Bildung – Innovative Wissenschaft 

Antragsteller*in: Daniel Köbler (KV Mainz)

Text

Von Zeile 10 bis 12:
Bildungschancen, die niemanden zurücklassen. Schüler*innen müssen beispielsweise 
ComputerLaptops und Tablets in der Schule ausleihen können, ohne etwas dafür zu bezahlen.

Begründung

Tablets sind auch Computer ;-)

gemeint war wohl "Laptops und Tablets"

Digitale Landesdelegiertenversammlung am 5./6. Dezember 2020



LTWP-6-012 6. Gerechte Bildung – Innovative Wissenschaft 

Antragsteller*in: AK Behindertenpolitik
Beschlussdatum: 14.10.2020

Text

Von Zeile 12 bis 13 einfügen:
Eine inklusive Gesellschaft ist eine Gesellschaft, in der wir miteinander solidarisch sind und uns
füreinander einsetzen – unabhängig von Geschlecht, Alter, Herkunft, Religionszugehörigkeit oder
Behinderungen. Daher brauchen wir ein inklusives Bildungssystem, das Vielfalt als Chance erkennt und
eine Bildungspolitik, die eine inklusive Gesellschaft fördert.

Begründung

Inklusive Bildung als Grundsatz sollte in der Einleitung genannt werden.
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LTWP-6-018 6. Gerechte Bildung – Innovative Wissenschaft 

Antragsteller*in: Jonas-Luca König (KV Mainz)

Text

Von Zeile 17 bis 19:
Bereichen dürfen nicht vom finanziellen Rahmen oder der Herkunft der Eltern abhängen. AuchVon der
Kita bis zum Master ist Bildung in Rheinland-Pfalz kostenfrei - das muss in Zukunft auch für die
Meisterausbildung muss wie das Studium kostenfrei möglich seingelten.

Begründung

Für uns mag es zur Selbstverständlichkeit geworden sein, doch, dass es keine Kita- oder
Studiengebühren gibt, ist nicht nur ein zentraler GRÜNER Erfolg, sondern auch eine GRÜNE
bildungspolitische Grundüberzeugung. Das sollte dementsprechend prominent, klar und verständlich
in diesem Programm stehen.
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LTWP-6-019 6. Gerechte Bildung – Innovative Wissenschaft 

Antragsteller*in: Sven Neißer (KV Kaiserslautern)

Text

Nach Zeile 19 einfügen:
Nachhaltigkeit in Lehr- und Rahmenplänen (der Grundschulen) verankernBildung für Nachhaltigkeit
(BnE) wurde von der UN als Ziel der Agenda 2030 festgelegt, welche unter anderem von der BRD
unterschrieben wurde. Das Bundesamt für Bildung und Forschung erstellte bereits 2017 einen
Nationalen Aktionsplan, welcher die Verankerung dieser Ziele in den Bildungsplänen der Bundesländer
(1) vorsieht. Leider ist dies bisher noch nicht geschehen. Explizit findet sich BnE darin gar nicht,
Teilbereiche dazu wie etwa den respektvollen Umgang mit der Natur und die Endlichkeit natürlicher
Ressourcen nur als einer von vielen Unterpunkten. Gerade in den Grundschulen ist dem Charakter des
Rahmenplans geschuldet, dass Kinder manche Themen überhaupt nicht im schulischen Umfeld
besprechen, da in der Praxis nicht alle Themen abgedeckt werden können, bzw. bewusst
Themenvorschläge als exemplarische Beispiele zu sehen sind. Dies bedeutet, dass BnE und seine
Teilbereiche in den Schulen nicht unterrichtet werden muss.Doch gerade die Schüler sind es, die dem
Thema Klimawandel und Nachhaltigkeit zu mehr Prominenz verholfen haben. Und sie sind es auch, die
in der zukünftigen Welt leben werden. Aufgabe der Schulen muss es sein, Schüler mit den
notwendigen Kenntnissen und Kompetenzen auszustatten, dass sie die Herausforderungen der Zukunft
angehen können.BnE muss ausdrücklich in den Bildungsplänen festgeschrieben und verpflichtend
unterrichtet werden. Um die Akzeptanz vor allem bei den Lehrenden zu erhöhen sollte dies nicht als
Additum und somit als weitere Belastung, sondern eher in Form eines Umschreibens der vorhandenen
Pläne geschehen. Beispielsweise könnte beim Thema „Insekten“ der Fokus auf deren Lebensgrundlage
und somit auf Möglichkeiten liegen, wie diese verbessert werden können. Bereits im Lehramtsstudium
und dem Referendariat soll das Thema Pflicht sein, später ebenso in der Fortbildung für bereits im
Dienst befindlicher Lehrer. Zudem sollte es für Lehrer eine zentrale, bekannte Stelle geben, an welcher
Ideen und Materialien zugänglich sind.Ähnlich der Digitalisierung im Schulbereich haben wir erlebt,
was alles möglich ist, wenn es nur wichtig genug erscheint. Die wichtigste Herausforderung, der wir
Menschen uns je stellen mussten, kann und darf im Lehrplan und im Klassenzimmer nicht weiter eine
Randnotiz sein.Quellen:(1) Nationaler Aktionsplan für nachhaltige Entwicklung, Bundesministerium
Bildung und Forschung, September 2017, Seite 12 ff.

Begründung

Schulgesetz RLP

Sie [die Schule] führt zu selbstständigem Urteil, zu eigenverantwortlichem Handeln und zur
Leistungsbereitschaft; sie vermittelt Kenntnisse und Fertigkeiten mit dem Ziel, die freie Entfaltung der
Persönlichkeit und die Orientierung in der modernen Welt zu ermöglichen,
Verantwortungsbewusstsein für Natur, Umwelt und die globalen Nachhaltigkeitsziele zu fördern […].

Schulgesetz RLP 26.6.2020 Seite 8
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LTWP-6-019-2 6. Gerechte Bildung – Innovative Wissenschaft 

Antragsteller*in: Julia Jawhari (KV Speyer)

Text

Von Zeile 18 bis 19 einfügen:
abhängen. Auch die Meisterausbildung muss wie das Studium kostenfrei möglich sein.

Um Prävention gegenüber Fundamentalismus und Demokratiefeindlichkeit jeder Art zu leisten, legen
wir GRÜNEN einen besonderen Wert auf Demokratiebildung. Kinder und Jugendliche in Rheinland-
Pfalz sollen wichtige Grundwerte der Demokratie, wie Freiheit, Gleichheit oder Presse- und
Meinungsfreiheit nicht nur möglichst früh lernen, sondern auch ganz konkret anwenden und üben, wie
z.B. in Debattierclubs oder in Schüler*innenparlamenten.

Begründung

Aufgund der gegenwärtig sehr beängstigenden Bedrohung der Demokratie in Europa durch
Rechtsextremismus, Islamismus und Einschränkungen der Grundrechte in europäischen Ländern, sollte
Demokratiebildung bei uns höchste Priorität haben.
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LTWP-6-029 6. Gerechte Bildung – Innovative Wissenschaft 

Antragsteller*in: LAG Soziales & Gesundheit
Beschlussdatum: 24.10.2020

Text

Von Zeile 28 bis 29 einfügen:
Denn wir wollen Eltern entlasten, Kinder individuell fördern und Erzieher*innen wertschätzen. Der
Kitabesuch soll weiterhin gebührenfrei sein.

Begründung

Das ausdrückliche Bekenntnis hierzu fehlte, ist aber ein sozial wichtiges Signal.

Digitale Landesdelegiertenversammlung am 5./6. Dezember 2020



LTWP-6-034 6. Gerechte Bildung – Innovative Wissenschaft 

Antragsteller*in: LAG Frauen
Beschlussdatum: 30.10.2020

Text

Von Zeile 33 bis 35 einfügen:
alle Eltern einen Rechtsanspruch auf eine 7-Stunden Betreuung ihrer Kinder, wozu ein gesundes
Mittagessen gehört. Wir GRÜNE setzen uns weiter für den bedarfsgerechten Ausbau des
Ganztagesangebots in den Kitas als einen wichtigen Beitrag zur besseren 
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LTWP-6-036 6. Gerechte Bildung – Innovative Wissenschaft 

Antragsteller*in: LAG Soziales & Gesundheit
Beschlussdatum: 24.10.2020

Text

Von Zeile 35 bis 37:
Ganztagesangebots in den Kitas als einen wichtigen Beitrag zur besseren Vereinbarkeit von Familie
und Beruf ein und unterstützen Projekteeine bedarfsgerechte Betreuung, die auch Modelle für
Schichtarbeitende berücksichtigen, wie 24z.B. „24-Stunden-Kitas. Wir unterstützen den Aufbau der
Kita-Sozialarbeit..

Begründung

Richtungsklärende Erläuterung und Ergänzung um Kitasozialarbeit.
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LTWP-6-063 6. Gerechte Bildung – Innovative Wissenschaft 

Antragsteller*in: Georg Sprung (KV Landau)

Text

Von Zeile 63 bis 64 löschen:
Die Intensivierung der Erziehungs- und Bildungspartnerschaft zwischen Kitas und Grundschulen, wie
wir sie im neuen Kita-Gesetz festgelegt haben, war bereits ein 

Begründung

Mir ist bewußt, dass die Ministerium für Bildung, Rheinland-Pfalz: Bildungs- und
Erziehungsempfehlungen für Kindertagesstätten in Rheinland-Pfalz plus Qualitätsempfehlungen

(BEE). 20184 pädagogische wie politische Grundlagen für Kitas sind.
Dennoch würd eich gerne den Begriff Erziehung streichen, da beide Begriffe wie folgt definiert sind:

1. Def. Bildung 

Bildung ist mehr als Erwerb von Wissen sondern bspw. auch ethische, soziale und kulturelle
sowie Persönlichkeitsbildung.
Bildung führt zum individuellen Kompetenzerwerb bzw. Kompetenzentwicklung, wwobei es
zahlreiche Kometenzmodelle gibt bspw.

Klassisches Kompetenzmodell
Sach- und Methodenkompetenz
Sozial-/Wir-Kompetenz
Selbst/Personale/Ich-Kompetenz

Kompetenzen in Ministerium für Bildung, Rheinland-Pfalz (2018): Bildungs- und
Erziehungsempfehlungen für Kindertagesstätten in Rheinland-Pfalz plus
Qualitätsempfehlungen (BEE). 
# Basiskompetenzen, die Kinder stärken (Resilienz)

positives Selbstkonzept,

Kontrollüberzeugung und ein Gefühl der Selbstwirksamkeit,

Fähigkeit zur Selbstregulation,

Anpassungsfähigkeit im Umgang mit Belastungen oder übermäßigen Reizen (einschließlich der
Fähigkeit, sich innerlich zu distanzieren),

Fähigkeit, sich vor gefährdenden Einflüssen zu schützen,

Regelbewusstsein,

Fähigkeit zu konstruktivem Denken (auch bei widrigen Umständen),

Fähigkeit, sich zu entscheiden und zu organisieren (Selbstmanagement),

Fähigkeit, sich in verschiedenen kulturellen und sozialen Umwelten zu bewegen und mit
unterschiedlichen Rollenerwartungen konstruktiv umzugehen,
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LTWP-6-063 6. Gerechte Bildung – Innovative Wissenschaft

Seite 2

Fähigkeit, Konflikte gewaltlos zu bewältigen,

Fähigkeit, Verantwortung zu übernehmen,

Kreativität und Explorationslust und

sachbezogenes Engagement und Motivation aus eigenem Antrieb.

# Darüber hinaus:

Sprachliche Kompetenzen
Kulturelle Kompetenzen
personale/Selbst-Kompetenzen
Soziale Kompetenzen
Mathematisch-naturwissenschaftlich Kompetenzen

# sowie Querschnittskompetenzen wie

BNE-Kompetenzen
Lernkompetenzen
Lernmethodische Kompetenzen

OECD (2003): Schlüsselkompetenzen für persönliches, soziales und ökonomisches Wohlergehen
Interagieren in sozial heterogenen Gruppen"
"Selbständiges Handeln"
"Hilfsmittel und Instrumente interaktiv zu nutzen"
Quelle: http://www.oecd.org/innovation/research/
oecdstudieidentifiziertschlusselkompetenzenfurpersonlichessozialesundokonomischeswohlergehen.htm

BNE-Kompetenzen nach de Haan (2008)
Gestaltungskompetenz hat folgende Teilkompetenzen:
#Sach-und Methodenkompetenz:
1.Weltoffen und neue Perspektiven integrierend Wissen aufbauen.
2.Vorausschauend denken und handeln.
3.interdisziplinär Erkenntnisse gewinnen.
4.Risiken, Gefahren und Unsicherheiten erkennen und abwägen können.
#Sozialkompetenz:
5.Gemeinsam mit anderen planen und handeln können.
6.An Entscheidungsprozessen partizipieren können.
7.Sich und andere motivieren können aktiv zu werden
8.Zielkonflikte bei der Reflexion über Handlungsstrategien berücksichtigen können.
#Selbstkompetenz:
9.Die eigenen Leitbilder und die anderer reflektieren können.
10.Selbstständig planen und handeln können.
11.Empathie und Solidarität für Benachteiligte zeigen können.
12.Vorstellungen von Gerechtigkeit als Entscheidungs-und Handlungsgrundlagen nutzen
können.
Quelle: https://www.globaleslernen.de/sites/default/files/files/link-elements/
die_zwoelf_kompetenzen_der_bne_de_haan.pdf
Bildung ist nicht allein Aneignung neuer Inhalte, sondern auch die Aneignung von
Bewertungsmustern, sich mit diesen Inhalten auseinanderzusetzen.

• 
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Menschen können sich nur selbst bilden und nie durch andere gebildet werden. D. h. Bildung ist
immer Selbstbildung.
Bildung ist ein dynamischer wie lebensbegleitender ganzheitlicher Entwicklungsprozess, in dem
das Individuum selbst bilden

in Abhängigkeit 
von individuellen Voraussetzungen wie Intellekt, Motivation, Konzentrationsfähigkeit,
Kompetenzen, Fähigkeiten und Fertigkeiten
von zeitlichen, räumlichen und sozialen, ökonomischen und (bildungs-) politischen
Bedingungen sowie Sachzwängen
Vorhandensein von Lehr- / Lernmitteln und/oder Lehrenden

unabhängig von Bildungsinstitutionen/-einrichtungen, d. h. auch autodidaktisch möglich

Bildung kann nur dort entstehen, wo der Bildungsprozess freiwillig geschieht.
Bildung setzt Reflexivität voraus.
Aus Sicht des Konstruktivismus kann ich kann anderen Menschen nichts „beibringen“ (auch nicht
Nachhaltigkeit), da sich alle Menschen ihre Wirklichkeit selbst konstruieren.
So gilt es Lerngelegenheiten (Settings), Lernräume anzubieten, damit sich Menschen die Welt
unter nachhaltigen Aspekten aneignen können.
Bildung ist eine Wechselbeziehung: Lernende lernen von Lehrenden wie Lehrende von
Lernenden.
Lehrende sind in der Rolle des Lernbegleitenden bzw. Bildungscoaches.

Fazit: Bildung ist verbunden mit Ergebnis-/Offenheit (des Bildungsprozesses), Selbstbestimmung,
Eigenverantwortung, Freiwilligkeit, Freiheit, Partizipation, Eigen-/Verantwortung, gleichberechtigter
Interaktion zwischen Lehrendem und Lernenden auf Augenhöhe usw.

2. Def. Erziehung

als Form der Veränderung eines Individuums durch andere hat Erzeihung mit der Bildung wenig
gemeinsam:

2.1 Erziehung ist der lebenslange Prozess der bewussten und unbewussten Verhaltensänderung bzw.
Verhaltensstabilisierung auf der Grundlage bestimmter Wert- und Normvorstellungen im
Spannungsfeld von Personalisation und Sozialisation.
(nach Kaiser)

2.2 Erziehung ist die soziale Interaktion zwischen Menschen, bei der ein Erwachsener planvoll und
zielgerichtet versucht, bei einem Kind unter Berücksichtigung der Bedürfnisse und der persönlichen
Eigenart des Kindes erwünschtes Verhalten zu entfalten oder zu stärken.
(Hurrelmann)

2.3 Fazit: Erziehung ist verbunden mit Macht, Hierarchie, ggf. Unfreiwilligkeit, Zielerreichung evtl. mit
Zwang, Sanktionen, Strafe usw.

• 

• 
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LTWP-6-073 6. Gerechte Bildung – Innovative Wissenschaft 

Antragsteller*in: Kerstin Bommersbach (KV Landau)

Text

Von Zeile 72 bis 77:
dort. Mit dem Ausbau von Ganztageseinrichtungen wird ein gesundes Mittagessen immer wichtiger.
Wir wollen gutesvollwertiges und altersgerechtes Essen in allen Schulen und Kitas im Land anbieten
und garantieren können, dass alle Kinder und Jugendlichen eine warme Mahlzeit erhalten. Unser Ziel
ist ein gesundes, nachhaltiges und genussvolles Mittagessen, bei dem der Anteil pflanzlicher Produkte
erhöht, tierische Produkte reduziert werden, mindestens 30 Prozent der Produkte aus ökologischer und
50 Prozent aus regionaler Herkunft stammen. Selbstverständlich sollen Fair-Trade Produkte 

Begründung

"Gutes Essen" ist ein subjektiver Begriff. Weiterhin müssen die altersspezifischen Bedürfnisse von
Kindern und Jugendlichen stärker berücksichtigt werden.

Insbesondere im Rahmen von Bildungseinrichtungen sollte es um nachhaltige Ernährung gehen. Der
Begriff „nachhaltige Ernährung“ wird inzwischen überall verwendet:

„Nachhaltige Ernährungsweisen haben geringe Auswirkungen auf die Umwelt, tragen zur
Lebensmittel- und Ernährungssicherung bei und ermöglichen heutigen und zukünftigen Generationen
ein gesundes Leben. Sie schützen und respektieren die biologische Vielfalt und die Ökosysteme, sie
sind kulturell angepasst, verfügbar, ökonomisch gerecht und bezahlbar, ernährungsphysiologisch
angemessen, sicher und gesund, und verbessern gleichzeitig die natürlichen und menschlichen
Lebensgrundlagen.“

Quelle: FAO (Food and Agriculture Organization of the United Nations) (2012): Final Document. In:
Burlingame B, Dernini S (Hrsg.): Sustainable diets and biodiversity - Directions and solutions for policy
research and action. Proceedings of the International Scientific Symposium Biodiversity and
Sustainable Diets United Against Hunger. FAO, Rome

Weiteres unter: https://www.bzfe.de/inhalt/nachhaltige-ernaehrung-31280.html

Einigkeit besteht über alle nationalen und internationalen Ernährungsfachgesellschaften hinweg
sowie der Umwelt- und Klimaforschung, dass die moderne Ernährung vorwiegend pflanzenbasiert sein
sollte, d.h. Hauptbestandteil pflanzlich und wenig tierische Produkte.
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LTWP-6-077 6. Gerechte Bildung – Innovative Wissenschaft 

Antragsteller*in: Theresa Gemke (KV Mainz)

Text

Von Zeile 76 bis 78 einfügen:
dem mindestens 30 Prozent der Produkte aus ökologischer und 50 Prozent aus regionaler Herkunft
stammen. Dabei soll auf eine ausgewogene, überwiegend vegetarisch und vegan basierte Ernährung
geachtet werden. Selbstverständlich sollen Fair-Trade Produkte eingesetzt und die Standards der
Deutschen Gesellschaft für Ernährung (DGE) 

Begründung

Im Durchschnitt werden in Deutschland täglich mehr tierische Produkte konsumiert als empfohlen.
Daher sollte in öffentlichen Mensen / Schulkantine im Zusammenhang mit Aufklärung auf
tierproduktarme Gerichte gesetzt werden.
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LTWP-6-079 6. Gerechte Bildung – Innovative Wissenschaft 

Antragsteller*in: Konstantin Werner (KV Frankenthal)

Text

Von Zeile 78 bis 79 einfügen:
eingesetzt und die Standards der Deutschen Gesellschaft für Ernährung (DGE) eingehalten werden.
Außerdem wollen wir sicherstellen, dass ausreichend vegetarische und vegane Wahlmöglichkeiten
angeboten werden.

Begründung

Kompromissvorschlag, der die Anregung des Änderungsantrages von Theresa Gemke (LTWP-6-077)
aufgreift
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LTWP-6-079-2 6. Gerechte Bildung – Innovative Wissenschaft 

Antragsteller*in:
Bernhard Braun (KV Ludwigshafen), Misbah Khan (KV Bad Dürkheim), Anne
Spiegel (KV Speyer), Josef Winkler (KV Rhein-Lahn)

Text

Von Zeile 78 bis 79 einfügen:
eingesetzt und die Standards der Deutschen Gesellschaft für Ernährung (DGE) eingehalten und auch
vegetarische Auswahlmöglichkeiten angeboten werden.
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LTWP-6-081 6. Gerechte Bildung – Innovative Wissenschaft 

Antragsteller*in: Kerstin Bommersbach (KV Landau)

Text

Von Zeile 80 bis 82 einfügen:
Die Vernetzungsstelle Kita- und Schulverpflegung des Landes, die Kitas und Schulen, aber auch andere
Einrichtungen über gesunde und nachhaltige Ernährung informiert und berät, werden wir stärken.

Begründung

Der Aspekt der Nachhaltigkeit unserer Ernährung muss besonders in Bildungseinrichtungen
grundlegend mitgedacht werden.
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LTWP-6-081-2 6. Gerechte Bildung – Innovative Wissenschaft 

Antragsteller*in: Georg Sprung (KV Landau)

Text

Von Zeile 80 bis 82 einfügen:
Die Vernetzungsstelle Kita- und Schulverpflegung des Landes, die Kitas und Schulen, aber auch andere
Einrichtungen in Sinne der Nachhaltigkeit über gesunde,regionale wie ökologisch erzeugte Ernährung
informiert und berät, werden wir stärken.
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LTWP-6-085 6. Gerechte Bildung – Innovative Wissenschaft 

Antragsteller*in: Kerstin Bommersbach (KV Landau)

Text

Von Zeile 84 bis 86 einfügen:
als Ernährungs-Kitas und -Schulen starten. Diese Qualifizierung garantiert eine gesunde, nachhaltige
und genussreiche Ernährung, Eltern und Kinder werden über Ernährungsbeiräte an der Essenauswahl
beteiligt.

Begründung

Der Aspekt der Nachhaltigkeit unserer Ernährung muss besonders in Bildungseinrichtungen
grundlegend mitgedacht werden.
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LTWP-6-087 6. Gerechte Bildung – Innovative Wissenschaft 

Antragsteller*in: Georg Sprung (KV Landau)

Text

Von Zeile 87 bis 88:
Ernährungsbildung und die VermittlungFörderung von Ernährungskompetenz wollen wir verbindlicher
in Kitas und Schulen verankern. Wir wollen, dass unsere Kinder 

Begründung

Kompetenzen lassen sich nach dem aktuellen, modernen pädagogischen Kompetenzverständnis nicht
vermitteln.
Kompetenzen lassen sich nur selbst entwickeln bzw. fördern durch Selbstbildung sowie ggf. zur
Verfügung-Stellung geeigneter, ggf. vorbereiteter anregender Lernumgebung, d. h. geeigneten
Lernarrangement.
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LTWP-6-087-2 6. Gerechte Bildung – Innovative Wissenschaft 

Antragsteller*in: Daniel Köbler (KV Mainz)

Text

Von Zeile 87 bis 89:
Ernährungsbildung und die Vermittlung von Ernährungskompetenz wollen wir verbindlicher in Kitas
und Schulen verankern. Wir wollen, dassWir wollen Bildung für nachhaltige Entwicklung (BNE) stärken
und verbindlich in den Bildungsplänen und der Ausbildung von Lehrkräften und Erzieher*innen
verankern. Ernährungsbildung und die Vermittlung von Ernährungskompetenz sind wichtig, damit
unsere Kinder auch in Zukunft wissen, wie und wo Lebensmittel angebaut und hergestellt werden. 
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LTWP-6-089 6. Gerechte Bildung – Innovative Wissenschaft 

Antragsteller*in: Theresa Gemke (KV Mainz)

Text

Von Zeile 88 bis 90 einfügen:
verbindlicher in Kitas und Schulen verankern. Wir wollen, dass unsere Kinder auch in Zukunft wissen,
wie und wo Lebensmittel angebaut und hergestellt werden. In diesem Zusammenhang soll auch der
Zusammenhang zwischen Ernährung und Klima- und Umweltschutz sowie Tierwohl beleuchtet
werden. Deswegen werden wir Programme unterstützen und ausbauen, in denen Kinder und 

Begründung

Es geht bei einer nachhaltigen Ernährung nicht nur um die Gesundheit der*des Einzelnen, sondern
auch um die langfristigen Folgen dieser Ernährung und der Auswirkung auf Andere. Das sollte in
diesem Zusammenhang unbedingt mitgedacht und vermittelt werden.
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LTWP-6-089-2 6. Gerechte Bildung – Innovative Wissenschaft 

Antragsteller*in: Kerstin Bommersbach (KV Landau)

Text

Von Zeile 88 bis 92:
verbindlicher in Kitas und Schulen verankern. Wir wollen, dass unsere Kinder auch in Zukunft wissen,
wie und wo Lebensmittel angebaut und hergestellt werden. Eine nachhaltige Ernährungsbildung muss
die Kenntnis über den ökologischen Fußabdruck von Lebensmitteln vermitteln und über die
Klimabilanz, den Wasserverbrauch und regionale und globale Folgen unserer Nahrungsbeschaffung
aufklären. Deswegen werden wir Programme unterstützen und ausbauen, in denen Kinder und
Jugendliche spielerischaltersgerecht Lebensmittel kennenlernen und ,erfahren, wie sie angebaut
werden und Grundlagen einer zukunftsfähigen Ernährung kennenlernen.

Begründung

Um Kinder und Jugendliche zu verantwortungsbewussten Konsumenten zu erziehen, müssen die
Hintergründe unseres Ernährungssystems vermittelt werden. Mit zunehmendem Alter müssen die
globalen Zusammenhänge, die negativen Auswirkungen auf Mensch, Tier und Umwelt thematisiert und
nachhaltige, zukunftsfährige Alternativen aufgezeigt werden.

Mehr Infos: https://www.buergerstiftung-pfalz.de/
Ern%C3%A4hrung%20global_Broschuere_Ansicht.pdf
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LTWP-6-092 6. Gerechte Bildung – Innovative Wissenschaft 

Antragsteller*in: Eckard Wiendl (KV Vulkaneifel)

Text

Von Zeile 91 bis 92 einfügen:
Jugendliche spielerisch Lebensmittel kennenlernen und erfahren, wie sie angebaut werden.

Demokratiebildung, Demokratie lernen und leben
Wir wollen die Stärkung der schulischen Demokratiebildung, so dass Schulen nicht nur Lernorte über
Demokratie im Fachunterricht sind, sondern auch ein Lebensraum der Demokratieerfahrung werden,
wo Kinder und Jugendliche demokratische Handlungskompetenzen erwerben. Wir streben neben dem
Kooperativen Lernen oder der regelmäßige Beteiligung im Klassenrat auch die Mitgestaltung des
gesamten Schullebens durch die Schüler*innen in einem drittelparitätisch besetzten Schulparlament
(Eltern, Lehrer, Schüler) an. Wir erwarten damit positive Erfahrungen der Selbstwirksamkeit und eine
stärkere Motivation sich im kommunalen und gesellschaftlichen Umfeld zu beteiligen.
Demokratiebildung hat auch eine präventive Wirkung gegen Gewalt und politischen wie religiösen
Extremismus.
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LTWP-6-099 6. Gerechte Bildung – Innovative Wissenschaft 

Antragsteller*in:
Bernhard Braun (KV Ludwigshafen), Misbah Khan (KV Bad Dürkheim), Anne
Spiegel (KV Speyer), Josef Winkler (KV Rhein-Lahn)

Text

Von Zeile 98 bis 102 löschen:
Ganztagsangebote der Schulen weiter ausbauen. Ganztagsschulen schaffen den Raum und die Zeit für
mehr individuelle Förderung. Das ist nicht nur gut für unsere Kinder, sondern entlastet auch die Eltern,
die sich so nach Feierabend stressfrei ihrer Familie widmen können. Nach den Belastungen der Schul-
und Kitaschließungen in der Krise wollen wir durch den Ausbau des Ganztagsangebots 
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LTWP-6-101 6. Gerechte Bildung – Innovative Wissenschaft 

Antragsteller*in: Konstantin Werner (KV Frankenthal)

Text

Von Zeile 100 bis 103:
Kinder, sondern entlastet auch die Eltern, die sich so nach Feierabend stressfrei ihrer Familie widmen
können. Nach den Belastungen derdurch die Schul- und Kitaschließungen in der Corona-Krise wollen
wir durch den Ausbau des Ganztagsangebots Familien besser unterstützen.

Begründung

Redaktionell
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LTWP-6-111 6. Gerechte Bildung – Innovative Wissenschaft 

Antragsteller*in: Eckard Wiendl (KV Vulkaneifel)

Text

Von Zeile 110 bis 112 löschen:
wollen wir Ganztagsklassen einrichten, in denen Schulunterricht, freie Arbeitsphasen, Bewegung und
freie Zeiten über den ganzen Tag verteilt sind. Diese Rhythmisierung wird die Qualität der
Ganztagsagebote deutlich erhöhen.
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LTWP-6-112 6. Gerechte Bildung – Innovative Wissenschaft 

Antragsteller*in: Eckard Wiendl (KV Vulkaneifel)

Text

Von Zeile 111 bis 112 einfügen:
Arbeitsphasen, Bewegung und freie Zeiten über den ganzen Tag verteilt sind. Diese Rhythmisierung
wird die Qualität der Ganztagsagebote deutlich erhöhen. Überall dort, wo die Eltern dies wünschen,
und ihre Kinder nur wenige Tage der Woche nachmittags betreut sehen wollen, sollen auch die
Schulen im offenen Ganztag gefördert werden.

Begründung

Insbesondere in ländlichen Regionen ist die Nachfrage nach Betreuung in der Schule am Nachmittag
auf wenige Tage der Woche beschränkt. Dort kann kein rhythmisierter Ganztag gelingen. Ein Angebot
einer "offenen Ganztagsschule" kann aber die Schulstandorte sichern. Die förderung darf sich daher
nicht auf die "verpflichtenden Ganztagsschulen" beschränken.
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LTWP-6-115 6. Gerechte Bildung – Innovative Wissenschaft 

Antragsteller*in: Grüne Jugend Rheinland-Pfalz
Beschlussdatum: 24.10.2020

Text

Von Zeile 114 bis 116 einfügen:
Gestaltung der Lern- und Erholungsräume. Gute Bildung und Betreuung steht und fällt nicht zuletzt
mit dem Schulgebäude. Aus diesem Grund sollte für Renovierung und Modernisierung der
Grundausstattung der Schulen in Rheinland-Pfalz mehr Geld vom Land zur Verfügung gestellt werden.
Der Wechsel zwischen Unterricht und Freizeit entlang der Bedürfnisse der Kinder und Jugendlichen
braucht Platz und 
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LTWP-6-117 6. Gerechte Bildung – Innovative Wissenschaft 

Antragsteller*in: Eckard Wiendl (KV Vulkaneifel)

Text

Von Zeile 116 bis 117 einfügen:
Freizeit entlang der Bedürfnisse der Kinder und Jugendlichen braucht Platz und entsprechende
Räume. So braucht es neben der Schulentwicklungsplanung auch eine Schulbauentwicklungsplanung.
Dabei sind bei der Ausgestaltung der konkreten Anforderungen an einen pädagogischen, ökologisch
und gesundheitsförderlichen Schulbau bei allen Planungsschritten auch die künftigen Nutzer*innen,
das Schulpersonal, die Schüler*innen und deren Eltern einzubeziehen.
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LTWP-6-119 6. Gerechte Bildung – Innovative Wissenschaft 

Antragsteller*in: AK Behindertenpolitik
Beschlussdatum: 14.10.2020

Text

Von Zeile 118 bis 120 einfügen:
Im Sinne einer gesunden Lernumgebung setzen wir uns daher für nachhaltige Schulbauten nach
ökologischen Standards ein sowie für barrierefreie und an inklusivem Unterricht ausgerichtete
Schulgebäude. Dort gibt es Bewegungs-, Rückzugs- und Begegnungsflächen, in denen sich
Lehrer*innen und Schüler*innen 
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LTWP-6-121 6. Gerechte Bildung – Innovative Wissenschaft 

Antragsteller*in:
Bernhard Braun (KV Ludwigshafen), Misbah Khan (KV Bad Dürkheim), Anne
Spiegel (KV Speyer), Josef Winkler (KV Rhein-Lahn)

Text

Von Zeile 120 bis 122 einfügen:
und Begegnungsflächen, in denen sich Lehrer*innen und Schüler*innen gleichermaßen wohl fühlen.
Wir wollen ein Programm auflegen, um die Schulträger bei der naturnahen Gestaltung und
Entsiegelung von Schulhöfen zu unterstützen. Perspektivisch sollen sich Schulgebäude zu Bildungs-
und Teilhabezentren entwickeln, die auch an den Wochenenden und in den Ferien 
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LTWP-6-121-2 6. Gerechte Bildung – Innovative Wissenschaft 

Antragsteller*in: Eckard Wiendl (KV Vulkaneifel)

Text

Von Zeile 120 bis 122 einfügen:
und Begegnungsflächen, in denen sich Lehrer*innen und Schüler*innen gleichermaßen wohl fühlen. 
Insbesondere in der Ganztagsschule muss es genügend Arbeits- und Aufenthaltsräume geben. Mit den
Schulträgern wollen wir gemeinsam ermöglichen, dass in eigenen Schulküchen täglich frisch gekocht
werden kann.

Schulgebäude müssen künftig frei von schadstoffbelasteten Baustoffen sein, die die Gesundheit
beeinträchtigen können. Bei der Auswahl der Materialien und Baustoffe ist neben der Funktionalität
besonders auf die ökologische und die ökonomische Qualität zu achten: Materialien und Baustoffe
sollen wertbeständig, langlebig, wenig ressourcenintensiv in Herstellung und Entsorgung und
schadstofffrei sein. Neubauten von Schulgebäuden sowie Sanierungen von bestehenden Schulbauten
sollen nachhaltig geplant und gebaut werden. Dazu wollen wir das Bewertungssystem Nachhaltiges
Bauen BNB für Schulbauten sämtlicher Träger verpflichtend einführen.

Perspektivisch sollen sich Schulgebäude zu Bildungs- und Teilhabezentren entwickeln, die auch an den
Wochenenden und in den Ferien 
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LTWP-6-123 6. Gerechte Bildung – Innovative Wissenschaft 

Antragsteller*in: Eckard Wiendl (KV Vulkaneifel)

Text

Von Zeile 122 bis 123 einfügen:
und Teilhabezentren entwickeln, die auch an den Wochenenden und in den Ferien genutzt werden
können.
Wir wollen, das unsere Kinder und Jugendlichen gerne zur Schule gehen und sich dort auch wohl
fühlen. Daher wollen wir die Mittel im Landeshaushalt für den Schulbau auf 200 Mio € erhöhen und
damit mehr als verdreifachen.
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LTWP-6-124 6. Gerechte Bildung – Innovative Wissenschaft 

Antragsteller*in: Eckard Wiendl (KV Vulkaneifel)

Text

In Zeile 124 einfügen:
Stärkung der musischen Bildung

Wir wollen der musischen Bildung einen höheren Stellwert beimessen. Jedes Kind in der Grundschule
soll ein Musikinstrument erlernen. Damit wird nicht nur die Gemütsbildung unterstützt, sondern auch
die Ausbildung von Fähigkeiten in anderen Fächern gefördert. Entsprechend wollen wir den Ausbau
von Studienkapazitäten für Musik und Musikpädagogik an den Hochschulen. Auch die Musikalische
Grundbildung für alle Erzieherinnen und Grundschullehrerinnen wollen wir stärken durch die
Verpflichtung ein Musikinstrument zu erlernen und durch Angebote zur Weiterbildung im
musikalischen Bereich.

Mit uns weiter ins digitale Zeitalter
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LTWP-6-130 6. Gerechte Bildung – Innovative Wissenschaft 

Antragsteller*in:
Bernhard Braun (KV Ludwigshafen), Misbah Khan (KV Bad Dürkheim), Anne
Spiegel (KV Speyer), Josef Winkler (KV Rhein-Lahn)

Text

Von Zeile 129 bis 131 einfügen:
Digitalisierung im Bildungsbereich stehen und in welcher Richtung wir mit großen Schritten
vorankommen müssen. Die Digitalisierung ist eine Chance für die Weiterentwicklung und für eine
sinnvolle Ergänzung des Präsenzunterrichts, aber sie kann diesen nicht ersetzen. Deshalb treten wir für
die Aufrechterhaltung des Präsenzunterrichts ein, wenn nicht zwingende Gründe Einschränkungen als
letztes Mittel erforderlich machen. Wir werden dafür sorgen, dass Schulen mit der entsprechenden
Infrastruktur und dem entsprechenden Know-how die Digitalisierung 
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LTWP-6-139 6. Gerechte Bildung – Innovative Wissenschaft 

Antragsteller*in: Grüne Jugend Rheinland-Pfalz
Beschlussdatum: 24.10.2020

Text

Von Zeile 138 bis 140 einfügen:
vermitteln. Hierfür brauchen wir eine leistungsfähige Infrastruktur, technischen Support und fitte
Lehrkräfte. Wir werden für eine verpflichtende fortwährende Weiterbildung von Schulleitungen und
Lehrkräften im digitalen Bereich sorgen und machen uns stark 
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LTWP-6-139-2 6. Gerechte Bildung – Innovative Wissenschaft 

Antragsteller*in: Eckard Wiendl (KV Vulkaneifel)

Text

Von Zeile 138 bis 140 einfügen:
vermitteln. Hierfür brauchen wir eine leistungsfähige Infrastruktur, technischen Support und fitte
Lehrkräfte. Neben dem Hausmeister bedarf es an jeder Schule zur IT-Betreuung qualifizierter
Fachkräfte. Wir wollen für je 400 Schüler eine Vollzeitstelle in den Schulen, die anteilig von Land und
Kommunen finanziert werden.
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LTWP-6-145 6. Gerechte Bildung – Innovative Wissenschaft 

Antragsteller*in: Daniel Köbler (KV Mainz)

Redaktionelle Änderung

siehe oben:

Tablets sind auch Computer ;-)

gemeint war wohl "Laptops und Tablets"

Text

Von Zeile 144 bis 146:
leisten wir einen Beitrag zu einem gleichberechtigten Zugang zum Bildungssystem. Dieses Angebot
wollen wir auf ComputerLaptops und Tablets erweitern, damit auch bei der digitalen Bildung kein Kind
zurückbleibt.

Begründung

siehe oben:

Tablets sind auch Computer ;-)

gemeint war wohl "Laptops und Tablets"
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LTWP-6-145-2 6. Gerechte Bildung – Innovative Wissenschaft 

Antragsteller*in: Eckard Wiendl (KV Vulkaneifel)

Text

Von Zeile 144 bis 146 einfügen:
leisten wir einen Beitrag zu einem gleichberechtigten Zugang zum Bildungssystem. Dieses Angebot
wollen wir auf Computer, Laptops und Tablets einschließlich der erforderlichen Software und Support 
erweitern, damit auch bei der digitalen Bildung kein Kind zurückbleibt.
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LTWP-6-146 6. Gerechte Bildung – Innovative Wissenschaft 

Antragsteller*in: Grüne Jugend Rheinland-Pfalz
Beschlussdatum: 24.10.2020

Text

Von Zeile 145 bis 146 einfügen:
Dieses Angebot wollen wir auf Computer und Tablets erweitern, damit auch bei der digitalen Bildung
kein Kind zurückbleibt. Ergänzend zur Schulbuchausleihe muss das Land auch die Lizenzen für digitale
Schulbücher erwerben und zur Verfügung stellen.
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LTWP-6-146-2 6. Gerechte Bildung – Innovative Wissenschaft 

Antragsteller*in: Tabea Rößner (KV Mainz)

Text

Von Zeile 145 bis 146 einfügen:
Dieses Angebot wollen wir auf Computer und Tablets erweitern, damit auch bei der digitalen Bildung
kein Kind zurückbleibt. Auch die verstärkte Nutzung von Open Educational Resources wollen wir
vorantreiben.

Begründung

In der LAG Kultur und Medien diskutiert und für gut befunden.
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LTWP-6-151 6. Gerechte Bildung – Innovative Wissenschaft 

Antragsteller*in: Georg Sprung (KV Landau)

Text

Von Zeile 150 bis 151 einfügen:
genügend Plätzen, um alle interessierten Schüler*innen aufzunehmen. Wir wollen das ändern und die
Integrierten Gesamtschulen ausbauen.

FREI DAY für alle Schulklassen
>>Am FREI DAY stellt das Leben die Fragen. Die Schüler*innen sind selbst gewählten
Herausforderungen auf der Spur, entwickeln konkrete Lösungen und setzen die Projekte direkt in
Gemeinde oder Stadtteil um.
Der FREI DAY ist ein Modul mit mindestens vier Stunden pro Woche, er fördert zentrale
Zukunftskompetenzen und macht Schüler*innen zu aktiven Gestalter*innen der Welt.<<
>>Der FREI DAY ist im Stundenplan fest verankert, macht jahrgangübergreifende Zusammenarbeit
möglich und ist ein bewertungsfreier Raum.
Der FREI DAY macht Schulen zu WERK-Stätten, WIRK-Stätten und TAT-Orten für weltverantwortliches
Handeln.<<

https://frei-day.org. 31.10.2020

Begründung

Achtung, es handelt sich bei dem Änderungsantrag um Zitate vo der Website https://frei-day.org.
31.10.2020

Weitere Infos zu FREI DAY für alle Schulklassen: https://frei-day.org/ ff.
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LTWP-6-159 6. Gerechte Bildung – Innovative Wissenschaft 

Antragsteller*in: Eckard Wiendl (KV Vulkaneifel)

Text

Von Zeile 158 bis 160 einfügen:
auf freiwilliger Basis erfolgen. Schulen werden künftig für alle ihnen anvertrauten Schüler*innen die
Verantwortung übernehmen und sie individuell bis zu dem Schulabschluss zu fördern, der ihrer
Begabung entspricht, statt sie auszusortieren.

Begründung

Lernprozesse in der Schule verlaufen besonders dort sehr erfolgreich, wo die Sozialstruktur innerhalb
einer Klasse funktioniert und daher Lernen möglich ist. An dieser Sozialstruktur arbeiten gute Schulen
sehr intensiv.

Zwischen den Schulen besteht eine Konkurrenz um Schüler. Gymnasien nehmen nicht selten Schüler
auf, deren bisheriger Werdegang in der Grundschule nicht erwarten lässt, dass diese den
Leistungserwartungen des Gymnasiums gerecht werden können. Diese werden häufig bis weit in die
Mittelstufe mitgezogen, bis ihr Leistungsbild und nicht selten ein auffälliges Sozialverhalten einen
Schulwechsel erzwingt. Eine aufnehmende Realschule plus steht häufig vor der Situation, diese
Schüler in Klassen integrieren zu müssen, obwohl ihnen der soziale Lernprozess der aufnehmenden
Klasse fehlt und sprengen die gewachsene Lernkultur immer wieder und nicht selten nachhaltig.
Daher sollte ein klares Abschulungsverbot gelten.
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LTWP-6-160 6. Gerechte Bildung – Innovative Wissenschaft 

Antragsteller*in: Lutz Dreyer (KV Rhein-Pfalz)

Text

Von Zeile 159 bis 160 löschen:
anvertrauten Schüler*innen die Verantwortung übernehmen und sie individuell fördern, statt sie
auszusortieren.

Begründung

Ein Wechsel in die Realschule-Plus sollte nicht als Aussortieren verstanden, und damit auch nicht so
bezeichnet werden. Unser Bildungssystem gibt jungen Menschen auch später noch Gelegenheit, sich
weiter zu qualifizieren.

Daher den Passus bitte einfach streichen.
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LTWP-6-160-2 6. Gerechte Bildung – Innovative Wissenschaft 

Antragsteller*in: Grüne Jugend Rheinland-Pfalz
Beschlussdatum: 24.10.2020

Text

Von Zeile 159 bis 160 einfügen:
anvertrauten Schüler*innen die Verantwortung übernehmen und sie individuell fördern, statt sie
auszusortieren. Dazu gehört auch, dass Schüler*innen nicht mehr mit Noten unter Leistungsdruck
gesetzt werden, sondern bis zur Oberstufe durch inviduelle Lern- und Entwicklungsberichte, verbunden
mit Selbsteinschätzungen ihre Fortschritte festhalten. Damit fällt automatisch auch das Sitzenbleiben
als vermeintliche Strafe für schlechte Leistungen weg.
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LTWP-6-164 6. Gerechte Bildung – Innovative Wissenschaft 

Antragsteller*in: AK Behindertenpolitik
Beschlussdatum: 14.10.2020

Text

Von Zeile 163 bis 168 löschen:
so ausgebildet werden, dass sie am sozialen und kulturellen Leben in Rheinland-Pfalz teilhaben
können. Eine inklusive Gesellschaft ist eine Gesellschaft, in der wir miteinander solidarisch sind und
uns füreinander einsetzen – unabhängig von Geschlecht, Alter, Herkunft, Religionszugehörigkeit oder
Behinderungen. Daher brauchen wir ein Bildungssystem, das Vielfalt als Chance erkennt und eine
Bildungspolitik, die eine inklusive Gesellschaft fördert.

Begründung

Inklusive Bildung als Grundsatz sollte in der Einleitung genannt werden.
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LTWP-6-168 6. Gerechte Bildung – Innovative Wissenschaft 

Antragsteller*in: AK Behindertenpolitik
Beschlussdatum: 14.10.2020

Text

Von Zeile 167 bis 168 einfügen:
Daher brauchen wir ein Bildungssystem, das Vielfalt als Chance erkennt und eine Bildungspolitik, die
eine inklusive Gesellschaft fördert.
Grundsätzlich sollen alle Schulen und Kitas inklusiv arbeiten. Sondereinrichtungen wollen wir
schrittweise überwinden und bei den Kitas und Grundschulen beginnen. Kinder mit den
Förderschwerpunkten Lernen und sozial-emotionale Entwicklung sollen an den Regelschulen
gefördert werden.
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LTWP-6-168-2 6. Gerechte Bildung – Innovative Wissenschaft 

Antragsteller*in: Sebastian Hebler (KV Mainz)

Text

Von Zeile 167 bis 168 einfügen:
Daher brauchen wir ein Bildungssystem, das Vielfalt als Chance erkennt und eine Bildungspolitik, die
eine inklusive Gesellschaft fördert.

Demokratie muss geübt werden. Daher setzen wir uns für die Demokratisierung der Lebenswelt Schule
ein und stärken Mitbestimmung der Schüler*innen sowie ihrer Interessensvertretungen. Um gegen
Verschwörungstheorien und Wissenschaftsfeindlichkeit zu arbeiten, setzen wir auf umfassende,
frühzeitige medienpädagogische politische Bildung. Wir unterstützen und bestärken Schulen darin,
sich noch stärker gegen gruppenbezogene Menschenfeindlichkeiten zu engagieren. Hierzu verstärken
wir die Förderung von Demokratie-Bildungsprojekten, insbesondere mit innovativen Methoden, an
Schulen.

Begründung

Ich finde es wichtig, Demokratiebildungsaspekte nicht nur im Demokratie-Kapitel, sondern speziell
noch einmal im Bildungskapitel unterzubringen. Insbesondere die Demokratisierung der Schulen ist
ein eigener, wichtiger Aspekt für den Bildungsabschnitt.
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LTWP-6-182 6. Gerechte Bildung – Innovative Wissenschaft 

Antragsteller*in: Stephanie Burkhardt (KV Donnersberg)

Text

Nach Zeile 182 einfügen:

Binnendifferenzierung ermöglicht ebenfalls die Förderung besonders leistungsstarker
Schüler*innen.

Für die Entwicklung unserer Kinder und Jugendlichen wissen wir, dass die sozialen Erfahrungen,
die sie vor allem in musischen und sportlichen Angeboten, Theater usw. erfahren, eine zentrale
Bedeutung haben. Daher setzen wir uns für die Ausbildung von genügend Musiklehrern für alle
Schularten ein z.B. durch die Reaktivierung der Schulmusiklehrerausbildung in Landau.

Alle Kinder sollen in der Grundschule schwimmen lernen.

Begründung

LAG Bildung Beschluss 7.3.20

Dieser ÄA ändert den ersten, auf den ich keinen Zugriff mehr habe

Zu dem Abschnitt im Kapitel Zugang zu modernen Sportstätten fördern will ich noch einen ÄA stellen,
der den dortigen Passus zum Schwimmen lernen kürzt. Ich hätte das aber gerne im Kapitel Bildung
auch drin.
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LTWP-6-183 6. Gerechte Bildung – Innovative Wissenschaft 

Antragsteller*in: Kerstin Bommersbach (KV Landau)

Text

Von Zeile 183 bis 188:
Erziehungsarbeit ist Beziehungsarbeit. Die komplexen Anforderungen unserer Gesellschaft und eine
Pädagogik, in der die Kinder und Jugendlichen im Mittelpunkt stehen, verlangen eine individuelle
Unterstützung und Begleitung von Lernprozessen. Sowohl Schüler*innen aller Altersstufen als auch
Lehrkräfte profitieren von einem Schulalltag, in dem alle am Schulleben Beteilgten Zeit füreinander
haben. Verlässliche Bezugspersonen und stabile Lehrerteams können den Heranwachsenden Halt in
besonders sensiblen Phasen geben. Wir werden unseren Lehrkräften Zeit schenken, damit siedie
Möglichkeit geben, sich ihren jeweiligen Schüler*innen intensiv widmen zu können. So wollen wir 
mehr VertretungslehrkräfteLehrkräfte einstellen, Schulen zunehmend die Möglichkeit geben,
Lerngruppen zu verkleinern und Doppelbesetzungen zu realisieren sowie Möglichkeiten prüfen,
Lehrdeputate schrittweiseund feste Deputatsstunden zur individuellen Beratung und Betreuung zu 
senkenVerfügung stellen. An Schulen sollen zudem verstärkt interdisziplinäre Teams aus
verschiedenen Experten wie Schulsozialarbeitern, Ergo- und Psychotherapeuten oder
Schulpsychologen eng zusammen arbeiten.

Begründung

Anforderungen an Lehrer im Bereich individuele Förderung:
https://ors.bildung-rp.de/bereiche/unterricht/individuelle-foerderung.html
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LTWP-6-186 6. Gerechte Bildung – Innovative Wissenschaft 

Antragsteller*in: Eckard Wiendl (KV Vulkaneifel)

Text

Von Zeile 185 bis 187 einfügen:
Schüler*innen intensiv widmen können. So wollen wir mehr Vertretungslehrkräfte einstellen, Schulen
zunehmend die Möglichkeit geben, in Eigenverantwortung Lerngruppen zu verkleinern und
Doppelbesetzungen zu realisieren sowie Möglichkeiten prüfen, Lehrdeputate 
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LTWP-6-188 6. Gerechte Bildung – Innovative Wissenschaft 

Antragsteller*in: Daniel Köbler (KV Mainz)

Text

Von Zeile 187 bis 188 einfügen:
und Doppelbesetzungen zu realisieren sowie Möglichkeiten prüfen, Lehrdeputate schrittweise zu
senken. Die Förderung der Schulsozialarbeit werden wir auf alle Schulformen ausweiten.
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LTWP-6-191 6. Gerechte Bildung – Innovative Wissenschaft 

Antragsteller*in: Eckard Wiendl (KV Vulkaneifel)

Text

Von Zeile 190 bis 191 einfügen:
Qualifizierungsoffensive für Schulleitungen wollen wir sie insbesondere in den Bereichen Personal-
und Organisationsmanagement unterstützen und die Einstellung von Verwaltungsfachkräften
entlasten.
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LTWP-6-191-2 6. Gerechte Bildung – Innovative Wissenschaft 

Antragsteller*in: Eckard Wiendl (KV Vulkaneifel)

Text

Von Zeile 190 bis 191 einfügen:
Qualifizierungsoffensive für Schulleitungen wollen wir sie insbesondere in den Bereichen Personal-
und Organisationsmanagement unterstützen.

Insbesondere die Schulleitungen der verbundenen Grund- und Realschulen plus wollen wir in der
Besoldung den Schulleitungen anderer Schulen gleichstellen.

Begründung

Die Besoldung der Schulleiter erfolgt auf der Grundlage der Schülerzahlen an einer Schule. Bei den
verbundenen Gurnd- und Realschulen plus (10 Stück in ganz Rheinland-Pfalz) werden dabei die
Grundschüler nicht mitgezählt, sondern nur die Schüler der Realschule plus. Dies führt zu der
Ungerechtigkeit, dass Schulleiter einer Realschule plus mit Fachoberschule die Schüler der
Fachoberschule angerechnet bekommen, während die Schulleiter an verbundenen Grund- und
Realschulen plus die Arbeit für die Grundschulen machen müssen, ohne dafür jedoch honnoriert zu
werden.
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LTWP-6-193 6. Gerechte Bildung – Innovative Wissenschaft 

Antragsteller*in: Stephanie Burkhardt (KV Donnersberg)

Text

Von Zeile 193 bis 202:
Darüber hinaus wollen wir, dass die Schulen mehr Eigenverantwortung bekommen und die
Personalautonomie gestärkt wird. Schulen sollten künftig Gelder zur Verfügung gestellt bekommen,
beispielsweise um Vertretungslehrkräfte oder Schulsozialarbeiter*innen einzustellen. Auf diese Weise
werden Schulen flexibler und können schneller auf aktuelle Bedarfe und Engpässe reagieren. Wir
wollen, dass die Schulen mehr Freiheiten bei der Gestaltung ihrer Unterrichtsangebote haben, um
beispielsweise bei den Fremdsprachen, Philosophie oder mathematisch-technischen Fächern eigene
Schwerpunkte zu setzen. Auch die Schüler*innen sollen die Möglichkeit bekommen, ihren Stundenplan
stärker entlang ihrer Interessen zu gestalten.

Darüber hinaus wollen wir, dass die Schulen mehr Eigenverantwortung bekommen und die
Personalautonomie gestärkt wird. Wir sind sicher, dass nur durch mehr Freiheit und Verantwortung für
die einzelne Schule, nur durch eine neue Schulkultur die Aufgabe gemeistert werden kann, den jungen
Menschen dabei zu helfen, zu demokratischen, mündigen, sozial und ökologisch verantwortungsvollen
Bürgerinnen und Bürgern zu werden, die in der Welt bestehen können und sie aktiv gestalten können.
Schüler*innen, Lehrkräfte und die Schulgemeinde insgesamt (einschließlich Eltern,
Ausbildungsbetrieben und Kooperationspartnern) sich so unmittelbar mit „ihrer Schule“ identifizieren
und dies als Anreiz zu aktiver, forschender und kreativer Partizipation wahrnehmen
Wir Grüne unterstützen das Konzept der selbstständigen Schule und damit das Verständnis von Schule
als „Haus des Lernens“, als innovations- und experimentierfreudige „lernende Organisation“
Dazu braucht es eine flächendeckende Versorgung von Schulsozialarbeiter*innen an allen
Schulformen. Die Fördermittel für kommunale Schulträger zur Finanzierung von
Schulsozialarbeiter*innen-Stellen sollen erhöht und verstetigt werden und neben der
Stellenfinanzierung auch eine Förderung des Budgets der Schulsozialarbeiter*innen-Stelle enthalten,
das frei für Projekte und Ausstattung der Schulsozialarbeit an den jeweiligen Schulen verfügbar sein
kann.

Begründung

Das Konzept der selbständigen Schule verknüpft das "Demokratielernen" mit der Eigenständigkeit der
Schulen, was zusammen gedacht werden sollte. Mitbestimmung bedeutet stets auch mehr
Verantwortung.

Ich habe außerdem versucht, den Änderungsantrag der Grünen Jugend leicht angepasst zu
übernehmen.
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LTWP-6-194 6. Gerechte Bildung – Innovative Wissenschaft 

Antragsteller*in: Grüne Jugend Rheinland-Pfalz
Beschlussdatum: 24.10.2020

Text

Von Zeile 193 bis 195 einfügen:
Darüber hinaus wollen wir, dass die Schulen mehr Eigenverantwortung bekommen und die
Personalautonomie gestärkt wird. Wir fordern die 
Ausbildungsstätten für Sozialarbeiter*innen auszubauen und den Beruf der 
Sozialarbeiter*in zu fördern und so Anreize zu schaffen, auch nach der 
Ausbildung in Rheinland-Pfalz zu arbeiten. Gerade weil die Schulsozialarbeit eine 
immer wichtigere Rolle an Schulen einnimmt besonders im Hinblick auf immer mehr 
Ganztagsschul-Angebote, braucht es eine flächendeckende Versorgung von 
Schulsozialarbeiter*innen an allen Schulformen. Dazu sollen die Fördermittel für 
kommunale Schulträger zur Finanzierung von Schulsozialarbeiter*innen-Stellen 
erhöht und verstetigt werden und neben der Stellenfinanzierung auch eine 
Förderung des Budgets der Schulsozialarbeiter*innen-Stelle enthalten, was frei 
für Projekte und Ausstattung der Schulsozialarbeit an den jeweiligen Schulen 
verfügbar sein kann. Schulen sollten künftig Gelder zur Verfügung gestellt bekommen, beispielsweise
um Vertretungslehrkräfte oder 
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LTWP-6-217 6. Gerechte Bildung – Innovative Wissenschaft 

Antragsteller*in: LAG Wirtschaft & Finanzen
Beschlussdatum: 29.10.2020

Text

Von Zeile 216 bis 218 einfügen:
unserem auch im internationalen Maßstab vorbildlichen System der dualen Berufsausbildung sind die
Bildungsangebote der Berufsbildenden Schulen. Außerdem unterstützt die Duale Hochschule
Rheinland-Pfalz (DHR) die Koordination eines berufsbegleitenden Studiums, so dass Dual Studierende
Praxis und Theorie verzahnen können. Nicht nur die Energiewende und die Digitalisierung erfordern
Know-how. Deshalb wollen 

Begründung

Die Duale Hochschule des Landes wird im gesamten Wahlprogramm kein einziges Mal genannt. Ich
finde, wir sollten uns zur DHR bekennen und sie zumindest positiv im Programm vermerken.
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LTWP-6-254 6. Gerechte Bildung – Innovative Wissenschaft 

Antragsteller*in: LAG Hochschule & Wissenschaft
Beschlussdatum: 22.10.2020

Text

Von Zeile 253 bis 255 einfügen:
In Zukunft möchten wir den Ausbau einer nachhaltigen und breiten Grundlagenforschung an allen
rheinland-pfälzischen Landesuniversitäten unterstützen. Gleichzeitig müssen wir als Antwort auf die
großen gesellschaftlichen Herausforderungen wie beispielsweise den Klimaschutz 

Begründung

Wir machen deutlich: wir wollen keine Region in RLP wissenschaftspolitisch abhängen.
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LTWP-6-255 6. Gerechte Bildung – Innovative Wissenschaft 

Antragsteller*in: LAG Hochschule & Wissenschaft
Beschlussdatum: 22.10.2020

Text

Von Zeile 254 bis 257:
Grundlagenforschung unterstützen. Gleichzeitig müssen wir als Antwort auf die großen
gesellschaftlichen Herausforderungen wie beispielsweise den Klimaschutz undKlimaschutz, den
digitalen Wandel und die demokratische Gesellschaftsentwicklung zukunftsweisende Felder für
Forschung und Entwicklung identifizierenstärken und diese finanziell entsprechend ausstatten.
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LTWP-6-265 6. Gerechte Bildung – Innovative Wissenschaft 

Antragsteller*in: LAG Hochschule & Wissenschaft
Beschlussdatum: 22.10.2020

Text

Von Zeile 264 bis 265 einfügen:
bürgerwissenschaftliche Ansätze und möchten auch die Wissenschaftskommunikation stärken. Dies
bedeutet konkret mehr Mittel für Weiterbildung im Bereich Wissenschaftskommunkation bereit zu
stellen, sowie eine echte Anerkennung solcher Aktivitäten bei der Evaluierung von Wissenschaft.

Begründung

Die Coronakrise zeigt wie wichtig es ist, dass Wissenschaftler*innen auch mit der komplexen
Medienlandschaft umgehen können und vor allem auch die Möglichkeit dazu haben.
Weiterbildungsprogramme sind dabei ein Baustein.
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LTWP-6-271 6. Gerechte Bildung – Innovative Wissenschaft 

Antragsteller*in: LAG Hochschule & Wissenschaft
Beschlussdatum: 22.10.2020

Text

Von Zeile 270 bis 271 einfügen:
Drittmittelgebern müssen die Freiheit der Wissenschaft, die Unabhängigkeit der Hochschulen und die
Entscheidungsrechte der gewählten Gremien gesichert werden. „Für uns ist wichtig, dass nicht nur
dort geforscht wird, wo ein wirtschaftlicher Nutzen erwartet wird. Die freie Entfaltung der
Wissenschaft soll auch unabhängig von der Förderung durch Drittmittel möglich sein.
Drittmittelforschung darf eine solide Grundfinanzierung für Forschung und Lehre deshalb nicht
ersetzen.“

Begründung

Entspricht der Grundüberzeugung der Grünen RLP und dem Beschluss der LDV vom Dezember 2018
zur Weiterentwicklung der Hochschullandschaft in Rheinland-Pfalz.

Digitale Landesdelegiertenversammlung am 5./6. Dezember 2020



LTWP-6-282 6. Gerechte Bildung – Innovative Wissenschaft 

Antragsteller*in: LAG Hochschule & Wissenschaft
Beschlussdatum: 22.10.2020

Text

Von Zeile 281 bis 283 einfügen:
landesweiten Organisationssystems wollen wir die Voraussetzungen für einen echten 
Digitalisierungsschub schaffen. Landeslizenzen für die Hochschulbibliotheken, um das Angebot an
digitalen Beständen zu vergrößern, sind ein wichtiger Schritt in diese Richtung. Bei der Gestaltung der
Räume müssen digitale Anforderungen mitgedacht und in den Bibliotheken zusätzliche 

Begründung

Entspricht dem Beschluss der LDV vom Dezember 2018 zur Weiterentwicklung der Hochschulen in
RLP.
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LTWP-6-295 6. Gerechte Bildung – Innovative Wissenschaft 

Antragsteller*in: LAG Hochschule & Wissenschaft
Beschlussdatum: 22.10.2020

Text

Von Zeile 294 bis 295 einfügen:
Neuordnung gibt es nicht zum Nulltarif. Deshalb setzen uns dafür ein, dass die für diesen Prozess und
für die dauerhaft anfallenden Folgekosten veranschlagten Mittel deutlich aufgestockt werden.

Begründung

Entspricht dem Beschluss der LDV vom Dezember 2018 zur Weiterentwicklung der
Hochschullandschaft in RLP.
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LTWP-6-298 6. Gerechte Bildung – Innovative Wissenschaft 

Antragsteller*in: Philipp Zeller (KV Koblenz)

Text

Von Zeile 297 bis 299:
Hochschulen stärker priorisieren. Wenn das rheinland-pfälzische Hochschulsystem leistungsfähig
bleiben soll, müssen wir die Finanzierung jeder einzelnen Hochschulen schrittweise auf denein Niveau
über dem Bundesdurchschnitt anheben. Die Verteilung der Mittel muss transparent und nach 

Begründung

Unsere Hochschulen sind im Durchschnitt unterhalb des Bundesdurchschnitts finanziert, wobei aber
einzelne Hochschulen eine besonders gute Finanzierung erhalten, während andere Hochschulen zu
den am schlechtesten finanzierten Hochschulen in Deutschland zählen. Darunter leiden Forschung
und Lehre dieser Hochschulen besonders. Als Grüne müssen wir hier ansetzen und dafür sorgen, dass
alle unseres Hochschulen (einzeln und nicht im Durchschnitt) oberhalb des Bundesdurchschnitts
liegen, sodass alle unsere Hochschulen auskömmlich ausgestattet sind und die Chance haben nicht
nur gute Studierende, sondern auch gute Professor*innen und Forscher*innen anzuziehen. Nur durch
eine überdurchschnittliche Finanzierung kann der Wissenschaftsstandort Rheinland-Pfalz nachhaltig
und zukunftsfest gestärkt werden.
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LTWP-6-301 6. Gerechte Bildung – Innovative Wissenschaft 

Antragsteller*in: LAG Hochschule & Wissenschaft
Beschlussdatum: 22.10.2020

Text

Von Zeile 300 bis 302 einfügen:
objektiven Kriterien erfolgen, die Anreize setzen und erbrachte Leistungen honorieren. In diesen
Prozess muss neben den Hochschulleitungen auch der Landtag eingebunden werden. Die
Entwicklungsplanung soll langfristig angelegt sein und es ermöglichen ein starkes, differenziertes und
regional vernetztes Hochschulsystem für unser Bundesland zu entwickeln. Neben der finanziellen
Ausstattung wollen wir auch die Hochschulbauten in den Blick nehmen. Für Neu- und Umbauten 
müssen in Zukunft 

Begründung

Nach den Erfahrungen dieser Legislaturperiode, braucht es dringend einer Aufwertung und tatsächlich
eine verlässliche(!) Hochschulentwicklung. Dies kann erreicht werden, wenn auch der Landtag - also
unsere Repräsentant*innen - konkret mitentscheiden und darüber beschließen. Entspricht zudem dem
Beschluss der LDV vom Dezember 2018 zur Weiterentwicklung der Hochschullandschaft.
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LTWP-6-304 6. Gerechte Bildung – Innovative Wissenschaft 

Antragsteller*in: Katharina Binz (KV Mainz)

Text

Von Zeile 303 bis 304 einfügen:
neben Kriterien der Aufenthaltsqualität und der technischen Ausstattung auch hohe ökologischen
Standards gelten. Wir wollen Hochschulen unter bestimmten Bedingungen auch ermöglichen,
Bauprojekte in eigener Verantwortung umzusetzen.
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LTWP-6-304-2 6. Gerechte Bildung – Innovative Wissenschaft 

Antragsteller*in: LAG Hochschule & Wissenschaft
Beschlussdatum: 22.10.2020

Text

Von Zeile 303 bis 304 einfügen:
neben Kriterien der Aufenthaltsqualität und der technischen Ausstattung auch hohe ökologischen
Standards gelten.

Grenzenlose Wissenschaft in Europa und der Welt

Eine attraktive Hochschullandschaft ist nicht nur regional, sondern auch international vernetzt. Mit
einer gemeinsamen Internationalisierungsstrategie wollen wir die Hochschulen nicht nur in der
Gewinnung ausländischer Student*innen unterstützen, sondern auch bei Berufungsverfahren und dem
Austausch des akademischen Mittelbaus. Die europäischen Initiativen rheinland-pfälzischer
Hochschulen, wie das Netzwerk EURCrossBorderAlliance in Trier und Kaiserslautern, sowie die
Forthem-Allianz in Mainz wollen wir unterstützen und ausbauen. Gerade in einer immer komplexer
werdenden Welt - in einer Welt, in der die Freiheit der Wissenschaft immer weiter bedroht wird - ist
dieser Austausch dringend notwendig. Es soll außerdem ein Aufnahmeprogramm für bedrohte und
verfolgte Wissenschaftler*innen geben.

Begründung

Rheinland-Pfalz grenzt an gleich drei europäische Nachbarländer. Unsere Hochschulen - gerade in den
grenznahen Regionen - nutzen diese regionalen Gegebenheiten und hauchen dem gemeinsamen
europäischen Hochschulraum leben ein. Trier schmiedet an einer Universität der Großregion,
Kaiserslautern ist führend bei der Akquise ausländischer Studierender und in Mainz kann man sogar
einen trilateralen Abschluss machen: ein Studienabschluss - anerkannt in gleich drei EU-Ländern.
Diese herausragenden Initiativen, welche die europäische Einigung ganz real vorantreiben, verdienen
es von uns als Europapertei im Programm genannt und unterstützt zu werden.
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LTWP-6-308 6. Gerechte Bildung – Innovative Wissenschaft 

Antragsteller*in: LAG Hochschule & Wissenschaft
Beschlussdatum: 22.10.2020

Text

Von Zeile 307 bis 309 einfügen:
erfolgreich für eine Abschaffung der generellen Anwesenheitspflicht eingesetzt. Damit zum Beispiel 
auch Berufstätige und Menschen mit Kindern vom Studienangebot profitieren können, haben wir die
Möglichkeit des Teilzeitstudiums im Hochschulgesetz 

Begründung

Redaktionell zum deutlich zu machen, dass auch über die genannten Gruppen hinaus Studis*
profitieren.
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LTWP-6-320 6. Gerechte Bildung – Innovative Wissenschaft 

Antragsteller*in: Grüne Jugend Rheinland-Pfalz
Beschlussdatum: 24.10.2020

Text

Von Zeile 319 bis 322:
ermöglichen. In den Curricula der Studienangebote wollen wir die Bildung für nachhaltige
Entwicklung stärker verankern. Green Offices sollen die Ansätze zur Stärkung der Wissenschaft für
Nachhaltigkeit an den Hochschulen koordinieren und unterstützen.. Zugleich müssen die Institutionen
mit gutem Beispiel vorangehen und ihre betrieblichen Aufgaben anhand von ökologischen Kriterien
ausrichten. Im Forschungsbereich gilt es, innovative Lösungen für eine sozial verträgliche
Implementierung technologischer Neuerungen zu entwickeln. Um die Hochschulen bei diesen
Aufgaben zu unterstützen, sollten Green Offices zur Koordination dieser Aufgaben finanziert werden.
Eine Berichterstattung über die bisherigen Aktivitäten, sowie die Erarbeitung einer
Nachhaltigkeitsstrategie unter Einbezug aller beteiligten Statusgruppen sind ebenfalls unabdingbar.
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LTWP-6-325 6. Gerechte Bildung – Innovative Wissenschaft 

Antragsteller*in: LAG Soziales & Gesundheit
Beschlussdatum: 24.10.2020

Text

Von Zeile 323 bis 325 einfügen:
Studierende tragen häufig eine enorme finanzielle Belastung. Deshalb wollen wir eine öffentliche
Studienfinanzierung mindestens auf dem Niveau der Grundsicherung und nicht wie aktuell darunter.
Deshalb wollen wir Zweitstudiengebühren abschaffen und den Hochschulen die entsprechenden
Ausfälle kompensieren. Gerade in den Universitätsstädten steigen die Mieten stark. 

Begründung

Umsetzung unseres LDV-Beschlusses einer einheitlichen Grundsicherung auch im Bereich der
Studienfinanzierung. Soziales Signal an Studierende.

Digitale Landesdelegiertenversammlung am 5./6. Dezember 2020



LTWP-6-326 6. Gerechte Bildung – Innovative Wissenschaft 

Antragsteller*in: Grüne Jugend Rheinland-Pfalz
Beschlussdatum: 24.10.2020

Text

Von Zeile 325 bis 327 einfügen:
kompensieren. Gerade in den Universitätsstädten steigen die Mieten stark. Deshalb setzen wir uns
weiter für bezahlbare Wohnheimplätze und den Ausbau von Wohnheimen ein. Für Studierende mit
Kindern möchten wir das Angebot an Kita-Plätzen erhöhen. Unser Ziel ist, 
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LTWP-6-331 6. Gerechte Bildung – Innovative Wissenschaft 

Antragsteller*in: LAG Hochschule & Wissenschaft
Beschlussdatum: 22.10.2020

Text

Von Zeile 330 bis 333:
Studierende stellen die zahlenmäßig größte Gruppe an den Universitäten. Damit ihre Stimmen gehört
und die Bedarfe berücksichtigt werden, machen wir uns stark für eine angemessene Mitbestimmung
Studierender in allen Gremien der Hochschulen.

Hin zum partizipativen Modell

Im Sinne eines partizipativen Modells wollen wir den Senat als demokratisch gewähltes Gremium
stärken. Dazu gehört insbesondere, dass der Senat den Haushalt der jeweiligen Hochschule beschließt.
Zudem stärken wir den Einbezug aller Statusgruppen in die Hochschulentwicklung durch die
Einführung hochschulweiter Abstimmungen. Zur Stärkung der Hochschulautonomie wollen wir das
Hochschulkuratorium abschaffen und eine Kann-Bestimmung für den Hochschulrat nach dem Vorbild
Mecklenburg-Vorpommerns einführen. Wir wollen insgesamt die demokratischen
Beteiligungsmöglichkeiten aller Hochschulmitglieder stärken. Aufgewertet werden sollen dabei
insbesondere die Mitwirkungsmöglichkeiten der nicht-professoralen Statusgruppen in den
Hochschulgremien. Unsere Vision ist dabei eine Hochschule in der alle Gruppen gleichberechtigt, im
Rahmen der verfassungsrechtlichen Möglichkeiten, mitwirken können.

Begründung

Gerade im Bereich der Hochschuldemokratie haben wir uns in den letzten Jahren als Grüne profiliert.
Deshalb braucht es auch in diesem Wahlprogramm konkrete Vorschläge - basierend auf den bisher
gefassten LDV-Beschlüssen (vgl. Beschluss LDV 2018) - mit denen wir in den Wahlkampf ziehen
können.
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LTWP-6-334 6. Gerechte Bildung – Innovative Wissenschaft 

Antragsteller*in: Philipp Zeller (KV Koblenz)

Text

Von Zeile 332 bis 333 einfügen:
für eine angemessene Mitbestimmung Studierender in allen Gremien der Hochschulen. Mit dem
Leitbild der Viertelparität vor Augen und in Kenntnis des Hochschulurteils, welches eine Mehrheit der
Professor*innen in allen Gremien nicht vorschreibt, werden wir die Besetzung der Gremien der
Hochschulen kritisch durchleuchten und dort wo es geht die Gruppen in den Gremien
gleichberechtigter machen.

Begründung

Die Viertelparität der Gruppen in den Hochschulgremien ist seit langem ein grüner Wunsch.
Gleichwohl lässt die Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts diese quasi nicht zu. In der Praxis
der Hochschulpolitik wurde das Hochschulurteil aus den 70er-Jahren dahingehend umgesetzt, dass in
quasi allen Gremien der Hochschulen eine absolute, professorale Mehrheit vorgesehen wurde, jedoch
ist bei genauem Studium dieses Urteils eine solche Mehrheit zu Gunsten einer Gruppe nicht zwingend
erforderlich. Dies gilt es durch uns Grüne zu nutzen und wo immer möglich die absolute Mehrheit der
Professor*innen zu Gunsten der anderen Gruppen zu beschneiden und so mehr
Partizipationsgleichheit an den Hochschulen zu schaffen.
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LTWP-6-336 6. Gerechte Bildung – Innovative Wissenschaft 

Antragsteller*in: LAG Hochschule & Wissenschaft
Beschlussdatum: 22.10.2020

Text

Von Zeile 335 bis 339:
Wir setzen alles daran,werden die Arbeitsbedingungen in der Wissenschaft zu verbessern. Die
unsägliche Praxis der Kettenbefristung wollenwerden wir beenden. Daueraufgaben müssen durch
festangestelltes Personal erfüllt werden. Deshalb setzenwerden wir uns für einedie Zahl Ausweitung
von unbefristeten unbefristeter Stellen einin Forschung und machenLehre deutlich ausweiten und uns
auf Bundesebene für eine Reform des Wissenschaftszeitvertragsgesetzes starkstarkmachen.
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LTWP-6-337 6. Gerechte Bildung – Innovative Wissenschaft 

Antragsteller*in: LAG Hochschule & Wissenschaft
Beschlussdatum: 22.10.2020

Text

Von Zeile 335 bis 337 einfügen:
Wir setzen alles daran, die Arbeitsbedingungen in der Wissenschaft zu verbessern. Wir wollen
außerdem strukturelle Diskriminierung in der Wissenschaft aufgrund sozialer Herkunft, Geschlecht
oder individueller Lebensentwürfe abbauen, um einen systematischen Dropout hochqualifizierter
Wissenschaftler*innen zu verhindern. Die unsägliche Praxis der Kettenbefristung wollen wir beenden.
Daueraufgaben müssen durch festangestelltes Personal erfüllt werden. Deshalb 
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LTWP-6-337-2 6. Gerechte Bildung – Innovative Wissenschaft 

Antragsteller*in: LAG Hochschule & Wissenschaft
Beschlussdatum: 22.10.2020

Text

Von Zeile 335 bis 337 einfügen:
Wir setzen alles daran, die Arbeitsbedingungen in der Wissenschaft zu verbessern. Die unsägliche
Praxis der Kettenbefristung wollen wir beenden. Lehrkräfte für besondere Aufgaben dürfen
ausschließlich für die Vermittlung praktischer Fertigkeiten (z.B. Sprachkurse und Übungen) eingesetzt
werden. Daueraufgaben müssen durch festangestelltes Personal erfüllt werden. Deshalb 

Digitale Landesdelegiertenversammlung am 5./6. Dezember 2020



LTWP-6-339 6. Gerechte Bildung – Innovative Wissenschaft 

Antragsteller*in: LAG Hochschule & Wissenschaft
Beschlussdatum: 22.10.2020

Text

Von Zeile 337 bis 339:
Daueraufgaben müssen durch festangestelltes Personal erfüllt werden. Deshalb setzen wir uns für
eine Ausweitung von unbefristeten Stellen[Leerzeichen], insbesondere im akademischen Mittelbau,ein
und machen uns auf Bundesebene für eine Reform des Wissenschaftszeitvertragsgesetzes stark.
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LTWP-6-340 6. Gerechte Bildung – Innovative Wissenschaft 

Antragsteller*in: LAG Hochschule & Wissenschaft
Beschlussdatum: 22.10.2020

Text

Von Zeile 338 bis 339 einfügen:
setzen wir uns für eine Ausweitung von unbefristeten Stellen ein und machen uns auf Bundesebene
für eine Reform des Wissenschaftszeitvertragsgesetzes stark. Denn dieses Gesetz beendet
wissenschaftliche Karrieren in der Regel nach 12 Jahren, ohne ausreichend auf individuelle
Lebenssituationen oder Karriereperspektiven eingehen zu können.

Begründung

Man sollte deutlich machen, warum und wie wir etwas reformieren möchten, wenn wir es als Ziel in
unser Programm schreiben. Der Vorschlag basiert auf dem LDV Beschluss vom Dezember 2018 zur
Weiterentwicklung der Hochschulen in RLP.
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LTWP-6-346 6. Gerechte Bildung – Innovative Wissenschaft 

Antragsteller*in: LAG Hochschule & Wissenschaft
Beschlussdatum: 22.10.2020

Text

Von Zeile 344 bis 346 einfügen:
unterstützen die Einrichtung von Promotionskollegs, die Doktorand*innen unterstützen und
Möglichkeiten zum Austausch bieten. Die Etablierung der Doktorand*innenvertretung, welche wir mit
dem neuen Hochschulgesetz geschaffen haben, wollen wir aktiv begleiten. Grundsätzlich brauchen wir
mehr Qualifikationsstellen für Doktorand*innen.

Begründung

Den Doktorand*innen an der Hochschule eine Stimme zu geben, war eine der zentralen Forderungen,
die wir mit dem Beschluss der LDV vom Dezember 2018 zu Hochschulen in RLP an das neue
Hochschulgesetz gestellt haben. Den Erfolg, den wir im Landtag erzielt haben, sollten wir hier nennen
und deutlich machen, dass wir weiter daran arbeiten werden.
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LTWP-6-347 6. Gerechte Bildung – Innovative Wissenschaft 

Antragsteller*in: LAG Hochschule & Wissenschaft
Beschlussdatum: 22.10.2020

Text

Von Zeile 345 bis 346 einfügen:
unterstützen und Möglichkeiten zum Austausch bieten. Grundsätzlich brauchen wir mehr
Qualifikationsstellen für Doktorand*innen. Mit sozialversicherungspflichtigen Verträgen welche die
Vergabe von Promotionsstipendien durch die Hochschulen ersetzen. Promotionsstipendien durch die
Hochschulen dürfen zudem nur über Promotionskollegs vergeben werden, in denen zum einen ein
strukturiertes Promotionsprogramm angeboten wird und zum anderen klar geregelt ist, dass die
Doktorand*innen ausschließlich am eigenen Promotionsvorhaben arbeiten können. Darüber hinaus
sollen auch mehr Postdoktorand*innenstellen, insbesondere Qualifikationsstellen mit reduziertem
Lehrdeputat, geschaffen werden.

Begründung

Die Situation des akademischen Mittelbaus ist nach wie vor prekär. Hintertüren, die weiterhin die
Ausbeutung von Wissenschaftler*innen ermöglichen und wissenschaftliche Karrieren verhindern,
wollen wir abbauen. Hierzu lohnt es auch konkrete Maßnahmen zu nennen.
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LTWP-6-395 6. Gerechte Bildung – Innovative Wissenschaft 

Antragsteller*in:
Bernhard Braun (KV Ludwigshafen), Misbah Khan (KV Bad Dürkheim), Anne
Spiegel (KV Speyer), Josef Winkler (KV Rhein-Lahn)

Text

Von Zeile 394 bis 396 einfügen:
Alle diese wichtigen Aufgaben lasten auf den Schultern der zumeist prekär beschäftigten
Dozent*innen. Von den Folgen der Corona-Krise wurden viele Honorarkräfte in der Weiterbildung
besonders hart getroffen und die Defizite bei der Beschäftigungssituation und der sozialen
Absicherung sind deutlich sichtbar geworden. Wir GRÜNE wollen anregen, auf Landesebene ein 
Leitbild für gute Beschäftigung in der Weiterbildung zu entwickeln, um die 
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LTWP-6-397 6. Gerechte Bildung – Innovative Wissenschaft 

Antragsteller*in: Georg Sprung KV Landau, Patrick Weirich KV Cochem-Zell

Text

Von Zeile 396 bis 397 einfügen:
Leitbild für gute Beschäftigung in der Weiterbildung zu entwickeln, um die Bedingungen für
Weiterbildner*innen zu verbessern.

Bildungspartnerschaften

Formale Bildung wird bereichert durch Öffnung von Kita, Schule und Hochschulen, Universitäten hin
zu non-formalen Bildungsakteur*innen, Vereinen, Verbänden, Stiftungen und Bildungseinrichtungen
der Bildung für nachhaltige Entwicklung (BNE) und des Globalen Lernens (GL). Wir unterstützen solche
Kooperationen zwischen formaler und non-formaler Bildung im Kontext von Bildung für nachhaltige
Entwicklung (BNE) und Globalen Lernen (GL).
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LTWP-6-397-2 6. Gerechte Bildung – Innovative Wissenschaft 

Antragsteller*in: Georg Sprung KV Landau, Patrick Weirich KV Cochem-Zell

Text

Von Zeile 396 bis 397 einfügen:
Leitbild für gute Beschäftigung in der Weiterbildung zu entwickeln, um die Bedingungen für
Weiterbildner*innen zu verbessern.

Zertifizierungen
Bildung für nachhaltige Entwicklung und Globales Lernen sind unabdingbar notwendig für die >Große
Transformation<. Wir unterstützen die im Rahmen eines moderierten Konsultationsprozesses
partizipativ von NGOs und GOs gemeinsam entwickelte Zertifizierung >Bildung für nachhaltige
Entwicklung (BNE) Rheinland-Pfalz - Saarland< von non-formalen Bildungsakteur*innen, Verbänden,
Vereinen und Bildungseinrichtungen wie auch die Zertifizierung >BNE-Schulen< und die Zertifizierung
>LernOrt Nachhaltigkeit< von Bildungsanbietern für Kindertagestätten und Schulen in Rheinland-
Pfalz.
Solche Zertifizierung dienen der Qualitätsentwicklung und -sicherung von Bildungsangeboten wie
deren Anbietern im Hinblick auf die Bildungskonzepte, -themen und -inhalte sowie Lernumgebungen
orientiert an der Nachhaltigkeit.

Begründung

Hinweis: Das >O< in >LernOrt Nachhaltigkeit< wird groß geschrieben!

siehe u. a.

>Große Transformation<

Wissenschaftlichen Beirats der Bundesregierung Globale Umweltveränderungen (WBGU):
Hauptgutachten. Welt im WandelGesellschaftsvertrag für eine Große Transformation. https://
www.bundestag.de/resource/blob/434158/6fbf11d713565fa35d4387383389407d/adrs-18-228-
data.pdf

https://germanwatch.org/de/11459

Schneidewind, Uwe*: Die Große Transformation. Eine Einführung in die Kunst gesellschaftlichen

Wandels. Frankfurt/Main. 20194

[*Präsidenten des Wuppertal Instituts für Klima, Umwelt, Energie]

Zertifizierung >Bildung für nachhaltige Entwicklung (BNE) Rheinland-Pfalz - Saarland<: https://bne-
zertifiziert.de/

Zertifizierung >BNE-Schulen<: https://nachhaltigkeit.bildung-rp.de/bne-in-schule/zertifizierung-als-
bne-schule.html

Zertifizierung >LernOrt Nachhaltigkeit<: https://nachhaltigkeit.bildung-rp.de/schur/lernorte-
nachhaltigkeit.html
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LTWP-6-397-3 6. Gerechte Bildung – Innovative Wissenschaft 

Antragsteller*in: Georg Sprung (KV Landau), Patrick Weirich (KV Cochem-Zell)

Text

Von Zeile 396 bis 397 einfügen:
Leitbild für gute Beschäftigung in der Weiterbildung zu entwickeln, um die Bedingungen für
Weiterbildner*innen zu verbessern.

Nachhaltigkeit als zentrales Bildungsthema – Gründung einer BNE-Agentur

Um die Sustainable Development Goals (SDGs) der Vereinten Nationen bis zum Jahr 2030 zu erreichen
und Bildung für nachhaltige Entwicklung in globalen Bildungslandschaften zu verankern hat die
UNESCO im Jahr 2020 das Programm „Education for Sustainable Development: Towards achieving the
SDGs“ (ESD2030) gestartet. Zur Unterstützung und Koordination der verschiedenen Akteur*innen und
Einrichtungen auf der Ebene von NGOs und GOs fordern wir analog der Energieagentur eine BNE-
Agentur Rheinland-Pfalz [?angedockt an die Staatskanzlei?].
BNE in seinen vielfältigen Themen lässt sich in allen Bereichen, für alle formalen wie non-formalen
Bildungsakteur*innen und -Einrichtungen nur realisieren, wenn alle Anbieter zusammen denken und
zielorientiert wirken, um das Ziel der großen Transformation unserer Welt in Hinblick auf nachhaltige
Entwicklung zu erreichen.

Begründung

Ist-Zustand

Zur Zeit ist Landesszene im Bereich Bildung für nachhaltige Entwicklung (BNE) und Globalen Lernen
(GL) gekennzeichnet durch Heterogenität, fehlender Koordination, Parallelstrukturen und Stückwerk.

So gibt es auf GO-Seite viele parallele, z. T. unabgestimmte BNE-Zuständigkeiten und Aktivitäten

der Staatskanzlei (ZIRP, beispielsweise Projekt Gesellschaft 2030; Transformationsrat;
Bildungspartner BNE in der Großregion)
der einzelnen Ministerien bspw. 

Umweltministerium (bspw. Aktion BLAU, Aktion GRÜN, waldbezogene BNE/Walpädagogik,
gewässerbezogene BNE, Ernährungsbildung, Freiwilliges Ökologisches Jahr (FÖJ), BNE-
Zertifizierung Rheinland-Pfalz-Saarland)
Bildungsministerium (bspw. schulische BNE sowie Zertifizierung der außerschulische BNE,
d. h. LernOrt Nachhaltigkeit, Schulgärten)
Wirtschaftsministerium (bspw. Bildungs-Tourismus, Nachhaltigkeitsstrategie RLP, Lernort
Bauernhof)
Innenministerium (bspw. Partnerland Ruanda / Entwicklungszusammenarbeit)

sowie teilweise deren nachgeordneten Dienststellen bspw. Landeszentrale für
Umweltaufklärung (LZU), Kompetenzzentrum für Klimawandelfolgen, Energieagentur,
Pädagogisches Landesinstituts, Forstämtern, das Haus der Nachhaltigkeit Schulen die
Geschäftsstelle BNE-Zertifikat angedockt am Nationalpark Hunsrück-Hochwald etc. sowie
Einrichtungen in sonstiger Trägerschaft beispielsweise das Biosphärenreservat Pfälzerwald in
Trägerschaft des Bezirkstag der Pfalz.
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LTWP-6-397-3 6. Gerechte Bildung – Innovative Wissenschaft
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Auch gibt es NE- und BNE-Referate mit Referent*innen bspw. Bildungs-, Wirtschafts- wie
Umweltministerium sowie im Pädagogischen Landesinstitut.

Auf NGO-Seite gibt es bspw. landesweit für das Globale Lernen ELAN e. V. als sowie für die BNE die
ANU e. V., Verbände wie BUND, NABU oder SDW, Stiftungen bspw. die Bürgerstiftung Pfalz oder Görlitz-
Stiftung, die Kirchen sowie regionale BNE-Netzwerke in der Großregion um Trier, Speyer, Koblenz,
Kaiserslautern und in der Südpfalz sowie viele Teilzeit-/Soloselbstständige und Ehrenamtliche.

Fehlende personelle wie finanzielle Ressourcen für BNE/GL in RLP

Die personelle Ausstattung wie finanziellen Ressourcen im Landeshaushalt für BNE/GL sind im
Vergleich zu Nachbarbundesländern wie Hessen oder Nordrhein-Westfalen katastrophal.

So gibt es für ca. 1.500 Schulen und 35.000 hauptamtliche Lehrkräfte und ca. 407.000 Schüler*innen in
RLP (vgl. https://www.statistik.rlp.de/de/gesellschaft-staat/bildung/basisdaten-land/tabelle-1/) gerade
einmal

2 Referent*innen im Bildungsministerium im Referat für Grundsatzfragen und Lehrpläne:
Mathematik, Informatik, Religion u. Ethik, Beratungskräfte für Unterrichtsentwicklung
Mathematik, Modellprojekt Islamischer Religionsunterricht, Bildung für nachhaltige Entwicklung,
Oberste Schulaufsicht Waldorfschulen, Ökonomische Bildung,
wobei einer dieser beiden Referent*innen zudem noch anteilig als Referent im Referat für
Grundsatzfragen und Lehrpläne: gesellschaftswissenschaftliche Fächer, Historisch-politische
Bildung, Rechtskundeunterricht, Gewalt- und Extremismusprävention, Demokratiebildung,
Europa, Schüleraustausch, Schulpartnerschaften, Schülervertretungen wirkt .
1 Referenten im Pädagogischen Landesinstitut in der Referatsgruppe Querschnittsthemen für 
Berufs- und Studienorientierung, BNE, ökonomische Bildung
eine Teilabordnung einer Lehrkraft mit ca. 9 Zeitstunden/Woche (5
Lehrer*innenabordnungsstunden/Woche) an das pädagogische Landesinstitut für BNE
6 schulische Berater*innen Bildung für nachhaltige Entwicklung (BfBNE) mit einer Abordnung
von ca. je 8 Zeitstunden/Woche (5 Lehrer*innenabordnungsstunden/Woche)
eine bis 2022 zeitlich befristete, volle BNE/GL-Koordinationsstelle welche durch Engagement
Global finanziert wird

Für 2.572 Kindertagestätten mit ca. 30.500 Erzieher*innen und 170.000 Kita-Kinder gibt es gerade
einmal mit der kommunalen Kindertagesstätte Lasel einen Konsultationskindertagestätte BNE in
Rheinland-Pfalz, der jeweils für nur drei Jahre ausgewählt werden.

Quellen:

https://www.statistik.rlp.de/de/gesellschaft-staat/bildung/basisdaten-land/tabelle-1/

https://bm.rlp.de/fileadmin/bm/Ministerium/Orga_BM.pdf

https://pl.bildung-rp.de/unser-institut/organigramm/abteilung-1.html

https://www.statistik.rlp.de/no_cache/de/einzelansicht/news/detail/News/3054/

https://www.statistik.rlp.de/fileadmin/dokumente/stat_analysen/Kennzahlen_Bildung/
KennzahlenBildung2017.pdf

https://kita.rlp.de/de/fachkraefte/konsultationskindertagesstaetten/

Zudem gibt es bezüglich BNE Mittelkürzungen und Mittelumschichtungen im Landeshaushalt wie
Stellenkürzungen.
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Bei den NGOs gibt es

Zahlreiche oft schlecht bezahlte und/oder zeitlich befristete, Projekt-/Stellen
Viele Teilzeit-/Soloselbständige die Corona-bedingt von März bis zu den Sommerferien 2020
ohne Einkommen und mangels Betriebsausgaben staatliche Unterstützung waren
viel engagiertes unbezahltes Ehrenamt
Bildungseinrichtungen, insbesondere mit Übernachtungsbetrieb, die Corona-bedingt mangels
Belegung um ihr Überleben kämpfen

Nachhaltigkeit gemeinsam denken und bilden

Statt sektoralen Bildungsdenken, gilt es Bildung für nachhaltige Entwicklung und Globales Lernen
zusammen zu denken wie auch in Teilthemen der Nachhaltigkeit bspw.

Ernährungsbildung
Verbraucher*innenbildung
Gesundheitsbildung
Mobilitätsbildung
Ökologische Bildung
Naturschutzbildung
landwirtschaftsbezogene Bildung (Bauernhofpädagogik)
waldbezogene Bildung (Waldpädagogik)
Gewässerbildung (Gewässerpädagogik)
Klimabildung
Demokratiebildung
Friedensbildung
Ökonomische Bildung
Gendersensible/Geschlechterreflektierende Bildung
u.v.m.

BNE auch als Chance für einen sanften (Bildungs-)Tourismus 

Neben formalen wie non formalen Bildungsbereich kann Bildung für nachhaltige Entwicklung wie das
Globale Lernen auch die Entwicklung eines sanften nachhaltig-naturverträglichen
(Bildungs-)Tourismus in Rheinland-Pfalz unterstützen und weiterentwickeln.

Zielsetzungen einer BNE-Agentur

1. „Neuorientierung von Bildung und Lernen, sodass jeder die Möglichkeit hat, sich das Wissen, die
Fähigkeiten, Werte und Einstellungen anzueignen, die erforderlich sind, um zu einer nachhaltigen
Entwicklung beizutragen”

2. „Stärkung der Rolle von Bildung und Lernen in allen Projekten, Programmen und Aktivitäten, die sich
für eine nachhaltige Entwicklung einsetzen”

Deutsche UNESCO-Kommission e.V. (DUK): UNESCO Roadmap zur Umsetzung des
Weltaktionsprogramms „Bildung für nachhaltige Entwicklung“. 2015; siehe https://www.bne-portal.de/
files/2015_Roadmap_deutsch.pdf

Handlungsfelder einer BNE-Agentur

Unterstützung: Das BNE-Konzept soll in die einschlägigen Bereiche der Politik und Bildung
integriert werden.

• 
• 
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Ganzheitliche Transformation von Lern- und Lehrumgebungen: Die Nachhaltigkeitsprinzipien
von BNE sollen in sämtlichen Bildungs- und Ausbildungskontexten verankert werden.
Kompetenzentwicklung bei Lehrenden, Erziehenden und Multiplikator*innen: Die Kompetenzen
im Bereich BNE sollen gestärkt werden.
Stärkung und Mobilisierung der Jugend: Es sollen weitere BNE-Maßnahmen speziell für
Jugendliche entwickelt werden.
Förderung nachhaltiger Entwicklung auf landes-, regionaler wie lokaler bzw. kommunaler Ebene:
Die Ausweitung der BNE-Programme und -Netzwerke auf allen Ebene erfolgen.

Vgl. https://www.bne-portal.de/de/das-unesco-programm-in-deutschland-1722.html

Information und Beratung
Vernetzung
Koordination
Initialisierung von Projekten und Veranstaltungen
Veröffentlichungen
Entwicklung einer BNE/GL- Gesamtstrategie für Rheinland-Pfalz

Beispiel für eine BNE-Agentur 

siehe NRW siehe https://www.bne.nrw.de/bne-agentur-nrw/die-agentur/unsere-angebote/ ff.

• 

• 

• 

• 

• 
• 
• 
• 
• 
• 



LTWP-11-013 11. Aktive Beteiligung – Gefestigte Demokratie

Antragsteller*in: LAG Demokratie und Recht
Beschlussdatum: 06.10.2020

Text

Von Zeile 12 bis 14:
deshalb die Hürden für Volksbegehren und Volksentscheide senken, die wichtige Arbeit der
Landeszentrale für politische Bildung und des Demokratiezentrums weiter unterstützen oderund die
Ehrenamtskarte als Dank für ehrenamtliches Engagement noch mehr bewerben. So 
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LTWP-11-020 11. Aktive Beteiligung – Gefestigte Demokratie

Antragsteller*in: Wolfgang Faller (KV Mainz)

Text

Von Zeile 19 bis 21 einfügen:
Demokratiebildung in Rheinland-Pfalz. Wir GRÜNE wollen daher die Landeszentrale stärken und
ausbauen und die Zusammenarbeit mit dem Demokratiezentrum, mit Akademien,
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LTWP-11-021 11. Aktive Beteiligung – Gefestigte Demokratie

Antragsteller*in: LAG Demokratie und Recht
Beschlussdatum: 06.10.2020

Text

Von Zeile 20 bis 22:
stärken und ausbauen und die Zusammenarbeit mit Schulen, Hochschulen und anderen Einrichtungen
intensivieren. Durch einen einfachen Zugang zu ihnendiesen Einrichtungen erreichen wir, dass
Menschen jeden Alters dieselbe politische Bildung genießen können. 
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LTWP-11-029 11. Aktive Beteiligung – Gefestigte Demokratie

Antragsteller*in: Grüne Jugend Rheinland-Pfalz
Beschlussdatum: 24.10.2020

Text

Von Zeile 28 bis 30 einfügen:
Gedenkstättenarbeit. Die Gräueltaten des Nationalsozialismus müssen in Erinnerung bleiben. Daher
muss der 8. Mai als Tag der Befreiung gesetzlicher "Feiertag" werden. Wir GRÜNE wollen eine stärkere 
Vernetzung zwischen Bildungseinrichtungen und Gedenkstätten und setzen uns dafür ein, weitere 
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LTWP-11-032 11. Aktive Beteiligung – Gefestigte Demokratie

Antragsteller*in: Wolfgang Faller (KV Mainz)

Text

Von Zeile 31 bis 35:
Gedenkorte zu erschließen. Nicht alle Facetten der NS-Zeit sind bereits wissenschaftlich aufgearbeitet,
beispielsweise fehlen genaue Opferzahlen für die Novemberpogrome. Wir unterstützen Bemühungen
den 8. Mai als Tag der Befreiung vom Nationalsozialismus zum Gedenktag zu erklären – als
dauerhaftes Zeichen unseres Gedenkens.

gerade in lokalen Zusammenhängen werden die Ausprägungen des Nazi-Regimes immer wieder für
große Teile der Bevölkerung nachvollziehbar. Wir unterstützen Bemühungen den 8. Mai als Tag der
Befreiung vom Nationalsozialismus zum Gedenktag zu erklären – als dauerhaftes Zeichen unseres
Gedenkens.

Begründung

Das Beispiel ist nicht unwichtig, aber hier zu kleinteilig und nicht wirklich relevant für die Wirkung von
Gedenkarbeit, Alternativvorschlag mit mehr Bezug zum vorhergehenden Satz.
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LTWP-11-035 11. Aktive Beteiligung – Gefestigte Demokratie

Antragsteller*in: Wolfgang Faller (KV Mainz)

Text

Von Zeile 34 bis 35 einfügen:
vom Nationalsozialismus zum Gedenktag zu erklären – als dauerhaftes Zeichen unseres Gedenkens.
Auch das reiche demokratische Erbe in Rheinland-Pfalz, wie insbesondere die Mainzer Republik und
das Hambacher Fest, muss gepflegt werden, auch durch Bezug auf gegenwärtige
demokratiegefährdende Entwicklungen.

Begründung

Damit setzen wir auch positive Anknüpfungspunkte und wehren uns gegen die Vereinnahmung z.B. des
Hambacher Festes durch andere.
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LTWP-11-036 11. Aktive Beteiligung – Gefestigte Demokratie

Antragsteller*in: Rainer Landele (KV Trier)

Text

In Zeile 36:
Mitbestimmung für alle

Ein Mensch - eine Stimme

Begründung

Eine bessere Überschrift hinsichtlich des folgenden Änderungsantrages.
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LTWP-11-037-2 11. Aktive Beteiligung – Gefestigte Demokratie

Antragsteller*in: Rainer Landele (KV Trier)

Text

Von Zeile 37 bis 40:
Wir GRÜNE setzen uns für eine Absenkung des Wahlalters auf 16 Jahre ein. Bislang verhindert die
Blockade der CDU eine Änderung der Verfassung und verweigert somit jungen Menschen ihr Recht auf
Mitbestimmung. Die Grünen RLP fordern eine Änderung des Wahlrechts dahingehend, dass jungen
Menschen gleichberechtigter Einfluss in unsere Gesellschaft gegeben wird. Für das passive Wahlrecht
bedeutet dies eine Herabsetzung auf 16 Jahre, für das aktive Wahlrecht auf 12 Jahre. Alle noch
jüngeren Menschen erhalten die Beachtung ihrer Stimme, indem stellvertretend für sie deren
Sorgeberechtigten abstimmen können.

Begründung

- Ein Mensch, eine Stimme -

Wir erleben gerade einen Generationskonflikt: Menschen mit noch 30 Jahren Lebenserwartung
bestimmen über die Zukunft von Menschen mit noch 90 Jahren Lebenserwartung. Dass da die
Prioritäten nicht identisch sind, ist wenig verwunderlich.

Diese verschiedenen Prioritäten, diese verschiedenen Interessen sind auch nicht grundsätzlich
problematisch, sondern normal in einer Demokratie. Ungerecht und undemokratisch ist es jedoch,
wenn bestimmte Interessen vom System her (aus formalen Gründen) benachteiligt sind aus der
politischen Einflussnahme. Das war seit Jahrtausenden so, z.B. wenn Frauen nicht wählen durften, weil
diese weder Verstand noch Seele hatten. Oder ärmere Menschen nicht wählen durften bzw. ihre
Stimme war nur 1/3 Wert hatte im Verhältnis zu finanziell reichen Menschen. Oder Farbige aller
Farben nicht wählen durften – weil diese eh Tiere waren, keine vernunftbegabten Wesen.

Wie? All dies sind nicht angemessene Vergleiche zu heute? Natürlich doch: denn das einzige, was sich
änderte, waren die opportunistischen Begründungen, warum man einen Teil der Gesellschaft von der
Teilhabe an den Entscheidungen (von) der Macht fern hielt. Die Frauen waren zu doof, die PoC zu
tierisch, die Armen...tja, zu arm. Ja, das ist nicht nett beschrieben, ist so verletzend, so falsch… Wer
genau dies fühlt – nämlich, wie falsch es ist, Menschen damals ab zu halten von politischer Teilhabe -,
fühlt auch, wie falsch es ist, die aktuelle und zukünftige junge Generation davon ab zu halten, eine
Stimme in unsere Demokratie zu haben.

Nun, wie man es organisiert, dass jeder Mensch eine Stimme in einer Demokratie hat, ist erst einmal
sekundär. Vielmehr müssen wir uns aktuell darauf konzentrieren, dass das Prinzip „Ein Mensch – eine
Stimme“ gilt.

Die formalen Argumente (unmittelbar, allgemein, frei, gleich, geheim) haben da schlicht zurück zu
treten. Gerade dann, wenn diese Prinzipien dafür sorgen, dass Menschen mit ihren Stimmen, ihren
Interessen nicht beachtet werden.

Zuerst gilt das Prinzip: ein Mensch, eine Stimme.

Als zweites schaut man, wie man dieses Prinzip umsetzten kann.
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LTWP-11-037-3 11. Aktive Beteiligung – Gefestigte Demokratie

Antragsteller*in: Theresa Gemke (KV Mainz)

Text

Von Zeile 37 bis 40:
Wir GRÜNE setzen uns für eine Absenkung des Wahlalters auf 16 Jahre ein. Bislang verhindert die
Blockade der CDU eine Änderung der Verfassung und verweigert somit jungen Menschen ihr Recht auf
Mitbestimmung.Wir GRÜNE fordern, dass jungen Menschen gleichberechtigt Einfluss auf unsere
Gesellschaft und die Politik nehmen können.
Daher setzen wir uns für eine Absenkung des Wahlalters auf 16 Jahre ein. Außerdem möchten wir
erreichen, dass Kinder- und Jugendliche ab 12 Jahren durch einen formlosen Antrag bei der Stadt ein
aktives Wahlrecht erhalten können. Auch weitere Einschränkungen des Wahlrechtes wollen wir
abbauen: So machen wir uns stark für das Wahlrecht 

Begründung

Die Fridays for Future Bewegung und andere junge Bewegungen haben gezeigt, dass bereits Kinder
und Jugendlich, die weit unter 16 Jahre alt sind, eine reflektierte, selbstbestimmte Meinung zu
politischen Themen haben.
Durch frühzeitiges Heranführen der Schüler*innen an Politik in der Schule in Kombination mit einem
zuerst aktiven Wahlrecht, stärken wir zum Einen das Interesse der jungen Menschen und kommen
gleichzeitig dem Recht eines jeden Menschen auf Mitbestimmung etwas näher.
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LTWP-11-056 11. Aktive Beteiligung – Gefestigte Demokratie

Antragsteller*in: KV Bad Kreuznach
Beschlussdatum: 29.10.2020

Text

Von Zeile 55 bis 66:
Das freiwillige Engagement rheinland-pfälzischer Bürger*innen ist für einen sozialen Zusammenhalt
und eine starke Bürgergesellschaft unentbehrlich. Wir GRÜNE wollen das Ehrenamt in Rheinland-Pfalz
weiter stärken und ihm Wertschätzung entgegenbringen, dabei auch das digitale Ehrenamt stärker in
den Fokus rücken. Wer hinter dem Bildschirm sitzt, leistet ebenfalls einen wesentlichen Beitrag im
Ehrenamt.Zwei herausragende Geschehnisse in den letzten Jahren haben sehr deutlich gemacht, dass
viele Aufgaben unserer Gesellschaft nicht zu bewältigen sind ohne die Stärke der Zivilgesellschaft, die
Defizite erkennt, bei Problemen anpackt und zur Lösung beiträgt. Dies war zum einen der große
Zuwachs an Flüchtlingen 2015 und ist jetzt die Erfahrung mit der Covid 19-Erkrankung und ihren
Begleitumständen.
Viele engagierte Menschen in unterschiedlichsten Initiativen haben dafür gesorgt, dass Flüchtlinge
sich willkommen gefühlt haben, haben zu deren Integration beigetragen und tun es noch. Aktuell gibt
es zahlreiche Initiativen, in deren Rahmen Menschen im Alltag unterstützt werden, die wegen der
Corona-Gefährdung besondere Unterstützung brauchen.Menschen engagieren sich für Dinge, die
ihnen wichtig sind und tragen auf diese Weise sehr viel bei zum Gemeinwohl und zur Lebensqualität
aller Bürgerinnen und Bürger, ob im sportlichen, künstlerischen und kulturellen sowie im sozialen
Bereich oder im Klima- und Naturschutz.
Es ist eine wichtige Aufgabe aller Verwaltungsebenen, das Bürgerschaftliche Engagement in all seinen
Facetten zu unterstützen, damit die ehrenamtlich tätigen Menschen die dafür nötige Qualifikation
erwerben können, Anerkennung erfahren, durch hauptamtliche Koordinierung unterstützt werden und
bei der Suche nach einer passenden Aufgabe Hilfestellung bekommen können. Ehrenamt braucht
Hauptamt, damit zivilgesellschaftliches Engagement dauerhaft gestärkt wird.
Wir wollen die Gewinnung von Freiwilligen, ihre Qualifizierung und Koordinierung, ihre Begleitung,
Anerkennung und Absicherung ihrer Tätigkeit durch geeignete Förderprogramme und die Einrichtung
von weiteren Freiwilligenagenturen unterstützen. Für die Ehrenamtskarte als Teil der
Anerkennungskultur wollen wir weitere Partner gewinnen.

Die Ehrenamtler*innen in Rheinland-Pfalz können mit der Ehrenamtskarte bereits landesweit von
zahlreichen Vergünstigungen profitieren. Wir GRÜNE wollen für die Ehrenamtskarte noch mehr
Partner*innen ins Boot holen und das Angebot für engagierte Menschen ausweiten. Zudem
unterstützen wir Initiativen zur Gewinnung neuer Ehrenamtler*innen. Die Angebote für
Freiwilligenjahre wollen wir für alle Altersgruppen ausbauen und insbesondere die Werbung für das 
FSJ und FÖJ weiter 

Begründung

Das Unterkapitel zum bürgerschaftlichen Engagement sollte stärker gewichtet sein und inhaltlicher
aufbereitet als im vorliegenden Entwurf. Der bisherige Absatz soll bis auf den ersten und den letzten
Satzz durch den Änderungsantrag ersetzt werden.
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LTWP-11-075 11. Aktive Beteiligung – Gefestigte Demokratie

Antragsteller*in: LAG Demokratie Und Recht
Beschlussdatum: 06.10.2020

Text

Von Zeile 74 bis 76:
Die größte Bedrohung dieser Werte kommt von Rechts. Die Neue Rechte verbreitet in der gesamten
Bundesrepublikeuropaweit Menschenhass. Sie lehnt die Gleichwertigkeit aller Menschen ab und
versucht, ihr rassistisch geprägtes Weltbild zu 
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LTWP-11-078 11. Aktive Beteiligung – Gefestigte Demokratie

Antragsteller*in: LAG Demokratie und Recht
Beschlussdatum: 06.10.2020

Text

Von Zeile 77 bis 79:
verbreiten. Wozu Menschenfeindlichkeit führen kann, haben die rassistischen, islamfeindlichen und 
antisemitischen und islamfeindlichen Anschläge der vergangenen Jahre gezeigt. Leider gibt es auch in
Rheinland-Pfalz rechtsterroristische Gruppen und 
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LTWP-11-079 11. Aktive Beteiligung – Gefestigte Demokratie

Antragsteller*in: LAG Demokratie und Recht
Beschlussdatum: 06.10.2020

Text

Von Zeile 78 bis 81:
islamfeindlichen und antisemitischen Anschläge der vergangenen Jahre gezeigt. Leider gibt es auch in
Rheinland-Pfalz rechtsterroristische Gruppen und rechtsideologische Veranstaltungen. Diese sind
unter anderem bei der Identitären Bewegung, der AfD und deren Jugendorganisation zu
verorten.Leider ist auch in Rheinland-Pfalz die extreme Rechte aktiv. Dazu gehören unter anderem die
Identitären Bewegung, die AfD und deren Jugendorganisationen.
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LTWP-11-081 11. Aktive Beteiligung – Gefestigte Demokratie

Antragsteller*in: Grüne Jugend Rheinland-Pfalz
Beschlussdatum: 24.10.2020

Text

Von Zeile 80 bis 81 einfügen:
rechtsideologische Veranstaltungen. Diese sind unter anderem bei der Identitären Bewegung, der AfD
und deren Jugendorganisation zu verorten. Die AfD und ihre Jugendorganisation sind offen
verfassungsfeindlich und faschistisch. Wir müssen alle Mittel ausschöpfen, ihr Ziel, unsere Demokratie
abzuschaffen, zu stoppen. Es muss daher auch mittelfristig ein 
Parteiverbotsverfahren angestrebt werden.
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LTWP-11-082 11. Aktive Beteiligung – Gefestigte Demokratie

Antragsteller*in: Wolfgang Faller (KV Mainz)

Text

Von Zeile 82 bis 88:
Die grüne Strategie gegen Rechts ist ganzheitlich und reicht von Aufklärungsarbeit bei Kindern und
Jugendlichen bis hin zu Aussteigerprogrammen. Auf Kommunal- und Landesebene gibt es bereits eine
Vielzahl an Initiativen, wie zum Beispiel das Demokratiezentrum Rheinland-Pfalz oder die mobile
Beratungsstelle für Betroffene rechter, rassistischer und antisemitischer Gewalt – m*power.

Menschenfeindliche und antidemokratische rechte Propaganda spielt sich heute stark in den Sozialen
Medien ab. Deshalb müssen insbesondere dort die Ressourcen zur Verfolgung dieser Aktivitäten auf-
und ausgebaut werden.

Die grüne Strategie gegen Rechts ist ganzheitlich und reicht von Aufklärungsarbeit bei Kindern und
Jugendlichen bis hin zu Aussteigerprogrammen. Auf Kommunal- und Landesebene gibt es bereits eine
Vielzahl an Initiativen, wie zum Beispiel das Demokratiezentrum Rheinland-Pfalz oder die mobile
Beratungsstelle gegen rechte, rassistische und antisemitische Gewalt – m*power. Wir GRÜNE wollen
die Aufgaben der politischen Gewalt- und Extremismusprävention, 

Begründung

Name der Stelle korrigiert und mit dem Folgesatz aktuellen Sachverhalt aufgegriffen
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LTWP-11-092 11. Aktive Beteiligung – Gefestigte Demokratie

Antragsteller*in: Wolfgang Faller (KV Mainz)

Text

Von Zeile 91 bis 95:
und gruppenbezogene Menschenfeindlichkeit. Auf Bundesebene muss ein Demokratiefördergesetz
entstehen, damit finanzielle Mittel an Projekte gegen Rechts nicht immer nur befristet sind. Kampf
gegen Rechts ist eine dauerhafte Aufgabe. Wir GRÜNE wollen dazu auch unseren finanziellen Anteil
als Bundesland leisten.

damit sich eine wirkungsvolle und nachhaltige Struktur für die Arbeit gegen Rechts entwickeln kann.
Der Einsatz gegen Rechtsextreme Ideologien sollte auch durch Anerkennung der Gemeinnützigkeit
gestützt werden. Der Kampf gegen Rechts ist eine dauerhafte Aufgabe. Wir GRÜNE wollen dazu auch
unseren finanziellen Anteil als Bundesland leisten.

Begründung

Der Ausdruck "Projekte" beinhaltet in der Regel zeitlich begrenzte Maßnahmen, deshalb "Struktur". Und
es gibt noch weitere Möglichkeiten als das Demokratiegesetz - sieh Bedrohung von attac und VVN-BdA
durch Entzug der Gemeinnützigkeit
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LTWP-11-125 11. Aktive Beteiligung – Gefestigte Demokratie

Antragsteller*in: LAG Demokratie und Recht
Beschlussdatum: 06.10.2020

Text

Von Zeile 124 bis 126 einfügen:
rechtem und demokratiefeindlichen Gedankengut im öffentlichen Dienst geben – weder in den
Gremien der Landesverwaltung noch in den Sicherheitsbehörden noch in der Justiz. Dazu werden wir
weitere rechtliche Möglichkeiten im Landesdisziplinargesetz prüfen. 
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LTWP-10-002 10. Gelebte Vielfalt – Gelingende Integration

Antragsteller*in: Katharina Binz (KV Mainz)

Text

Von Zeile 1 bis 5:
Der größte Reichtum unseres Landes sind die vielen unterschiedlichen Menschen, die bei uns leben.
Wir GRÜNE verstehen Vielfalt als Chance: Die Menschen, die zu uns kommen, bringen viele Talente und
Kompetenzen mit. Sie sollen dieses Potenzial zum Wohle aller entfalten können – unsere Forschung
voranbringen, sich kreativ oder beruflich verwirklichen oder ein Unternehmen gründen.einen Wert: Die
Menschen, die zu uns kommen, bereichern unsere Gesellschaft.
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LTWP-10-012 10. Gelebte Vielfalt – Gelingende Integration

Antragsteller*in: Katharina Binz (KV Mainz)

Text

Von Zeile 11 bis 13:
Chancengleichheit. Dafür ist die Sprache ein wichtiger Schlüssel. Deshalb haben wir bereits das 
SprachkursDeutschkurs-System neu konzipiert und werden es mit einem Zentrum für Sprachmittlung
weiter stärken und aufbauen.

Begründung

Sensible und genauere Sprache: In den Kursen wird "Deutsch" vermittelt, nicht das Sprechen und auch
keine andere Sprache. Der Übersichtlichkeit halber möchte ich diesen einen Antrag stellvertretend für
alle Stellen, an denen bislang "Sprachkurse" steht stellen.
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LTWP-10-025 10. Gelebte Vielfalt – Gelingende Integration

Antragsteller*in: Katharina Binz (KV Mainz)

Text

Von Zeile 24 bis 26:
rassistischen und rechts motivierten Gewalttaten führen. Deshalb ist es unsere gemeinsame Aufgabe, 
dieser Bewegungdem entgegen zu treten und allen Menschen die gleichen Freiheiten, Sicherheiten
und Chancen zu garantieren.
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LTWP-10-041 10. Gelebte Vielfalt – Gelingende Integration

Antragsteller*in: Katharina Binz (KV Mainz)

Text

Von Zeile 40 bis 42:
stärken, brauchen wir den Ausbau dauerhafter Strukturen in der Arbeit gegen gruppenbezogene 
MenschenfeindlichkeitMenschenfeindlichkeit und eine gute Zusammenarbeit mit der Zivilgesellschaft.
Auf grüne Initiative hin wurde in der laufenden Wahlperiode ein Landesaktionsplan gegen Rassismus
und gruppenbezogene 
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LTWP-10-043 10. Gelebte Vielfalt – Gelingende Integration

Antragsteller*in: Wolfgang Faller (KV Mainz)

Text

Von Zeile 42 bis 43 einfügen:
laufenden Wahlperiode ein Landesaktionsplan gegen Rassismus und gruppenbezogene
Menschenfeindlichkeit entwickelt.
Die in diesem Rahmen neu eingerichtete "Meldestelle für menschenfeindliche, rassistische und
antisemitische Vorfälle" bietet Betroffenen eine Anlaufstelle und dokumentiert Vorfälle aufgrund
Gruppenbezogener Menschenfeindlichkeit im Land.
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LTWP-10-069 10. Gelebte Vielfalt – Gelingende Integration

Antragsteller*in: Katharina Binz (KV Mainz)

Text

Von Zeile 68 bis 70:
Rheinland-Pfalz ist ein Einwanderungsland. Jede und jeder Vierte in Rheinland-Pfalz hat einen
Migrationshintergrundeine Migrationsgeschichte. Wir wollen unsere Gesellschaft interkulturell öffnen
mit dem Ziel, allen neu zugewanderten und schon länger 

Begründung

Sensible Sprache. Der Übersichtlichkeit halber möchte ich diesen einen Antrag stellvertretend für alle
anderen Stellen einreichen, an denen das Wort Migrationshintergrund vorkommt. Bei Annahme des
Antrags soll das Wort überall durch Migrationsgeschichte ersetzt werden.
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LTWP-10-078 10. Gelebte Vielfalt – Gelingende Integration

Antragsteller*in: Katharina Binz (KV Mainz)

Text

Von Zeile 77 bis 78 einfügen:
aufgrund ihrer Herkunft, ihrer Religion oder ihrer sexuellen Orientierung verfolgt werden. Es liegt in
unserer Verantwortung, diese Menschen aufzunehmen. Außerdem fliehen immer mehr Menschen
aufgrund der zunehmenden Auswirkungen der Klimakatastrophe und der Vernichtung ihrer
Lebensgrundlagen.
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LTWP-10-082 10. Gelebte Vielfalt – Gelingende Integration

Antragsteller*in: Grüne Jugend Rheinland-Pfalz
Beschlussdatum: 24.10.2020

Text

Von Zeile 82 bis 83 einfügen:
Wir wollen ein Landesaufnahmeprogramm aufsetzen, um regelmäßig mehr schutzbedürftige
Menschen aufnehmen zu können – zum Beispiel aus den überfüllten griechischen 
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LTWP-10-084 10. Gelebte Vielfalt – Gelingende Integration

Antragsteller*in: Katharina Binz (KV Mainz)

Text

Von Zeile 83 bis 85 einfügen:
Menschen aufnehmen zu können – zum Beispiel aus den überfüllten griechischen Flüchtlingslagern
oder aus den Erstzufluchtsstaaten. Das Programm soll sich in erster Linie an besonders verletzliche
und schutzbedürftige Personen richten. Im Bundesrat werden wir uns 
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LTWP-10-112 10. Gelebte Vielfalt – Gelingende Integration

Antragsteller*in: Katharina Binz (KV Mainz)

Text

Von Zeile 111 bis 113 einfügen:
Traumatisierungen oder psychische Belastungsstörungen bei ankommenden Geflüchteten schnell und
zuverlässig erkannt werden. Wir wollen ein unabhängiges Beschwerdemanagment für die
Bewohnerinnen und Bewohner der Erstaufnahmeeinrichtungen einführen.Für Kinder und Jugendliche
im schulpflichtigen Alter in den Aufnahmeeinrichtungen des Landes muss auch die 
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LTWP-10-114 10. Gelebte Vielfalt – Gelingende Integration

Antragsteller*in: Katharina Binz (KV Mainz)

Text

Von Zeile 113 bis 115 einfügen:
im schulpflichtigen Alter in den Aufnahmeeinrichtungen des Landes muss auch die Schulpflicht 
gelten. Wenn die Schulpflicht aus den Aufnahmeeinrichtungen heraus nicht realisiert werden kann,
müssen Familien mit schulpflichtigen Kindern den Kommunen zugewiesen werden. An allen
Standorten müssen weiterhin Sprachkurse angeboten werden.
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LTWP-10-127 10. Gelebte Vielfalt – Gelingende Integration

Antragsteller*in: Katharina Binz (KV Mainz)

Text

Von Zeile 126 bis 127 einfügen:
bundesweit für eine humane Flüchtlingspolitik. Dafür werden wir weiterhin die Spielräume in der
Landespolitik ausschöpfen. Die mit dem Asyl-Pakt der Europäischen Kommission geplanten
Verschärfungen des Asylrechts lehnen wir ab.
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LTWP-10-131 10. Gelebte Vielfalt – Gelingende Integration

Antragsteller*in: Katharina Binz (KV Mainz)

Text

Von Zeile 130 bis 131 einfügen:
Abschiebehaft wollen wir mit einem eigenen Abschiebehaftvollzugsgesetz Standards für die
untergebrachten Menschen definieren. An der Härtefallkommission des Landes halten wir fest.
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LTWP-10-150 10. Gelebte Vielfalt – Gelingende Integration

Antragsteller*in: Katharina Binz (KV Mainz)

Text

Von Zeile 149 bis 151 einfügen:
Helfer*innen tragen entscheidend zur Integration der Zugewanderten bei. Diese müssen in ihrer Arbeit
gestärkt und unterstützt werden. Wir setzen uns dafür ein, dass die in den letzten Jahren in den
Kommunen aufgebaute Integrationsinfrastruktur erhalten bleibt. Wir GRÜNE wollen ein kommunales 
Entwicklungsprogramm aufsetzen und die Integrationsarbeit der Kreise 
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LTWP-10-161 10. Gelebte Vielfalt – Gelingende Integration

Antragsteller*in: Katharina Binz (KV Mainz)

Text

Von Zeile 160 bis 162:
Integration braucht es zusätzlich den Ausbau dauerhafter, staatlicher Strukturen. Mit einem 
IntegrationsgesetzIntegrationsfördergesetz für Rheinland-Pfalz wollen wir ein gemeinsames
Verständnis von Integration verbindlich formulieren, die Integration 
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LTWP-10-208 10. Gelebte Vielfalt – Gelingende Integration

Antragsteller*in: Katharina Binz (KV Mainz)

Text

Von Zeile 208 bis 210:
Wir wollen, dass kommunale Nicht-EU-Staatsangehörige undWahlrecht für alle, die in einer Kommune
wohnen, unabhängig von ihrer Staatsangehörigkeit. Für EU-Bürger*innen wollen wir das Wahlrecht bei
Landtagswahlen haben.. Die Beiräte für Migration und Integration tragen zum gesellschaftlichen
Engagement und zur politischen Teilhabe von 
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LTWP-10-250 10. Gelebte Vielfalt – Gelingende Integration

Antragsteller*in: Pascal Endres (KV Germersheim)

Text

Von Zeile 249 bis 250 einfügen:
gemeinsamen Unterricht sowohl religionskundliche als auch ethische Inhalte lernen und diskutieren
können. Desweiteren wollen wir die Gleichstellung aller Religionen in ihren Bestattungsriten. Deshalb
setzten wir uns dafür ein, die Vorschrift der Erdbestattung im Sarg auszusetzen, insofern die
Hygienevorschriften in Bezug auf das Grundwasser gegeben sind.
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LTWP-3-001 3. Intakte Umwelt – Gesicherte Lebensgrundlagen

Antragsteller*in: Lutz Dreyer (KV Rhein-Pfalz)

Redaktionelle Änderung

In Zeile 69 muss es statt "Naturschutzgebiete" wohl "Landschaftsschutzgebiete" heißen, denn
Naturschutzgebiete und Landwirtschaft widersprechen sich.

In Zeile 352 sollte zur besseren Lesbarkeit nach "zur Reduktion" eingefügt werden "nicht ökologischer
Pflanzenschutzmittel"

Begründung

Redaktionelle Änderungen
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LTWP-3-001-2 3. Intakte Umwelt – Gesicherte Lebensgrundlagen

Antragsteller*in: Julia Jawhari (KV Speyer)

Text

Von Zeile 1 bis 2 einfügen:
Wir Menschen sind mit unserer Umwelt untrennbar verbunden. Das Überleben zukünftiger
Generationen hängt davon ab, ob wir heute Rücksicht auf die Regenerierbarkeit unserer natürlichen
Ressourcen nehmen und im Einklang mit der Tragfähigkeit der Erde leben und wirtschaften. Wir
ernähren uns von den Produkten der Natur, haben individuelle Vorlieben, was Wetter und Klima 

Begründung

Die Situation ist dramatisch. Das Artensterben schreitet in schwindelerregendem Tempo voran und die
Wahrscheinlichkeit, dass wir die Pariser Klimaziele noch erreichen können ist gering.
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LTWP-3-006 3. Intakte Umwelt – Gesicherte Lebensgrundlagen

Antragsteller*in: Julia Jawhari (KV Speyer)

Text

Von Zeile 5 bis 9:
uns und für die zahlreichen Tiere, die sie bewohnen. Auch mit Tieren sind wir Menschen eng
verbunden. Wir erfreuen uns an ihnen, bauen emotionale Beziehungen auf, leben mit und von ihnen.
Wo auf der einen Seite eine enge Bindung besteht, darf auf der anderen die Verantwortung nicht
enden: Was wir lieben, wollen wir schützen.Wir erfreuen uns an ihnen und bauen emotionale
Beziehungen zu ihnen auf. Unabhängig davon haben Tiere ihre eigene Existenzberechtigung. Wo der
Mensch Tiere vermehrt und züchtet, trägt er eine besondere Verantwortung für ihr Wohlergehen.

Begründung

Die Formulierung ist unklar. Tiere sollten außerdem grundsätzlich um ihrer selbst willen geschützt
und respektiert werden. Wo es um die „Nutztierhaltung“ geht (vorher: „wir leben von ihnen“) ist es
unpassend mit „Liebe“ zu argumentieren. Schließlich töten wir die Tiere, um sie zu essen.
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LTWP-3-010 3. Intakte Umwelt – Gesicherte Lebensgrundlagen

Antragsteller*in: Julia Jawhari (KV Speyer)

Text

Von Zeile 10 bis 11:
Natur- und Umweltschutz sind uns GRÜNEN eine Herzensangelegenheitzentrale Kernthemen der
GRÜNEN. Nie zuvor waren diese Themen so existentiell wichtig wie heute. Deswegen setzen wir uns
für einen flächendeckenden Biotopverbund und die Ausweitung der 

Begründung

Die Situation ist dramatisch. Das Artensterben schreitet in schwindelerregendem Tempo voran und die
Wahrscheinlichkeit, dass wir die Pariser Klimaziele noch erreichen können ist gering.
„Herzensangelegenheit“ klingt als Formulierung vor diesem Hintergrund zu schwach.
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LTWP-3-010-2 3. Intakte Umwelt – Gesicherte Lebensgrundlagen

Antragsteller*in: KV Bad Kreuznach
Beschlussdatum: 29.10.2020

Text

Von Zeile 10 bis 11:
Natur-Umwelt- und UmweltschutzTierschutz sind uns GRÜNEN eine Herzensangelegenheit. Deswegen
setzen wir uns für einen flächendeckenden Biotopverbund und die Ausweitung der 

Begründung

Tierschutz ist auch eine herzzensangelegenheit der Grünen
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LTWP-3-023 3. Intakte Umwelt – Gesicherte Lebensgrundlagen

Antragsteller*in: Theresa Gemke (KV Mainz)

Text

Von Zeile 22 bis 23 einfügen:
Ziel ist ein klimaangepasster, naturnaher Mischwald mit ausgewiesenen Wildnisflächen als Hort der
Biodiversität.
Gesunden Wäldern wollen wir außerdem einen besonderen Schutz, z.B. vor Rodung zu Bauzwecken,
zukommen lassen.

Begründung

Viele unserer Wälder leiden bereits jetzt stark unter den Klimaveränderungen. Das Problem wird in
den nächsten Jahren weiter zunehmen. Wir sind jedoch auf unsere Wälder angewiesen. Daher ist es
besonders wichtig, dass wir jene Wälder, die gesund und zukunftsfähig sind, stärker schützen.

Situationen wie im Dannenröder Forst, wo ein solcher gesunder Wald zugunsten einer Autobahn
gerodet wird, sind inakzeptabel und müssen verhindert werden.
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LTWP-3-023-2 3. Intakte Umwelt – Gesicherte Lebensgrundlagen

Antragsteller*in: Grüne Jugend Rheinland-Pfalz
Beschlussdatum: 24.10.2020

Text

Von Zeile 22 bis 23 einfügen:
Ziel ist ein klimaangepasster, naturnaher Mischwald mit ausgewiesenen Wildnisflächen als Hort der
Biodiversität. Außerdem müssen mindestens 10 Prozent der rheinland-pfälzischen Wälder in Zukunft
von der Bewirtschaftung ausgenommen werden.
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LTWP-3-028 3. Intakte Umwelt – Gesicherte Lebensgrundlagen

Antragsteller*in: Julia Jawhari (KV Speyer)

Text

Von Zeile 27 bis 28 einfügen:
Einrichtungen, wie zum Beispiel Kita, Schule und betreuten Wohnformen setzen wir auf gesunde und
nachhaltige Lebensmittel,d.h. Lebensmittel mit einer guten Umwelt- und Klimabilanz. Wir fördern
gemäß der Empfehlung der Ernährungsfachgesellschaften eine vorwiegend pflanzenbasierte
Ernährung.

Begründung

Im Rahmen von Umwelt- und Klimaschutz sollte es um nachhaltige Ernährung gehen. Der Begriff
„nachhaltige Ernährung“ wird inzwischen überall verwendet:

„Nachhaltige Ernährungsweisen haben geringe Auswirkungen auf die Umwelt, tragen zur
Lebensmittel- und Ernährungssicherung bei und ermöglichen heutigen und zukünftigen Generationen
ein gesundes Leben. Sie schützen und respektieren die biologische Vielfalt und die Ökosysteme, sie
sind kulturell angepasst, verfügbar, ökonomisch gerecht und bezahlbar, ernährungsphysiologisch
angemessen, sicher und gesund, und verbessern gleichzeitig die natürlichen und menschlichen
Lebensgrundlagen.“

Quelle: FAO (Food and Agriculture Organization of the United Nations) (2012): Final Document. In:
Burlingame B, Dernini S (Hrsg.): Sustainable diets and biodiversity - Directions and solutions for policy
research and action. Proceedings of the International Scientific Symposium Biodiversity and
Sustainable Diets United Against Hunger. FAO, Rome

Weiteres unter: https://www.bzfe.de/inhalt/nachhaltige-ernaehrung-31280.html

Einigkeit besteht über alle nationalen und internationalen Ernährungsfachgesellschaften hinweg
sowie der Umwelt- und Klimaforschung, dass die moderne Ernährung vorwiegend pflanzenbasiert sein
sollte, d.h. Hauptbestandteil pflanzlich und wenig tierische Produkte.
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LTWP-3-028-2 3. Intakte Umwelt – Gesicherte Lebensgrundlagen

Antragsteller*in: Jutta Paulus (KV Neustadt-Weinstraße)

Text

Von Zeile 27 bis 28 einfügen:
Einrichtungen, wie zum Beispiel Kita, Schule und betreuten Wohnformen setzen wir auf gesunde,
regional produzierte Lebensmittel.

Begründung

Bio-Linsen aus Kanada helfen unserer heimischen Artenvielfalt wenig
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LTWP-3-031 3. Intakte Umwelt – Gesicherte Lebensgrundlagen

Antragsteller*in: KV Bad Kreuznach
Beschlussdatum: 29.10.2020

Text

Von Zeile 30 bis 32 einfügen:
Bereichen: Wir setzen uns für eine tiergerechte und flächengebundene Nutztierhaltung ein, für eine
artgerechte Haltung von Haustieren und dafür, dass Tierversuche durch die Weiterentwicklung von
alternativen Methoden überflüssig werden.

Begründung

Viele Haustiere werden nicht artgerecht gehalten. Wir sollten deutlich machen, dass uns das bewußt
ist und dass wir uns für eine artgerechte haltung einsetzen. Dazu gehört ja auch, dass viele Tierarten
gar nicht als Haustier gehalten werden sollten und trotzdem zum Teil in der Wildnis gefangen und
exportiert werden.

Kastrationsaktionen für Katzen gehören zum Beispiel zu sinnvollen Maßnahmen und auch die
Unterstützung von Tierheimen
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LTWP-3-032 3. Intakte Umwelt – Gesicherte Lebensgrundlagen

Antragsteller*in: Jutta Paulus (KV Neustadt-Weinstraße)

Text

Von Zeile 31 bis 32 einfügen:
Nutztierhaltung ein und dafür, dass Tierversuche durch die Weiterentwicklung von alternativen
Methoden so weit wie möglich überflüssig werden.

Begründung

Gänzlich überflüssig werden Tierversuche mE niemals werden. Beispielsweise gibt es für Reaktionen
des komplexen Immunsystems bislang nicht einmal Ansätze, wie sie durch Zellkultur- oder in-silico-
Methoden ersetzt werden könnten.
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LTWP-3-041 3. Intakte Umwelt – Gesicherte Lebensgrundlagen

Antragsteller*in: Jutta Paulus (KV Neustadt-Weinstraße)

Text

Von Zeile 40 bis 42:
Doch das ökologische Gleichgewicht ist aus dem Lot geraten. Bislang unerschlosseneunberührte
Naturparadiese werden weltweit massiv bedrängt, Lebensräume vernichtet, die Bewirtschaftung
zunehmend intensiviert und auf diese Weise 

Begründung

Wir WOLLEN diese Gebiete doch nicht "erschließen"
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LTWP-3-066 3. Intakte Umwelt – Gesicherte Lebensgrundlagen

Antragsteller*in: Peter Kallusek (KV Südliche Weinstraße)

Text

Von Zeile 65 bis 66 einfügen:
vernetzen wir gemeinsam mit allen Akteur*innen quer durch unsere vielfältige Kulturlandschaft. Durch
ihre Ergänzung im § 15, Abs.1 Landesnaturschutzgesetz RLP sollen Streuobstbestände mit ihren
mageren bis nährstoffreiche Wiesen und Weiden gesetzlich geschützte Biotope werden.

Begründung

Streuobst-Biotoptypen sind stark von der Zurückdrängung der vielfältigen Kulturlandschaften, durch
die
zunehmende Intensivierung der Landwirtschaft, Infrastrukturprojekte und Siedlungsbau betroffen und
in der
Roten Liste des BfN (dritte Version, 2017) als „von der vollständigen Vernichtung bedroht eingestuft
worden.Streuobstwiesen gehören mit über 5.000 Tier- und Pflanzenarten und über 3.000 Obstsorten
zu den
artenreichsten Lebensräumen. Sie sind reich an den bestandsgefährdeten Tieren besonders auch an
Insekten
und von unschätzbarem Wert für die Biodiversität. Streuobstwiesen leiten einen wichtigen Beitrag
imBiotopverbund um die derzeit noch zunehmende Zerschneidung der Landschaft und der damit
verbundenen
Isolation von Lebensräumen und Populationen von Arten zu mindern.
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LTWP-3-066-2 3. Intakte Umwelt – Gesicherte Lebensgrundlagen

Antragsteller*in: Kristin Kosche (KV Rhein-Lahn)

Text

Von Zeile 65 bis 66 einfügen:
vernetzen wir gemeinsam mit allen Akteur*innen quer durch unsere vielfältige Kulturlandschaft.
Wir setzen uns dafür ein, dass es in der nächsten Legislaturperiode einen runden Tisch mit allen
betroffenen Gruppen und NGOs geben wird, um über ein Landesartenschutzgesetz nach dem Vorbild
anderer Bundesländer wie Baden-Württemberg zu beraten, damit wir das Artensterben konsequenter
bekämpfen können.

Begründung

Andere Bundesländer zeigen uns, dass es gehen kann, siehe zB hier in BaWü:

https://beteiligungsportal.baden-wuerttemberg.de/de/mitmachen/lp-16/staerkung-der-biodiversitaet/

Der Verlust der Arten ist eine mindestens ebenso große Bedrohung wie die Klimakrise. Von daher halte
ich es für wichtig, dass wir hier unsere Anstrengungen verstärken.
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LTWP-3-067 3. Intakte Umwelt – Gesicherte Lebensgrundlagen

Antragsteller*in: Georg Sprung (KV Landau)

Text

Von Zeile 67 bis 68 einfügen:
Die konsequente Weiterentwicklung [Leerzeichen]der Natura 2000-Schutzgebiete wie Pfälzerwald,
Bienwald oder Soonwald werden wir als Beitrag zur nationalen und europäischen 
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LTWP-3-071 3. Intakte Umwelt – Gesicherte Lebensgrundlagen

Antragsteller*in: Jenni Follmann (KV Landau)

Text

Von Zeile 70 bis 72 einfügen:
werden wir weiter aufwerten, indem wir eine flächendeckende, ökologische Landbewirtschaftung in
diesen Gebieten anstreben und unterstützen. Wir sorgen für eine Novellierung des
Landesnaturschutzgesetzes §15, um Streuobstwiesen unter Biotopschutz zu stellen. Gemeinsam mit
allen Akteur*innen werden wir den Nationalpark Hunsrück-Hochwald, das 

Begründung

Knapp zwei Drittel (63,6 %) der noch in Deutschland vorkommenden Biotoptypen weisen ein
Verlustrisiko auf. Dabei wird jeder dritte (33,7 %) gefährdete Biotoptyp als „stark gefährdet“ oder „von
vollständiger Vernichtung bedroht“ eingestuft. Besonders bedroht sind die verschiedenen
Grünlandformen. Dazu zählen die Streuobst-Biotoptypen, die alle in der 2017 veröffentlichten dritten,
überarbeiteten Version der Roten Liste des BfN als „von vollständiger Vernichtung bedroht“ eingestuft
wurden. Sie sind stark von der Zurückdrängung der vielfältigen Kulturlandschaften, durch die
zunehmende Intensivierung der Landwirtschaft, Infrastrukturprojekte und Siedlungsbau betroffen. Im
Nachbarland Baden-Württemberg gehen jährlich 200.000 Streuobstbäume verloren, in Bayern sind seit
1965 sogar 70 % der Streuobstbestände verschwunden, genaue Zahlen aus Rheinland-Pfalz sind leider
nicht vorhanden, ähnliche Tendenzen sind jedoch wahrscheinlich.

Die Anpassung des LNatschG wird von NABU, BUND und anderen Naturschutzverbänden eingefordert
und wurde bereits in Sachsen und Baden-Württemberg ins Landesrecht integriert.
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LTWP-3-071-2 3. Intakte Umwelt – Gesicherte Lebensgrundlagen

Antragsteller*in: Jutta Paulus (KV Neustadt-Weinstraße)

Text

Von Zeile 70 bis 72 einfügen:
werden wir weiter aufwerten, indem wir eine flächendeckende, ökologische Landbewirtschaftung in
diesen Gebieten anstreben und unterstützen.Die Managementpläne für die Naturschutzgebiete
müssen mit auskömmlicher Finanzierung und Monitoring-Kriterien unterlegt werden, um die
Wirksamkeit der Maßnahmen überprüfen zu können. Gemeinsam mit allen Akteur*innen werden wir
den Nationalpark Hunsrück-Hochwald, das 

Begründung

Managementpläne existieren oft nur auf dem Papier, vielfach fehlen Geld und Personal für die
Durchführung der Pflegemaßnahmen. Um die Erfüllung des Schutzzwecks überprüfen zu können,
braucht es nachvollziehbare Kriterien.
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LTWP-3-088 3. Intakte Umwelt – Gesicherte Lebensgrundlagen

Antragsteller*in: Georg Sprung (KV Landau)

Text

In Zeile 88 einfügen:
Lernen von Umwelt und Natur für die Zukunft
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LTWP-3-089 3. Intakte Umwelt – Gesicherte Lebensgrundlagen

Antragsteller*in: Georg Sprung (KV Landau)

Text

Von Zeile 89 bis 96:
Wir möchten unsereformale wie nonformale Angebote einer Bildung für Nachhaltige Entwicklung
(BNE) und des Globales Lernen (GL) Umweltbildung verstetigen und ausbauen und weiterentwickeln.
Die vielseitigen Themen der Bildung für Nachhaltige Entwicklung (BNE) und des Globalen Lernens
(GL) wie bspw. Umwelt-, Klima- und NaturschutzesNaturschutz, nachhaltiges Wirtschaften,
insbesondere in der Urproduktion (Forst-, Landwirtschaft, Weinbau) aber auch gesunde nachhaltige
Ernährung und Mobilität werden wir an noch mehr Kitasan Kindertagesstätten und Schulen auch 
spielerisch vermitteln. Besonders in den Bereichen Klimaschutz und Ernährung werden wir die
erfolgreiche Arbeit der Stiftung Natur und Umwelt und der Landeszentrale für Umweltaufklärung
(LZU) weiter fördern. Die gute Zusammenarbeit mit den Landfrauen in Projekten zu Wildkräuter und
Streuobst soll auf das ganze Land ausgeweitet werden. Aber auch an weiterführenden Schulen,
Hochschulen und Weiterbildungseinrichtungen brauchen wir verstärkt ökologische Lehrinhaltean
Nachhaltigkeit orientierte, d. h. ökologische, ökonomische, sozial-kuturelle Bildungsinhalte.

Begründung

1. Umwelterziehung und Umweltbildung sind pädagogische Bildungskonzepte der 1970ziger

Die aktuell, an Zukunftsfähigkeit orientierten Bildungskonzepte sind

1.1 Bildung für Nachhaltige Entwicklung (BNE) 

>>Gemeint ist eine Bildung, die Menschen zu zukunftsfähigem Denken und Handeln befähigt. Sie
ermöglicht jedem Einzelnen, die Auswirkungen des eigenen Handelns auf die Welt zu verstehen.

BNE steht für Bildung für nachhaltige Entwicklung. Entwicklung ist dann nachhaltig, wenn Menschen
weltweit, gegenwärtig und in Zukunft, würdig leben und ihre Bedürfnisse und Talente unter
Berücksichtigung planetarer Grenzen entfalten können. Eine solche gesellschaftliche Transformation
erfordert starke Institutionen, partizipative Entscheidungen und Konfliktlösungen, Wissen,
Technologien sowie neue Verhaltensmuster.

BNE befähigt Menschen zu einem zukunftsfähigen Denken und Handeln. Dabei stehen verschiedene
Fragen im Vordergrund. Etwa: Wie beeinflussen meine Entscheidungen Menschen nachfolgender
Generationen in meiner Kommune oder in anderen Erdteilen? Welche Auswirkungen hat es
beispielsweise, wie ich konsumiere, welche Fortbewegungsmittel ich nutze oder welche und wie viel
Energie ich verbrauche? Welche globalen Mechanismen führen zu Konflikten, Terror und Flucht? Oder
was können wir gegen Armut tun?

BNE ermöglicht es allen Menschen, die Auswirkungen des eigenen Handelns auf die Welt zu verstehen
und verantwortungsvolle, nachhaltige Entscheidungen zu treffen.<<
Quelle: https://www.bne-portal.de/de/was-ist-bne-1713.html

Weitere Belege:

UN (Hrsg.): Resolution „Folgeprogramm der UN-Dekade „Bildung für nachhaltige Entwicklung“ nach
2014 – Weltaktionsprogramm (WAP) und UNESCO-Roadmap zur Umsetzung des
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Weltaktionsprogramms „Bildung für nachhaltige Entwicklung“; siehe https://www.bne-portal.de/sites/
default/files/_2015_Roadmap_deutsch_0.pdf

Die UNESCO-Roadmapzur Umsetzung des Weltaktionsprogramms„Bildung für nachhaltige

Entwicklung“4. Die Roadmap beschreibt im Bezug auch Nachhaltige Entwicklung fünf prioritäre
Handlungsfelder als Gelingensbedingungen einer Großen Transformation: 

1. Politische Unterstützung

2. Ganzheitliche Transformation von Lehr- und Lernumgebungen

3. Kompetenzentwicklung bei Lehrenden und Multiplikatoren

4. Stärkung und Mobilisierung der Jugend

5. Förderung nachhaltiger Entwicklung auf lokaler Ebene

Bundesministerium für Bildung und Forschung, Referat Bildung in Regionen, Bildung für nachhaltige
Entwicklung (Hrsg.): Nationaler Aktionsplan Bildung für Nachhaltige Entwicklung 2017 (NAP) 
herausgegeben durch das, (siehe https://www.bne-portal.de/sites/default/files/downloads/
publikationen/Nationaler_Aktionsplan_Bildung_f%C3%BCr_nachhaltige_Entwicklung_neu.pdf)

Die Ziele des Nationalen Aktionsplans sind:

Weiterentwicklung und Bündelung der Aktivitäten sowie Transfer guter Praxis in die Breite
Vernetzung der Akteure der Bildung für nachhaltige Entwicklung
Verbesserung der öffentlichen Wahrnehmung von Bildung für nachhaltige Entwicklung
Verstärkung internationaler Kooperationen 
Vom Projekt zur Struktur

Zukunftskonzeption Bildung für Nachhaltige Entwicklung in Rheinland-Pfalz 2015+ (siehe https://
www.anu-rlp.de/app/download/9998955898/zukunftskonzeption_einseitig_1.pdf?t=1496949891)

UN (Hrsg.): Resolution „Transformation unserer Welt: die Agenda 2030 für nachhaltige Entwicklung“.
verabschiedet am 25.09.2015; (siehe https://www.un.org/Depts/german/gv-70/band1/ar70001.pdf)
mit 17 sustainable development goals (SDGs).

Diese folgenden 17 Nachhaltigkeitsziele sind durch 169 Zielindikatoren konkretisiert:

1 Keine Armut

2 Kein Hunger

3 Gesundheit und Wohlergehen

4 Hochwertige Bildung

5 Geschlechtergerechtigkeit

6 Sauberes Wasser […]

7 Bezahlbare und saubere Energie

8 Menschenwürdige Arbeit […]

9 Industrie, Innovation […]

10 Weniger Ungerechtigkeiten

11 Nachhaltige Städte und Gemeinden

1. 
2. 
3. 
4. 
5. 
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12 Verantwortungsvoller Konsum und Produktionsmuster

Maßnahmen zu Klimaschutz

15 Leben an Land

16 Freien, Gerechtigkeit und starke Institutionen

17 Partnerschaften zur Erreichung der Ziele

Verfassung für Rheinland-Pfalz vom 18. Mai 1947; siehe http://landesrecht.rlp.de/
jportal/portal/t/11og/page/bsrlpprod.psml?doc.id=jlr-VerfRPrahmen%3Ajuris-
lr00numberofresults=13&showdoccase=1&doc.part=X:

III. Abschnitt: Schule, Bildung und Kulturpflege

Artikel 33

Die Schule hat die Jugend […] zur Liebe zu […] Heimat, zum Verantwortungsbewusstsein für Natur und
Umwelt, […] zu erziehen.

Artikel 40

[…]

(3) Der Staat nimmt die Denkmäler der Kunst, der Geschichte und der Natur sowie die Landschaft in
seine Obhut und Pflege. Die Teilnahme an den Kulturgütern des Lebens ist dem gesamten Volke zu
ermöglichen. 

[…]

VII. Abschnitt: Schutz der natürlichen Lebensgrundlagen

Artikel 69

(1) Der Schutz von Natur und Umwelt als Grundlage gegenwärtigen und künftigen Lebens ist Pflicht
des Landes, der Gemeinden und Gemeindeverbände sowie aller Menschen. 

(2) Besonders zu schützen sind Boden, Luft und Wasser. Ihre Nutzung ist der Allgemeinheit und
künftigen Generationen verpflichtet. 

(3) Auf den sparsamen Gebrauch und die Wiederverwendung von Rohstoffen sowie auf die sparsame
Nutzung von Energie ist hinzuwirken. 

Nachhaltigkeitsstrategie des Landes Rheinland-Pfalz; siehe https://mwvlw.
rlp.de/de/themen/wirtschafts-und-innovationspolitik/nachhaltigkeit/nachhaltigkeitsstrategie-rlp/

Ministerium für Bildung, Rheinland-Pfalz: Bildungs- und Erziehungsempfehlungen für

Kindertagesstätten in Rheinland-Pfalz plus Qualitätsempfehlungen (BEE). 20184

>>Beschluss des Kita-Tags der Spitzen vom 22.05.2013 das Thema Bildung für nachhaltige
Entwicklung als Querschnittsthema aufgenommen.<< [S. 150]

>>2.3 Bildung für nachhaltige Entwicklung

Globale Herausforderungen wie beispielsweise der Klimawandel, Armut, Hunger, soziale
Ungerechtigkeit, die zunehmende Belastung von Ökosystemen und der Verlust an biologischer Vielfalt

machen ein Nachdenken über unsere bisherigen Wirtschafts-, Lebens- und Arbeitsweisen erforderlich3.

1. 
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Grundlagen für Einstellungen, Werte und Wissen werden bereits in den ersten Lebensjahren erworben.
Bildung für nachhaltige Entwicklung umfasst Ziele, Inhalte und Methoden, die Menschen befähigen, im
Sinne einer nachhaltigen Entwicklung zu denken und zu handeln. Sie hilft Kindern, sich in einer immer
komplexer werdenden Welt zurechtzufinden. Kinder werden darin unterstützt, ein Verständnis für
komplexe Wirk- und Sinnzusammenhänge zu entwickeln. Sie werden gefördert, vorausschauend zu
denken, zukunftsfähig zu handeln, unter-schiedliche Lebensbereiche miteinander zu verknüpfen,
empathisch zu sein und Solidarität zu empfinden. Aspekte einer Bildung für nachhaltige Entwicklung
werden in unterschiedlichen Bildungsanlässen erfahren. In praxisnahen Aktionen, Spielen und
Projekten werden Fragen und Ideen der Kinder aufgegriffen und so eine Beschäftigung mit den
Kernthemen unserer Zeit ermöglicht. Nachhaltige Entwicklung ist eine Aufgabe für alle Menschen, die
sich an der Gestaltung ihres eigenen Lebens in Verantwortung gegenüber anderen Menschen und
zukünftiger Generationen sowie gegenüber der Natur beteiligen wollen. 

Die Kindertagesstätte regt Kinder dazu an,

über Phänomene des Lebens nachzudenken,
sich mit dem Mensch – Naturverhältnis auseinanderzusetzen,
Zusammenhänge und Kreisläufe in der Natur sowie zeitliche Aspekte zu erfassen,
unterschiedliche Lebensweisen kennen, verstehen und achten zu lernen,
Empathie und Kommunikationsfreude zu entwickeln,
Achtsamkeit und Respekt einzuüben,
mit Freiheit und Verantwortung umzugehen,
selbständig zu handeln,
sich in Gruppen zu integrieren,
Lebensfreude zu empfinden und
zu erleben, dass Menschen in der religiösen wie in der politischen Gemeinde sich
für Gerechtigkeit, Frieden und Bewahrung der Schöpfung einsetzen. 

Dies geschieht mit dem Ziel, Kinder mit Werthaltungen, Verhaltensweisen und Lebensstilen vertraut zu
machen, die für eine lebenswerte Zukunft und eine positive gesellschaftliche Weiterentwicklung
erforderlich sind. 

3 Weltweit wird das Anliegen einer Bildung für nachhaltige Entwicklung von der UN-Dekade „Bildung
für nachhaltige Entwicklung“ (2005–2014) unter-stützt. Die UNESCO, die für diese UN-Dekade die
Federführung hat, hat auf der Grundlage ihres Programms „United Nations Decade of Education for
Sustainable Development 2005–2014“ Nachhaltigkeit lernen mit Kindern, und zwar vom Kindergarten
an, einen Schwerpunkt eingeräumt.<< [S. 43 f.]

Schulgesetz RLP (SchulG) vom 30. März 2004; (GVBl. S. 239), zuletzt geändert am 26. Juni 2020 (GVBl. S.
279): https://www.lsvrlp.de/kontext/controllers/document.php/4676.b7b05f.pdf

Zitat:

>>§ 1 Auftrag der Schule

[…]

(2) In Erfüllung ihres Auftrags erzieht die Schule zur Selbstbestimmung in Verantwortung vor Gott und
den Mitmenschen, zur Anerkennung ethischer Normen, zur Gleichberechtigung von Frau und Mann, zur
Gleichstellung von behinderten und nicht behinderten Menschen, zur Achtung vor der Überzeugung
anderer, zur Bereitschaft, Ehren-ämter und die sozialen und politischen Aufgaben im freiheitlich-
demokratischen und sozialen Rechtsstaat zu übernehmen, zum gewaltfreien Zusammenleben und zur
verpflichtenden Idee der Völkergemeinschaft. Sie führt zu selbstständigem Urteil, zu
eigenverantwortlichem Handeln und zur Leistungsbereitschaft; sie vermittelt Kenntnisse und

• ◦ ▪ 
▪ 
▪ 
▪ 
▪ 
▪ 
▪ 
▪ 
▪ 
▪ 
▪ 



LTWP-3-089 3. Intakte Umwelt – Gesicherte Lebensgrundlagen

Seite 5

Fertigkeiten mit dem Ziel, die freie Entfaltung der Persönlichkeit und die Orientierung in der
modernen Welt zu ermöglichen, Verantwortungsbewusstsein für Natur, Umwelt und die globalen
Nachhaltigkeitsziele zu fördern sowie zur Erfüllung der Aufgaben in Staat, Gesellschaft und Beruf zu
befähigen. Sie leistet einen Beitrag zur Integration von Schülerinnen und Schülern mit
Migrationshintergrund. Im Bewusstsein der Belange der Schülerinnen und Schüler sowie der
Lehrkräfte und Eltern mit Behinderungen wirken alle Schulen bei der Entwicklung eines inklusiven
Schulsystems mit.<<

1.2 Globales Lernen (GL) 

>>Globales Lernen ist ein Bildungskonzept. Es versteht sich als pädagogische Antwort auf die
Anforderungen, denen wir uns durch die Globalisierung aller Lebensprozesse stellen müssen.

Entstanden ist das Globale Lernen Anfang der neunziger Jahre als Fortentwicklung der
entwicklungspolitischen Bildungsarbeit. Ausgangspunkt war die Erkenntnis, dass Entwicklung keine
alleinige Aufgabe der so genannten Entwicklungsländer beziehungsweise des Globalen Südens ist.
Vielmehr muss sich auch die Lebensweise in den Industrienationen des Globalen Nordens ändern, um
nachhaltig und zukunftsfähig zu sein. Lernprozesse sind weltweit notwendig. Das Ziel Globalen
Lernens ist es, gemeinsame Wege zu finden, um unsere Welt lebenswert zu erhalten.

Globales Lernen stellt eine Verbindung zwischen weltumspannenden Zusammenhängen und dem
eigenen Leben her. Es gibt Antworten auf die Frage „Was hat das mit mir zu tun?“ und zeigt
Möglichkeiten auf, sich aktiv für eine gerechtere Welt einzusetzen. Dabei richtet sich der Blick nicht
nur auf negative Entwicklungen der Globalisierung.

Neue Wege der Kommunikation, bessere Lebensbedingungen und kultureller Austausch sind einige der
positiven Entwicklungen/ Auswirkungen. Durch das Leben im „globalen Dorf“ ergeben sich neue
Lernprozesse, die der Ausbildung individueller und kollektiver Handlungskompetenz helfen und
Freude, Freundschaften und Solidarität fördern.<<
Quelle: https://www.bildung-trifft-entwicklung.de/de/was-ist-globales-lernen.html

Globales Lernen ist prozessorientiert und unterstützt das Lernen voneinander auf Augenhöhe. Die
Methoden des Globalen Lernens zielen auf einen ganzheitlichen Zugang zu weltweiten
Zusammenhängen. Sie ermöglichen Lernen mit allen Sinnen durch entsprechende Bilder, Geschichten,
Gegenstände, und gemeinsames Tun.<<

2.
>>an noch mehr Kitas und Schulen spielerisch vermitteln.<< => insbes. Weiterführende und
Berufsschulen nicht nur spielerische Methoden wie bspw. Rollenspiele.

3.
Bereiche Klimaschutz und Ernährung: Umwelt und der Landeszentrale für Umweltaufklärung (LZU) => 
Rheinland-Pfalz isst besser. Ernährungsbildung mit dem Kochbus; siehe bspw. https://
umdenken.rlp.de/de/themen/rlp-isst-besser-ernaehrungsbildung-mit-kochbus/
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Antragsteller*in: Kerstin Bommersbach (KV Landau)

Text

Von Zeile 89 bis 91:
Wir möchten unsere Umweltbildung ausbauen. Die vielseitigen Themen des Umwelt-, Klima- und
Naturschutzes werden wir an noch mehr Kitas und Schulen spielerischaltersgerecht vermitteln.
Besonders in den Bereichen Klimaschutz und Ernährung werden wir die 
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LTWP-3-091 3. Intakte Umwelt – Gesicherte Lebensgrundlagen

Antragsteller*in: Kerstin Bommersbach (KV Landau)

Text

Von Zeile 90 bis 92:
Klima- und Naturschutzes werden wir an noch mehr Kitas und Schulen spielerisch vermitteln. 
Besonders in den Bereichen Klimaschutz Die Vermittlung von Erkenntnissen über die regionalen und
globalen Folgen der Tierhaltung und die Vorteile ökologisch und sozial nachhaltiger Ernährung sollen
Kinder und Heranwachsende zu aufgeklärtem, bewusstem Konsum befähigen. Außerdem werden wir
die erfolgreiche Arbeit der Stiftung Natur und Umwelt weiter fördern. Die gute 

Begründung

Bewusster Konsum bedeutet neben gesundheitlichen Aspekten auch Wissen über faire und
ökologische Produktion von Lebensmitteln, die Vorteile von Regionalität und Saisonalität, die
Vermeidung von Verpackungsmüll und die Öko- und Klimabilanz von tierischen Lebensmitteln mit den
Auswirkungen auf Mensch und Tier. Auch der ethische Konsum, in dem Gerechtigkeit für Mensch und
Tier thematisiert wird, ist von grundlegender Bedeutung für Kinder und Jugendliche.
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LTWP-3-102 3. Intakte Umwelt – Gesicherte Lebensgrundlagen

Antragsteller*in: Jutta Paulus (KV Neustadt-Weinstraße)

Text

Von Zeile 101 bis 103 einfügen:
erweitern. Zusätzlich werden wir die Installation von Nisthilfen für unsere Vögel und Insekten sowie
Fassaden- und Dachbegrünung an allen öffentlichen Gebäuden prüfen. So bieten wir vielfältigen
Tieren und Pflanzen Lebensraum in unseren Dörfern und Städten.

Begründung

Fassaden- und Dachbegrünung sind wichtige Elemente der Grünen Infrastruktur in Städten und
Dörfern.
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LTWP-3-105 3. Intakte Umwelt – Gesicherte Lebensgrundlagen

Antragsteller*in: Theresa Gemke (KV Mainz)

Text

Von Zeile 104 bis 106 einfügen:
Bei Neubauten wollen wir naturfeindliche Schottergärten untersagen und die Entsiegelung
ungenutzter Parkplätze unterstützen. Bei Neu- und Umbauten im Auftrag des Landes sollen eine
minimal mögliche Versiegelung und eine maximal mögliche Begrünung maßgebliche Faktoren sein.
Wir möchten den Kühleffekt von innerörtlichen Gewässern und öffentlichen Brunnen besser nutzen
und diese zu 

Begründung

Das Land sollte mit gutem Beispiel voran gehen und bei Neu- und Umbauten keine unnötigen
Versiegelungen zulassen (z.B. Campus-Neugestaltung der Universität in Mainz)

Digitale Landesdelegiertenversammlung am 5./6. Dezember 2020



LTWP-3-105-2 3. Intakte Umwelt – Gesicherte Lebensgrundlagen

Antragsteller*in: Grüne Jugend Rheinland-Pfalz
Beschlussdatum: 24.10.2020

Text

Von Zeile 104 bis 106 einfügen:
Bei Neubauten wollen wir naturfeindliche Schottergärten untersagen und die Entsiegelung
ungenutzter Parkplätze unterstützen. Dach- und Fassadenbegrünung sollen verpflichtend
vorgeschrieben werden. Wir möchten den Kühleffekt von innerörtlichen Gewässern und öffentlichen
Brunnen besser nutzen und diese zu 
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LTWP-3-132 3. Intakte Umwelt – Gesicherte Lebensgrundlagen

Antragsteller*in: Jutta Paulus (KV Neustadt-Weinstraße)

Text

Von Zeile 131 bis 133:
die ökologische Aufwertung öffentlicher Grünflächen als städtische Lunge. Weiterhin behalten wir die
Feinstaubbelastung (bzw. die Ultrafeinstaubbelastung) durch den Verkehr in unseren Städten und in
der Nähe von Flughäfen im Blick.durch den Verkehr in unseren Städten im Blick. In der Nähe von
Flughäfen gibt es eine relevante Belastung durch Ultrafeinstaub. Sobald die WHO einen Grenzwert für
Ultrafeinstaub festgelegt hat und validierte Messverfahren existieren, werden wir Maßnahmen zum
Schutz unserer Bürgerinnen und Bürger ergreifen.

Begründung

Bzgl. Ultrafeinstaub sollten wir konkreter werden, aber auch deutlich machen, wie der Stand der Dinge
ist.
Siehe https://ec.europa.eu/environment/air/pdf/SWD_2019_427_F1_AAQ%20Fitness%20Check.pdf, S.
81
"The WHO Guidelines are currently under revision with an expected publication date in the early
2020s."
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LTWP-3-136 3. Intakte Umwelt – Gesicherte Lebensgrundlagen

Antragsteller*in: KV Mainz
Beschlussdatum: 24.09.2020

Text

Von Zeile 135 bis 136 einfügen:
Flüsse und Bäche durchziehen unser Land wie Lebensadern. Sie sind wertvolle Biotope, beliebte
Erholungsgebiete und wichtige Wirtschaftsfaktoren.Die Klimakrise wirkt sich auch bei unserem Wasser
aus: Der geringe Niederschlag und die Trockenheit führen allen vor Augen: Wasser ist kostbar und
erfordert einen neuen schonenden Umgang, da auch die Neubildung unseres Grundwassers bereits
rückläufig ist. Mit einem „Zukunftsplan für unser Wasser in Rheinland-Pfalz“ wollen wir im Dialog mit
allen Beteiligten ein neues Fundament für das Wassermanagement mit klarer Priorisierung von
Nutzungsansprüchen einführen. Durch unsere Anstrengungen werden wir dafür sorgen, dass die
Wasserversorgung auch in 30 Jahren noch sicher ist und durch Wasserrückhaltung ein gesundes und
gutes Leben in den Städten auch in Zukunft weiter möglich ist.
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LTWP-3-141 3. Intakte Umwelt – Gesicherte Lebensgrundlagen

Antragsteller*in: Peter Kallusek (KV Südliche Weinstraße)

Text

Von Zeile 140 bis 142 einfügen:
werden die EU-Wasser-Rahmen-Richtlinie mit Nachdruck umsetzen und damit alle unsere Gewässer
bis 2027 in einen guten ökologischen Zustand bringen. Besonderes Augenmerk richten wir auf ein
nachhaltiges Grundwassermanagement. In Zeiten von zurückgehenden Regenmengen oder gar Dürren
darf die Entnahme von Grundwasser die Grundwasserneubildung nicht überschreiten.

Begründung

Das Grundwasser hat vorrangig der Trinkwasserversorgung der Menschen zu dienen. Die
Landwirtschaft
braucht sauberes Wasser zur Beregnung für die Erzeugung von Nahrungsmitteln, aber auch Industrie
und
Wirtschaft benötigen diese Ressource u.a. für Produktionsprozesse. Hier gilt es bei der Verteilung
abzuwägen,
was nötig ist und was über das Maß der Nachhaltigkeit hinausgeht.
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LTWP-3-143 3. Intakte Umwelt – Gesicherte Lebensgrundlagen

Antragsteller*in: Sebastian Hebler (KV Mainz)

Text

Von Zeile 142 bis 143 einfügen:
Durchgängigkeit der Gewässer für die Tiere, die in ihnen leben, muss dabei deutlicher besser werden.
Moore sind effektivste Kohlenstoffspeicher und erfüllen damit eine wichtige Klimaschutzfunktion,
wenn sie intakt sind. Daher setzen wir uns für den Erhalt und vor allem die Renaturierung von
Moorlandschaften ein.

Begründung

Der Schutz von natürlichen Moorlandschaften ist eine spezielle Forderung, die sich so konkret noch
nicht im Wahlprogramm befunden hat. Wichtige Verbände wie der NABU (https://www.nabu.de/natur-
und-landschaft/moore/index.html) erheben seit Jahrzehnten entsprechende Forderungen. Um das
wichtige Thema, auch aus Klimaschutzperspektive, zu besetzen, sollten wir in einer beliebigen
Formulierung den Moorschutz explizit erwähnen.

Digitale Landesdelegiertenversammlung am 5./6. Dezember 2020



LTWP-3-148 3. Intakte Umwelt – Gesicherte Lebensgrundlagen

Antragsteller*in: Jutta Paulus (KV Neustadt-Weinstraße)

Text

Von Zeile 147 bis 149 einfügen:
verdeutlicht. Wir werden die Landwirtschaft weiter dabei unterstützen, die Belastung unseres
Grundwassers mit Nitrat zu reduzieren. Um die Stickstoffbelastung besser zu erfassen, setzen wir uns
für das Instrument der Hoftorbilanz ein. Die Reinheit unserer Flüsse, Bäche und unseres Grundwassers
wollen wir sichern, indem wir die 

Begründung

Haben wir immer gefordert, ist auch das einzig Sinnvolle, um N aus der Landwirtschaft einigermaßen
zu erfassen.
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LTWP-3-164 3. Intakte Umwelt – Gesicherte Lebensgrundlagen

Antragsteller*in: Jenni Follmann (KV Landau)

Text

Von Zeile 163 bis 164 einfügen:
bodenschützende Landbewirtschaftung unterstützen, die Gewässerrandstreifen und Heckenstrukturen
erhält.sowie eine ganzjährige Bodenbedeckung.

Begründung

Eine ganzjährige Bodenbedeckung ist notwendig um auch Winderosion in den Herbst- und
Wintermonaten zu vermeiden. Inbesondere in den Gemüse- und Maisanbaugebieten entlang von
Fernstraßen kommt es zu gefährlichen Staubwolken, die so vermieden werden können. Erosion von
fruchtbaren Böden, inbesondere mit hohem Lössanteil, wird minimiert, der Humusaufbau und die
Lebensraumqualität für Arten im Offenland gesteigert.
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LTWP-3-167 3. Intakte Umwelt – Gesicherte Lebensgrundlagen

Antragsteller*in: Jutta Paulus (KV Neustadt-Weinstraße)

Text

Von Zeile 166 bis 168:
Überflutungsräume, zum Beispiel durch Deichrückverlagerungen. Auenwälder als natürliche
Überschwemmungsgebiete wollen wir schützen und ausbauenzerstörte Auengebiete renaturieren.
Künstliche Hochwasserrückhaltebecken (Polder oder Reserveräume für Extremhochwasser) 

Begründung

"Ausbau" finde ich keinen passenden Begriff
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LTWP-3-180 3. Intakte Umwelt – Gesicherte Lebensgrundlagen

Antragsteller*in: Andrea Müller-Bohn (KV Mainz-Bingen)

Text

Von Zeile 179 bis 180 einfügen:
klima- und ressourcenschonende Produkte und regionale Dienstleistungsangebote bevorzugt werden.
Wir wollen außerdem die Wirtschaft darin bestärken, ressourcenschonende Verfahren und
Verpackungen zu entwickeln, um Abfälle signifikant reduzieren zu können.

Begründung

Neben pers. Handlungsfeldern aller Menschen in RLP sind es insbesondere die Verwaltungen und die
Wirtschaft, die Ansatzpunkte für die Abfallreduktion darstellen. Industrie, Handwerk und vor allem der
Handel trägt einen erheblichen Anteil an der Abfallmenge, die in den letzten Jahren stetig gestiegen
ist. Eine Bildungsoffensive über die Schulen zum pers. Verhalten ist gut, nimmt aber zB. den Handel
aus der Verantwortung. Dass gesetzliche Regelungen hier nur auf Bundes- oder sogar auch EU-Ebene
getroffen werden können, soll kein Grund sein, nicht auch auf Landesebene dafür zu arbeiten.
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LTWP-3-180-2 3. Intakte Umwelt – Gesicherte Lebensgrundlagen

Antragsteller*in: Theresa Gemke (KV Mainz)

Text

Von Zeile 179 bis 180 einfügen:
klima- und ressourcenschonende Produkte und regionale Dienstleistungsangebote bevorzugt werden.
Wir wollen uns aktiv gegen die massive Lebensmittelverschwendung einsetzen, indem wir
Aufklärungskampagnen initiieren, uns für die Entkriminalisierung des Containerns einsetzen und
Beratungsangebote für Einzelhandel und Gastronomie schaffen.

Begründung

Lebensmittelverschwendung ist ein großes Problem in Deutschland. Wir werfen überwiegend noch
essbare Lebensmittel, häufig aus Unwissenheit und Verunsicherung, weg, während in anderen Ländern
Menschen hungern. Daran muss sich dringend etwas ändern.

Ein massiver Teil der Lebensmittelverschwendung entsteht durch Privathaushalte, daher ist Aufklärung
ein wichtiger Ansatzpunkt. Allerdings muss auch bei den Betrieben angesetzt werden, um dort eine
Minimierung der weggeworfenden Produkte zu erreichen.
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LTWP-3-180-3 3. Intakte Umwelt – Gesicherte Lebensgrundlagen

Antragsteller*in: Theresa Gemke (KV Mainz)

Text

Von Zeile 179 bis 180 einfügen:
klima- und ressourcenschonende Produkte und regionale Dienstleistungsangebote bevorzugt werden.
Um Lebensmittelverschwendung zu vermeiden, werden wir uns auf Bundesebene außerdem dafür
einsetzen, dass Supermärkte ihre abgelaufenen, aber noch genießbaren Lebensmittel nicht wegwerfen
dürfen, sondern sie an Hilfsorganisationen und/oder Initiativen wie z.B. foodsharing weitergeben
müssen.

Begründung

Steht derzeit (Formulierung leicht verändert) in Zeile 485, passt aber aus meiner Sicht besser unter
Müllvermeidung.
Bitte außerdem den zweiten Änderungsantrag als Ergänzung beachten.

Digitale Landesdelegiertenversammlung am 5./6. Dezember 2020



LTWP-3-190 3. Intakte Umwelt – Gesicherte Lebensgrundlagen

Antragsteller*in: Jutta Paulus (KV Neustadt-Weinstraße)

Text

Von Zeile 189 bis 192:
Kommunen aktualisieren und flächendeckende Sortieranalysen an den einzelnen
Verwertungsstandorten durchführen lassen. Auf dieser Grundlage werden regionale Konzepte
erstellen. So erhöhen wir die Recyclingquote von Kunststoffen und Verpackungen 
erhöhen[Leerzeichen]und sodämmen die Plastikvermüllung in unseren Gewässern und Böden 
eindämmenein. Außerdem verbessern wir die regionale Verwertung biologischer Abfälle in
Kompostier- oder Biogasanlagen.

Begründung

Verbesserung der Abfallverwertung und der regionalen Wertschöpfung.
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LTWP-3-192 3. Intakte Umwelt – Gesicherte Lebensgrundlagen

Antragsteller*in: Andrea Müller-Bohn (KV Mainz-Bingen)

Text

Von Zeile 191 bis 192 einfügen:
Recyclingquote von Kunststoffen und Verpackungen erhöhen und so die Plastikvermüllung in unseren
Gewässern und Böden eindämmen.Auf Bundesebene setzen wir uns dafür ein, die Quote der
tatsächlichen Wiederaufbereitung signifikant zu steigern. Die thermische Verwertung von Kunststoffen
darf aufgrund des zusätzlichen Ausstoßes von CO² nur die dritte Wahl in der Müllvermeidung sein.

Begründung

Thermische Verwertung von Verpackungen, Umverpackungen, die als Single-Use im
Wirtschaftskreislauf unterwegs sind, ist denkbar ineffizient. Da wird mit großem Energieaufwand Erdöl
gefördert und bearbeitet, um es nach nur EINER Verwendung zu verbrennen. Auch der Handel kann auf
Mehrweg-Umverpackungen umsteigen. Die Gesetzgebung dazu liegt beim Bund. Wählerinnen und
Wähler unterscheiden hier aber nicht klar und suchen ggf. ein Statement zu dem Thema. Wenn es fehlt,
geht der Punkt ggf. an die Klimaliste.
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LTWP-3-192-2 3. Intakte Umwelt – Gesicherte Lebensgrundlagen

Antragsteller*in: Jenni Follmann (KV Landau)

Text

Von Zeile 191 bis 192 einfügen:
Recyclingquote von Kunststoffen und Verpackungen erhöhen und so die Plastikvermüllung in unseren
Gewässern und Böden eindämmen.Weiterhin fördern wir eine Verringerung der Mikroplastikeinträge
über Klärschlamm, Folien, Gummis und Bindemittel durch eine Förderung der vierten Reinigungsstufe
in Kläranlagen, einem runden Tisch Landwirtschaft sowie einer restriktive Verfolgung von
Abfallverstößen in Industrie, Handel und Landwirtschaft.

Begründung

Insbesondere in den Weinbau- und Gemüseanbauregionen ist eine konstante Zahl von untergepflügten
Folien, Bewässerungsschläuchen und Bindegummis sichtbar. Dadurch steigt einerseits der Anteil der
Makro- und Mikropartikel im Boden, anderseits sterben zunehmend Tiere an der Vermüllung der
Landschaft. So befindet sich derzeit in jedem dritten rheinland-pfälzischen Storchgewölle
Plastikanteile, ein signifikanter Anteil an pfälzischen Jungstörchen ist in den vergangenen Jahren an
vollen Müllmägen gestorben. Selbstverständlich sind viele weitere Tierarten betroffen, deren konkrete
Gefährdung schwieriger festzustellen ist.

Gelebte Praxis ist es Übermengen mitsamt Verpackung zerhäckselt auf dem Acker wiederauszubringen.
Zerhäckselte Folien und Bewässerungsschläuche sorgen für Presseberichte aber selten zu
Handlungsänderungen. Meldungen werden derzeit bei der Landwirtschaftskammer nur gesammelt,
sehr selten geahndet. Die im Weinbau beliebten elastischen Bindegummis fallen spätestens in der
zweiten Saison zu Boden und verbleiben dort. Eine konsequente Erarbeitung und Vermittlung von
Alternativen und Praxisabläufen ist notwendig, die bestehenden Abfallvorgaben sind auch auf Äckern
und in Weinbergen durchzusetzen.
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LTWP-3-194 3. Intakte Umwelt – Gesicherte Lebensgrundlagen

Antragsteller*in: Georg Sprung (KV Landau)

Text

Von Zeile 194 bis 195:
Unser Wald ist Lebensraum, NaherholungsgebietLebens-, Schutz- und Wirtschaftraum wie auch Raum
für Erfahrung, Gesundheit, Erholung, Sport und Bildung. Als Wirtschaftsfaktor als Holzcluster mit rund
50.000 Mitarbeiter*innen. Ihm kommt in Rheinland-Pfalz eine 

Begründung

#Bildung & Erfahrung (Wald be-greifen) => siehe Noellierung Landeswaldgesetz 2020: Aufnahme
Waldpädagogik für den Staatswald § 25 - Staatswald
#Gesundheit & Erfahrung (Ruhe, Ästehtik, Sinnliche Wahrnehmung etc. ) => siehe Noellierung
Landeswaldgesetz 2020: Aufnahme § 20 - Erholungswald, Kur- und Heilwald
#Schutz => waldgepägte Schutzgebiete bspw.

Nationalpark Hunsrück-Hochwald
Biosphärenreservat Pfälzerwald
Naturschutzgebiet
Landschaftsschutzgebiet
Naturpark
Naturdenkmal
Geschützter Landschaftsbestandteil

Natura 2020 & FFH-Gebiete sowie

Landeswaldgesetz 2020:

§ 16 - Schutzwald

§ 17 - Bodenschutzwald, Schutzwald gegen schädliche Umwelteinwirkungen

§ 18 - Biotopschutzwald

§ 19 - Naturwaldreservate

etc.
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LTWP-3-211 3. Intakte Umwelt – Gesicherte Lebensgrundlagen

Antragsteller*in: Christian Viering (KV Mainz)

Text

Von Zeile 210 bis 212 löschen:
unseren Wäldern weiter, immer mit Blick auf das ökologische Gleichgewicht. Vor allem heimische,
belastbare Baumarten wie Weißtannen oder Speierling werden den naturnahen Waldumbau ergänzen
und die Artenvielfalt im Wald bereichern.

Digitale Landesdelegiertenversammlung am 5./6. Dezember 2020



LTWP-3-213 3. Intakte Umwelt – Gesicherte Lebensgrundlagen

Antragsteller*in: Grüne Jugend Rheinland-Pfalz
Beschlussdatum: 24.10.2020

Text

Von Zeile 213 bis 217:
Wir verbinden Naturschutz, Tourismus und Waldnutzung mit einem sanften Naturtourismus und einer
zielgerichteten Bildung in Umweltfragen wie im Nationalpark Hunsrück-Hochwald. Dort werden
beispielsweise Junior Ranger als Botschafter*innen der Natur ausgebildet und lernen innerhalb eines
Jahres alles über die Pflanzen- und Tierwelt im Nationalpark.

Wir brauchen einen Paradigmenwechsel in der Waldwirtschaft. Wir müssen weg von den
Holzplantagen und hin zu Klima- und Zukunftswäldern. Nicht die Produktion von möglichst viel Holz
in weniger Zeit, sondern die natürliche Entwicklung der Wälder soll im Mittelpunkt stehen. Nur so
entfalten Wälder die beste Widerstandsfähigkeit gegen den Klimawandel.
Für diese zentrale Herausforderung spielt der Landesbetrieb Landesforsten eine zentrale Rolle.

Digitale Landesdelegiertenversammlung am 5./6. Dezember 2020



LTWP-3-213-2 3. Intakte Umwelt – Gesicherte Lebensgrundlagen

Antragsteller*in: Georg Sprung (KV Landau)

Text

Von Zeile 213 bis 217:
Wir verbinden Naturschutz, Tourismus und Waldnutzung mit einem sanften Naturtourismus und einer
zielgerichteten Bildung in Umweltfragen wie im Nationalpark Hunsrück-Hochwald. Dort werden
beispielsweise Junior Ranger als Botschafter*innen der Natur ausgebildet und lernen innerhalb eines
Jahres alles über die Pflanzen- und Tierwelt im Nationalpark.Erholung und Tourismus sowie
Waldnutzung mit einem sanften Naturtourismus, Waldpädagogik und Wildnisbildung. So werden
beispielsweise im Nationalpark Hunsrück-Hochwald wie auch im Biosphärenreservat Pfälzerwald
Kinder und Jugendliche als Junior Ranger qualifiziert, die als Botschafter*innen wie
Multiplikator*innen für die Region, für den Schutz der Natur und den Erhalt der biologischen Vielfalt
wirken.

Begründung

I.
siehe
http://junior-ranger.de/
https://www.nationalpark-hunsrueck-hochwald.de/index.php?id=746
https://www.pfaelzerwald.de/projekte/junior-ranger-im-pfaelzerwald/
=> das Junior Ranger-Qualifizierungsangebot im BSR Pfälzerwald besteht schon zeitlich länger als das
im NP Hunsrück-Hochwald

II.
Hinweise:
#Waldpädagogik und Wildnisbildung sind wissenschftlich definierte pädagogische Konzepte
# Wildnisbildung (vor allen im Nationalparken) und Wildnispädagogik sind unterschiedliche
pädagogische Konzepte

Digitale Landesdelegiertenversammlung am 5./6. Dezember 2020



LTWP-3-214 3. Intakte Umwelt – Gesicherte Lebensgrundlagen

Antragsteller*in: Georg Sprung (KV Landau)

Text

Von Zeile 213 bis 215 löschen:
Wir verbinden Naturschutz, Tourismus und Waldnutzung mit einem sanften Naturtourismus und einer
zielgerichteten Bildung in Umweltfragen wie im Nationalpark Hunsrück-Hochwald. Dort werden
beispielsweise Junior Ranger als 

Begründung

Es kann keine zielgerichtete Bildung geben, wenn nachfolgende moderne Definition von Bildung
zugrunde gelegt wird:

Bildung ist mehr als Erwerb von Wissen sondern bspw. auch ethische, soziale und kulturelle
sowie Persönlichkeitsbildung.
Bildung führt zum individuellen Kompetenzerwerb bzw. Kompetenzentwicklung, wobei es
zahlreiche Kompetenzmodelle gibt

Bildung ist nicht allein Aneignung neuer Inhalte, sondern auch die Aneignung von
Bewertungsmustern, sich mit diesen Inhalten auseinanderzusetzen.
Menschen können sich nur selbst bilden und nie durch andere gebildet werden. D. h. Bildung ist
immer Selbstbildung.
Bildung ist ein dynamischer wie lebensbegleitender ganzheitlicher Entwicklungsprozess, in dem
das Individuum selbst bilden

in Abhängigkeit 
von individuellen Voraussetzungen wie Intellekt, Motivation, Konzentrationsfähigkeit,
Kompetenzen, Fähigkeiten und Fertigkeiten
von zeitlichen, räumlichen und sozialen, ökonomischen und (bildungs-) politischen
Bedingungen sowie Sachzwängen
Vorhandensein von Lehr- / Lernmitteln und/oder Lehrenden

unabhängig von Bildungsinstitutionen/-einrichtungen, d. h. auch autodidaktisch möglich

Bildung kann nur dort entstehen, wo der Bildungsprozess freiwillig geschieht.
Bildung setzt Reflexivität voraus.
Aus Sicht des Konstruktivismus kann ich kann anderen Menschen nichts „beibringen“ (auch nicht
Nachhaltigkeit), da sich alle Menschen ihre Wirklichkeit selbst konstruieren.
So gilt es Lerngelegenheiten (Settings), Lernräume anzubieten, damit sich Menschen die Welt
unter nachhaltigen Aspekten aneignen können.
Bildung ist eine Wechselbeziehung: Lernende lernen von Lehrenden wie Lehrende von
Lernenden.
Lehrende sind in der Rolle des Lernbegleitenden bzw. Bildungscoaches.

Fazit: Bildung ist verbunden mit Ergebnis-/Offenheit (des Bildungsprozesses), Selbstbestimmung,
Eigenverantwortung, Freiwilligkeit, Freiheit, Partizipation, Eigen-/Verantwortung, gleichberechtigter
Interaktion zwischen Lehrendem und Lernenden auf Augenhöhe usw.
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LTWP-3-221 3. Intakte Umwelt – Gesicherte Lebensgrundlagen

Antragsteller*in: Jutta Paulus (KV Neustadt-Weinstraße)

Text

Von Zeile 220 bis 222 einfügen:
die ökologischen Systemleistungen des Waldes zu erhalten. Dabei wollen wir sie unterstützen. Wir
müssen heute in den dringend notwendige Umbau unserer Wälder zu widerstandsfähigen
Mischwäldern investieren, wenn morgen noch Einnahmen aus der Holznutzung erzielt werden sollen.
Auch die Vorreiterrolle des Landesbetriebs – beispielsweise beim Ausbau von Erneuerbaren Energien
und beim Umstieg auf die Elektromobilität – 

Begründung

Vorsichtige Formulierung, gemeint ist: Landesforsten muss/kann nicht kostendeckend arbeiten, wenn
Waldumbau das erste Ziel ist.
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LTWP-3-223 3. Intakte Umwelt – Gesicherte Lebensgrundlagen

Antragsteller*in: Grüne Jugend Rheinland-Pfalz
Beschlussdatum: 24.10.2020

Text

Nach Zeile 223 einfügen:
Nationalpark Hunsrück-Hochwald vergrößern 

Fünf Jahre nach Gründung des Nationalparks Hunsrück-Hochwald hat sich der Anteil der unberührten
Natur von 25 auf mehr als 40 Prozent der Fläche ausgeweitet. Hier wird die Natur sich selber
überlassen und kann sich frei entfalten. Mitten in Rheinland-Pfalz ist ein echtes Stück Wildnis
entstanden. Diese Gebiet, in dem die Natur sich selber überlassen wird, wollen wir vergrößern. Daher
wollen wir den Nationalpark Hunsrück-Hochwald in Richtung Idarwald erweitern.
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LTWP-3-238 3. Intakte Umwelt – Gesicherte Lebensgrundlagen

Antragsteller*in: Grüne Jugend Rheinland-Pfalz
Beschlussdatum: 24.10.2020

Text

Von Zeile 237 bis 239:
privaten Wäldern flächendeckend umgesetzt wird. Wir möchten erreichen, dass circa fünfzehn Prozent
der landesweiten Waldflächen als Wildnisgebiete ausgewiesen werden.
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LTWP-3-259 3. Intakte Umwelt – Gesicherte Lebensgrundlagen

Antragsteller*in: Holger Wolf (KV Neuwied)

Text

Von Zeile 258 bis 262:
Auch die Jagd steht unter dem Eindruck der Klimakrise und muss sich ändern. Unser Ziel ist eine 
ökologische und waldfreundliche Jagd welche die Aspekte des Tierwohls verstärkt berücksichtigt. Dazu
müssen insbesondereDies gilt auch für die notwendige Anpassung der Reh- und Rotwildbestände an
die ökologische Tragfähigkeit der bereits geschädigten Wälder angepasst werden. Es braucht hierzu
obligatorische, wiederkehrende Vegetationsgutachten für Reviere, um die Vorgaben an die 

Von Zeile 266 bis 268 einfügen:
nachhaltig angepasst werden. Dazu werden wir den Dialog mit den Jagd-, Wald-, Umwelt- und
Tierschutzverbänden verstärken. Insbesondere gilt es Maßnahmen der Bestandsreduktion und des
Verbisschutzes zu fördern, welche dem Staatsziel Tierschutz bestmöglich Rechnung tragen. Wir wollen
ein Verbot bleihaltiger Munition, weil ihre Toxizität für Tier und Mensch nachgewiesen ist. Tiere
müssen 

Begründung

Die ausgerufene Strategie "Wald vor Wild" greift inhaltlich zu kurz. Sie missachtet die Tatsache, dass
die seit Jahrzehnten verfolgte Jagdpolitik zu einem immer weiteren anwachsen der Schalen- und
Schwarzwildbestände geführt hat. So hat sich die Zahl der von Jägern erschossenen Wildschweine im
Zehn-Jahresdurchschnitt in Deutschland seit dem Jagdjahr 1991/92 bis heute mehr als verdoppelt.
Obwohl also seit etlichen Jahren die Intensität der Bejagung zunimmt, nehmen die Bestände
keineswegs ab. Sie werden vielmehr kontinuierlich größer. Grund hierfür sind unter anderem die von
den Interessen der Waldwirtschaft und des Natur- und Umweltschutzes teilweise abweichenden
Interessen der Jäger auf einen möglichst hohen und leicht zu erzielenden "Ertrag" beim Wild.
Zahlreiche wissenschaftliche Studien weisen darauf hin, dass ein verstärkter Jagddruck zu einer
stärkeren Vermehrung führt. Denn eine starke Bejagung führt beispielsweise bei Wildschweinen zu
einer deutlich höheren Fortpflanzung und stimuliert die Fruchtbarkeit. Das gilt insbesondere, wenn im
Rahmen von Drückjagden "wahllos" auf flüchtende Tiere geschossen wird. Der Abschuss der innerhalb
einer Rotte hinsichtlich der Fruchtbarkeit regulierend eingreifenden Leitbachen ist somit ein Teil
dieser Problematik. So gilt es zukünftig alternative Methoden (z.b die Pille für Schweine) der
Bestandsreduktion in Erwägung zu ziehen, vermehrt Verbisschutz an Jungbäumen einzusetzen und den
Eintrag an Futtermitteln in den Wald zu begrenzen. Wer Tiere durch den Winter (und teilweise auch
ganzjährig unter dem Deckmantel der Kirrung) füttert, darf sich über eine zu hohe Wilddichte und
dadurch vermehrt entstehende Fraßschäden an Jungbäumen und auf den Feldern nicht wundern. Der
Schutz unser Wälder vor Fraßschäden darf sich daher nicht alleine auf erhöhte Abschusszahlen
konzentrieren. Zudem sind die Aspekte des Tierwohls viel stärker als bisher im Sinne des im
Grundgesetz verankerten Staatsziels Tierschutz zu berücksichtigen. Holger Wolf / KV Neuwied
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LTWP-3-262 3. Intakte Umwelt – Gesicherte Lebensgrundlagen

Antragsteller*in: Christian Viering (KV Mainz)

Text

Von Zeile 261 bis 265:
bereits geschädigten Wälder angepasst werden. Es braucht hierzu obligatorische, wiederkehrende 
VegetationsgutachtenVegetations und Populationsgutachten für Reviere, um die Vorgaben und
Abschussregelungen an die tatsächliche Situation anzupassen.Außerdem wollen wir die Anlage von
Wildäsungsflächenund Wildruhezonen verstärkt fördern. Nur so kann naturnahe Waldbewirtschaftung
durch Naturverjüngung erfolgenund das Erreichen einer gesunden Wildpopulation gelingen. Auch die
hohen Schwarzwildbestände müssen in Hinblick auf die Afrikanische Schweinepest und zum Schutz
der Landwirtschaft 
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LTWP-3-264 3. Intakte Umwelt – Gesicherte Lebensgrundlagen

Antragsteller*in: Kristin Kosche (KV Rhein-Lahn)

Text

Von Zeile 263 bis 267 löschen:
tatsächliche Situation anzupassen. Nur so kann naturnahe Waldbewirtschaftung durch
Naturverjüngung erfolgen. Auch die hohen Schwarzwildbestände müssen in Hinblick auf die
Afrikanische Schweinepest und zum Schutz der Landwirtschaft nachhaltig angepasst werden. Dazu
werden wir den Dialog mit den Jagd-, Wald-, Umwelt- und Tierschutzverbänden verstärken. Wir wollen
ein Verbot bleihaltiger 

Begründung

Es ist bisher in der Ökologie selten gut gegangen, wenn der Mensch in seiner Hybris glaubt,
regulierend eingreifen zu müssen. Die Schwarzwildbestände sollten sich von selbst regulieren, und
nicht künstlich vom Menschen nach unten reguliert werden, ohne dass wir wissen, was das in der
Natur potentiell anrichtet.

Außerdem finde ich es tierethisch bedenklich, wenn viele Tausende von Wildschweinen abgeschossen
werden, um die Interessen von Massentierhaltern zu schützen. Wichtiger wäre es, auch die anderen
Übertragungswege der Afrikanischen Schweinepest wie die berühmte Wurtstulle aus Osteuropa zu
unterbinden. Es gibt bessere Wege, die Übertragung von Wild- auf Hausschwein zu unterbinden, um
Tiere in ökologischer Tierhaltung und die Betriebe zu schützen. Deshalb plädiere ich für Streichung.
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LTWP-3-267 3. Intakte Umwelt – Gesicherte Lebensgrundlagen

Antragsteller*in: Holger Wolf (KV Neuwied)

Text

Von Zeile 266 bis 268 einfügen:
nachhaltig angepasst werden. Dazu werden wir den Dialog mit den Jagd-, Wald-, Umwelt- und
Tierschutzverbänden verstärken. Zum Schutz vor den immens zunehmenden Nagerschäden in der
Landwirtschaft wollen wir der Natur die Möglichkeit geben sich selbst zu regulieren. Der Fuchs als
leistungsfähiger Jäger von Nagern sollte zukünftig nicht mehr bejagt werden. Wir wollen ein Verbot
bleihaltiger Munition, weil ihre Toxizität für Tier und Mensch nachgewiesen ist. Tiere müssen 

Begründung

Jedes Jahr töten Jäger bundesweit bis zu einer halben Million Füchse. Viele der Tiere werden dabei
angeschossen oder in Fallen verstümmelt. Die Fuchsjagd während der Paarungs- und Aufzuchtzeit
wird von Tierschützern besonders kritisch gesehen: Einerseits werden dabei Fuchsrüden erschossen,
die als künftige Elterntiere für das Überleben des Nachwuchses erforderlich sind. Andererseits
kommen bereits im Februar die ersten Fuchswelpen zur Welt, die nach dem Tod ihrer Eltern
verhungern müssen.

Dabei besteht weder aus wildbiologischer noch aus gesundheitlicher Sicht ein Grund für die Bejagung
der Beutegreifer.

Der Bestand von Rebhühnern, Feldlerchen und Feldhasen ist in den letzten Jahrzehnten nicht durch
die Füchse sondern durch den Verlust ihrer Lebensräume zurückgegangen. Studien zeigen, dass die
intensive Fuchsjagd bedrohten Tierarten nicht hilft. Häufig zeigen sich sogar gegenteilige Effekte,
etwa weil mit der Jagd erhebliche Störungen einhergehen.

Durch die Jagd können Tierkrankheiten wie Räude oder Staupe oder der Befall mit dem
Fuchsbandwurm nicht eingedämmt werden. Dagegen zeigen Studien, dass Füchse das Risiko für eine
Ansteckung des Menschen mit der Lyme-Borreliose reduzieren können. Ihre Aktivitäten führen
offenbar dazu, dass Mäuse weniger stark von Zecken befallen sind und diese Zecken seltener Träger
der Borreliose-Erreger sind. In der Tierwelt nehmen Füchse als Aasvertilger und durch die Erbeutung
kranker und schwacher Tiere eine wichtige Rolle als Gesundheitspolizist ein.

Nager können sich, begünstigt durch milde Winter und lange Trockenheitsphasen, expotentiell
vermehren. Dies führt zu erheblichen Fraßschäden in der Landwirtschaft . Frau Klöckner möchte dies
durch den Einsatz von Giftködern bekämpfen. Dabei wäre der Fuchs ein verlässlicher Partner um die
Populationszahlen eindämmen zu können. Es ist an der Zeit die Jagdgesetzgebung an die aktuelle
wissenschaftliche Erkenntnislage einerseits und dem gewachsenen Bewusstsein der Menschen für
Tierschutz und Tierrechte andererseits anzupassen.

Unterstützer*innen

Arbeitskreis Tierschutz im KV Neuwied
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LTWP-3-268 3. Intakte Umwelt – Gesicherte Lebensgrundlagen

Antragsteller*in: Holger Wolf (KV Neuwied)

Text

Von Zeile 267 bis 269:
Umwelt- und Tierschutzverbänden verstärken. Wir wollen ein Verbot bleihaltiger Munition, weil ihre
Toxizität für Tier und Mensch nachgewiesen ist.[Leerzeichen]Wir setzen uns für ein Ende des Einsatzes
von Totschlagfallen ein.

Begründung

Noch immer sind in Deutschland sogenannte Totschlagfallen (auch Totfangfallen oder Fangeisen
genannt) erlaubt. Das Prinzip: Entnimmt ein Tier den auf dem Auslöser befestigten Köder, schlägt die
Falle zu und das Tier wird eingequetscht. Durch die Klemmkraft wird die Blutzirkulation des
eingeklemmten Tieres unterbunden. Je nach dem, mit welchem Körperteil das Tier in der Falle sitzt
und welche Organe nicht mehr arbeiten können, stirbt das Tier einen elenden Tod, der Stunden oder
sogar Tage andauern kann. So ist auch der Verlust von Gliedmassen (Pfoten, Schwanz etc.) ist keine
Seltenheit.
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LTWP-3-269 3. Intakte Umwelt – Gesicherte Lebensgrundlagen

Antragsteller*in: Björn Hayer (KV Südwestpfalz)

Text

Von Zeile 268 bis 270 einfügen:
Munition, weil ihre Toxizität für Tier und Mensch nachgewiesen ist. Tiere müssen auch bei der Jagd
schnell und ohne unnötiges Leid getötet werden. Aus diesem Grund sehen wir auch eine deutliche
Reduktion der tierquälerischen Treibjagd vor. Wir setzen auf eine Aus- und Weiterbildung in der Jagd,
die auch den Tierschutz im Blick hat.

Begründung

Wie Studien, etwa von der Bundesvereinigung der Tierärzte für Tierschutz, belegen, sind 70% der
Schüsse auf Treibjagden nicht tödlich, was mit erhebliche Leiden für die angeschossenen Tiere
verbunden ist. Das Tierschutzgesetz untersagt hingegen vermeidbares Leiden. Diese hehre Maßgabe
hat durch das Staatsziel des Tierschutzes im GG einen höheren Rechtrang als die ohnehin
umstrittenen Beweggründe für die Jagd. Tierschutz muss auch im Wald und für Wildtiere Geltung
finden und kann im Rahmen von Treibjagden nicht ausreichend gewährleistet werden.
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LTWP-3-269-2 3. Intakte Umwelt – Gesicherte Lebensgrundlagen

Antragsteller*in: LAG LaWi u. VerbrSchutz
Beschlussdatum: 29.09.2020

Text

Von Zeile 268 bis 270 einfügen:
Munition, weil ihre Toxizität für Tier und Mensch nachgewiesen ist. Tiere müssen auch bei der Jagd
schnell und ohne unnötiges Leid getötet werden, deswegen fordern wir die Einführung von
verpflichtenden qualitativen Schießnachweisen für alle Jäger*innen die an Jagden in Rheinland- Pfalz
teilnehmen. Wir setzen auf eine Aus- und Weiterbildung in der Jagd, die auch den Tierschutz im Blick
hat.
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LTWP-3-271 3. Intakte Umwelt – Gesicherte Lebensgrundlagen

Antragsteller*in: Björn Hayer (KV Südwestpfalz)

Text

Von Zeile 271 bis 274 löschen:
Unser Wildfleisch ist eine exklusive Spezialität und muss auch entsprechend verarbeitet und
vermarktet werden. Wir möchten den Zugang dieser Spezialität zum Markt über den Handel
erleichtern und wollen Verarbeitungsbetriebe unterstützen, die heimisches Wildfleisch abnehmen.

Begründung

Die Jagdpraxis basiert auf dem Dispositiv der Repression tierischer Subjekte. Sowohl in ökologischer
als auch ethischer Sicht ist ihr Nutzen strittig. Vor diesem Hintergrund sollte das Programm keine
Werbeveranstaltung für Jagdprodukte sein. Der Passus würde in seiner jetzigen Form zentrale
Wählergruppen der Grünen abschrecken, die von Veganern bis zu Tierschützern reichen. Hinzu kommt,
dass der Passus in keiner Weise die Bedenkenträgerschaft zahlreicher Mitglieder im Hinblick auf die
Jagd widerspiegelt.
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LTWP-3-271-2 3. Intakte Umwelt – Gesicherte Lebensgrundlagen

Antragsteller*in: LAG LaWi u. VerbrSchutz
Beschlussdatum: 29.09.2020

Text

Von Zeile 271 bis 273:
Unser Wildfleisch istRegionales Wildfleisch kann eine exklusive Spezialitätartgerechte Alternative zu
Fleisch aus Nutztierhaltung sein und muss auch entsprechend verarbeitet und vermarktet werden. Wir
möchten den Zugang dieser Spezialität zum Markt über den Handel erleichtern und wollen 
Verarbeitungsbetriebe unterstützen, 
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LTWP-3-271-3 3. Intakte Umwelt – Gesicherte Lebensgrundlagen

Antragsteller*in: Kristin Kosche (KV Rhein-Lahn)

Text

Von Zeile 271 bis 273:
Unser Wildfleisch ist eine exklusive Spezialitätein regionales Produkt und muss auch entsprechend
verarbeitet und vermarktet werden. Wir möchten den Zugang dieser Spezialitätdieses Produktes zum
Markt über den Handel erleichtern und wollen Verarbeitungsbetriebe unterstützen, 

Begründung

Die Beschreibung von Wildfleisch als 'exklusive Spezialität' passt aus meiner Sicht nicht zum Duktus
des restlichen Wahlprogramms, es geht uns ja nicht um die Vermarktung von bestimmten Produkten
sondern um ein gutes Wahlprogramm.
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LTWP-3-282 3. Intakte Umwelt – Gesicherte Lebensgrundlagen

Antragsteller*in: Uwe Hofmann (KV Mainz-Bingen)

Text

Von Zeile 281 bis 283 einfügen:
Gemeinsam mit den Landwirt*innen wollen wir eine auf Vielfalt und regionalen Wirtschaftskreisläufen
fußende moderne, nachhaltige und ökologisch orientierte bäuerliche Landwirtschaft stärker
unterstützen. Diese soll ohne den Einsatz von Agro-Gentechnik, ohne Antibiotika-
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LTWP-3-283 3. Intakte Umwelt – Gesicherte Lebensgrundlagen

Antragsteller*in: Uwe Hofmann (KV Mainz-Bingen)

Text

Von Zeile 282 bis 284 einfügen:
Wirtschaftskreisläufen fußende moderne, bäuerliche Landwirtschaft stärker unterstützen. Wir
orientieren uns dabei am Leitbild der ökologischen Landwirtschaft. Insbesondere der schonende
Umgang mit unseren Lebensgrundlagen Boden, Wasser, Luft und die flächenbezogene Tierhaltung sind
das Leitbild einer zukunftsfähigen klimafreundlichen Landwirtschaft. Diese soll ohne den Einsatz von
Agro-Gentechnik, ohne Antibiotika-Missbrauch und ohne den Einsatz von umwelt-, klima- und
gesundheitsbelastenden 
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LTWP-3-283-2 3. Intakte Umwelt – Gesicherte Lebensgrundlagen

Antragsteller*in: Kerstin Bommersbach (KV Landau)

Text

Von Zeile 282 bis 284 einfügen:
Wirtschaftskreisläufen fußende moderne, bäuerliche Landwirtschaft stärker unterstützen.Eine
nachhaltige Landwirtschaft, die unsere ökologischen Ziele umsetzt, beinhaltet auch eine Förderung
des Anbaus heimischer, pflanzlicher Proteinquellen wie Hülsenfrüchte und proteinreiche
Getreidesorten sowie das Vorantreiben des Anbaus von Pflanzen, die von unseren klimatischen
Veränderungen profitieren.

Begründung

2019 wurden in The Lancet die Ergebnisse der Forschungsarbeit „planetariy health diet“ veröffentlicht.
Darin fordern 37 Wissenschaftler*innen eine radikale und schnelle Ernährungswende. Demnach würde
eine nachhaltige Ernährung, die die Grenzen des Planeten berücksichtigt, eine Reduktion des
Fleischkonsums in Deutschland um 90% bedeuten. (Quelle: https://www.thelancet.com/commissions/
EAT, 27.10.2020)

„Um zu erreichen, dass Menschen ihre Essgewohnheiten […] ändern, brauche es die Mitarbeit von
Politikerinnen auf allen Ebenen. Der Bericht zeigt aber zudem, dass sich nicht nur die
Zusammensetzung der Lebensmittel auf unserem Teller verändern muss, sondern auch die
Landwirtschaft.“ (Quelle: https://www.zeit.de/wissen/gesundheit/2019-01/nachhaltige-ernaehrung-
planetary-health-diet-gesundheit-klimaschutz, 27.10.2020)

„Der Fokus der Landwirtschaft sollte weg von hohen Erträgen hin zu einer Vielfalt an nährstoffreichen
Nahrungsmitteln gelenkt werden. Statt wenige Kulturen zu fördern, von denen heute ein Großteil an
Tiere verfüttert wird, sollte die globale Agrarpolitik Anreize für Erzeuger schaffen, um nahrhafte,
pflanzenbasierte Lebensmittel zu produzieren. Außerdem schlägt die Kommission vor, Programme zur
Unterstützung vielfältiger Produktionssysteme zu entwickeln und Forschungsvorhaben zu
unterstützen, die die Qualität der Ernährung und die Nachhaltigkeit erhöhen.“ (Quelle: https://
www.bzfe.de/inhalt/planetary-health-diet-33656.html, 27.10.2020)
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LTWP-3-288 3. Intakte Umwelt – Gesicherte Lebensgrundlagen

Antragsteller*in: KV Bitburg-Prüm
Beschlussdatum: 21.10.2020

Text

Von Zeile 287 bis 288 einfügen:
müssen Lebensmittel faire Preise haben und dürfen nicht billiger verkauft werden, als deren
Produktion die Landwirt*innen kostet.

Um die landwirtschaftliche Nutzung zu unterstützen, Spekulation zu verhindern und den teilweise
enormen Anstieg der Pachtpreise für Landwirt*innen wirksam zu begrenzen, wollen wir eine 
Pachtpreisbremse einführen. Damit wollen wir die Position bäuerlicher Betriebe stärken, die unter der
Konkurrenz von Investoren leiden, die oft ohne eigenen Bezug zu Region und landwirtschaftlicher
Bewirtschaftung rein gewinnorientiert Flächen pachten und so die Pachtpreise in die Höhe treiben.
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LTWP-3-288-2 3. Intakte Umwelt – Gesicherte Lebensgrundlagen

Antragsteller*in: KV Bad Kreuznach
Beschlussdatum: 29.10.2020

Text

Von Zeile 287 bis 288:
müssen Lebensmittel faire Preise haben und dürfen nicht billiger verkauft werden, als deren 
ProduktionErzeugung die Landwirt*innen kostet.

Begründung

Landwirtschaft arbeitet mit lebendiger Natur und lebendigen Tieren, Deswegen sollten wir beim Wort
"Erzeugung" bleiben im Unterschied zur Produktion z.B. von Autos
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LTWP-3-288-3 3. Intakte Umwelt – Gesicherte Lebensgrundlagen

Antragsteller*in: KV Bad Kreuznach
Beschlussdatum: 29.10.2020

Text

Von Zeile 287 bis 288 einfügen:
müssen Lebensmittel faire Preise haben und dürfen nicht billiger verkauft werden, als deren
Produktion die Landwirt*innen kostet. Wir werden geeignete Maßnahmen unterstützen, mit denen
Spekulationen mit landwirtschaftlichen Nutzflächen (Landgrapping) entgegengewirkt werden kann.
Hierfür sind Erfahrungen benachbarter Bundesländer mit der Einrichtung einer Landgesellschaft
hilfreich (z.B. Hessen).

Begründung

Bodenspekulation ist inzwischen auch in RLP ein Thema. Der Boden wird damit verknappt und zu
teuer für kleine und mittlere Betriebe.
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LTWP-3-288-4 3. Intakte Umwelt – Gesicherte Lebensgrundlagen

Antragsteller*in: Michael Hauer (KV Trier)

Text

Von Zeile 287 bis 288 einfügen:
müssen Lebensmittel faire Preise haben und dürfen nicht billiger verkauft werden, als deren
Produktion die Landwirt*innen kostet. Wir möchten auch landwirtschaftliche Betriebe aktiv darin
unterstützen, ihre Wirtschaftsdünger aus Tierhaltung in entsprechenden Biogasanlagen zu verwerten,
dadurch das Klimagas Methan bedarfsgerecht zu Strom und Wärme zu veredeln sowie einen Beitrag
zum Grundwasserschutz zu leisten und auf dieser Basis ein von Marktschwankungen unabhängiges
Zusatzeinkommen zu erzielen.
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LTWP-3-289 3. Intakte Umwelt – Gesicherte Lebensgrundlagen

Antragsteller*in: Jutta Paulus (KV Neustadt-Weinstraße)

Text

Von Zeile 289 bis 293:
Wir setzen uns dafür ein, dass diealle Möglichkeiten innerhalb der
Europäischen Agrarpolitik (GAP), die genutzt werden, um Biodiversität, Gewässerschutz und
klimaschonende Landwirtschaft zu Unterstützen. Wir kämpfen auch für eine
entsprechende[Leerzeichen]nationale Agrarpolitik (GAK). und dieBei der Umsetzung auf Landesebene 
dazu neu ausgerichtet werden. Unser Ziel istist unser Ziel: öffentliche Gelder für öffentliche
Leistungen. Damit das Ziel von 30 Prozent ökologischen Land- und Weinbaus umgesetzt werden kann,
müssen die notwendigen finanziellen Mittel und Rahmenbedingungen wie Ausbildung und 

Von Zeile 299 bis 301 einfügen:
die „Vom Hof auf den Teller“-Strategie der EU, der Biodiversitäts- und Insektenschutz, Tierwohl- und
Klimaschutzprogramme zügig verabschiedet, mit bindenden Maßnahmen und Kriterien unterlegt und
national umgesetzt werden.

Begründung

Die GAP ist bis zur Wahl auf jeden Fall durch! eigentlich leider jetzt schon.
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LTWP-3-289-2 3. Intakte Umwelt – Gesicherte Lebensgrundlagen

Antragsteller*in: Uwe Hofmann (KV Mainz-Bingen)

Text

Von Zeile 289 bis 299:
Wir setzen uns dafür ein, dass die Europäische Agrarpolitik (GAP), die nationale Agrarpolitik (GAK) und
die Umsetzung auf Landesebene dazu neu ausgerichtet werden. Unser Ziel ist: öffentliche Gelder für
öffentliche Leistungen. Damit das Ziel von 30 Prozent ökologischen Land- und Weinbau umgesetzt
werden kann, müssen die notwendigen finanziellen Mittel und Rahmenbedingungen wie Ausbildung
und Beratung verbindlich bereitgestellt werden. Die Auszahlung der Mittel muss die ersten Hektare
besser fördern, die Zahlungen sollen einer Kappung unterliegen und an die
sozialversicherungspflichtige Beschäftigung gekoppelt werden. Dazu gehören für uns auch eine
ambitionierte Weiterentwicklung der „guten landwirtschaftlichen Praxis“ im Nationalen Strategieplan
zur Ausgestaltung der Gemeinsamen Europäischen Agrarpolitik (GAP) die Vorgaben des Green Deals
mit der „Vom Hof auf den Teller“ und der Biodiversitätsstrategie umgesetzt werden.Dabei ist unser Ziel
auf Landesebene: öffentliche Gelder für öffentliche Leistungen. Die Auszahlung der Mittel aus der
Ersten Säule (Direktzahlungen) sind dabei an Umwelt- und Klimaschutzmaßnahmen zu koppeln und
die ersten Hektare deutlich besser zu fördern. Damit das Ziel von 30 Prozent ökologischen Land- und
Weinbau umgesetzt werden kann, müssen die notwendigen finanziellen Mittel durch eine
ausreichende Umschichtung von der 1. Säule in die 2. Säule und Rahmenbedingungen wie Ausbildung
und Beratung verbindlich bereitgestellt werden. Dazu gehören für uns auch eine ambitionierte
Weiterentwicklung der „guten landwirtschaftlichen Praxis“ mit dem Integrierten Pflanzenbau als
Mindeststandard in der Landwirtschaft und dass die „Vom Hof auf den Teller“-Strategie der EU, der
Biodiversitäts- und 
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LTWP-3-301 3. Intakte Umwelt – Gesicherte Lebensgrundlagen

Antragsteller*in: Antragskommission (technischer Vorgang)

Text

Von Zeile 300 bis 301 einfügen:
Insektenschutz, Tierwohl- und Klimaschutzprogramme zügig verabschiedet und national umgesetzt
werden.

Wir werden den Bezirksverband Pfalz weiter bei seiner Aufgabe für die Landwirtschaft und die
Verbraucher*innen mit der Landwirtschaftlichen Untersuchungs- und Forschungsanstalt (LUFA) Speyer
unterstützen. Den Lern- und Erlebnisort Neumühle mit seiner praxisrelevanten Forschung wollen wir
gemeinsam mit dem Bezirksverband im Bereich der ökologigschen Landwirtschaft und Tierhaltung
weiterentwickeln.
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LTWP-3-308 3. Intakte Umwelt – Gesicherte Lebensgrundlagen

Antragsteller*in: Uwe Hofmann (KV Mainz-Bingen)

Text

Von Zeile 307 bis 309:
Ökolandbau ist der richtige Weg. Er bewahrt die natürlichen Lebensgrundlagen, geht tiergerecht mit
den Tieren um und bezahlttrögt dazu bei die Landwirt*innen fairgerecht und fair zu bezahlen.
Ökologische Land- und Weinwirtschaft schützen unsere Flüsse und Seen, Böden, das 
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LTWP-3-312-2 3. Intakte Umwelt – Gesicherte Lebensgrundlagen

Antragsteller*in: KV Rhein-Pfalz
Beschlussdatum: 16.10.2020

Text

Von Zeile 311 bis 313 einfügen:
bewirtschaftete Fläche deutlich weiter ausweiten. Unser Ziel lautet: Bis zum Jahr 2030 sollen 30
Prozent der Fläche ökologisch bewirtschaftet werden. In Gegenden mit einer hohen Belastung des
Grundwassers mit Nitrat werden wir die Förderung für den Ökolandbau für bestimmte Kulturen
ausbauen, um die Vorteile dieser Anbauform dort verstärkt nutzen zu können. Formen
klimafreundlicher Landwirtschaft, regenerative Landwirtschaft (ReLaWi) und 

Begründung

Bereits bisher wird bei der Höhe der Förderung nach Kulturen im Ökolandbau unterschieden. Bekannt
ist, dass gerade in Gegenden mit Gemüse- und Obstbau die Belastung des Grundwassers mit Nitrat
hoch ist. Die Förderung für den Gemüsebau und Dauerkulturen ist in Rheinland-Pfalz vergleichsweise
geringer, wenn man Länder mit ähnlicher landwirtschaftlicher Struktur berücksichtigt. Eine gezielte
Anpassung würde den Anreiz zur Umstellung erhöhen und das Grundwasser gezielt schützen.
Selbstverständlich ist die Höhe der Prämie nicht der alleinige Anreiz. Angesichts der hohen
Einnahmeverluste gerade im Bereich des Gemüsebaus in den ersten Jahren wäre diese Maßnahme
aber wirksam.
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LTWP-3-312-3 3. Intakte Umwelt – Gesicherte Lebensgrundlagen

Antragsteller*in: Georg Sprung (KV Landau)

Text

Von Zeile 311 bis 314:
bewirtschaftete Fläche deutlich weiter ausweiten. Unser Ziel lautet: Bis zum Jahr 2030 sollen 30
Prozent der Fläche ökologisch bewirtschaftet werden. Formen klimafreundlicher Landwirtschaft,
regenerative Landwirtschaft (ReLaWi) und Agroforst stehen wir GRÜNE unterstützend gegenüber.
Dabei werden insbesondere auch Klima-, Böden-, Wasser- und Biodiversitäts-regenerierende
Modellprojekte und Formen der Landwirtschaft wie regenerative Landwirtschaft (ReLaWi), Agroforst
und Permakultur unterstützt/gefördert.
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LTWP-3-328 3. Intakte Umwelt – Gesicherte Lebensgrundlagen

Antragsteller*in: KV Bad Kreuznach
Beschlussdatum: 29.10.2020

Text

Von Zeile 327 bis 329:
Ressourcen effizient einzusetzen. Dabei wird nicht nur die Umwelt geschont, Landwirt*innen können
ihre ProduktionErzeugung auch optimieren und ihre Arbeit noch besser planen. Diese Technologien
wollen wir für alle Landwirt*innen nutzbar 

Begründung

Landwirtschaft produziert nicht. Sie erzeugt.
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LTWP-3-343 3. Intakte Umwelt – Gesicherte Lebensgrundlagen

Antragsteller*in: Martin Rothe (KV Südliche Weinstraße)

Text

Von Zeile 343 bis 344 einfügen:
Mit Blick auf den Boden- und Artenschutz wird es immer dringlicher, den weiteren exzessiven
Flächenverbrauch real zu begrenzen, wenn möglich mittelfristig ganz zu stoppen.
Täglich wird ein Hektar Land versiegelt. Das hat gravierende Folgen nicht nur für die Biodiversität,
sondern auch für die Rückhaltung von Niederschlagswasser in Zeiten dramatisch sinkender
Grundwasserpegel und für die Erwärmung der Städte und Gemeinden im Zuge rasch
voranschreitenden Klimaerwärmung.

Begründung

Unter anderem muss auch über eine neue gesetzliche Regelung der Umwandlung von Flächen in
versiegelte Flächen dringend nachgedacht werden. Ein große Bedeutung kommt dabei dem
Planungsrecht zu: die Nicht-Verlängerung des § 13 b Baugesetzbuch etwa, der die Einbeziehung von
Außenbereichsflächen in das beschleunigte Verfahren regelt.
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LTWP-3-343-2 3. Intakte Umwelt – Gesicherte Lebensgrundlagen

Antragsteller*in: Kerstin Bommersbach (KV Landau)

Text

Von Zeile 343 bis 348:
Das Ziel GRÜNER Agrarpolitik ist es, die Fruchtbarkeit der Böden und die Qualität unseres
Grundwassers zu schützen. Dafür müssen wir schädliche Pflanzenschutzmittel und die Nutztierhaltung
deutlich reduzieren. Ein nachhaltiger Humusaufbau fördert die Biodiversität und Fruchtbarkeit des
Bodens, erhöht die Kapazität Wasser zu speichern und ermöglicht die dauerhafte Bindung von Co2.
Deshalb werden wir Maßnahmen und Projekte dazuzum Humusaufbau fördern. [Zeilenumbruch]
Wir setzen auf eine Landwirtschaft, die die Nutztierhaltung reduziert und pflanzliche Eiweißquellen
fördert. Landwirt*innen oder SoLaWis, die auf bio-veganen Anbau setzen, können ein weiterer Beitrag
zu zukunftsfähiger, moderner Landwirtschaft sein und sollen landesweit unterstützt werden.

Wir wollen die Landwirtschaft dabei unterstützen, die Einträge von Nährstoffen ins Grundwasser und
Gewässer zu reduzieren und gemeinsam mit ihr das Landesprogramm Gewässerschonende
Landwirtschaft weiterentwickeln. Eine weitere Maßnahme, um schädliche Pflanzenschutzmittel zu
reduzieren ist das Vorantreiben von Forschung und Entwicklung umweltschonender Verfahren an
rheinland-pfälzischen Forschungs-und Lehreinrichtungen und die Entwicklung eines
Landesprogramms.[Zeilenumbruch]

Begründung

Der intensive Einsatz von Düngemitteln und die Biogasproduktion haben die Nährstoffüberschüsse
stark erhöht. In Gebieten mit hoher Tierdichte werden die Nitrat Grenzwerte besonders häufig
überschritten. Ein Drittel der rheinland-pfälzischen Grundwassergebiete ist in einem schlechten
Zustand. Der Grenzwert von 50mg Nitrat/Liter wird dort überschritten und das Wasser muss
aufbereitet werden, was aufwendig und teuer ist und in manchen Fällen schon aufgegeben wurde.
Durch die intensive Nutztierhaltung entsteht Gülle, die nicht sinnvoll auf den regionalen Äckern
ausgebracht werden kann. Mit den Ausscheidungen gelangen auch Überreste von Tierarzneimitteln in
die Böden und das Grundwasser.

Quellen:

https://www.dvgw.de/themen/umwelt/nitrat-im-wasser/

https://www.bund.net/service/presse/pressemitteilungen/detail/news/bund-trinkwasserstudie-zeigt-
nitratbelastung-im-grundwasser-zu-hoch/
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LTWP-3-348 3. Intakte Umwelt – Gesicherte Lebensgrundlagen

Antragsteller*in: Peter Kallusek (KV Südliche Weinstraße)

Text

Nach Zeile 348 einfügen:
Hierzu wollen wir auch Flächenversiegelungen in der Landwirtschaft minimieren, die u.a. entstehen
können, wenn in Gemüseanbauregionen Foliengewächshäuser und -tunnel als Mittel des
Standortvorteils genutzt werden und neben einer Aufbauspirale unter Landwirten auch zu wenig
schönen weißen Landschaften führen.

Begründung

In der Südpfalz kommen vermehrt Reklamationen von Naturschutzverbänden und Bürgern an, die eine
Begrenzung der Versiegelung der Landschaften einfordern und auch eine optische Verschmutzung
anführen. Wegen Austrocknung der darunter liegenden Böden kann der Grundwasserspiegel weiter
absinken und die Artenvielfalt wetter reduzieren.

Diese Nachteile wiegen die Vorteile einer geringeren Wasserzuführung wg. Verdunstungen in den
Foliengewächshäusern und -tunneln sowie geringerer Herbizitausbringungen nicht auf.
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LTWP-3-348-2 3. Intakte Umwelt – Gesicherte Lebensgrundlagen

Antragsteller*in: Peter Kallusek (KV Südliche Weinstraße)

Text

Von Zeile 347 bis 348 einfügen:
reduzieren und gemeinsam mit ihr das Landesprogramm Gewässerschonende Landwirtschaft
weiterentwickeln.
Wir wollen den Anteil der Erneuerbaren Energien an der Wärmeversorgung erhöhen und hier auch
regionale Besonderheiten, wie bspw. den Einsatz von Tresterkraftwerken in Weinbaugebieten zur
klimafreundlichen Pelletproduktion fördern.

Begründung

Trester ist eine hochwertiger selbstbindender klimaneutraler Energieträger, dem zur Pelletproduktion
keine zusätzlichen Klebemittel beigefügt werden müssen. Die Heizkraft liegt über der von Buchenholz.

Verwendet man die Hälfte als wiedereinzubringenden Dünger in die Weinberge und die andere Hälfte
zur Kraft-Wärmeproduktion ergibt sich folgende Rechnung:

Tresterpelletnutzung aus Weinbergen:

Berechnungseinstieg: Mittlere Annahmen: 12.500 Ltr/10.000 m² QBA-Wein; 190 kg Trester je 1000 kg/
Liter Wein; 4.000 t Trester = 1.800 t Pellets; 1 kg Trester = 5 KWh Heizleistung;

Hälfte des Tresters soll zur Düngung verwendet werden (50 %). Nutzung der restlichen 50 % zur Kraft-
Wärmeproduktion:

Aus 190.000 km² Weinbaufläche würden über 40.000 KWh Wärmeenergie gewonnen werden, die lokal
genutzt, viele Holzimporte zur Pelletproduktionersetzen würden, womit ein weitererwesentlicher CO2-
Einspareffekt erwirkt werden kann.

Digitale Landesdelegiertenversammlung am 5./6. Dezember 2020



LTWP-3-352 3. Intakte Umwelt – Gesicherte Lebensgrundlagen

Antragsteller*in: LAG Ökologie,Energie,Abfallwirtschaft
Beschlussdatum: 27.10.2020

Text

Von Zeile 351 bis 352 einfügen:
umweltschonenden Verfahren an rheinland-pfälzischen Forschungs- und Lehreinrichtungen ankurbeln
und ein Landesprogramm zur Reduktion starten. Schrittweise sollen alle chemisch-synthetischen
Pflanzenschutzmittel durch wirksame biologisch, naturverträgliche Verfahren ersetzt werden. Dazu
wollen wir die von der EU in der "farm to fork"-Strategie angestrebte Pestizidreduktion bis 2030 in
Rheinland-Pfalz sukzessive umsetzen. Auf Bundesebene werden wir uns für eine Berichtpflicht
bezüglich Pestizideinsatz stark machen. Wir wollen in unseren Schutzgebieten damit beginnen die
Pflanzenschutz- und Düngemittel auf die im Ökoland zugelassenen zu beschränken.
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LTWP-3-360 3. Intakte Umwelt – Gesicherte Lebensgrundlagen

Antragsteller*in: Uwe Hofmann (KV Mainz-Bingen)

Text

In Zeile 360 einfügen:
Regional und ökologisch ist erste Wahl
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LTWP-3-371 3. Intakte Umwelt – Gesicherte Lebensgrundlagen

Antragsteller*in: Julia Jawhari (KV Speyer)

Text

Von Zeile 370 bis 372 einfügen:
Wir werden die strukturellen Bedingungen für den Ausbau dieser Landwirtschaft deutlich verbessern.
Dabei ist uns wichtig, dass Verbraucher*innen regionale und nachhaltige Produkte auf kurzem und
einfachem Weg kaufen können. Deshalb wollen wir 

Begründung

Im Rahmen von Umwelt- und Klimaschutz sollte es um nachhaltige Ernährung gehen. Der Begriff
„nachhaltige Ernährung“ wird inzwischen überall verwendet:

„Nachhaltige Ernährungsweisen haben geringe Auswirkungen auf die Umwelt, tragen zur
Lebensmittel- und Ernährungssicherung bei und ermöglichen heutigen und zukünftigen Generationen
ein gesundes Leben. Sie schützen und respektieren die biologische Vielfalt und die Ökosysteme, sie
sind kulturell angepasst, verfügbar, ökonomisch gerecht und bezahlbar, ernährungsphysiologisch
angemessen, sicher und gesund, und verbessern gleichzeitig die natürlichen und menschlichen
Lebensgrundlagen.“

Quelle: FAO (Food and Agriculture Organization of the United Nations) (2012): Final Document. In:
Burlingame B, Dernini S (Hrsg.): Sustainable diets and biodiversity - Directions and solutions for policy
research and action. Proceedings of the International Scientific Symposium Biodiversity and
Sustainable Diets United Against Hunger. FAO, Rome

Weiteres unter: https://www.bzfe.de/inhalt/nachhaltige-ernaehrung-31280.html)

Einigkeit besteht über alle nationalen und internationalen Ernährungsfachgesellschaften hinweg
sowie der Umwelt- und Klimaforschung, dass die moderne Ernährung vorwiegend pflanzenbasiert sein
sollte, d.h. Hauptbestandteil pflanzlich und wenig tierische Produkte.
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LTWP-3-371-2 3. Intakte Umwelt – Gesicherte Lebensgrundlagen

Antragsteller*in: Uwe Hofmann (KV Mainz-Bingen)

Text

Von Zeile 370 bis 372 einfügen:
Wir werden die strukturellen Bedingungen für den Ausbau dieser Landwirtschaft deutlich verbessern.
Dabei ist uns wichtig, dass Verbraucher*innen regionale und ökologisch erzeugte Produkte auf kurzem
und einfachem Weg kaufen können. Deshalb wollen wir 
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LTWP-3-374 3. Intakte Umwelt – Gesicherte Lebensgrundlagen

Antragsteller*in: LAG Ökologie,Energie,Abfallwirtschaft
Beschlussdatum: 27.10.2020

Text

Von Zeile 373 bis 375 einfügen:
Vermarktungsorganisationen und Genossenschaften sowie Regionalmarken weiter bei ihrer Arbeit
unterstützen. Ländliche Räume sind oftmals für große Handelsketten uninteressant, weshalb viele
Konsument*innen für ihre Besorgungen lange Fahrtwege in Kauf nehmen müssen. Eine dezentrale,
regionale Lebensmittelversorgung gewinnt aber auch mit Blick auf die Klimaerhitzung zunehmend an
Bedeutung. Wir wollen darauf reagieren und deshalb eine Transformation zur regionalen
Wertschöpfung herbeiführen, indem wir die Leitlinien der Planung auf Landes- oder Kommunalebene
neuausrichten, welche die planerische Bedarfsanalyse des Kosumenten von morgen im Blick hat. Auf
Bundesebene werden wir uns dafür einsetzen, dass die großen Handelsketten verbindliche sozial-
ökologische Kriterien wie z.B. einen transparenten Nachweis zur Lieferkette erfüllen. Eine
Zusammenarbeit der regionalen Landwirtschaft mit dem lokalem Tourismus, beispielsweise durch
kulinarische Angebote im Hotel- und 
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LTWP-3-376 3. Intakte Umwelt – Gesicherte Lebensgrundlagen

Antragsteller*in: Julia Jawhari (KV Speyer)

Text

Von Zeile 375 bis 377 einfügen:
dem lokalem Tourismus, beispielsweise durch kulinarische Angebote im Hotel- und
Gaststättengewerbe, begrüßen wir als eine weitere Möglichkeit, regionale und nachhaltige 
Lebensmittel bekannter zu machen, Absatzmärkte für die heimischen Landwirt*innen 

Begründung

Im Rahmen von Umwelt- und Klimaschutz sollte es um nachhaltige Ernährung gehen. Der Begriff
„nachhaltige Ernährung“ wird inzwischen überall verwendet:

„Nachhaltige Ernährungsweisen haben geringe Auswirkungen auf die Umwelt, tragen zur
Lebensmittel- und Ernährungssicherung bei und ermöglichen heutigen und zukünftigen Generationen
ein gesundes Leben. Sie schützen und respektieren die biologische Vielfalt und die Ökosysteme, sie
sind kulturell angepasst, verfügbar, ökonomisch gerecht und bezahlbar, ernährungsphysiologisch
angemessen, sicher und gesund, und verbessern gleichzeitig die natürlichen und menschlichen
Lebensgrundlagen.“

Quelle: FAO (Food and Agriculture Organization of the United Nations) (2012): Final Document. In:
Burlingame B, Dernini S (Hrsg.): Sustainable diets and biodiversity - Directions and solutions for policy
research and action. Proceedings of the International Scientific Symposium Biodiversity and
Sustainable Diets United Against Hunger. FAO, Rome

Weiteres unter: https://www.bzfe.de/inhalt/nachhaltige-ernaehrung-31280.html

Einigkeit besteht über alle nationalen und internationalen Ernährungsfachgesellschaften hinweg
sowie der Umwelt- und Klimaforschung, dass die moderne Ernährung vorwiegend pflanzenbasiert sein
sollte, d.h. Hauptbestandteil pflanzlich und wenig tierische Produkte.
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LTWP-3-376-2 3. Intakte Umwelt – Gesicherte Lebensgrundlagen

Antragsteller*in: Uwe Hofmann (KV Mainz-Bingen)

Text

Von Zeile 375 bis 377 einfügen:
dem lokalem Tourismus, beispielsweise durch kulinarische Angebote im Hotel- und
Gaststättengewerbe, begrüßen wir als eine weitere Möglichkeit, regionale und ökologisch erzeugte 
Lebensmittel bekannter zu machen, Absatzmärkte für die heimischen Landwirt*innen 
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LTWP-3-383 3. Intakte Umwelt – Gesicherte Lebensgrundlagen

Antragsteller*in:
Bernhard Braun (KV Ludwigshafen), Misbah Khan (KV Bad Dürkheim), Anne
Spiegel (KV Speyer), Josef Winkler (KV Rhein-Lahn)

Text

Von Zeile 382 bis 384 einfügen:
seiner erfolgreichen Entwicklung zu mehr Nachhaltigkeit, Qualität und regionaler Wertschöpfung
unterstützen. Wir begrüßen, dass immer mehr junge, innovative und in zunehmender Zahl weibliche
Winzer*innen den Weinbau in unserem Land prägen. Immer mehr Winzer*innen stellen auf die
biologische Bewirtschaftung ihrer Rebflächen um und schaffen damit Angebote, die den 

Digitale Landesdelegiertenversammlung am 5./6. Dezember 2020



LTWP-3-390 3. Intakte Umwelt – Gesicherte Lebensgrundlagen

Antragsteller*in: Jutta Paulus (KV Neustadt-Weinstraße)

Text

Von Zeile 389 bis 391 löschen:
wir moderne Methoden der Bearbeitung fördern wie beispielsweise den Drohneneinsatz sowie
Artenschutzprojekte in der Landwirtschaft. Um den Einsatz von Pflanzenschutzmitteln auch im
Weinbau zu reduzieren, muss die Forschung in 

Begründung

redaktionell, ist wahrscheinlich versehentlich an dieser Stelle stehen geblieben (passt inhaltlich hier
nicht hin, es geht ja um Steillagenweinbau)
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LTWP-3-392 3. Intakte Umwelt – Gesicherte Lebensgrundlagen

Antragsteller*in: Uwe Hofmann (KV Mainz-Bingen)

Text

Von Zeile 391 bis 393:
von Pflanzenschutzmitteln auch im Weinbau zu reduzieren, muss die Forschung in der Züchtung
vorangetrieben werden. Denn pilzresistentepilzwiderstandsfähige Sorten (PIWI) sparen
Pflanzenschutzmittel und sind eine Antwort auf die Klimakrise.

Digitale Landesdelegiertenversammlung am 5./6. Dezember 2020



LTWP-3-393 3. Intakte Umwelt – Gesicherte Lebensgrundlagen

Antragsteller*in: KV Bad Kreuznach
Beschlussdatum: 29.10.2020

Text

Von Zeile 392 bis 393 einfügen:
der Züchtung vorangetrieben werden. Denn pilzresistente Sorten sparen Pflanzenschutzmittel und
sind eine Antwort auf die Klimakrise.
Am Standort Bad Kreuznach wollen wir das Staatsweingut als zentralen Versuchsstandort für
ökologischen Weinbau wieder einsetzen.

Begründung

Etwas Gutes wieder einführen
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LTWP-3-416 3. Intakte Umwelt – Gesicherte Lebensgrundlagen

Antragsteller*in: Uwe Hofmann (KV Mainz-Bingen)

Text

Von Zeile 415 bis 418:
sie aktiven Landschafts- und Naturschutz betreiben. Wir setzen uns weiterhin dafür ein, dass eine
gekoppelte Weidetierprämie von 40€ pro Tier das Beweiden von Heiden und, Wiesen und Weiden 
wirtschaftlich auskömmlich macht. Artenreiches Grünland werden wir schützen und Maßnahmen zum
Erhalt ausbauen. Gemeinsam mit den 
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LTWP-3-422 3. Intakte Umwelt – Gesicherte Lebensgrundlagen

Antragsteller*in: KV Bad Kreuznach
Beschlussdatum: 29.10.2020

Text

Von Zeile 422 bis 423:
Wie wir uns ernähren, wie unsere Lebensmittel produzierterzeugt werden und wo sie angebaut
werden: Das ist für immer mehr Menschen eine zentrale Frage. Ernährung 

Begründung

Landwirtschaft produziert nicht. Sie erzeugt.
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LTWP-3-425 3. Intakte Umwelt – Gesicherte Lebensgrundlagen

Antragsteller*in: Julia Jawhari (KV Speyer)

Redaktionelle Änderung

klingt zu unwichtig

Text

Von Zeile 424 bis 426:
ist mehr als nur das Essen auf dem Teller – es ist auch ein Stück Kultur, Gesundheit, eine soziale Frage
und nicht zuletztinsbesondere eine der Umwelt, des Tierschutzes und des Klimas. Unsere Ernährung
wirkt im globalen Kontext. Wir 
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LTWP-3-429 3. Intakte Umwelt – Gesicherte Lebensgrundlagen

Antragsteller*in: Julia Jawhari (KV Speyer)

Text

Von Zeile 429 bis 431:
WirMit dem Ziel einer Ernährungswende wollen wir den Anteil an ökologischernachhaltiger, regionaler
und fair erzeugten Lebensmittelnerzeugter Lebensmittel in der Außer-Haus-Verpflegung deutlich
erhöhen und fordern weiter, dass die Lebensmittel-Ampel auf Bundesebene eingeführt wird.

Begründung

Der Begriff „Ernährungswende“ ist inzwischen genauso etabliert wie der Begriff „Verkehrswende“ und
ist nicht nur auf politischer Ebene ein definiertes Ziel, sondern auch von NGOs, Ernährungsräten und
anderen wichtigen Initiativen im Bereich der Ernährung. In der Wissenschaft besteht Einigkeit darüber,
dass wir ohne Ernährungswende, d.h. eine Wende zu nachhaltiger Ernährung weder die Pariser
Klimaziele und noch die Nachhaltigkeitsziele der Vereinten Nationen erreichen können.
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LTWP-3-434 3. Intakte Umwelt – Gesicherte Lebensgrundlagen

Antragsteller*in: Julia Jawhari (KV Speyer)

Text

Von Zeile 433 bis 435:
Institutionen und Verbraucher*innen zum Thema Ernährung. Wir schaffen Bewusstsein für gesunde,
regionale und ökologischenachhaltige Ernährung und unterstützen Kitas und Schulen ebenso wie
Alten-/Pflege- und andere Betreuungseinrichtungen, 

Begründung

Begründung: Im Rahmen von Umwelt- und Klimaschutz sollte es um nachhaltige Ernährung gehen.
Der Begriff „nachhaltige Ernährung“ wird inzwischen überall verwendet:

„Nachhaltige Ernährungsweisen haben geringe Auswirkungen auf die Umwelt, tragen zur
Lebensmittel- und Ernährungssicherung bei und ermöglichen heutigen und zukünftigen Generationen
ein gesundes Leben. Sie schützen und respektieren die biologische Vielfalt und die Ökosysteme, sie
sind kulturell angepasst, verfügbar, ökonomisch gerecht und bezahlbar, ernährungsphysiologisch
angemessen, sicher und gesund, und verbessern gleichzeitig die natürlichen und menschlichen
Lebensgrundlagen.“

Quelle: FAO (Food and Agriculture Organization of the United Nations) (2012): Final Document. In:
Burlingame B, Dernini S (Hrsg.): Sustainable diets and biodiversity - Directions and solutions for policy
research and action. Proceedings of the International Scientific Symposium Biodiversity and
Sustainable Diets United Against Hunger. FAO, Rome

Weiteres unter: https://www.bzfe.de/inhalt/nachhaltige-ernaehrung-31280.html

Einigkeit besteht über alle nationalen und internationalen Ernährungsfachgesellschaften hinweg
sowie der Umwelt- und Klimaforschung, dass die moderne Ernährung vorwiegend pflanzenbasiert sein
sollte, d.h. Hauptbestandteil pflanzlich und wenig tierische Produkte.
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LTWP-3-441 3. Intakte Umwelt – Gesicherte Lebensgrundlagen

Antragsteller*in: Julia Jawhari (KV Speyer)

Text

Von Zeile 440 bis 442:
Verpflegung in unseren Universitäten, Krankenhäusern, Verwaltungen und Unternehmen auf saisonale,
regionale und ökologischnachhaltig produzierte Produkte umstellen. Wir setzen dabei auch auf die
frische Zubereitung, vegetarische und 

Begründung

Im Rahmen von Umwelt- und Klimaschutz sollte es um nachhaltige Ernährung gehen. Der Begriff
„nachhaltige Ernährung“ wird inzwischen überall verwendet:

„Nachhaltige Ernährungsweisen haben geringe Auswirkungen auf die Umwelt, tragen zur
Lebensmittel- und Ernährungssicherung bei und ermöglichen heutigen und zukünftigen Generationen
ein gesundes Leben. Sie schützen und respektieren die biologische Vielfalt und die Ökosysteme, sie
sind kulturell angepasst, verfügbar, ökonomisch gerecht und bezahlbar, ernährungsphysiologisch
angemessen, sicher und gesund, und verbessern gleichzeitig die natürlichen und menschlichen
Lebensgrundlagen.“

Quelle: FAO (Food and Agriculture Organization of the United Nations) (2012): Final Document. In:
Burlingame B, Dernini S (Hrsg.): Sustainable diets and biodiversity - Directions and solutions for policy
research and action. Proceedings of the International Scientific Symposium Biodiversity and
Sustainable Diets United Against Hunger. FAO, Rome

Weiteres unter: https://www.bzfe.de/inhalt/nachhaltige-ernaehrung-31280.html

Einigkeit besteht über alle nationalen und internationalen Ernährungsfachgesellschaften hinweg
sowie der Umwelt- und Klimaforschung, dass die moderne Ernährung vorwiegend pflanzenbasiert sein
sollte, d.h. Hauptbestandteil pflanzlich und wenig tierische Produkte.
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LTWP-3-442 3. Intakte Umwelt – Gesicherte Lebensgrundlagen

Antragsteller*in: Theresa Gemke (KV Mainz)

Text

Von Zeile 441 bis 443:
Unternehmen auf saisonale, regionale und ökologisch produzierte Produkte umstellen. Wir setzen
dabei auchbesonders auf die frische Zubereitung, vegetarische und vegane Alternativen, die
Vermeidung von Essensabfällen und Verpackungsmüll.
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LTWP-3-442-2 3. Intakte Umwelt – Gesicherte Lebensgrundlagen

Antragsteller*in: Uwe Hofmann (KV Mainz-Bingen)

Text

Von Zeile 441 bis 443:
Unternehmen auf saisonale, regionale und ökologisch produzierte Produkte umstellen. Um das Ziel 30
Prozent Öko-Landbau zu erreichen, setzen wir uns dafür ein, dass zukünftig verstärkt ökologisch
erzeugte Lebensmittel in der Gemeinschaftsverpflegung der Landeskantinen verwendet werden. Wir
setzen dabei auch auf die frische Zubereitung, vegetarische und vegane Alternativen, die Vermeidung
von EssensabfällenLebensmittelverschwendung und Verpackungsmüll.
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LTWP-3-442-3 3. Intakte Umwelt – Gesicherte Lebensgrundlagen

Antragsteller*in: Kerstin Bommersbach (KV Landau)

Text

Von Zeile 441 bis 443:
Unternehmen auf saisonale, regionale und ökologisch produzierte Produkte umstellen. Wir setzen
dabei auch auf die frische Zubereitung, vollwertige vegetarische und vegane AlternativenAngebote ,
die Vermeidung von Essensabfällen und Verpackungsmüll.

Begründung

Der Begriff "Alternative" vermittelt den Eindruck, dass der der hohe Konsum tierischer Nahrungsmittel
nach wie vor die Norm bleiben soll.
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LTWP-3-443 3. Intakte Umwelt – Gesicherte Lebensgrundlagen

Antragsteller*in: Kerstin Bommersbach (KV Landau)

Text

Nach Zeile 443 einfügen:
Eine Grundlegende Voraussetzung für eine bessere Außer-Haus-Verpflegung ist eine Anpassung der
Ausbildung von Köch*innen an die sich verändernden gesellschaftlichen Bedürfnisse. Der
Rahmenlehrplan soll neue Erkenntnisse über gesunde und nachhaltige Ernährung beinhalten, sodass
die Zubereitung ressourcenschonender Lebensmittel einen höheren Stellenwert erhält. Über
Zusatzmodule und Zusatzqualifikationen soll eine vegan/vegetarische Schwerpunktsetzung in der
Köch*innenausbildung möglich werden. Besonders im Bereich der Gemeinschaftsgastronomie wollen
wir Schulungen und Fort- und Weiterbildungen im pflanzenbasierten Kochen fördern. 

Begründung

Der Umsatz in der Außer-Haus-Verpflegung steigt und somit der Anspruch an die Gastronomie,
besonders die Gemeinschaftsgastronomie, ein vielfältiges, ausgewogenes und nachhaltiges Angebot
bereitzustellen. Somit ist die Gastronomie eine entscheidende Stellschraube in der dringend
notwendigen Ernährungswende. „Das Ernährungsverhalten in Deutschland verändert sich. Das
spiegeln die Zahlen des BMEL-Ernährungsreport vom Mai 2020 wider. Vegane Alternativen zu
tierischen Produkten […] landen immer häufiger im Einkaufswagen der Verbraucherinnen und
Verbraucher. Knapp die Hälfte der Befragten hat schon öfter solche Produkte gekauft, bei den Jüngeren
sind es sogar weitaus mehr. Die Mehrzahl der Konsumentinnen und Konsumenten ist schlichtweg
neugierig, weitere Argumente sind aber der Tier- und der Klimaschutz.“ (Quelle: https://www.in-
form.de/wissen/ernaehrungstrend-vegan/ 27.10.2020)

Nicht nur das Veggi Sortiment im Einzelhandel verzeichnet eine Umsatzsteigerung, auch in der
Gastronomie ist die Nachfrage nach vegetarischen und veganen Angeboten gestiegen. Der Bedarf an
einer vielfältigen, nachhaltigen Außer-Haus-Verpflegung verlangt auch nach einer Ausbildung, in der
Köch*innen dazu befähigt werden mit frischen Zutaten vollwertig pflanzlich zu kochen. Insbesondere
Jugendliche und junge Erwachsene sind offen für eine nachhaltige Ernährung oder entscheiden sich
ganz für eine vegane Lebensweise, so dass besonders in Schulen und Universitäten der Bedarf an
pflanzlichen Angeboten gestiegen ist. Hier soll das Küchenpersonal durch Schulungen und
Fortbildungen unterstützt werden.
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LTWP-3-449 3. Intakte Umwelt – Gesicherte Lebensgrundlagen

Antragsteller*in: LAG LaWi u. VerbrSchutz
Beschlussdatum: 29.09.2020

Text

Von Zeile 448 bis 450:
Zu einer gesunden Ernährung gehört auch, dass man sich auf einwandfreie Lebensmittel verlassen
kann. Gemeinsam mit den KreisenKontrollbehörden ist es unser Ziel, Lebensmittelkontrollen in vollem
Umfang zu leisten. Dies heißt auch die Standorte der Landesuntersuchungsamtes personell und
instrumentell bestmöglich auszustatten, um so eine einwandfreie Analytik gewährleisten zu können.
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LTWP-3-466 3. Intakte Umwelt – Gesicherte Lebensgrundlagen

Antragsteller*in: LAG LaWi u. VerbrSchutz
Beschlussdatum: 29.09.2020

Text

Von Zeile 465 bis 467 löschen:
Lebensmitteln und eine verpflichtende Herkunfts- und Haltungskennzeichnung (Tierwohl-Label)
[Leerzeichen]ein. Wir werden die Bundesregierung im Bundesrat auch künftig dazu auffordern, ein
einheitliches und verpflichtendes 
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LTWP-3-481 3. Intakte Umwelt – Gesicherte Lebensgrundlagen

Antragsteller*in: Julia Jawhari (KV Speyer)

Text

Von Zeile 480 bis 481:
Beitritt von Kommunen zum Netzwerk deutscher Biostädte und die Bildung von Ernährungsräten, wie
sie in vielen Städtenanderen Bundesländern bereits bestehen, unterstützen wir.

Begründung

In Rheinland-Pfalz gibt es in noch keiner Stadt einen Ernährungsrat.
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LTWP-3-485 3. Intakte Umwelt – Gesicherte Lebensgrundlagen

Antragsteller*in: Theresa Gemke (KV Mainz)

Text

Von Zeile 485 bis 488 löschen:
Um Lebensmittelverschwendung zu vermeiden, werden wir uns auf Bundesebene dafür einsetzen, dass
Supermärkte ihre abgelaufenen, aber noch genießbaren Lebensmittel nicht wegwerfen dürfen, sondern
sie an die weitergeben, die sie dringend brauchen.

Begründung

Passt meiner Meinung nach besser zum Punkt "Müll vermeiden, Wiederverwenden und Reparieren".
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LTWP-3-488 3. Intakte Umwelt – Gesicherte Lebensgrundlagen

Antragsteller*in: Uwe Hofmann (KV Mainz-Bingen)

Text

Von Zeile 487 bis 488 einfügen:
Lebensmittel nicht wegwerfen dürfen, sondern sie an die weitergeben, die sie dringend brauchen.
Ebenso setzen wir uns dafür ein, dass das Containern straffrei wird.
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LTWP-3-497 3. Intakte Umwelt – Gesicherte Lebensgrundlagen

Antragsteller*in: LAG LaWi u. VerbrSchutz
Beschlussdatum: 29.09.2020

Text

Von Zeile 496 bis 498 einfügen:
von Nutztieren lehnen wir ab und fordern bundesweit ein Verbot solcher Praktiken.
Da Tierschutz und -recht ein Querschnittsthema darstellt, bedarf es einer zentralen Stelle für Aufsicht,
Mentoring und Aufklärung. Dazu wollen wir die Stelle einer/s unabhängigen
Landestierschutzbeauftragten einrichten. Ihr/ihm soll es obliegen, Missstände aufzudecken, sichtbar zu
machen und auf deren Behebung hinzuwirken. Die Stelle unterstützt die Behörden vor Ort.
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LTWP-3-520 3. Intakte Umwelt – Gesicherte Lebensgrundlagen

Antragsteller*in: LAG LaWi u. VerbrSchutz
Beschlussdatum: 29.09.2020

Text

Von Zeile 519 bis 520 einfügen:
länger als vier Stunden dauern. Tierquälerische Transporte in Drittländer wollen wir bundes- und
europaweit verbieten und die Kontrollen stärken.
Ein weiterer wichtiger Aspekt für mehr Tierwohl ist die Fortentwicklung einer
Tiergesundheitsdatenbank. Dazu sollen bereits ohnehin erfasste Daten und vorhandene Datenbanken
zu Nutztieren aus amtlichen Kontrollen, Transportkontrollen, Schlachtbefunden sowie Daten zur
Arzneimittelanwendung zusammengeführt werden. Sie soll als Frühwarnsystem zur Verbesserung des
Tierwohls und der Tiergesundheit und zur Unterstützung der Kontrollbehörden dienen.
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LTWP-3-534 3. Intakte Umwelt – Gesicherte Lebensgrundlagen

Antragsteller*in: Holger Wolf (KV Neuwied)

Text

Von Zeile 533 bis 534 einfügen:
Fahrgeschäften verboten werden. Ehrenamtliches Engagement im Tierschutz möchten wir weiter
unterstützen. Haustiere bereichern unser Sozialleben. Sie lehren Kinder Verantwortung zu
übernehmen, sind treue Begleiter und manchmal auch Trostspender. Umso tragischer ist ihr Verlust. Ihr
Schutz ist uns ein besonderes Anliegen. Daher werden wir den Abschuss von Hunden und Katzen im
Rahmen des Jagdrechts verbieten.

Begründung

Der legalisierte Haustier-Abschuss durch Jäger in einem Land, in dem der Schutz der Tiere im
Grundgesetz (Art. 20a GG) seit dem Jahr 2002 verankert und damit zur Staatszielbestimmung erhoben
wurde, stößt in der Bevölkerung auf strikte Ablehnung. Jägern ist es jedoch weiterhin durch das
Landesjagdgesetz erlaubt, freilaufende und angeblich wildernde Hunde und streunende Katzen zu
töten. Katzen gelten als streunend und dürfen von Jägern erschossen werden, wenn sie sich zu weit
vom nächsten bewohnten Haus entfernen. Tierschutzorganisationen gehen davon aus, dass jährlich
zwischen 250.000 und 300.000 Katzen und 20.000 bis 30.000 Hunde in Deutschland pro Jahr von
Jägern getötet werden.
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LTWP-3-538 3. Intakte Umwelt – Gesicherte Lebensgrundlagen

Antragsteller*in: Jutta Paulus (KV Neustadt-Weinstraße)

Text

Von Zeile 537 bis 539:
und Lehre stellt ein ethisches Dilemma dar, das wir mit modernen, alternativen Methoden überwinden
möchten. Wir konntenwollen einen weitgehenden Verzicht auf Tierversuche erreichen, sobald
alternative Methoden vorhanden sind. Das Recht 

Begründung

redaktionell
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LTWP-3-541 3. Intakte Umwelt – Gesicherte Lebensgrundlagen

Antragsteller*in: Jutta Paulus (KV Neustadt-Weinstraße)

Text

Von Zeile 541 bis 542 einfügen:
Unser Ziel ist es, Tierversuche in der Forschung auf das absolute Mindestmaß zu begrenzen und in der 
Lehre möglichst abzuschaffen. Um sie in der Ausbildung und Forschung konsequent durch
Computermodelle, Lehrvideos 

Begründung

In der klinischen Forschung wird auf absehbare Zeit nicht auf Tierversuche verzichtet werden können.
Wer das fordert, fordert implizit Menschenversuche.
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LTWP-4-001 4. Vernetzte Verkehrsangebote – Nachhaltige Mobilität

Antragsteller*in: Lutz Dreyer (KV Rhein-Pfalz)

Redaktionelle Änderung

In Zeile 33 sollte "Nahverkehr" ersetzt werden durch "Öffentlichen Nahverkehr", weil auch Autos zum
Nahverkehr gehören und es hier nach meinem Verständnis um den ÖPNV geht.

Begründung

Redaktionelle Klarstellung
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LTWP-4-005 4. Vernetzte Verkehrsangebote – Nachhaltige Mobilität

Antragsteller*in: Lutz Dreyer (KV Rhein-Pfalz)

Text

Von Zeile 4 bis 6:
öffentlichen Daseinsvorsorge.Mobil sein heißt, am gesellschaftlichen und kulturellen Leben
teilnehmen, ins Theater, zu einem Konzert oder einem Fußballspiel gehen zu können.

Sportereignis gehen zu können, oder auch Erholungsausflüge aus der Stadt in die Natur zu
ermöglichen.

Begründung

Bitte nicht Sport nur auf Fußball reduzieren und auch der Erholung einen Stellenwert beimessen.
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LTWP-4-013 4. Vernetzte Verkehrsangebote – Nachhaltige Mobilität

Antragsteller*in: LAG Verkehr
Beschlussdatum: 29.10.2020

Text

Von Zeile 12 bis 14 einfügen:
der Schiene erheblich steigern, alternative Konzepte wie E-Dorfautos und Carsharing unterstützen und
sichere Wege für Radfahrer*innen und Fußgänger*innen schaffen. Besonderes Augenmerk legen wir
auf die Barrierefreiheit des öffentlichen Raums 
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LTWP-4-021 4. Vernetzte Verkehrsangebote – Nachhaltige Mobilität

Antragsteller*in:
Bernhard Braun (KV Ludwigshafen), Misbah Khan (KV Bad Dürkheim), Anne
Spiegel (KV Speyer), Josef Winkler (KV Rhein-Lahn)

Text

Von Zeile 20 bis 24 löschen:
damit die Klimakrise weiter voran. Deshalb wollen wir im Verkehr umsteuern und alternative
Antriebsformen wie die E-Mobilität ausbauen. Taxiunternehmen oder soziale Dienste möchten wir mit
E-Gutscheinen unterstützen, um sie zu einer E-Flotte umzurüsten. Der Wirtschaft geben wir damit
neue Impulse für die Mobilität von morgen und ebnen gleichzeitig den Weg in unsere klimaneutrale
Zukunft.
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LTWP-4-023 4. Vernetzte Verkehrsangebote – Nachhaltige Mobilität

Antragsteller*in: LAG Verkehr
Beschlussdatum: 29.10.2020

Text

Von Zeile 22 bis 24 einfügen:
soziale Dienste möchten wir mit E-Gutscheinen unterstützen, um sie zu einer E-Flotte umzurüsten.
Auch bei Busflotten setzen wir auf alternative Antriebstechnologien. Der Wirtschaft geben wir damit
neue Impulse für die Mobilität von morgen und ebnen gleichzeitig den Weg in unsere klimaneutrale
Zukunft.
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LTWP-4-023-2 4. Vernetzte Verkehrsangebote – Nachhaltige Mobilität

Antragsteller*in: LAG Verkehr
Beschlussdatum: 29.10.2020

Text

Von Zeile 22 bis 24 einfügen:
soziale Dienste möchten wir mit E-Gutscheinen unterstützen, um sie zu einer E-Flotte umzurüsten. Der
Strom für die E-Mobilität muss dabei zu hundert Prozent aus erneuerbaren Energien stammen. Der
Wirtschaft geben wir damit neue Impulse für die Mobilität von morgen und ebnen gleichzeitig den
Weg in unsere klimaneutrale Zukunft.
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LTWP-4-033 4. Vernetzte Verkehrsangebote – Nachhaltige Mobilität

Antragsteller*in: Georg Leufen-Verkoyen (KV Mainz-Bingen)

Text

Von Zeile 33 bis 34 löschen:
Angebot schafft Nachfrage. Wir wollen den Nahverkehr soweit stärken, dass der Modal-Split-Anteil (der
Anteil des jeweiligen Verkehrsmittels) in Rheinland-

Von Zeile 37 bis 39:
Planungskapazitäten schaffen. Wir setzen uns deshalb auf Landes- und Bundesebene dafür ein, die
Mittel für Investition und RegionalisierungBetrieb des Nahverkers deutlich zu steigern. Gerade um
Projekte wie neue Straßenbahnlinien und Schienenverkehr zu 

Begründung

Beser algemeinverständliche Erklärung.
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LTWP-4-033-2 4. Vernetzte Verkehrsangebote – Nachhaltige Mobilität

Antragsteller*in: Jutta Paulus (KV Neustadt-Weinstraße)

Text

Von Zeile 33 bis 35:
Angebot schafft Nachfrage. Wir wollen den Nahverkehr soweit stärken, dass der sein Modal-Split-
Anteil (der Anteil des jeweiligen Verkehrsmittels) in Rheinland-Pfalz an allen zurückgelegten
Kilometern von aktuell acht Prozent auf über 20 

Begründung

redaktionell
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LTWP-4-035 4. Vernetzte Verkehrsangebote – Nachhaltige Mobilität

Antragsteller*in: Theresa Gemke (KV Mainz)

Text

Von Zeile 34 bis 36 einfügen:
Modal-Split-Anteil (der Anteil des jeweiligen Verkehrsmittels) in Rheinland-Pfalz an allen
zurückgelegten Kilometern von aktuell acht Prozent auf deutlich über 20 Prozent im Jahr 2030 steigt.
Das bedeutet: Mehr investieren, mehr 

Begründung

Wir müssen uns ambitionierte Ziele setzen, wenn wir in RLP dazu betragen wollen, dass das 1,5°-Ziel
eingehalten werden kann. In dem Fall müsste unser Ziel die Klimaneutralität 2035 sein. Für dieses Ziel
wären 20 % Anteil des ÖPNV in 2030 nicht ausreichend.
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LTWP-4-038 4. Vernetzte Verkehrsangebote – Nachhaltige Mobilität

Antragsteller*in: Grüne Jugend Rheinland-Pfalz
Beschlussdatum: 24.10.2020

Text

Von Zeile 37 bis 39 einfügen:
Planungskapazitäten schaffen. Wir setzen uns deshalb auf Landes- und Bundesebene dafür ein, die
Mittel für Investition und Regionalisierung deutlich zu steigern. Dazu gehören auch Interregio-Linien
zwischen Mittelzentren. Gerade um Projekte wie neue Straßenbahnlinien und Schienenverkehr zu 
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LTWP-4-038-2 4. Vernetzte Verkehrsangebote – Nachhaltige Mobilität

Antragsteller*in: LAG Verkehr
Beschlussdatum: 29.10.2020

Text

Von Zeile 37 bis 39:
Planungskapazitäten schaffen. Wir setzen uns deshalb auf Landes- und Bundesebene dafür ein, die
Mittel für Investition und Regionalisierung und die Betriebskosten deutlich zu steigern. Gerade um
Projekte wie neue Straßenbahnlinien und Schienenverkehr zu 
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LTWP-4-044 4. Vernetzte Verkehrsangebote – Nachhaltige Mobilität

Antragsteller*in: Ernst-Christoph Stolper (KV Neustadt-Weinstraße)

Text

Von Zeile 43 bis 45:
Bis zum Jahr 2025 sollen 70 Prozent aller genutzten Schienenwege elektrifiziert sein. Wo dies nicht
gelingt, wollen wir batterie- oder wasserstoffbetriebenebatteriebetriebene Züge einsetzen. Auf
Bundesebene werden wir dafür eintreten, dass das 

Begründung

Wasserstoff ist im Einsatz auf der Schiene weder energetisch noch finanziell effizient. Hier haben sich
in den letzten Jahren auf Strecken von der Länge, die in Rheinland-Pfalz genutzt werden,
batteriebetriebene Triebzüge durchgesetzt. Darüber hianus ist das Angebot grünen Wasserstoffs
begrent, so dass die Gefahr von Lock-in-Effekten in Richtung grauen oder blauen Wasserstoffs besteht.
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LTWP-4-046 4. Vernetzte Verkehrsangebote – Nachhaltige Mobilität

Antragsteller*in: Jutta Paulus (KV Neustadt-Weinstraße)

Text

Von Zeile 45 bis 46 einfügen:
Züge einsetzen. Auf Bundesebene werden wir dafür eintreten, dass das Elektrifizierungsprogramm
endlich Form annimmt. Wir setzen uns für das Schließen der "Missing Links" im Nahverkehr mit
unseren Nachbarländern Frankreich, Luxemburg und Belgien ein.

Begründung

Gerade die Grenzregionen brauchen dringend Unterstützung - oft ist "die andere Seite" durchaus willig,
aber wegen zentralistischer Organisation (F) bzw. komplizierter Zuständigkeiten (B) brauchen die
Kommunen und Kreise Unterstützung von Landesseite.
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LTWP-4-047 4. Vernetzte Verkehrsangebote – Nachhaltige Mobilität

Antragsteller*in: Grüne Jugend Rheinland-Pfalz
Beschlussdatum: 24.10.2020

Text

Von Zeile 47 bis 48:
Wir sorgen dafür, dass WLAN auch in Bussen, Zügen und ZügenBahnhöfen [Leerzeichen]zunehmend zur
Verfügung steht, wie es bei allen SÜWEX-Zügen im Land schon Standard ist.
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LTWP-4-052 4. Vernetzte Verkehrsangebote – Nachhaltige Mobilität

Antragsteller*in: Grüne Jugend Rheinland-Pfalz
Beschlussdatum: 24.10.2020

Text

Von Zeile 51 bis 53:
dass wir mit einer klaren Definition eines Mindestangebots für den Nahverkehr (parallelauch am
Wochenende und nachts am Wochenende(parallel zur Entwicklung des Rheinland-Pfalz-Taktes 2030)
dafür sorgen, dass dem im Grundgesetz verankerten Anspruch der Daseinsvorsorge auch im ländlichen
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LTWP-4-054 4. Vernetzte Verkehrsangebote – Nachhaltige Mobilität

Antragsteller*in: LAG Verkehr
Beschlussdatum: 29.10.2020

Text

Von Zeile 53 bis 55 einfügen:
dem im Grundgesetz verankerten Anspruch der Daseinsvorsorge auch im ländlichen Raum Rechnung
getragen wird. Wir begrüßen es, dass der ÖPNV auf Bestreben der GRÜNEN zur kommunalen
Pflichtaufgabe erklärt wurde. Vieles steht und fällt nach wie vor mit den finanziellen Mitteln. Daher ist
entscheidend, dass im Landeshaushalt die Mittel für den ÖPNV konsequent und stetig verstärkt
werden. Dieses Mindestangebot kann sowohl über Linienverkehre als auch über Shuttle erfolgen, die
je nach Bedarf eingesetzt 
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LTWP-4-056 4. Vernetzte Verkehrsangebote – Nachhaltige Mobilität

Antragsteller*in: LAG Verkehr
Beschlussdatum: 29.10.2020

Text

Von Zeile 55 bis 57 einfügen:
Linienverkehre als auch über Shuttle erfolgen, die je nach Bedarf eingesetzt werden. Bei der
Ausgestaltung der Mobilitätsgarantie werden wir Fahrgastverbände und Initiativen einbinden. Wir
werden einen Zugang und ein Ticket für alle Angebote im Nahverkehr im ganzen Land schaffen. Mit
einem Rheinland-Pfalz-Tarif wollen wir ein 
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LTWP-4-058 4. Vernetzte Verkehrsangebote – Nachhaltige Mobilität

Antragsteller*in: Jutta Paulus (KV Neustadt-Weinstraße)

Text

Von Zeile 57 bis 59 einfügen:
im ganzen Land schaffen. Mit einem Rheinland-Pfalz-Tarif wollen wir ein einfaches, digitales
Ticketsystem für alle öffentlichen Verkehrsmittel, ob Bahn, Bus, Leihrad oder Mietauto, das per Handy 
oder Mobilitätskarte genutzt werden kann. Wir werden die Kommunen unterstützen, regionale
Nahverkehrskonzepte 

Begründung

alle Möglichkeiten nennen - niedrigschwellige Angebote erhöhen die Akzeptanz. Nicht jede*r hat ein
Smartphone.
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LTWP-4-063 4. Vernetzte Verkehrsangebote – Nachhaltige Mobilität

Antragsteller*in: AK Behindertenpolitik
Beschlussdatum: 14.10.2020

Text

Von Zeile 62 bis 63 einfügen:
und Sharing-Dienste unter den ÖPNV-Begriff fallen und damit von mehr Zuschüssen profitieren
können.
In den kommunalen, regionalen und dem Landesnahverkehrsplan wird die Umsetzung eines
flächendeckend barrierefreien ÖPNV und SPNV verbindlich und mit Fristen zur Umsetzung der
Barrierefreiheit unter Beteiligung der Beiräte, Beauftragten und Verbände der Menschen mit
Behinderungen geregelt.
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LTWP-4-065 4. Vernetzte Verkehrsangebote – Nachhaltige Mobilität

Antragsteller*in: LAG Verkehr
Beschlussdatum: 29.10.2020

Text

Von Zeile 65 bis 69:
Das Jobticket soll günstiger und ausnahmslos allen Beschäftigten von Unternehmen und Behörden zur
Verfügung stehen. Für Schülerinnen und Schüler, Auszubildende und alle im Bundesfreiwilligendienst
werden wir mit einem 365-Euro-Ticket ein günstiges und Im Rahmen des neuen Landestarifs wollen
wir die Ticketvielfalt im Nahverkehr vereinfachen. Wir möchten die Möglichkeiten zum Erwerb von 
Jobtickets erleichtern, sodass landesweit jede*r Beschäftigte leichter in Busse und Bahnen umsteigen
kann. Für Schüler*innen, Auszubildende, alle im Bundesfreiwilligendienst bzw. Absolvent*innen eines
FSJ wollen wir mit einem günstigen 365-Euro-Ticket ein einfaches Angebot zur landesweiten Nutzung
des Nahverkehrs schaffen. Bei der Einführung eines Sozialtickets für Menschen mit geringem 
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LTWP-4-069 4. Vernetzte Verkehrsangebote – Nachhaltige Mobilität

Antragsteller*in: LAG Verkehr
Beschlussdatum: 29.10.2020

Text

Von Zeile 68 bis 70 einfügen:
günstiges und einfaches Angebot zur landesweiten Nutzung des Nahverkehrs schaffen. Mittelfristig
wollen wir auch über diesen Personenkreis hinaus für alle ein landesweites Ticket anbieten. Bei der
Einführung eines Sozialtickets für Menschen mit geringem Einkommen oder mit Anspruch auf SGB II-
Leistungen werden wir die Landkreise und 
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LTWP-4-073 4. Vernetzte Verkehrsangebote – Nachhaltige Mobilität

Antragsteller*in: LAG Verkehr
Beschlussdatum: 29.10.2020

Text

Von Zeile 72 bis 73 einfügen:
die Barrierefreiheit an allen Haltestellen und in allen Verkehrsmitteln garantieren. Haltestellen sollen
zudem überdacht und mit Fahrgastinformationssystemen (Echtzeit) ausgestattet werden.
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LTWP-4-073-2 4. Vernetzte Verkehrsangebote – Nachhaltige Mobilität

Antragsteller*in: Ernst-Christoph Stolper (KV Neustadt-Weinstraße)

Text

Von Zeile 72 bis 73 einfügen:
die Barrierefreiheit an allen Haltestellen und in allen Verkehrsmitteln garantieren. Das Ziel zukünftiger
Klimaneutralität des Verkehrs stellt Anforderungen an den Ausbau von Infrastruktur und Betrieb des
Öffentlichen Nahverkehrs, die weit über die finanziellen Möglichkeiten der Länder hinausgehen.
Deshalb setzten wir uns für eine massive Erhöhung der Regionalisierungsmittel und eine
grundlegende Mittelverlagerung im Bundeshaushalb vom Straßenbau zum öffentlichen Nahverkehr
ein.

Begründung

Der erforderliche Ausbau des ÖPNV ist nur mit einer grundlegenden Mittelverlagerung im
Bundeshaushalt möglich. Ohne dies sind die Klimaziele nicht einzuhalten. Um keine Widersprüche
zwischen unseren Klimazielen und den in diesem Kapitel hinsichtlich Ausbau und Preisgestaltung des
ÖPNV entstehen zu lassen, ist es notwendig diesen Sachverhalt mit einer Forderung anzusprechen.
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LTWP-4-081 4. Vernetzte Verkehrsangebote – Nachhaltige Mobilität

Antragsteller*in: LAG Verkehr
Beschlussdatum: 29.10.2020

Text

Von Zeile 80 bis 82 einfügen:
Elektroautos oder Pedelecs sowie Serviceangebote für Wartung und Reparatur sollen die Angebote
abrunden. Für Mobilitätspunkte und Fahrradparkhäuser[Leerzeichen](landesweit mit EINER Karte
nutzbar) werden wir einen landesweiten Ausbau planen und diesen gemeinsam mit den Kommunen 
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LTWP-4-088 4. Vernetzte Verkehrsangebote – Nachhaltige Mobilität

Antragsteller*in: KV Rhein Pfalz
Beschlussdatum: 16.10.2020

Text

Von Zeile 87 bis 88 einfügen:
fördern und so eine elektrische und umweltfreundliche Mobilität jenseits des eigenen Autos
aufbauen.Wir wollen in den Kommunen E-Car-Sharing Angebote unterstützen und [Ergänzung:
langfristig gemeinsam mit den Kommunen und Anbietern von Car-Sharing in jedem Kreis ein
Mindestangebot] fördern und so eine elektrische und umweltfreundliche Mobilität jenseits des
eigenen Autos aufbauen.

Begründung

Klarstellung, dass die Förderung langfristig erfolgen muss (länger als drei Jahre) um einen
Kundenstamm aufzubauen und Wirtschaftlichkeit zu ermöglichen und dass dies gemeinsam mit
etablierten Anbietern und den Kommunen geschieht.

Digitale Landesdelegiertenversammlung am 5./6. Dezember 2020



LTWP-4-088-2 4. Vernetzte Verkehrsangebote – Nachhaltige Mobilität

Antragsteller*in: Theresa Gemke (KV Mainz)

Text

Von Zeile 87 bis 88 einfügen:
fördern und so eine elektrische und umweltfreundliche Mobilität jenseits des eigenen Autos aufbauen.
Zudem möchten wir die Nutzung von E-Lastenrädern in Städten fördern.

Begründung

E-Lastenräder als Sharing-Konzepte stellen eine gute Möglichkeit dar um Autoverkehr z.B. zum
Einkaufen zu ersetzen.
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LTWP-4-088-3 4. Vernetzte Verkehrsangebote – Nachhaltige Mobilität

Antragsteller*in: Michael Hauer (KV Trier)

Text

Von Zeile 87 bis 88 einfügen:
fördern und so eine elektrische und umweltfreundliche Mobilität jenseits des eigenen Autos aufbauen.
Dabei nutzen wir vor allem auch die Erfahrungen aus bereits heute erfolgreich im Flächenland
Rheinland-Pfalz umgesetzten Pilotprojekten, wie dem Dorfauto im Rhein-Hunsrück-Kreis.
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LTWP-4-113 4. Vernetzte Verkehrsangebote – Nachhaltige Mobilität

Antragsteller*in: Michael Hauer (KV Trier)

Text

Von Zeile 113 bis 114 einfügen:
Wir wollen die Förderung ausweiten, um Städte und Kommunen dabei zu unterstützen, mehr
Ladepunkte an Straßenlaternen in Wohngebieten anzubringen. Die Landesbauordnung 
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LTWP-4-119 4. Vernetzte Verkehrsangebote – Nachhaltige Mobilität

Antragsteller*in:
Bernhard Braun (KV Ludwigshafen), Misbah Khan (KV Bad Dürkheim), Anne
Spiegel (KV Speyer), Josef Winkler (KV Rhein-Lahn)

Text

Von Zeile 118 bis 120:
zu bieten. Um vollelektrische Pkw und Leichtkrafträder für Taxiunternehmen, Fahrschulen,
Mietwagenunternehmen, Carsharing-Anbieter und Unternehmen sowie E-Lastenräder zu fördern,
werden wir künftig E-Gutscheine vergeben.Mietwagenunternehmen, Carsharing-Angebote und
Unternehmen zu unterstützen, werden wir künftig die Beratung mit E-Gutscheinen ausbauen. Für E-
Lastenräder werden wir eine Förderung einführen.
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LTWP-4-120 4. Vernetzte Verkehrsangebote – Nachhaltige Mobilität

Antragsteller*in: Grüne Jugend Rheinland-Pfalz
Beschlussdatum: 24.10.2020

Text

Von Zeile 119 bis 120 einfügen:
Fahrschulen, Mietwagenunternehmen, Carsharing-Anbieter und Unternehmen sowie E-Lastenräder zu
fördern, werden wir künftig E-Gutscheine vergeben. Als Anreiz gerade für junge Menschen in
Elektromobilität zu investieren, fordern wir eine U21-Kaufprämie.
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LTWP-4-123-2 4. Vernetzte Verkehrsangebote – Nachhaltige Mobilität

Antragsteller*in: Ernst-Christoph Stolper (KV Neustadt-Weinstraße)

Text

Von Zeile 123 bis 125:
Wir wollen Rheinland-Pfalz zum LandKompetenzzentrum für die Elektrifzierung des 
wasserstoffbasierten SchwerlastverkehrsGüterverkehrs auf Schiene und Straße machen. DieHierzu
gehören die Verlagerung von Gütern auf die Schiene und die batterielektrische oder
wasserstoffbasierte Elektrifzierung des Straßengüterverkehrs. Herstellung innovativer Batterien soll
Wertschöpfungsketten stärken und Arbeitsplätze in unserem Land schaffen.

Begründung

Die Konzentration allein auf wasserstoffbasierten Schwerlastverkehr ist weder energiepolitisch
sinnvoll noch kosteneffizient. Hier sollte die gesamte Bandbreite der zur Verfügung stehenden bzw. zu
fördernden Technologien genannt werden. Die wasserstoffbasierte Lösung ist derzeit die hinschtlich
Kosten und Wirkungsgraden teuerste Lösung.
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LTWP-4-124 4. Vernetzte Verkehrsangebote – Nachhaltige Mobilität

Antragsteller*in: KV Rhein-Pfalz
Beschlussdatum: 16.10.2020

Text

Von Zeile 123 bis 125:
Wir wollen Rheinland-Pfalz zum Land des wasserstoffbasierten Schwerlastverkehrs machenmachen;
auf der Straße und den Flüssen.[Zeilenumbruch]
Die Herstellung innovativer Batterien für die Elektromobilität und Speicherung von Solarstrom soll
Wertschöpfungsketten stärken und Arbeitsplätze in unserem Land schaffen.

Begründung

Das sind unterschiedliche Teilbereiche (Wasserstoff und Strom), die so nicht in einen Absatz passen.
Eine Konkretisierung zum Thema Wasserstoff und Batterien wäre hilfreich.
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LTWP-4-127 4. Vernetzte Verkehrsangebote – Nachhaltige Mobilität

Antragsteller*in: Norbert Busch (KV Westerwald)

Text

Von Zeile 127 bis 128:
Das Rad liegt mehr denn je im TrendUm die vereinbarten Klimaziele zu erreichen, wollen wir die
Verkehrswende nachhaltig sicherstellen. Deshalb wollen wir den Radverkehr für alltägliche Zwecke
durch ein verknüpftes Radwegenetz substantiell verbessern.Im Zuge der Corona-Krise treten die
Menschen immer mehr in die Pedale. Diese Entwicklung muss genutzt und der 

Von Zeile 130 bis 133:
den Radwegebau entsprechend erhöht werden. Wir wollen daher das Ausbautempo beim Um- Aus- und
Neubau von Radwegen mindestens verdoppelnverdreifachen.Um den Bau zu beschleunigen, wollen
wir, dass das Land die kompletten Planungs- und Baukosten sowie Unterhaltungskosten für die
Pendlerradrouten übernimmt. Ziel ist, alle Städte und deren Umland mit 

Von Zeile 137 bis 139 einfügen:
uns auch, das Radfahren sicherer zu machen und den Winterdienst deutlich zu verbessern. Besonders
im ländlichen Raum wollen wir die Attraktivität des Radverkehrs durch neue Radwege verbessern, mit
dem Ziel gleichwertige Verhältnisse für das Fahrrad in Stadt und Land herzustellen. Wir wollen zudem
die Beschilderung der Radwege verbessern und den Bau von Anlagen für Fahrräder voranbringen,
beispielsweise Parkhäuser für 

Begründung

An klassifizierten Straßen in Rheinland-Pfalz wurden im Mittel der vergangenen Jahre nur wenige
Kilometer neue Radwege angelegt. Dies ist beschämend. Besonders eklatant sind fehlende, sichere
Radwege auf dem Land, obwohl hier die Bereitschaft der Bürgeri*innen das Fahrrad für alltägliche
Verkehr zu benutzen genauso hoch ist wie in den Städten. Heute bestehende regionale Benachteiligen
im Radwegebau müssen wir dringend beseitigen, um unseren Zielen auf Landesebene gerecht zu
werden, Deshalb ist die Forderung das Ausbautempo zu dreifachen gerechtfertigt. Dies auch unter dem
Aspekt zu werten, dass das Land bereitstehende Fördermittel des Bundes und der EU für den
Radwegebau in den vergangenen Jahren noch nicht einmal zur Hälfte abgerufen und verbaut hat.
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LTWP-4-131 4. Vernetzte Verkehrsangebote – Nachhaltige Mobilität

Antragsteller*in: LAG Verkehr
Beschlussdatum: 29.10.2020

Text

Von Zeile 130 bis 134:
den Radwegebau entsprechend erhöht werden. Wir wollen daher das Ausbautempo beim Um- Aus- und
Neubau von Radwegen mindestens verdoppeln.Um den Bau zu beschleunigen, wollen wir, dass das
Land die kompletten Planungs- und Baukosten für die Pendlerradrouten übernimmt. Wir fordern den
Aufbau eines überregional verknüpften Radwegenetzes in der Planungs- Bau- und
Unterhaltungsverantwortung des Landes, in das die geplanten Radschnellwege integriert werden und
mit den kommunalen Planungen abgestimmt werden. Ziel ist, alle Städte und deren Umland mit 
Pendlerradrouten anzubinden. Auf Landesebene werden wir einen Plan für den 
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LTWP-4-133 4. Vernetzte Verkehrsangebote – Nachhaltige Mobilität

Antragsteller*in: Georg Leufen-Verkoyen (KV Mainz-Bingen)

Text

Von Zeile 132 bis 135:
beschleunigen, wollen wir, dass das Land die kompletten Planungs- und Baukosten für die 
PendlerradroutenRadschnellwege übernimmt. Ziel ist, alle Städte und deren Umland mit 
Pendlerradrouten Radschnellwegen anzubinden. Weiterhin sind regional bedeutende
Alltagsradverbindungen vom Land als eigenständige Verkehrswege zu planen, auf eigenständigem
Grund zu bauen und dauerhaft zu unterhalten um ein landesweites unabhängiges Netz ähnlich den
Landesstraßen zu schaffen. Auf Landesebene werden wir einen Plan für den Ausbau erstellen. Die
Empfehlungen für Radverkehrsanlagen, die ERA, sollen hier 

Begründung

Auch in RLP muss es gut ausgebaute eigenständige Radschnellwege geben. Ob es ein gutes lokales
und regionales alltagstaugliches Radwegenetz gibt hängt sehr stark davon aus ob die lokale Politik
und Verwaltung dies forciert oder nicht. Ein guter Straßenbau, Ausbau und Unterhaltung ist
selbstverstndlich, eine gute Radweginfrastuktur leider noch nicht.

Digitale Landesdelegiertenversammlung am 5./6. Dezember 2020



LTWP-4-135 4. Vernetzte Verkehrsangebote – Nachhaltige Mobilität

Antragsteller*in: LAG Verkehr
Beschlussdatum: 29.10.2020

Text

Von Zeile 134 bis 136 einfügen:
Pendlerradrouten anzubinden. Auf Landesebene werden wir einen Plan für den Ausbau erstellen. Im
Rahmen des Landessstraßenbudgets soll der Anteil deutlich erhöht werden. Die Empfehlungen für
Radverkehrsanlagen, die ERA, sollen hier verpflichtend werden, um die Qualität im Radwegebau zu
steigern. Dazu gehört für 
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LTWP-4-138 4. Vernetzte Verkehrsangebote – Nachhaltige Mobilität

Antragsteller*in: Rupert Röder (KV Mainz)

Text

Von Zeile 137 bis 139 einfügen:
uns auch, das Radfahren sicherer zu machen und den Winterdienst deutlich zu verbessern. Attraktiven
Radverkehr innerorts wie außerorts zu ermöglichen und seine Sicherheit zu gewährleisten muss
vorrangiges Kriterium von Verkehrsplanung und -führung sein. Wo regelmäßiger Radverkehr stattfindet
und keine Radwege vorhanden sind, wollen wir per Geschwindigkeitsbeschränkungen und geeigneten
Markierungen dafür Sorge tragen, dass gleichwohl sicheres Radfahren stattfinden kann. Wir wollen,
dass sich Rheinland-Pfalz auf Bundesebene dafür einsetzt, dass die StVO so angepasst wird, dass sie
die entsprechenden Maßnahmen fordert statt hemmt. Wir wollen zudem die Beschilderung der
Radwege verbessern und den Bau von Anlagen für Fahrräder voranbringen, beispielsweise Parkhäuser
für 

Begründung

Um die Vision Zero beim Radfahren Wirklichkeit werden zu lassen und zugleich die Bedingungen für
den Alltagsradverkehr grundlegend zu verbessern, muss im gesamten Radnetz ein qualitativer
Mindeststandard, der sicheres und attraktives Radfahren gestattet, zügig hergestellt werden. (Text
Vorlage LAG + Rupert + Jutta)
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LTWP-4-140 4. Vernetzte Verkehrsangebote – Nachhaltige Mobilität

Antragsteller*in: KV Rhein-Pfalz
Beschlussdatum: 16.10.2020

Text

Von Zeile 139 bis 140 einfügen:
Bau von Anlagen für Fahrräder voranbringen, beispielsweise Parkhäuser für Fahrräder in
angemessener Größe planen und errichten.Wir werden einen landesweiten Mängelmelder auf Basis
einer App, vergleichbar mit dem dem des Klimabündnisses, für die Radverkehrsinfrastruktur einführen,
um so schnell und transparent Mängel melden und beheben zu können.

Begründung

Das Land hat eine große Verantwortung bei der Bereitstellung und Koordinierung der Maßnahmen
einer guten Radverkehrsinfrastruktur. Unser Ziel kann kein Flickenteppich an Mängelmeldern sein,
sondern eine einheitliche Lösung für das ganze Land. Die Koordinierung im Hintergrund
(Unterscheidung der Radwege nach Baulastträger) bedarf einer Absprache und Lösung, für die das
Land als übergeordnete Stelle eine Lösung bereitstellen kann.
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LTWP-4-140-2 4. Vernetzte Verkehrsangebote – Nachhaltige Mobilität

Antragsteller*in: David Nierhoff (KV Mainz)

Text

Nach Zeile 140 einfügen:
In Rheinland-Pfalz werden wir ein Modellprojekt für Schutzstreifen außerorts initiieren, wie dies auch
in Baden-Würtemberg auf den Weg gebracht wurde. Schutzstreifen für Radfahrende sind ein
geeignetes Mittel für Radfahrer*innen, einfach klar erkennbaren Verkehrsraum zu schaffen. In den
Niederlanden haben sich diese seit Jahren an Strecken wo keine getrennten Radwege angelegt
werden können, bewährt.

Begründung

Vor der Novelle der Straßenverkehrsordnung wurde eine vielversprechende Studie zur Umsetzung von
Fahrradschutzstreifen außerhalb geschlossener Ortschaften durchgeführt.
Die Studie sieht hier großes Potential. Leider haben es außerörtliche Schutzstreifen nicht in die neue
StVO geschafft, so dass Kommunen und Landkreise diese weiterhin nicht anordnen dürfen.
Weitere Untersuchungen zu dem Thema können jedoch angestellt werden. Dies ist auch der Weg den
BaWü geht.
https://nationaler-radverkehrsplan.de/de/aktuell/nachrichten/modellprojekt-schutzstreifen-fuer-den-
radverkehr#:~:text=Au%C3%9Ferorts%20sind%20Schutzstreifen%20bislang%20nicht,gegebenen%20Stra%C3%9Fenbreiten%20untersucht%20und%20bewertet.

Unterstützer*innen

Katrin Eder (KV Mainz); Marcel Kühle (KV Mainz); Daiana Neher (KV Mainz)
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LTWP-4-143 4. Vernetzte Verkehrsangebote – Nachhaltige Mobilität

Antragsteller*in: Georg Leufen-Verkoyen (KV Mainz-Bingen)

Text

Von Zeile 142 bis 144:
Beratung der Kommunen zu Fördermöglichkeiten schaffen, eine 
landesweite[Leerzeichen]Arbeitsgemeinschaft fahrradfreundlicher Kommunen ins(AGF)ins Leben rufen 
wie sie in vielen Bundesländer schon seit jahren aktiv sind sowie Radverkehrskonzepte beratend und
finanziell fördern. Beim Landesbetrieb 

Begründung

Klarstellung
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LTWP-4-147 4. Vernetzte Verkehrsangebote – Nachhaltige Mobilität

Antragsteller*in: LAG Verkehr
Beschlussdatum: 29.10.2020

Text

Von Zeile 147 bis 148:
Um Verkehrsmittel besser kombinieren zu können, werden wir dafür sorgenanstreben, dass die
Mitnahme von Fahrrädern im öffentlichen Nahverkehr durchgehend und 
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LTWP-4-153 4. Vernetzte Verkehrsangebote – Nachhaltige Mobilität

Antragsteller*in: KV Rhein-Pfalz
Beschlussdatum: 16.10.2020

Text

Von Zeile 152 bis 153 einfügen:
Fahrradparkhäuser an stark frequentierten Umstiegs-Stationen gezielt unterstützen.Hierfür wollen wir
einen landesweiten Standard etablieren, der auf eine einheitliche landesweite Tarifierung und
Nutzung sowie Mindestsicherheits- und Qualitätsstandards setzt, wie die Überdachung und
Eingangskontrolle. Unser Ziel ist, dass in jedem Landkreis und jeder kreisfreien Stadt ein
Fahrradparkhaus an einem stark frequentierten Umstiegspunkt zur Verfügung steht, bei Bedarf mehr.
Hierfür wollen wir eine Bedarfsplan erstellen.

Begründung

Fahrradparkhäuser müssen einem Mindeststandard genügen, um flächendeckend in ausreichender
Qualität ausgebaut zu werden. Eine Landesförderung sollte an diese Bedingung geknüpft sein, die
auch lokale Gegebenheiten ausreichend berücksichtigen kann. Ein Bedarfsplan des Landes eröffnet die
Möglichkeit für die Kommunen darauf aufzusetzen. In jedem Landkreis und jeder kreisfrueen Stadt
besteht ein stark frquentierter Umstiegspunkt entlang von S-Bahn oder Bahnhaltepunkten. Wir sollten
hier ein politisches Ziel definieren und dies nicht vollständig offen lassen.
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LTWP-4-160 4. Vernetzte Verkehrsangebote – Nachhaltige Mobilität

Antragsteller*in: LAG Verkehr
Beschlussdatum: 29.10.2020

Text

Von Zeile 160 bis 168:
Die Nichtbundeseigene Eisenbahnen (NE-Bahnen) im Nahverkehr sind ein wichtiger Faktor für den
Tourismus, um den ländlichen Raum zu erschließen. Durch den Fördertopf zur Reaktivierung von
Nichtbundeseigenen Eisenbahnen werden die Zellertalbahn und Wieslauterbahn saniert. Verschiedene
Haltestellen sind im Netz der Deutschen Bahn hinzugekommen. Die Reaktivierung der Strecken S-
Bahn Homburg-Zweibrücken und die Trierer Weststrecke, zuletzt durch unsinnige Vorgaben des Bundes
verzögert, wird gerade umgesetzt. Und in Mainz fährt seit dieser Wahlperiode die erfolgreiche
Mainzelbahn und entlastet die Stadt vom Autoverkehr.dort, wo vorhanden, ein wichtiger Faktor für die
Erschließung des ländlichen Raums und zur Stärkung des Tourismus, um den ländlichen Raum zu
erschließen. Fördertopf zur Sanierung und Reaktivierung von Nichtbundeseigenen Eisenbahnen
werden unter anderem die Zellertalbahn und Wieslauterbahn saniert. Nach dem Vorbild von Mainz, wo
nun die erfolgreiche Mainzelbahn die Stadt vom Autoverkehr entlastet, wollen wir kommunale und
regionale Schienenprojekte zum ÖPNV-Ausbau massiv unterstützen.

Begründung

red. Anm.: Die Absätze Zeile 160 bis 179 (2 Absätze) werden gemeinsam durch den neuen Text ersetzt
(ist im System nicht darstellbar, daher in 2 Anträgen aufgeteilt): 

Die Nichtbundeseigene Eisenbahnen (NE-Bahnen) im Nahverkehr sind dort, wo vorhanden, ein
wichtiger Faktor für die Erschließung des ländlichen Raums und zur Stärkung des Tourismus, um den
ländlichen Raum zu erschließen. Fördertopf zur Sanierung und Reaktivierung von Nichtbundeseigenen
Eisenbahnen werden unter anderem die Zellertalbahn und Wieslauterbahn saniert. Nach dem Vorbild
von Mainz, wo nun die erfolgreiche Mainzelbahn die Stadt vom Autoverkehr entlastet, wollen wir
kommunale und regionale Schienenprojekte zum ÖPNV-Ausbau massiv unterstützen.
Die Reaktivierungen für Personennah- und Güterverkehr werden wir mit gewohnter Hartnäckigkeit
weiterverfolgen. Hierzu muss der Bund die Rahmenbedingungen für die notwendigen Nutzen-Kosten-
Untersuchungen so anpassen, dass Klimaaspekte deutlich stärker berücksichtigt werden. Ebenso
wollen wir stillgelegte Bahnhöfe reaktivieren oder völlig neue Haltepunkte dort schaffen, wo sich
neue Siedlungsschwerpunkte ergeben haben. Wir unterstützen die Stadt Mainz bei der Realisierung
des neuen Umsteigebahnhofs am Schottwerk, um die S-Bahn- und Regionalbahnlinien zwischen
Hessen und Rheinland-Pfalz besser miteinander zu verknüpfen und die Reisezeiten deutlich zu
reduzieren. Die Aartalbahn hat in Kooperation mit Hessen für uns hohe Priorität. Auch im Hunsrück, in
der Eifel und im nordpfälzischen Glantal wollen wir den Zug wieder aufs Gleis setzen: Wir werden die
Planungen auf eine effektive regionale Erschließung umlenken und so die Projekte realisieren können.
Der Zug ist das klimafreundlichste und komfortabelste Fortbewegungsmittel und erhöht zudem die
Attraktivität des Lebens auf dem Land. Vom Bund werden wir weiterhin vehement die Verantwortung
für die Fernverkehrsanbindung aller Regionen einfordern, so dass im Rahmen des Deutschland-Taktes
die Region Trier eine verbesserte Anbindung an den Fernverkehr erhält. Ebenso müssen die Bahnhöfe
Bingen und Worms stärker mit Fernverkehrszügen bedient werden.
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LTWP-4-162 4. Vernetzte Verkehrsangebote – Nachhaltige Mobilität

Antragsteller*in: LAG Verkehr
Beschlussdatum: 29.10.2020

Text

Von Zeile 161 bis 163 einfügen:
Faktor für den Tourismus, um den ländlichen Raum zu erschließen. Durch den Fördertopf zur 
Sanierung und Reaktivierung von Nichtbundeseigenen Eisenbahnen werden die Zellertalbahn und
Wieslauterbahn saniert. Verschiedene Haltestellen sind im Netz 
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LTWP-4-170 4. Vernetzte Verkehrsangebote – Nachhaltige Mobilität

Antragsteller*in: LAG Verkehr
Beschlussdatum: 29.10.2020

Text

Von Zeile 169 bis 180:
Die Reaktivierungen für Personennah- und Güterverkehr werden wir mit gewohnter Hartnäckigkeit
weiterverfolgen. Hierzu muss der Bund die Rahmenbedingungen für die notwendigen Nutzen-Kosten-
Untersuchungen so anpassen, dass Klimaaspekte deutlich stärker berücksichtigt werden. Ebenso
wollen wir stillgelegte Bahnhöfe reaktivieren oder völlig neue Haltepunkte schaffendort schaffen, wo
sich neue Siedlungsschwerpunkte ergeben haben. InsbesondereWir unterstützen die Stadt Mainz bei
der Realisierung des neuen Umsteigebahnhofs am Schottwerk, um die S-Bahn- und
Regionalbahnlinien zwischen Hessen und Rheinland-Pfalz besser miteinander zu verknüpfen und die 
Reisezeiten deutlich zu reduzieren. Die Aartalbahn –hat in Kooperation mit Hessen – hat für uns hohe
Priorität. Auch im Hunsrück und, in der Eifel und im nordpfälzischen Glantal wollen wir den Zug
wieder aufs Gleis setzen.: Wir werden die Planungen auf eine effektive regionale Erschließung
umlenken und so die Projekte realisieren können.
Der Zug ist das klimafreundlichste und komfortabelste Fortbewegungsmittel und erhöht zudem die
Attraktivität des Lebens auf dem Land. Vom Bund werden wir weiterhin vehement fordern,die
Verantwortung für die Fernverkehrsanbindung aller Regionen einfordern, so dass im Rahmen des
Deutschland-Taktes die Region Trier noch vor 2029 wieder eine verbesserte Anbindung an den
Fernverkehr angebunden wirderhält. Ebenso müssen die Bahnhöfe Bingen, Worms und Frankenthal
wieder regelmäßig vom FernverkehrWorms stärker mit Fernverkehrszügen bedient werden, um in
Zukunft den Deutschlandtakt realisieren zu können.

Begründung

red. Anm.: Die Absätze Zeile 160 bis 179 (2 Absätze) werden gemeinsam durch den neuen Text
ersetzt (ist im System nicht darstellbar, daher in 2 Anträgen aufgeteilt):

Die Nichtbundeseigene Eisenbahnen (NE-Bahnen) im Nahverkehr sind dort, wo vorhanden, ein
wichtiger Faktor für die Erschließung des ländlichen Raums und zur Stärkung des Tourismus, um den
ländlichen Raum zu erschließen. Fördertopf zur Sanierung und Reaktivierung von Nichtbundeseigenen
Eisenbahnen werden unter anderem die Zellertalbahn und Wieslauterbahn saniert. Nach dem Vorbild
von Mainz, wo nun die erfolgreiche Mainzelbahn die Stadt vom Autoverkehr entlastet, wollen wir
kommunale und regionale Schienenprojekte zum ÖPNV-Ausbau massiv unterstützen.
Die Reaktivierungen für Personennah- und Güterverkehr werden wir mit gewohnter Hartnäckigkeit
weiterverfolgen. Hierzu muss der Bund die Rahmenbedingungen für die notwendigen Nutzen-Kosten-
Untersuchungen so anpassen, dass Klimaaspekte deutlich stärker berücksichtigt werden. Ebenso
wollen wir stillgelegte Bahnhöfe reaktivieren oder völlig neue Haltepunkte dort schaffen, wo sich
neue Siedlungsschwerpunkte ergeben haben. Wir unterstützen die Stadt Mainz bei der Realisierung
des neuen Umsteigebahnhofs am Schottwerk, um die S-Bahn- und Regionalbahnlinien zwischen
Hessen und Rheinland-Pfalz besser miteinander zu verknüpfen und die Reisezeiten deutlich zu
reduzieren. Die Aartalbahn hat in Kooperation mit Hessen für uns hohe Priorität. Auch im Hunsrück, in
der Eifel und im nordpfälzischen Glantal wollen wir den Zug wieder aufs Gleis setzen: Wir werden die
Planungen auf eine effektive regionale Erschließung umlenken und so die Projekte realisieren können.
Der Zug ist das klimafreundlichste und komfortabelste Fortbewegungsmittel und erhöht zudem die
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LTWP-4-170 4. Vernetzte Verkehrsangebote – Nachhaltige Mobilität
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Attraktivität des Lebens auf dem Land. Vom Bund werden wir weiterhin vehement die Verantwortung
für die Fernverkehrsanbindung aller Regionen einfordern, so dass im Rahmen des Deutschland-Taktes
die Region Trier eine verbesserte Anbindung an den Fernverkehr erhält. Ebenso müssen die Bahnhöfe
Bingen und Worms stärker mit Fernverkehrszügen bedient werden.



LTWP-4-171 4. Vernetzte Verkehrsangebote – Nachhaltige Mobilität

Antragsteller*in: Wolfgang Faller (KV Mainz)

Text

Von Zeile 170 bis 172 einfügen:
Hartnäckigkeit weiterverfolgen. Ebenso wollen wir stillgelegte Bahnhöfe reaktivieren oder neue
Haltepunkte schaffen. Bahnhöfe müssen eine freundliche und sichere Atmosphäre ausstrahlen und
natürlich barrierefrei sein. Heruntergekommene Räume müssen zeitnah saniert werden.
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LTWP-4-172 4. Vernetzte Verkehrsangebote – Nachhaltige Mobilität

Antragsteller*in: Julian Joswig (KV Rhein-Hunsrück)

Text

Von Zeile 171 bis 174:
reaktivieren oder neue Haltepunkte schaffen. Insbesondere die Aartalbahn – in Kooperation mit
Hessen – hat für uns hohe Priorität. Auch im Hunsrück und in der Eifel wollen wir den Zug wieder aufs
Gleis setzen sowie die bestehende Trasse der Hunsrückquerbahn zeitnah für den Personenverkehr
nutzen. Der Zug ist das klimafreundlichste und komfortabelste Fortbewegungsmittel und erhöht
zudem die 

Begründung

Wir möchten an dieser Stelle eine Konkretisierung vorschlagen. Es ist wichtig, dass vor dem
Hintergrund der bereits feststehenden, baldigen Nutzung der Schienen für den Güterverkehr durch die
WRS Widmer Rail Services AG die Bahnschienen zeitnah auch für den Personenverkehr genutzt
werden.

Der Hunsrück ist vom Schienennetz abgekoppelt wie kaum eine andere in Region in Deutschland und
die Kreisstadt Simmern ist eine von nur 13 Städten bundesweit ohne Bahnverbindung. Durch die
Hunsrückquerbahn (HQB) kann die verkehrspolitische und touristische Erschließung der ländlichen
Gebiete des Rhein-Hunsrück-Kreises an das Rhein-Main-Gebiet oder bis hin zum Hochwald
(Nationalparkbahn Hunsrück-Hochwald) erheblich verbessert werden. Es braucht dringend
klimafreundliche Alternativen zum Auto, welches noch immer für viele Menschen vor Ort die einzige
Mobilitätsform ist.

Durch die Nutzung der Strecke für Gütertransporte wurden grundlegende Instandsetzungsarbeiten
entlang der Strecke durchgeführt. Da dadurch der erste Schritt zur Reaktivierung der Strecke gemacht
wird, befindet sich das Thema in einer „Pole Position“ und darf im Wahljahr 2021 nicht vom politischen
Gegner vereinnahmt werden.

Der Änderungsantrag wird durch den Kreisvorstand von Bündnis 90/Die Grünen Rhein-Hunsrück
unterstützt. Durch eine kurzfristige Absage der für 31.10. geplanten KMV konnte er nicht entsprechend
von den KV-Mitgliedern abgestimmt werden und wurde daher stellvertretend von einem
Vorstandsmitglied eingereicht.
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LTWP-4-173 4. Vernetzte Verkehrsangebote – Nachhaltige Mobilität

Antragsteller*in: Grüne Jugend Rheinland-Pfalz
Beschlussdatum: 24.10.2020

Text

Von Zeile 172 bis 174 einfügen:
Kooperation mit Hessen – hat für uns hohe Priorität. Auch im Hunsrück und in der Eifel wollen wir den
Zug wieder aufs Gleis setzen. Die Schieneninfrastruktur in RLP ist chronisch überlastet. Strecken wie
Ludwigshafen-Mainz und insbesondere Mainz-Koblenz, aber auch Mannheim-Ludwigshafen-
Kaiserslautern-Saarbrücken, sind durch ihre Beschränkung auf ein einziges Gleis pro Fahrtrichtung und
die Nutzung durch Regional-, Fern- und Güterverkehrszüge permanent an ihren Belastungsgrenzen,
und kleinste Verzögerungen können große Ketten von Verspätungen oder Ausfällen verursachen.
Daher setzen wir uns für eine Kapazitätserhöhung durch weitere Gleise dieser Strecken oder
Neubaustrecken wie eine Alternativstrecke für die Mittelrheinbahn durch Hunsrück und Taunus ein.
Auch wollen wir durch den Ausbau und die Elektrifizierung von Nebenbahnstrecken Ausweichstrecken
vorhalten. Der Zug ist das klimafreundlichste und komfortabelste Fortbewegungsmittel und erhöht
zudem die 
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LTWP-4-184 4. Vernetzte Verkehrsangebote – Nachhaltige Mobilität

Antragsteller*in: Theresa Gemke (KV Mainz)

Text

Von Zeile 183 bis 184 einfügen:
Ausbau von Landesstraßen darf nur unter strengsten Auflagen mit vollständigem Ausgleich erfolgen.
Städte wollen wir darin unterstützen den Straßenraum zugunsten des ÖPNV und des Radverkehrs
umzuplanen. Ziel ist eine deutliche Reduktion des Autoverkehrs in Städten. Dafür sollen mit den
Städten Konzepte wie autofreie Innenstädte, eine City-Maut und Hebung der Parkplatzkosten
zugunsten eines vergünstigten ÖPNV beraten werden.

Begründung

Wenn wir langfristig eine minimale Nutzung des Individualverkehrs bzw. des Autos erreichen wollen,
müssen wir dafür sorgen, dass der ÖPNV bzw. das Rad o.Ä. mit Abstand das günstigste und
angenehmste Verkehrsmittel darstellt.
Damit eine sozial verträgliche Lösung möglich ist, ist es nötig, dass der ÖPNV für alle bezahlbar und in
angemessenen Abständen nutzbar ist. Dabei können die Mehreinnahmen z.B. durch eine City-Maut
oder höhere Parkkosten dazu dienen die Kosten des ÖPNV-Tickets zu senken.
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LTWP-4-186 4. Vernetzte Verkehrsangebote – Nachhaltige Mobilität

Antragsteller*in: LAG Verkehr
Beschlussdatum: 29.10.2020

Text

Von Zeile 185 bis 189:
Der Bundesverkehrswegeplan ist aus unserer Sicht nicht zeitgemäß, er muss unter Klimaaspekten
dringend überarbeitet werden. Wir fordern vom Bund ein Moratorium der geplanten Straßenneu- und
Straßenausbauprojekte im Bundesverkehrswegeplan. Explizit lehnen wir die Ausbauprojekte des
Bundes in Rheinland-Pfalz wie bei der A 1, A 60, A 643, B 10 und den Moselaufstieg bei Trier ab. Auch 
eine weitere Rheinquerung südlich von Ludwigshafen sowie bei Bingen lehnenfür ein Transitverbot für
Lkws auf der B10 setzen wir abuns ein. Weitere Straßenbrücken werden nicht benötigt, stattdessen
sollen die Fährangebote ausgebaut und ebenso wie kommunale Seilbahnkonzepte vollständig in den
ÖPNV integriert werden.
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LTWP-4-189 4. Vernetzte Verkehrsangebote – Nachhaltige Mobilität

Antragsteller*in: LAG Verkehr
Beschlussdatum: 29.10.2020

Text

Von Zeile 188 bis 189 einfügen:
und den Moselaufstieg bei Trier ab. Auch eine weitere Rheinquerung südlich von Ludwigshafen sowie
bei Bingen lehnen wir ab. Mit Blick auf den Kompromiss zur zweiten Autobrücke bei Wörth muss der
ÖPNV-Ausbau in der Südpfalz gleichwertig forciert werden: Die „Schiene“ muss modernisiert und
leistungsfähiger werden, damit der überfällige Ausbau des Zugangebotes realisiert werden kann.
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LTWP-4-192 4. Vernetzte Verkehrsangebote – Nachhaltige Mobilität

Antragsteller*in: Philipp Zeller (KV Koblenz)

Text

Von Zeile 191 bis 192 einfügen:
gebaut werden. Stattdessen setzen wir auf einen 24-Stunden-Fährbetrieb sowie auf neue
Verkehrsmittel wie Seilbahnen. Dabei sollen Seilbahnen aber nicht auf die Flussquerung beschränkt
werden, sondern als weitere ÖPNV-Variante innerhalb der Städte ausgebaut werden können, eine
dahingehende Änderung des Landesseilbahngesetz werden wir anstoßen.

Begründung

Seilbahnen sind mittlerweile als vollwertige ÖPNV-Varianten anerkannt. Gerade die Beispiele Buenos
Aires oder La Paz zeigen, dass diese Variante des öffentlichen Transports in Städten mit starken
Steigungen innerhalb ihres Stadtgebiets gut angenommen wird. Auch und gerade für die Städte an
Rhein und Mosel, die vielfach mit starken Steigungen innerhalb des Stadtgebiets und zusätzlich noch
mit der Flussquerung zu kämpfen haben, wäre diese kostengünstige und umweltschonende ÖPNV-
Variante ernsthaft zu überlegen. Als Grüne sollten wir hier von funktionierenden Beispielen lernen und
für eine Umsetzung in Rheinland-Pfalz werben. Aktuell hält uns nur das Landesseilbahngesetz davon
ab, welches momentan eine Streckenführung einer Seilbahn über bewohntes Gebiet ausschließt. Dies
müsste geändert werden.
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LTWP-4-192-2 4. Vernetzte Verkehrsangebote – Nachhaltige Mobilität

Antragsteller*in: Michael Hauer (KV Trier)

Text

Von Zeile 191 bis 192 einfügen:
gebaut werden. Stattdessen setzen wir auf einen 24-Stunden-Fährbetrieb sowie auf neue
Verkehrsmittel wie Seilbahnen. Beim Ausbau des Fährbetriebs unterstützen wir innovative und
emissionsarme technolgische Entwicklungen mit leisen Wasserstoff- oder eAntrieben.
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LTWP-4-196 4. Vernetzte Verkehrsangebote – Nachhaltige Mobilität

Antragsteller*in: LAG Verkehr
Beschlussdatum: 29.10.2020

Text

Von Zeile 195 bis 199:
Lärmschutz. Für uns gilt das Konzept Vision Zero mit dem Ziel eines sicheren Straßenverkehrs, bei dem
kein Mensch mehr sein Leben verliert. Wir wollen Tempo 30 auf klassifizierten Straßen innerhalb von
Orten noch besserumsetzen und die Kommunen hierbei stärken. Wir unterstützen die Kommunen bei
der Einrichtung Tempo 30 auf innerörtlichen Straßen. Modellprojekte für autofreie Innenstädte werden
wir unterstützen.
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LTWP-4-197-2 4. Vernetzte Verkehrsangebote – Nachhaltige Mobilität

Antragsteller*in: Jutta Paulus (KV Neustadt-Weinstraße)

Text

Von Zeile 196 bis 199:
Straßenverkehrs, bei dem kein Mensch mehr sein Leben verliert. Wir wollen Tempo 30 auf
klassifizierten Straßen innerhalb von Orten noch besserumsetzen und die Kommunen hierbei stärken. 
Modellprojekte für autofreie Innenstädte werden wir unterstützen.flächendeckend innerorts umsetzen
und die Kommunen hierbei unterstützen. Modellprojekte für autofreie Innenstädte werden wir stärken.

Begründung

Was Paris kann, können wir doch auch?
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LTWP-4-199 4. Vernetzte Verkehrsangebote – Nachhaltige Mobilität

Antragsteller*in: LAG Verkehr
Beschlussdatum: 29.10.2020

Text

Von Zeile 198 bis 199 einfügen:
Kommunen hierbei stärken. Modellprojekte für autofreie Innenstädte werden wir
unterstützen[Leerzeichen]und durch die Verkehrsberuhigung der Dorfzentren die Mittelpunkte der
Ortschaften wiederbeleben.
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LTWP-4-200 4. Vernetzte Verkehrsangebote – Nachhaltige Mobilität

Antragsteller*in: LAG Verkehr
Beschlussdatum: 29.10.2020

Text

In Zeile 200 einfügen:
Den Flugverkehr den Tatsachen anpassen <neue Kapitelüberschrift>

In Deutschland gibt es aktuell 14 Regionalflughäfen. Diese waren schon vor Corona mehr oder minder
alle wirtschaftlich nicht mehr zu betreiben. Subventionen sind künftig weder möglich noch
klimaschutzpolitisch sinnvoll. Regionalflughäfen wie der Hahn haben keine Perspektive mehr. Die
eingesparten Subventionen werden wir künftig für Programme zur Sicherung der Arbeitsplätze in der
Region verwenden. 

Weniger Lärm 
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LTWP-4-201 4. Vernetzte Verkehrsangebote – Nachhaltige Mobilität

Antragsteller*in: Martin Eberle (KV Rhein-Pfalz)

Text

Von Zeile 201 bis 202 einfügen:
Für weniger Schienenverkehrslärm[Leerzeichen]muss der Bund Schiene und Lärmschutz
zusammenbringen und das Maßnahmenpaket des Beirats Leiseres Mittelrheintal gegen 

Von Zeile 204 bis 205 einfügen:
die Forderung nach einer alternativen Güterverkehrsstrecke zwischen Troisdorf und Bischofsheim.

Wir wollen weniger Straßenverkehrslärm. Vor allem in den Nachtstunden müssen Anwohner*innen
entlang von Bundesstraßen und Autobahnen besser vor Lärm durch Schwerlastverkehr geschützt
werden. Deshalb werden wir uns in einem ersten Schritt für partielle Nachtfahrverbote von
Fahrzeugen über 3,5t zwischen 22:00 und 06:00 Uhr auf Bundesstraßen durch besonders betroffene
Ortschaften einsetzen. Im zweiten Schritt setzen wir uns gegenüber dem Bund für ein generelles
Nachtfahrverbot von Fahrzeugen über 3,5t zu Zeiten der Nachtruhe von 22:00 bis 06:00 Uhr auf allen
Straßen inkl. Autobahnen nach Schweizer Vorbild ein. Davon ausgenommen werden ÖPNV und
nachgewiesen besonders leise LKW mit E-Antrieb. Das schützt die Gesundheit der Bürger*innen und
fördert die Schiene und neue umweltfreundliche Antriebe.

Begründung

Schutz vor Lärm durch Schwerlastverkehr auf der Straße: Nachtfahrverbot von LKW so wie dies bereits
in Österreich und der Schweiz umgesetzt wird.
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LTWP-4-203 4. Vernetzte Verkehrsangebote – Nachhaltige Mobilität

Antragsteller*in: LAG Verkehr
Beschlussdatum: 29.10.2020

Text

Von Zeile 202 bis 204 einfügen:
zusammenbringen und das Maßnahmenpaket des Beirats Leiseres Mittelrheintal gegen den Bahnlärm
am Mittelrhein umsetzen. Kurzfristig setzen wir auf Sanktionierung für alle lauten Züge in den
Nachtstunden und werden auf die Betreiber*innen hinwirken, dass diese Einsätze von Waggons ohne
„Flüsterbremse“ gegen Null heruntergefahren werden. Als langfristige Maßnahme unterstützen wir die
Forderung nach einer alternativen Güterverkehrsstrecke zwischen Troisdorf 
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LTWP-9-001 9. Tatsächliche Gleichstellung – Gerechte Geschlechterpolitik

Antragsteller*in: Lutz Dreyer (KV Rhein-Pfalz)

Redaktionelle Änderung

Es wird beantragt die Erläuterung zu der Abkürzung „LSBT*IQ“ an einer früheren Stelle im Programm
zu erwähnen, weil diese nicht zum Allgemeinwissen der Wähler*innen gehört, und bisher auch nicht zu
meinem.

Begründung

Es wird beantragt die Erläuterung zu der Abkürzung „LSBT*IQ“ an einer früheren Stelle im Programm
zu erwähnen, weil diese nicht zum Allgemeinwissen der Wähler*innen gehört, und bisher auch nicht zu
meinem.
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LTWP-9-042 9. Tatsächliche Gleichstellung – Gerechte Geschlechterpolitik

Antragsteller*in: LAG Frauen
Beschlussdatum: 30.10.2020

Text

Von Zeile 41 bis 44 einfügen:
Familien mit Kindern ersetzt werden, um Fehlanreize für eine ungleiche Aufteilung von Erwerbs- und
Familienarbeit zu verhindern. Zuverlässige und bedarfsgerechte Ganztagsbetreuungsangebote auch
für Schulkinder und auch in den Ferien sind die Grundlage dafür, Barrieren für eine gleiche Teilhabe
von Frauen am Erwerbsleben abzubauen.

Begründung

erfolgt bei Bedarf mündlich
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LTWP-9-044 9. Tatsächliche Gleichstellung – Gerechte Geschlechterpolitik

Antragsteller*in: LAG Frauen
Beschlussdatum: 30.10.2020

Text

Von Zeile 43 bis 44 einfügen:
Ganztagsbetreuungsangebote sind die Grundlage dafür, Barrieren für eine gleiche Teilhabe von Frauen
am Erwerbsleben abzubauen.

Medien spielen eine zentrale Rolle bei der Überwindung von Geschlechterstereotypen und -
diskriminierung. Die Personalstruktur bei den Medienunternehmen muss auch paritätisch sein, auch in
Führungspositionen. Wir fordern auch die paritätische Besetzung als Voraussetzung für eine Förderung
von darstellender Kunst und Film durch die Stiftung Rheinland-Pfalz für Kultur.

Begründung

erfolgt bei Bedarf mündlich
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LTWP-9-061 9. Tatsächliche Gleichstellung – Gerechte Geschlechterpolitik

Antragsteller*in: Konstantin Werner (KV Frankenthal)

Text

Von Zeile 60 bis 62 einfügen:
Weg zu einer Kandidatur mit einem Mentoringprogramm ermutigen und unterstützen. Weiterhin
setzen wir uns für ein wirksames, verfassungsgemäßes Paritätsgesetz mit verbindlichen Vorgaben ein.

Begründung

In Brandenburg wurde das Gesetz gekippt. Daher die Ergänzung.
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LTWP-9-146 9. Tatsächliche Gleichstellung – Gerechte Geschlechterpolitik

Antragsteller*in: Sebastian Hebler (KV Mainz)

Text

Von Zeile 146 bis 147 einfügen:
Die ärztliche Versorgung in Bezug auf Schwangerschaftsabbrüche muss in Rheinland-Pfalz dringend
verbessert werden. Die Schwangerschaftskonflikt- und Sexualberatung wollen wir stärken. Aufklärung
und Sensibilisierung tragen ganz zentral dazu bei, Missbrauch zu verhindern und 

Begründung

Abseits von der Landeshauptstadt Mainz ist die Versorgungslage mit Meldestellen (Meldestellen sind
Arztpraxen und Kliniken, die Meldung erstatten, dass sie Schwangerschaftsabbrüche anbieten) in
Rheinland Pfalz sehr schlecht. Laut pro familia ist Rheinland-Pfalz das am schlechtesten versorgte
Bundesland. In Rheinland-Pfalz kommen auf eine Meldestelle über 146 000 Menschen. Insbesondere
im Raum Trier ist der Weg zur nächsten entsprechenden Praxis mit dem ÖPNV eine Tagesreise.
Außerdem ist die Zahl der Meldestellen rückläufig, insbesondere weil radikale religiöse Kräfte
zunehmend Druck gegen Schwangerschaftsabbrüche erzeugen.

Schwangerschaftsabbrüche werden durch deren Kriminalisierung nicht verhindert, sondern erzeugen
lediglich Leid für die beteiligten Frauen*. Umfassende gesundheitliche Versorgung muss daher auch
Schwangerschaftsabbrüche beinhalten.

Quellen:

Belousova, Katja (2020): Ungewollte Schwangerschaften - Weniger Praxen bieten Abbrüche an -
warum? ZDF. https://www.zdf.de/nachrichten/panorama/schwangerschaftsabbruch-frauenaerzte-
haenel-klinik-praxis-100.html
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LTWP-9-182 9. Tatsächliche Gleichstellung – Gerechte Geschlechterpolitik

Antragsteller*in: Theresa Gemke (KV Mainz)

Text

Von Zeile 181 bis 182 einfügen:
gendergerechte Sprache in allen Behörden, Gesetzen und auf allen Formularen als Teil unserer
Antidiskriminierungsstrategie umsetzen.
Außerdem möchten wir erreichen, dass gendergerechte Sprache als Thema in den Lehrplänen der
weiterführenden Schulen fest verankert wird.

Begründung

Unsere Sprache und unsere Denkweise beeinflussen sich wechselseitig. Daher halte ich es für wichtig,
dass gendergerechte Sprache ein fester Bestandteil der Lehrpläne ist, damit alle Schüler*innen im
Kontext der Schule mit dieser Thematik in Berührung kommen, dafür sensibilisiert werden und über
die verschieden Aspekte diskutieren können.
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LTWP-9-186 9. Tatsächliche Gleichstellung – Gerechte Geschlechterpolitik

Antragsteller*in: Grüne Jugend Rheinland-Pfalz
Beschlussdatum: 24.10.2020

Text

Von Zeile 185 bis 187 einfügen:
Sexualkundeunterrichts an, damit Kinder und Jugendliche über die geschlechtliche Vielfalt aufgeklärt
werden. Schüler*innen können sich jedoch dabei unwohl fühlen, einer Lehrkraft, die als
Autoritätsperson wahrgenommen wird, intime Fragen zu stellen. Aus diesem Grund fordern wir ein
zusätzliches Angebot außerhalb des schulischen Sexualkundeunterrichts, bei dem die Jugendlichen
ohne die Anwesenheit einer Lehrkraft die Möglichkeit haben, Fragen zu stellen und in einem
geschützten Raum Erfahrungen auszutauschen Die Aufklärung zu sexueller und geschlechtlicher
Identität an Schulen wollen wir in Zusammenarbeit mit dem landesweiten Netzwerk 
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LTWP-9-210 9. Tatsächliche Gleichstellung – Gerechte Geschlechterpolitik

Antragsteller*in: Wolfgang Faller (KV Mainz)

Text

Von Zeile 209 bis 211:
Wir werden gleiche Rechte und Selbstbestimmung für alle immer wieder öffentlich fordern und so
LSBT*IQ sichtbarer machen, hier insbesondere Lesbenmachen. Wir wollen LSBT*IQ Sicherheit geben,
um sich sowohl innerhalb als auch außerhalb der 

Begründung

ich erkenne nicht, weshalb wir hier eine Gruppe besonders nennen müssen, trans*- und intersexuelle
Menschen hätten auch oft gerne mehr Sichtbarkeit.
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LTWP-12-000 12. Gesicherte Freiheit – Handlungsfähiger Rechtsstaat

Antragsteller*in: Wolfgang Faller (KV Mainz)

Text

Von Zeile 1 bis 5:
Wir GRÜNE sind eine Partei für Menschen- und Bürgerrechte. Das Recht auf freie Entfaltung der
Persönlichkeit, die Versammlungsfreiheit oder die Gleichberechtigung von Mann und Frau sind für uns
hohe Güter und Maßstab unserer Politik.Parteien, vielfältige engagierte Vereine und Bürgerinitiativen,
eine bunte Medienlandschaft und die Anerkennung unterschiedlicher Lebensformen und Lebensstile
prägen diese Errungenschaften in unserer Vielfaltsgesellschaft.

Wir GRÜNE sind eine Partei für Menschen- und Bürgerrechte. Das Recht auf freie Entfaltung der
Persönlichkeit, die Versammlungsfreiheit oder die Gleichberechtigung von Mann und Frau sind für uns
hohe Güter und Maßstab unserer Politik. Öffentliche Sicherheit trägt dazu bei, dass wir diese Rechte
durchsetzen können und sich jede*r frei entfalten kann. Ohne Sorge vor 

Begründung

Das Wirken der zivilgesellschaftlichen Kräfte ist doch zunächst Voraussetzung, dass Menschen- und
Bürgerrechte in unserer Vielfaltsgesellschaft überhaupt gelebt werden. Dann erst kommt die
Absicherung.
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LTWP-12-015 12. Gesicherte Freiheit – Handlungsfähiger Rechtsstaat

Antragsteller*in: LAG Demokratie & Recht
Beschlussdatum: 06.10.2020

Text

Von Zeile 14 bis 16 einfügen:
bürgernahe Polizei. Mit der Online-Wache der Polizei haben wir bereits einen einfach zugänglichen
Service auf den Weg gebracht, der es ermöglicht,"für ausgewählte Delikte" digital Strafanzeige von
zuhause aus zu erstatten statt auf einer Polizeidienststelle. 
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LTWP-12-034 12. Gesicherte Freiheit – Handlungsfähiger Rechtsstaat

Antragsteller*in: LAG Demokratie und Recht
Beschlussdatum: 06.10.2020

Text

Von Zeile 33 bis 36 löschen:
Gesamtpersonalplanung nötig. Handlungsbedarf sehen wir sowohl bei der Einsatzverpflegung als auch
bei der technischen Ausstattung. Auch braucht die Polizei genügend personelle Ressourcen. Nicht
selten ist der Erfolg der Polizeiarbeit abhängig von der Häufigkeit und Intensität der Kontrollen.

Begründung

Dieser Satz soll gestrichen werden, da er inhaltlich redundant zu Zeile 29 ist.
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LTWP-12-034-2 12. Gesicherte Freiheit – Handlungsfähiger Rechtsstaat

Antragsteller*in: Wolfgang Faller (KV Mainz)

Text

Von Zeile 33 bis 36 löschen:
Gesamtpersonalplanung nötig. Handlungsbedarf sehen wir sowohl bei der Einsatzverpflegung als auch
bei der technischen Ausstattung. Auch braucht die Polizei genügend personelle Ressourcen. Nicht
selten ist der Erfolg der Polizeiarbeit abhängig von der Häufigkeit und Intensität der Kontrollen.

Begründung

Im Absatz oben ist schon "aufstocken" und Mindesstärke genannt - so ist es zu redundant.
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LTWP-12-036 12. Gesicherte Freiheit – Handlungsfähiger Rechtsstaat

Antragsteller*in: Grüne Jugend Rheinland-Pfalz
Beschlussdatum: 24.10.2020

Text

Von Zeile 35 bis 36 einfügen:
Polizei genügend personelle Ressourcen. Nicht selten ist der Erfolg der Polizeiarbeit abhängig von der
Häufigkeit und Intensität der Kontrollen. Diese dürfen aber nicht nach dem Prinzip des Racial-Profiling
ablaufen.
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LTWP-12-037 12. Gesicherte Freiheit – Handlungsfähiger Rechtsstaat

Antragsteller*in: Grüne Jugend Rheinland-Pfalz
Beschlussdatum: 24.10.2020

Text

Von Zeile 37 bis 38 einfügen:
Wir GRÜNE setzen auf eine nahbare Bürgerpolizei. Bei der Polizei suchen wir Wege hin zu
situationsbedingten Einsätzen auch ohne Bewaffnung mit Handfeuerwaffen. Dafür wollen wir das
Stellenprofil der Bezirksbeamt*innen ausbauen. Ein guter Draht zur Bevölkerung 
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LTWP-12-042 12. Gesicherte Freiheit – Handlungsfähiger Rechtsstaat

Antragsteller*in: LAG Demokratie & Recht
Beschlussdatum: 06.10.2020

Text

Nach Zeile 42 einfügen:
Technische Potenziale ausschöpfen

Um sich zügig und effizient auf die weitere Digitalisierung vorzubereiten, wollen wir in der Polizei ein
professionelles Projektmanagement einführen.

Darüber hinaus wollen wir die Online-Wache weiter ausbauen. Sowohl für die Bürger*innen als auch
für die Polizei soll die Online-Wache noch besser handhabbar werden. Beispielsweise könnte die
Online-Wache auf weitere Delikte ausgeweitet werden.

Damit die Polizei im ländlichen Raum nachts schnell viel Personal zum Einsatz bringen kann, wollen
wir die Dienststellen baulich und technisch so erweitern, dass sie vorübergehend abgeschlossen
werden können. Das führt dazu, dass die Polizei schneller vor Ort ist. Dies darf aber nicht zu einer
Verringerung der Dienststärken führen.
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LTWP-12-043 12. Gesicherte Freiheit – Handlungsfähiger Rechtsstaat

Antragsteller*in: LAG Demokratie und Recht
Beschlussdatum: 06.10.2020

Text

Nach Zeile 43 einfügen:
Wir wollen, dass die Beauftragte für die Landespolizei noch bekannter wird.“
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LTWP-12-049 12. Gesicherte Freiheit – Handlungsfähiger Rechtsstaat

Antragsteller*in: Grüne Jugend Rheinland-Pfalz
Beschlussdatum: 24.10.2020

Text

Von Zeile 48 bis 52:
institutionalisiert. Für ein gutes Miteinander soll der*die Beauftragte für die Landespolizei noch
stärker als Mediator*in wirken. Insbesondere, wenn kritische Demonstrationen bevorstehen, brauchen
wir proaktives Handeln, das der*die Landesbeauftragte* leisten könnte. Außerdem muss der*die
Beauftragte mit mehr Kompetenzen, Mitteln und Personal ausgestattet werden, um Gewaltexzesse der
Polizei wie bei Demos in Ingelheim und Worms zu unterbinden.In diesem Zusammenhang wollen wir
GRÜNE prüfen, ob Rheinland-Pfalz ein eigenes Versammlungsgesetz braucht.
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LTWP-12-054 12. Gesicherte Freiheit – Handlungsfähiger Rechtsstaat

Antragsteller*in: Julian Joswig (KV Rhein-Hunsrück)

Text

Von Zeile 53 bis 57 einfügen:
Die Polizei muss gut ausgebildet und motiviert sein. Bei der Aus- und Fortbildung muss der Fokus 
neben der fachlichen Weiterentwicklung auf interkulturellen Kompetenzen und Diversität liegen,
ebenso auf Demokratiebildung, um rechten Tendenzen bei den Sicherheitsbehörden vorzubeugen.
Gemeinsame Lehrveranstaltungen zwischen Polizist*innen und Zivilist*innen sowie inhaltliche
Kooperationen der Polizeihochschule mit zivilen Bildungseinrichtungen können ein sinnvolles Mittel
hierfür sein. Die Kommission Innere Führung beschäftigt sich mit den internen Abläufen und der
Führungsverantwortung in der Polizei. Damit 

Begründung

Natürlich dürfen sich die Bildungsangebote der Polizei nicht auf "Soft Skills" und interkulturelle
Fortbildungen beschränken, sondern es bedarf aufgrund eines sich laufend verändernden Umfelds der
Polizei (neue Herausforderungen im Bereich von Cyber Crime, Umgang mit internationalen Verfahren,
etc.) auch inhaltlicher Bildungsmaßnahmen. Um einen Korpsgeist zu verhindern und die Polizist*innen
auch während ihrer Bildungsphasen entsprechend demokratischer und gesellschaftlicher Themen zu
schulen, sind Kooperationen mit zivilen Bildungseinrichungen eine sinnvolle Option.
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LTWP-12-059 12. Gesicherte Freiheit – Handlungsfähiger Rechtsstaat

Antragsteller*in: LAG Demokratie & Recht
Beschlussdatum: 06.10.2020

Text

Nach Zeile 59 einfügen:
Integrative Chancen ergreifen

Der Zugang zu Berufen des Staatsdienstes gilt als Schlüsselsymbol gelungener Integration und trägt
entscheidend zur Akzeptanz staatlichen Handelns sowie zur Vertrauenssteigerung in die staatlichen
Institutionen bei. Wir wollen den Anteil von Menschen mit einem Migrationshintergrund in der Polizei
noch weiter deutlich erhöhen und für sie bestehende Bewerbungs- und Einstellungshürden abbauen.

Darüber hinaus wollen wir bei den Polizeipräsidien Integrationsbeauftragte benennen, die
Ansprechpartner*innen für Menschen mit einem Migrationshintergrund sowohl innerhalb als auch von
außerhalb der Polizei sein sollen. Diese sollen auch zentral die Vernetzung und Zusammenarbeit mit
Vereinen, Verbänden und Institutionen auf interkultureller Ebene koordinieren.
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LTWP-12-078 12. Gesicherte Freiheit – Handlungsfähiger Rechtsstaat

Antragsteller*in: LAG Demokratie und Recht
Beschlussdatum: 06.10.2020

Text

Von Zeile 77 bis 79:
bauen deshalb auf eine proaktive Supervision. Es muss in regelmäßigen Abständen Gespräche geben. 
Auch die – wegen des Projekts Gesünder arbeiten in der Polizei (GAP) – geänderten
Wechselschichtdienstmodelle wollen wir optimieren.Auch die Polizist*innen im Wechselschichtdienst
sollen weiter entlastet werden und das Projek Gesünder arbeiten in der Polizei (GAP) soll weiter
optimiert werden.
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LTWP-12-089 12. Gesicherte Freiheit – Handlungsfähiger Rechtsstaat

Antragsteller*in: Grüne Jugend Rheinland-Pfalz
Beschlussdatum: 24.10.2020

Text

Von Zeile 88 bis 89 einfügen:
werden könnte er bei der Hochschule der Polizei, dadurch würde diese auch als Wissenschaftsstandort
gestärkt. Auch die in Rheinland-Pfalz geplante Studie zu Rassismus innerhalb der Polizei begrüßen
wir.
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LTWP-12-089-2 12. Gesicherte Freiheit – Handlungsfähiger Rechtsstaat

Antragsteller*in: Wolfgang Faller (KV Mainz)

Text

Von Zeile 88 bis 89 einfügen:
werden könnte er bei der Hochschule der Polizei, dadurch würde diese auch als Wissenschaftsstandort
gestärkt.
Wichtig sind auch Studien zu autoritären Entwicklungen in der Gesellschaft

und ein zivilgesellschaftliches Lagebild . Die mobile Beratung gegen Rechtsextremismus und die
m*power Meldestelle für menschenfeindliche, rassistische und antisemitische Vorfälle in Rheinland-
Pfalz können durch Kenntnisse und Daten aus dem Dunkelfeld und diesseits der Strafbarkeit dazu
beitragen, Betroffene zu Wort kommen lassen und Anregungen für gesellschaftliche Reaktionen und
Diskussionen geben.

Begründung

So richtig es ist, auf die wichtige Arbeit der Sicherheitsbehörden hinzuweisen und dort
Verbesserungen zu planen, so wichtig ist es, Präventionsarbeit zuvorderst im Bereich pädagogischer
und sozialpädagogischer Arbeit zu verorten. Dies gilt sowohl im Bereich Rechter wie extrem Rechter
Idologien wie auch im Bereich des Islamismus. Nur beispielhaft wären hier zu nennen: das
Demokratiezentrum, DivAN – das Netzwerk zur Prävention religiös begründeter Radikalisierung , die
Beratungsstelle Salam gegen islamistische Radikalisierung, das Netzwerk für Demokratie und Courage
(NDC), das Projektnetzwerk Schule ohne Rassismus- Schule mit Courage und viele andere.

Polizeilich wird Prävention als reine Information verstanden. Beim jetzigen Text entsteht eine
argumentative Schieflage, die zu sehr auf die polizeiliche Intervention setzt, wenn sich die Ideologien
der Ungleichheit bereits in den Köpfen festgesetzt hat und sich in Taten auswirken. Eine freie
Gesellschaft sollte versuchen, davor durch zivile und pädagogische Mittel einzugreifen und sich nicht
auf diese Zwangsmaßnahmen allein konzentrieren.
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LTWP-12-139 12. Gesicherte Freiheit – Handlungsfähiger Rechtsstaat

Antragsteller*in: LAG Demokratie und Recht
Beschlussdatum: 06.10.2020

Text

Von Zeile 138 bis 141:
Für die Abwehr von Gefahren ist auch der Kommunale Vollzugsdienst zuständig. Wir wollen die
Ausbildung reformieren, denn zurzeit umfasst sie lediglich zehn Wochenden Kommunalen
Vollzugsdienst reformieren. Dazu gehört eine Neuaufstellung der Ausbildung und eine neue Definition
des Berufsbildes.
Eine nachhaltigere Wissensvermittlung kann einen besseren Schutz für die öffentliche Sicherheit in
den Kommunen garantieren. Gleichzeitig sollen der 
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LTWP-12-146 12. Gesicherte Freiheit – Handlungsfähiger Rechtsstaat

Antragsteller*in: Wolfgang Faller (KV Mainz)

Text

Von Zeile 147 bis 152:
gehört eine intensive Präventionsarbeit, beispielsweise gegen islamistischen und rechten Terror. Die
Sicherheitsbehörden in unserem Land müssen eng mit Bund und Ländern zusammenarbeiten. Wir
wollen die bestehenden Präventionsangebote gegen Demokratiefeindlichkeit erhalten, dazu gehören
Programme zur Deradikalisierung junger Menschen, Beratung von Angehörigen, Bildungseinrichtungen
und Ausstiegshilfen. Es darf erst gar nicht zu einer Radikalisierung kommen.Diese Präventionsarbeit
beginnt in Kindergarten und Schulen, sie wird ergänzt durch vielfältige staatliche und
zivilgesellschaftliche Programme und Projekte. Dazu gehören Programme zur Deradikalisierung junger
Menschen, Beratung von Angehörigen, Bildungseinrichtungen und Ausstiegshilfen, wie beispielweise
das Demokratiezentrum, DivAN – das Netzwerk zur Prävention religiös begründeter Radikalisierung ,
die Beratungsstelle Salam, das Netzwerk für Demokratie und Courage, das Projektnetzwerk Schule
ohne Rassismus- Schule mit Courage, die Argumentationstraining gegen rechte Parolen, die mobile
Beratung gegen Rechtsextremismus und viele andere mehr. Diese Aktivitäten zu fördern und zu
koordinieren ist ein wichtiger Beitrag zum Erhalt und Ausbau unserer demokratischen Gesellschaft.

Begründung

Der Satz: "Die Sicherheitsbehörden in unserem Land müssen eng mit Bund und Ländern
zusammenarbeiten" ist schwer einzuordnen - sind sie nicht Instrumente von Bundes- und
Landesregierungen? Und natürlich arbeiten sie auch bundesweit zusammen.

So richtig es ist, auf die wichtige Arbeit der Sicherheitsbehörden hinzuweisen und dort
Verbesserungen zu planen, so wichtig ist es, Präventionsarbeit zuvorderst im Bereich pädagogischer
und sozialpädagogischer Arbeit zu verorten. Dies gilt sowohl im Bereich Rechter wie extrem Rechter
Idologien wie auch im Bereich des Islamismus. Nur beispielhaft wären hier zu nennen: das
Demokratiezentrum, DivAN – das Netzwerk zur Prävention religiös begründeter Radikalisierung , die
Beratungsstelle Salam gegen islamistische Radikalisierung, das Netzwerk für Demokratie und Courage
(NDC), das Projektnetzwerk Schule ohne Rassismus- Schule mit Courage und viele andere.

Polizeilich wird Prävention als reine Information verstanden. Beim jetzigen Text entsteht eine
argumentative Schieflage, die zu sehr auf die polizeiliche Intervention setzt, wenn sich die Ideologien
der Ungleichheit bereits in den Köpfen festgesetzt hat und sich in Taten auswirken. Eine freie
Gesellschaft sollte versuchen, davor durch zivile und pädagogische Mittel einzugreifen und sich nicht
auf diese Zwangsmaßnahmen allein konzentrieren.
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LTWP-12-161 12. Gesicherte Freiheit – Handlungsfähiger Rechtsstaat

Antragsteller*in: David Profit (KV Alzey-Worms)

Text

Von Zeile 161 bis 169:
Eine wesentliche Säule unseres freiheitlichen Rechtsstaats ist die Justiz. An den Gerichten haben wir
neue Stellen geschaffen und die eAkte eingeführt. Mehr Rechtspfleger*innen und
Justizwachtmeister*innen sollen die Funktionsfähigkeit der Gerichte und die Sicherheit in den
Gerichtsgebäuden gewährleisten. Neue Kriminalitätsbereiche erfordern eine angemessene Zahl an
Richter*innen, Staatsanwält*innen und Rechtspfleger*innen. Bei der Aus- und Fortbildung wollen wir
unserer Justiz immer wieder aktualisierte Erkenntnisse über eine effektive Strafverfolgung und
Ahndung vermitteln. Bereiche wie Cybercrime erfordern ein ständiges Update der vorhandenen
Kenntnisse. Wir streiten für sehr gut ausgestattete Gerichte und Strafverfolgungsbehörden, für die
Unabhängigkeit von Justiz und selbstverwalteter Anwaltschaft, für die Objektivität von
Staatsanwaltschaft und Polizei. Und wir streiten dafür, dass alle den gleichen Zugang zum Recht
haben. Wir wollen die Justiz als dritte Gewalt unabhängiger vom Justizministerium machen und das
Einzelfallweisungsrecht des Justizministeriums gegenüber der Staatsanwaltschaft abschaffen. An den
Gerichten haben wir neue Stellen geschaffen und die eAkte eingeführt. Mehr Rechtspfleger*innen und
Justizwachtmeister*innen sollen die Funktionsfähigkeit der Gerichte und die Sicherheit in den
Gerichtsgebäuden gewährleisten. Wir wollen eine sehr gute Stellenausstattung der Justiz erreichen.
Die Steuerung durch Personalbemessungsinstrumente kann dafür nur Anhaltspunkte liefern. Wir
wollen, dass neue Aufgabenfelder, wie Cyberkriminalität, bereits in der Polizei aber auch bei den
Staatsanwaltschaften und Gerichten mit zusätzlichen Ressourcen bearbeitet werden. Wir wollen, dass
Verfahren so zügig wie möglich erledigt werden können. Dies gilt besonders für die Sozial-, Arbeits-
und Familiengerichte. Wir setzen uns für gut ausgestattete Arbeitsplätze in energetisch sanierten
Justizgebäuden ein. Dafür wollen wir ein Justizgebäudesanierungsprogramm auflegen. Wir statten die
Richter*innen und Staatsanwält*innen und Rechtspfleger*innen mit den benötigten digitalen und
analogen Arbeitsmitteln aus. Dort wo Amtsermittkung herrscht, wollen wir im Rahmen eines
Modellversuchs die Richter*innen durch Ermittlungshilfskräfte entlasten. Die Vergabe von
Gutachtenaufträgen wird aktuell kritisch diskutiert. Wir wollen, dass die Obergerichte
Mindestanforderungen für Gutachter*innen entwickeln und ein gemeinsames Monitoring für
Gutachtenersteller*innen führen, um Auffälligkeiten justizintern untersuchen zu können. Wir
unterstützen die aktuelle justizinterne Fortbildung - die Teilnahme hieran soll künftig auch bei
Beurteilungen förderlich sein. Dort wo überregionale Spezialisierung der Gerichte und
Staatsanwaltschaften sinnvoll ist, unterstützen wir diese und fördern dabei den Bestand von
Gerichtsstandorten im ländlichen Raum.

Begründung

Ergänzung unseres programmatischen Angebots für die Gerichte und für das das Gerichtspersonal. in
allen Gerichtsbarkeiten.
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LTWP-12-161-2 12. Gesicherte Freiheit – Handlungsfähiger Rechtsstaat

Antragsteller*in: Karl-Eberhard Hain (KV Westerwald)

Text

Von Zeile 161 bis 169:
Eine wesentliche Säule unseres freiheitlichen Rechtsstaats ist die Justiz. An den Gerichten haben wir
neue Stellen geschaffen und die eAkte eingeführt. Mehr Rechtspfleger*innen und
Justizwachtmeister*innen sollen die Funktionsfähigkeit der Gerichte und die Sicherheit in den
Gerichtsgebäuden gewährleisten. Neue Kriminalitätsbereiche erfordern eine angemessene Zahl an
Richter*innen, Staatsanwält*innen und Rechtspfleger*innen. Bei der Aus- und Fortbildung wollen wir
unserer Justiz immer wieder aktualisierte Erkenntnisse über eine effektive Strafverfolgung und
Ahndung vermitteln. Bereiche wie Cybercrime erfordern ein ständiges Update der vorhandenen
Kenntnisse. Wir streiten für sehr gut ausgestattete Gerichte und Strafverfolgungsbehörden, für die
Unabhängigkeit von Justiz und selbstverwalteter Anwaltschaft, für die Objektivität von
Staatsanwaltschaft und Polizei. Und wir streiten dafür, dass alle den gleichen Zugang zum Recht
haben. Wir wollen die Justiz als dritte Gewalt unabhängiger vom Justizministerium machen und das
Einzelfallweisungsrecht des Justizministeriums gegenüber der Staatsanwaltschaft abschaffen. An den
Gerichten haben wir neue Stellen geschaffen und die eAkte eingeführt. Mehr Rechtspfleger*innen und
Justizwachtmeister*innen sollen die Funktionsfähigkeit der Gerichte und die Sicherheit in den
Gerichtsgebäuden gewährleisten. Wir streben insgesamt einen deutlichen Personalaufwuchs in der
Justiz an. Die Steuerung durch Personalbemessungsinstrumente kann dafür nur Anhaltspunkte liefern.
Wir wollen, dass neue Aufgabenfelder, wie Cyberkriminalität, bereits in der Polizei aber auch bei den
Staatsanwaltschaften und Gerichten mit zusätzlichen Ressourcen bearbeitet werden. Wir wollen, dass
Verfahren so zügig wie möglich erledigt werden können. Dies gilt besonders für die Sozial-, Arbeits-
und Familiengerichte. Wir setzen uns für gut ausgestattete Arbeitsplätze in energetisch sanierten
Justizgebäuden ein. Dafür wollen wir ein Justizgebäudesanierungsprogramm auflegen. Wir statten die
Richter*innen und Staatsanwält*innen und Rechtspfleger*innen mit den benötigten digitalen und
analogen Arbeitsmitteln aus. Dort wo Amtsermittlung herrscht, wollen wir im Rahmen eines
Modellversuchs die Richter*innen durch Ermittlungshilfskräfte entlasten. Die Vergabe von
Gutachtenaufträgen wird aktuell kritisch diskutiert. Wir wollen, dass die Obergerichte
Mindestanforderungen für Gutachter*innen entwickeln und ein gemeinsames Monitoring für
Gutachtenersteller*innen führen, um Auffälligkeiten justizintern untersuchen zu können. Wir
unterstützen die aktuelle justizinterne Fortbildung - die Teilnahme hieran soll künftig auch bei
Beurteilungen förderlich sein. Dort wo überregionale Spezialisierung der Gerichte und
Staatsanwaltschaften sinnvoll ist, unterstützen wir diese und fördern dabei den Bestand von
Gerichtsstandorten im ländlichen Raum.

Begründung

Der Änderungsantrag deckt sich weithin mit dem Änderungsantrag LTWP-12-161 von David Profit (KV
Alzey-Worms). Allerdings ist die Passage über die Personalentwicklung in der Justiz im Sinne eines
programmatischen Bekenntnisses für einen deutlichen Personalaufwuchs verschärft worden.

Digitale Landesdelegiertenversammlung am 5./6. Dezember 2020



LTWP-12-161-3 12. Gesicherte Freiheit – Handlungsfähiger Rechtsstaat

Antragsteller*in: Carl-Bernhard von Heusinger (KV Koblenz)

Text

Von Zeile 161 bis 169:
Eine wesentliche Säule unseres freiheitlichen Rechtsstaats ist die Justiz. An den Gerichten haben wir
neue Stellen geschaffen und die eAkte eingeführt. Mehr Rechtspfleger*innen und
Justizwachtmeister*innen sollen die Funktionsfähigkeit der Gerichte und die Sicherheit in den
Gerichtsgebäuden gewährleisten. Neue Kriminalitätsbereiche erfordern eine angemessene Zahl an
Richter*innen, Staatsanwält*innen und Rechtspfleger*innen. Bei der Aus- und Fortbildung wollen wir
unserer Justiz immer wieder aktualisierte Erkenntnisse über eine effektive Strafverfolgung und
Ahndung vermitteln. Bereiche wie Cybercrime erfordern ein ständiges Update der vorhandenen
Kenntnisse.

Wir streiten für sehr gut ausgestattete Gerichte und Strafverfolgungsbehörden, für die Unabhängigkeit
von Justiz und selbstverwalteter Anwaltschaft, für die Objektivität von Staatsanwaltschaft und Polizei.
Und wir streiten dafür, dass alle den gleichen Zugang zum Recht haben. Wir wollen die Justiz als dritte
Gewalt unabhängiger vom Justizministerium machen und das Einzelfallweisungsrecht des
Justizministeriums gegenüber der Staatsanwaltschaft abschaffen. An den Gerichten haben wir neue
Stellen geschaffen und die eAkte eingeführt. Mehr Rechtspfleger*innen und Justizwachtmeister*innen
sollen die Funktionsfähigkeit der Gerichte und die Sicherheit in den Gerichtsgebäuden gewährleisten.
Wir streben insgesamt einen deutlichen Personalaufwuchs in der Justiz an. Die Steuerung durch
Personalbemessungsinstrumente kann dafür nur Anhaltspunkte liefern. Wir wollen, dass neue
Aufgabenfelder, wie Cyberkriminalität, bereits in der Polizei aber auch bei den Staatsanwaltschaften
und Gerichten mit zusätzlichen Ressourcen bearbeitet werden. Wir wollen, dass Verfahren so zügig wie
möglich erledigt werden können. Dies gilt besonders für die Sozial-, Arbeits- und Familiengerichte. Wir
setzen uns für gut ausgestattete Arbeitsplätze in energetisch sanierten Justizgebäuden ein. Dafür
wollen wir ein Justizgebäudesanierungsprogramm auflegen. Wir statten die Richter*innen und
Staatsanwält*innen und Rechtspfleger*innen mit den benötigten digitalen und analogen
Arbeitsmitteln aus. Dort wo Amtsermittlung herrscht, wollen wir im Rahmen eines Modellversuchs die
Richter*innen durch Ermittlungshilfskräfte entlasten. Die Vergabe von Gutachtenaufträgen wird aktuell
kritisch diskutiert. Wir wollen, dass die Obergerichte Mindestanforderungen für Gutachter*innen
entwickeln und ein gemeinsames Monitoring für Gutachtenersteller*innen führen, um Auffälligkeiten
justizintern untersuchen zu können. Wir unterstützen die aktuelle justizinterne Fortbildung - die
Teilnahme hieran soll künftig auch bei Beurteilungen förderlich sein. Dort wo überregionale
Spezialisierung der Gerichte und Staatsanwaltschaften sinnvoll ist, unterstützen wir diese und fördern
dabei den Bestand von Gerichtsstandorten im ländlichen Raum.Und schließlich wollen wir auch in der
Justiz die Vereinbarkeit von Familie und Beruf weiter fördern.

Begründung

Der Änderungsantrag ist inhaltlich mit dem von Karl identisch. Ich habe einen letzten Satz
hinzugefügt, zur Vereinbarkeit von Familie und Beruf. Hintergrund ist, dass es am großen Justizstandort
Koblenz Bestrebungen für eine BetriebsKita der Justizbehörden gibt, die unterstützenswert ist.
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LTWP-12-173 12. Gesicherte Freiheit – Handlungsfähiger Rechtsstaat

Antragsteller*in: David Profit (KV Alzey-Worms)

Text

Von Zeile 172 bis 175 einfügen:
Strafvollzug, in dem Menschen befähigt werden, ein straffreies Leben in sozialer Verantwortung zu
leben. Hierzu gehören Ausbildungsangebote während der Haftzeit und eine gute Kooperation mit den
Agenturen für Arbeit. Durch eine frühzeitige Unterbringung im offenen Vollzug können bei dafür
geeigneten zur Freiheitsstrafe Verurteilten soziale Beziehungen und der Arbeitsplatz erhalten bleiben.
Damit das gelingt, wollen wir GRÜNE die Kapazitäten im offenen Vollzug ausbauen. Ein 

Von Zeile 178 bis 183 einfügen:
Rückfälle zu vermeiden. Durch engmaschige Betreuungsangebote vor, nach und während der Haftzeit
kann der Übergang verbessert werden. Damit der Übergang in ein Leben ohne Kriminalität gelingt,
braucht es nach der Haft bestmögliche Unterstützung, insbesondere bei der Wohnungssuche, bei der
Suche nach einer Arbeitsstelle oder beim Schuldenabbau. Wir setzen uns dafür ein, dass die Angebote
der unterschiedlichen Hilfesysteme besser vernetzt werden. Die Bewährungshilfe und die freie
Straffälligenhilfe wollen wir aufwerten und die Ehrenamtlichen besser begleiten und fortbilden.Den
Justizvollzug wollen wir durch mehr Personal entlasten und Ersatzfreiheitsstrafen vermeiden. Im
Bereich der Jugendkriminalität verfolgen wir einen pädagogischen Ansatz. Wir wollen die Häuser
des[Leerzeichen]Jugendrechts in den Regionen stärken und ausbauen. Dort sitzen Polizei, Justiz und
soziale Träger an einem Tisch, um delinquente 

Begründung

Stärkere Betonung der Hilfeangebote
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LTWP-12-184 12. Gesicherte Freiheit – Handlungsfähiger Rechtsstaat

Antragsteller*in: LAG Demokratie und Recht
Beschlussdatum: 06.10.2020

Text

Von Zeile 183 bis 184 einfügen:
sitzen Polizei, Justiz und soziale Träger an einem Tisch, um delinquente Jugendlichen zu unterstützen.
Wir wollen zudem die Diskussion über die Einrichtung zusätzlicher Jugendarrestplätze für den Norden
von RLP anstoßen.
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LTWP-12-191 12. Gesicherte Freiheit – Handlungsfähiger Rechtsstaat

Antragsteller*in: LAG Demokratie und Recht
Beschlussdatum: 06.10.2020

Text

Von Zeile 190 bis 192 einfügen:
weiterhin fördern, um eine effektive Gefahrenabwehr zu garantieren. Insbesondere wollen wir 
Nachwuchs gewinnen und Frauen fördern, damit die Feuerwehr auch in Zukunft gut aufgestellt ist.
Neben der Feuerwehr sorgen der hochkompetent aufgestellte 
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LTWP-12-196 12. Gesicherte Freiheit – Handlungsfähiger Rechtsstaat

Antragsteller*in: Holger Wolf (KV Neuwied)

Text

Von Zeile 195 bis 196 einfügen:
Nachwuchskräfte bieten. Da sie einen Teil der staatlichen Daseinsfürsorge leisten, können sie auf eine
Unterstützung durch uns GRÜNE zählen. Der Schutz der Helfer steht für uns dabei an erster Stelle.
Diesen erreichen wir mit einer bestmöglichen Ausstattung, umfangreichen Schulungsangeboten sowie
durch die implementierung eines verpflichtenden wiederkehrenden Fahrsicherheitstrainings auf
Einsatzfahrzeugen.

Begründung

Einsatzfahrten mit Blaulicht und Martinshorn sind überwiegend risikoreich. Im
Landesrettungsdienstgesetz gibt es keine verpflichtenden Regelungen zur Durchführung von
(wiederkehrenden) Fahrsicherheitstrainings auf Einsatzfahrzeugen für Rettungsdienste und
Hilfsorganisationen. Teilweise werden diese einmalig bei Neueinstellungen angeboten. Die
Einsatzkräfte müssen ihre Fahrzeuge in Extremsituationen sicher beherrschen. Dies gilt sowohl auf
dem Weg zum Notfallort als auch, im Falle des Rettungsdienstes, auf dem Weg zum Krankenhaus mit
dem/der Patient*in.
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LTWP-13-054 13. Lebendige Kultur – Vielfältige Medienlandschaft

Antragsteller*in: Christian Jaster (KV Trier)

Text

Von Zeile 53 bis 54 einfügen:
Inflationsrate steigt und diese Mittel direkt an die geförderten Projekte und Einrichtungen
weitergegeben werden.

Wir fordern eine Landesförderung für digitale Spiele. Schon längst sind Games ein fester Bestandteil
der Medienlandschaft und ein internationaler Wirtschaftsfaktor. Rheinland-Pfalz verfügt über eine
vielseitige Unternehmenslandschaft im Games-Bereich sowie Games-relevante Studiengänge an
mehreren Hochschulen. Eine Gamesförderung unterstützt die nachhaltige Erschließung dieses
Potentials und die Anwerbung von internationalen Topkräften. Wir möchten im Rahmen der
Digitalstrategie des Landes eine Projektentwicklungsförderung für Computer- und Videospiele aus
Rheinland-Pfalz ins Leben rufen. Die Förderung soll alle Entwicklungsschritte fördern, die eine
erfolgreiche Positionierung am Markt unterstützen. Dabei soll die Landesförderung anschlussfähig an
EU- und Bundesprogramme sein und durch Weiterbildungs- und Fachberatungsprogramme sowie die
Unterstützung von Veranstaltungsformaten flankiert werden.

Begründung

Rheinland-Pfalz ist eines der wenigen Bundesländer ohne Gamesförderung. Dabei sind sowohl viele
Hochschulprogramme als auch innovative Unternehmen hier ansässig. Dies führt kurzfristig zu
stärkeren Hürden im Entwicklungsprozess und langfristig zu fehlender Wettbewerbsfähigkeit und
Abwanderung von Fachkräften und Unternehmen in andere Bundesländer und ins Ausland. Eine EU-
notifizierte Gamesförderung, die sämtliche relevanten Entwicklungsschritte fördert, sorgt für die
Stabilisierung und Stärkung einer zukunftsorientierten Branche am Standort Rheinland-Pfalz.

Dies ist ein gemeinsamer Antrag mit Thomas Zinnecker (KV Westerwald) und Natalie Cramme-Hill (KV
Trier).
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LTWP-13-061 13. Lebendige Kultur – Vielfältige Medienlandschaft

Antragsteller*in: Volker Gallé (KV Alzey-Worms)

Text

Von Zeile 60 bis 61 einfügen:
Publikum gegenüber und haben auch selbst oft Schwierigkeiten, Generationenwechsel in ihren
Einrichtungen zu meistern. Gefördert werden sollen regionale Kulturnetzwerke im Bereich Personal-
und Sachkosten.

Begründung

Besonders nachhaltig sind regionale Kulturnetzwerke, wenn Stadt und Land kooperieren und die
Koordination hauptamtlich umgesetzt wird. Eine Landesförderung ist notwendig, um bei kommunaler
Beteiligung die "freiwillige Lesiutng" vor Zugriffen der Kommunalaufsicht zu schützen. Derzeit arbeitet
die ZIRP im Übrigen an einem Konzept für Kulturregionen in Rheinland-Pfalz.
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LTWP-13-131 13. Lebendige Kultur – Vielfältige Medienlandschaft

Antragsteller*in: Tabea Rößner (KV Mainz), Karl-E. Hain (KV Westerwald)

Text

Von Zeile 131 bis 151:
Demokratie braucht Medienvielfalt

Rheinland-Pfalz ist das Land der Bürgermedien und offenen Kanäle. Bürger*innen gestalten die bunte
und regionale Medienlandschaft aktiv mit. Vielfalt findet sich in den Programminhalten und unter den
Medienschaffenden. Die Barrierefreiheitist im öffentlich-rechtlichen sowie im privaten Rundfunk eine
Selbstverständlichkeit. Online wie offline steht den Bürger*innen ein vielfältiges Medienangebot zur
Verfügung. Das ist die Medienpolitik, die wir GRÜNE in Rheinland-Pfalz vertreten.

Wir GRÜNE unterstützen die Zusammenarbeit der Rundfunkanstalten der Länder. Beim SWR wollen wir
den Bildungs- und Kulturauftrag stärken und die Barrierefreiheit ausbauen. Unsere Ziele sind 100
Prozent Untertitel im Fernsehen, mehr Audiodeskription und mehr Gebärdensprache. Ebenso wollen
wir eine stärkere ökologische, nachhaltige Gestaltung der Medienangebote. Durch die fortschreitende 
Digitalisierung können Bürger*innen von überall und zu jeder Zeit auf die vielfältigen Angebote in den
Mediatheken zugreifen. Hier muss der Rundfunk mithalten.

Zur Sicherung der Meinungsvielfalt im privaten Fernsehen wollen wir GRÜNE an den Drittsendezeiten 
festhalten. Wir möchten das digitale Ehrenamt stärken und unterstützen deswegen die offenen Kanäle
im Land. Netzinhalte wirken auf die Meinungsbildung. Deswegen sollen für rundfunkähnliche Medien
und Plattformen ähnliche Regeln gelten wie für den konventionellen Rundfunk.

Medienpolitik ist Demokratiepolitik

Demokratie lebt von Meinungsvielfalt und einem offenen Prozess der Meinungsbildung.
Faktenbasierte Information, Wahrhaftigkeit und wechselseitige Achtung sind Grundbedingungen eines
demokratischen Diskurses. Wir bekennen uns zu dem Auftrag an die Politik, den Rahmen dafür zu
gestalten.

In Zeiten von Desinformation, Verschwörungstheorien und Hass im Netz sind insbesondere seriöse
Medien mit hohen journalistischen Standards unerlässlich für den Meinungsbildungsprozess. Nicht
zuletzt die Coronakrise hat gezeigt, welche Bedeutung die Angebote der öffentlich-rechtlichen Sender
für eine verlässliche Information der Bürgerinnen und Bürger haben. Wir wollen die Erfüllung des
Auftrags der öffentlich-rechtlichen Sender unter Stärkung des Informations-, Bildungs- und
Kulturauftrags sicherstellen, dazu gehört auch eine angemessene Finanzierung. Zugleich wollen wir
die in digitalen Zeiten notwendige Reform des Auftrags der öffentlich-rechtlichen Sender und ihrer
Struktur endlich effektiv vorantreiben. Den Anstalten muss mehr Spielraum im Digitalen eröffnet
werden, gleichzeitig gehört die Vielzahl bisheriger Angebote auf den Prüfstand.

Die digitale Revolution hat die Möglichkeiten zur Meinungsverbreitung erheblich erweitert, zugleich
aber die nach journalistischen Standards arbeitenden Medien unter Druck gebracht. Da auch diese
einen wesentlichen Beitrag zum demokratischen Diskurs leisten, wird zu prüfen sein, ob und inwieweit
diese Medien unterstützt werden sollten. Im Bereich der privaten Medien muss das bislang
rundfunkzentrierte System zur Kontrolle von Meinungsmacht, das den Entwicklungen hinterherhinkt,
dringend reformiert werden. Insbesondere im Hinblick auf private Fernsehvollprogramme sind wir für
die Beibehaltung der regionalen Fenster, wie sie im Medienstaatsvertrag geregelt sind.
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LTWP-13-131 13. Lebendige Kultur – Vielfältige Medienlandschaft

Seite 2

Auch Bürger*innen gestalten die bunte und regionale Medienlandschaft mit. Daher leisten auch die
Bürgermedien und offenen Kanäle einen wertvollen Beitrag zur Medienvielfalt. Wir wollen das digitale
Ehrenamt stärken und die Arbeit der Bürgermedien auch in Zukunft sicherstellen.

Plattformen, die im Internet Informationen zur Verfügung stellen (Intermediäre), sind bedeutende und
mächtige Akteure in der digitalen Welt. Einerseits tragen sie wesentlich zur Verteilung von Inhalten
und Meinungen bei, anderseits bieten sie den Raum für die Verbreitung von Hass, Lügen und
verdeckter politischer Manipulation. Die Medienpolitik muss diese Gefahren dauerhaft und effektiv
bekämpfen, ohne die Meinungs- und Informationsfreiheit unangemessen zu beschränken. Die Aufsicht
bei der effektiven Durchsetzung der Regulierung muss weiter gestärkt werden.

Begründung

Dieser Änderungsantrag ist zusammenhängend als Globalalternative zum Unterkapitel "Demokratie
braucht Medienvielfalt" zu sehen (nur der letzte Absatz zum Jugendmedienschutz bleibt unverändert).

Diese alternative Formulierung befasst sich mit allen Medienarten, greift aktuelle medienpolitische
Diskussionen auf und zeigt die jeweiligen Regulierungsanforderungen. Medienpolitik liegt in der
Zuständigkeit der Länder, Rheinland-Pfalz ist Vorsitzland der Rundfunkkommission der Länder, und da
sollten wir unseren grünen Gestaltungsanspruch auch deutlich zum Ausdruck bringen.

Schon bei der Überschrift sollten wir zeigen, aus welcher Warte wir Medienpolitik gestalten:
Medienpolitik als zentrales Politikfeld für die Stärkung unserer Demokratie. Wir haben die Ansätze der
ursprünglichen Formulierungen im Programmentwurf einfließen lassen, einige Aspekte ausführlicher
beleuchtet (zB zum öffentlich-rechtlichen Rundfunk, Intermediäre), einige wenige Punkte
(Drittsendezeiten), die bereits im neuen Medienstaatsvertrag geregelt sind, weggelassen, andere
(regionale Fenster) explizit aufgenommen.

Barrierefreiheit muss für alle Medien gelten, daher ist der Aspekt hier als eigener Absatz nach der
Betrachtung aller Medienarten extra aufgeführt, um Barrierefreiheit auch das notwendige Gewicht zu
geben.



LTWP-13-131-2 13. Lebendige Kultur – Vielfältige Medienlandschaft

Antragsteller*in: Tabea Rößner (KV Mainz), Karl-E. Hain (KV Westerwald)

Text

In Zeile 131 löschen:
Demokratie braucht Medienvielfalt

Begründung

Streichung durch Globalalternative LTWP-13-131

Mit der Überschrift wird deutlich, aus welcher Warte wir Medienpolitik machen. Medienpolitik ist
Demokratiepolitik. Medienvielfalt ist nur ein Aspekt für den freien Meinungsbildungsprozess.
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LTWP-13-139 13. Lebendige Kultur – Vielfältige Medienlandschaft

Antragsteller*in: Tabea Rößner (KV Mainz), Karl-E. Hain (KV Westerwald)

Text

Von Zeile 139 bis 146 löschen:
Wir GRÜNE unterstützen die Zusammenarbeit der Rundfunkanstalten der Länder. Beim SWR wollen wir
den Bildungs- und Kulturauftrag stärken und die Barrierefreiheit ausbauen. Unsere Ziele sind 100
Prozent Untertitel im Fernsehen, mehr Audiodeskription und mehr Gebärdensprache. Ebenso wollen
wir eine stärkere ökologische, nachhaltige Gestaltung der Medienangebote. Durch die fortschreitende 
Digitalisierung können Bürger*innen von überall und zu jeder Zeit auf die vielfältigen Angebote in den
Mediatheken zugreifen. Hier muss der Rundfunk mithalten.

Begründung

Streichung durch Globalalternative LTWP-13-131
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LTWP-13-147 13. Lebendige Kultur – Vielfältige Medienlandschaft

Antragsteller*in: Tabea Rößner (KV Mainz), Karl-E. Hain (KV Westerwald)

Text

Von Zeile 147 bis 151 löschen:
Zur Sicherung der Meinungsvielfalt im privaten Fernsehen wollen wir GRÜNE an den Drittsendezeiten 
festhalten. Wir möchten das digitale Ehrenamt stärken und unterstützen deswegen die offenen Kanäle
im Land. Netzinhalte wirken auf die Meinungsbildung. Deswegen sollen für rundfunkähnliche Medien
und Plattformen ähnliche Regeln gelten wie für den konventionellen Rundfunk.

Begründung

Streichung durch Globalalternative LTWP-13-131
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LTWP-14-052 14. Leistungsfähiger Staat – Solide Infrastruktur

Antragsteller*in: Theresa Gemke (KV Mainz)
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LTWP-14-005 14. Leistungsfähiger Staat – Solide Infrastruktur

Antragsteller*in: Julian Joswig (KV Rhein-Hunsrück)

Text

Von Zeile 4 bis 6 einfügen:
gerade beim Bauen und beim Planen von Flächen den Klimaschutz stärker mitdenken. Wir wollen 
deshalb regionales Holz als Material bei Neubauten und der Modernisierung von Gebäuden besonders
fördern.

Begründung

Die Förderung von Holz als Baumaterial ist ein sinnvolles Vorgehen, noch besser wäre eine explizite
Förderung von regionalem Holz, um den hohen Transportaufwand von Holzimporten sowie
einhergehende Umweltschäden und Kosten zu reduzieren.
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LTWP-14-032 14. Leistungsfähiger Staat – Solide Infrastruktur

Antragsteller*in: Jeanette Klein (KV Rhein-Pfalz)

Text

Von Zeile 31 bis 33:
können wir die rheinland-pfälzische Volkswirtschaft stabilisieren. Diese außergewöhnlichen Ausgaben,
die zur Bewältigung der Krise notwendig sind, sind nur aufgrund der soliden Haushaltsführung der
letzten Jahre möglich. sind zur Bewältigung der Krise notwendig..

Begründung

Wären die Finanzen "schlechter" hätte das Land durch Staatshilfen auch die Wirtschaft vor dem
Kollabieren bewahren müssen, weil ansonsten die Staatseinnahmen erst recht einbrechen würden. Der
Schuldenstand oder die Haushaltssituation spielt dabei keine Rolle.
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LTWP-14-036 14. Leistungsfähiger Staat – Solide Infrastruktur

Antragsteller*in:

Lea Siegfried (KV Kaiserslautern), Ricarda Rosemann (KV Kaiserslautern),
Natalie Cramme-Hill (KV Trier), Christian Jaster (KV Trier), Konstantin Werner
(KV Frankenthal), Lea Saßnowski (KV Landau), Hans-Uwe Daumann (KV
Ludwigshafen), Annette Sheriff (KV Pirmasens), Felicitas Lehr (KV Pirmasens),
Hannah Heller (KV Speyer), Katharina Schmitt (KV Worms), Christian Engelke
(KV Worms), Norbert Pohlmann (KV Zweibrücken), Felix Schmidt (KV
Zweibrücken)

Text

Von Zeile 35 bis 37 einfügen:
fest. Die vergangenen Jahre haben gezeigt, dass ein ausgeglichener Haushalt möglich ist. Um
zukünftig die Transparenz der Landesverwaltung zu erhöhen und eine nachvollziehbare Schnittstelle
zu den kommunalen Haushalten zu schaffen, setzen wir uns außerdem dafür ein, dass die
Landesregierung in Zukunft doppisch planen muss. Die mühevolle Haushaltskonsolidierung der
vergangenen Jahre ist für uns kein Selbstzweck: Es geht vielmehr um unsere Verantwortung
gegenüber 
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LTWP-14-058 14. Leistungsfähiger Staat – Solide Infrastruktur

Antragsteller*in: Stephan Buchner (KV Mainz-Bingen)

Text

Von Zeile 57 bis 60:
verlässliche Einnahmen. Deshalb werden wir GRÜNE uns auf Bundesebene für ein gerechteres
Steuersystem einsetzen, welches Steuern auf Kapital- und Gewinneinkommen und auf große
Vermögen erhöht. Gleichzeitig lehnen wir zum jetzigen Zeitpunkt Steuersenkungen ab.in Deutschland
erwirtschaftete Kapital- und Gewinneinkommen und auf große Vermögen erhöht.

Begründung

Zum jetzigen Zeitpunkt mitten in der Coronakrise wird niemand Steuersenkungen erwarten. Ein
prinzipieller Ausschluß von Steuersenkungen ist aber abschreckend. Im Satz zuvor wird ein
gerechteres Steuersystem gefordert, dies sollte auch die internationalen Konzerne, wie z.B. Amazon,
Apple usw. einbeziehen, die für ihre hier in Deutschland erwirtschafteten Gewinne kaum Steuern
abführen.
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LTWP-14-058-2 14. Leistungsfähiger Staat – Solide Infrastruktur

Antragsteller*in: Michael Hauer (KV Trier)

Text

Von Zeile 57 bis 60:
verlässliche Einnahmen. Deshalb werden wir GRÜNE uns auf Bundesebene für ein gerechteres
Steuersystem einsetzen, welches Steuern auf Kapital-die Besteuerung von Gewinneinkommen (u.a.
Kapitalerträge, Dividenden, Pachten) an die Besteuerung von Lohneinkünften anpasst und 
Gewinneinkommenso die steuerliche Priveligierung von Erträgen aus Vermögen gegenüber
Arbeitseinkommen vermeidet. Bei der Besteuerung von Vermögen stellen entsprechende Freibeträge
sicher, dass eigengenutzte Immobilien, Familienbetriebe und auf große Vermögen erhöhtin definierter
Höhe auch weiterhin nicht belastet werden. Darüber hinaus sollen Vermögen konsequenter zur
Finanzierung gesellschaftlicher Aufgaben belastet werden, die sich insbesondere in der Krise stark
ausgeweitet haben.
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LTWP-14-060 14. Leistungsfähiger Staat – Solide Infrastruktur

Antragsteller*in: Daniel Köbler (KV Mainz)

Text

Von Zeile 59 bis 60 einfügen:
Gewinneinkommen und auf große Vermögen erhöht. Gleichzeitig lehnen wir zum jetzigen Zeitpunkt
Steuersenkungen ab. Auf Landesebene wollen wir die Grunderwerbsteuer auf das Niveau anderer
Bundesländer anpassen.
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LTWP-14-060-2 14. Leistungsfähiger Staat – Solide Infrastruktur

Antragsteller*in: Michael Hauer (KV Trier)

Text

Von Zeile 60 bis 62:
Durch Treibhausgase verursachte Klimafolgeschäden werden Gesellschaft und Kommunen zukünftig
wesentlich finanziell bealsten. Das Umweltbundesamt hat 2018 einen Schadenswert von 180EUR je
Tonne CO2 Emission berechnet, was umgerechnet auf die Treibhausgas-Emissionen Deutschlands im
Jahr 2020 Gesamtkosten von rund 140 Milliarden Euro entspricht. Die Einnahmen aus ökologisch
lenkenden Instrumenten wie der CO2-CO2-Steuer müssen sich perspektivisch an der realen
volkswirtschaftlichen Schadenshöhe orientieren und an die Bürger*innen zurückfließen, um Klima-
und Umweltschutz und soziale 
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LTWP-14-061 14. Leistungsfähiger Staat – Solide Infrastruktur

Antragsteller*in: Michael Hauer (KV Trier)

Text

Von Zeile 61 bis 63:
Die Einnahmen aus ökologisch lenkenden Instrumenten wie der CO2-CO2-Steuer müssen an die
Bürger*innen zurückfließen, um Klima- und Umweltschutz und soziale Gerechtigkeit miteinander zu
verbinden. Die steuerliche Subentionierung von Diesel, Flugbenzin oder weiteren klimaschädlichen
Tatbeständen sollen sukkzessive abgeschafft werden. Wesentliche gesellschaftliche Folgekosten
sollten sich in einer sozialen Marktwirtschaft grundsätzlich in den Produktpreisen wiederspieglen.
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LTWP-14-065 14. Leistungsfähiger Staat – Solide Infrastruktur

Antragsteller*in: Natalie Cramme-Hill (KV Trier)

Text

Von Zeile 64 bis 67 einfügen:
Steuerhinterziehung und -umgehung, Schwarzarbeit, Geldwäsche und Sozialbetrug werden wir
konsequent bekämpfen. Wir setzen uns für eine progressive und damit faire
Unternehmensbesteuerung ein, um große Firmen in die Pflicht zu nehmen und an der Finanzierung
des Gemeinwohls zu beteiligen. Im digitalen Zeitalter ist es essenziell, dass bei der Besteuerung von
digitalen Umsätzen die physische Wertschöpfungskette, also auch der Ort des Konsums, entscheidend
ist – und nicht etwa ein Unternehmenssitz in einer Steueroase. Für uns in Rheinland-Pfalz bedeutet
das konkret, dass wenn beispielsweise ein globaler Konzern ein Logistikzentrum im Land baut, die
gezahlten Steuern auch in regionale Töpfe fließen.
Deshalb unterstützen wir Initiativen des Bundes, der EU oder auf internationaler Ebene, die zu mehr
Steuergerechtigkeit beitragen, Steuerschlupflöcher schließen und Steueroasen austrocknen. Wir
fordern, dass Rheinland-Pfalz die Verhandlung zu diesem Prozess auf Bundesebene anstösst.

Unterstützer*innen

Michael Hauer (KV Trier); Christian Jaster (KV Trier); Caroline Bermes (KV Trier); Laura Malburg (KV
Trier-Saarburg); Sven Dücker (KV Bernkastel-Wittlich); Lydia Enders (KV Bitburg-Prüm); Ingrid Bäumler
(KV Cochem-Zell); Dietmar Johnen (KV Bitburg-Prüm); Jean-Pierre Ganser (KV Birkenfeld); Julian Joswig
(KV Rhein-Hunsrück)
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LTWP-14-072 14. Leistungsfähiger Staat – Solide Infrastruktur

Antragsteller*in: Michael Hauer (KV Trier)

Text

Von Zeile 71 bis 72 einfügen:
Außendienst ausbauen, da sie mit ihrer Arbeit für Steuergerechtigkeit in Rheinland-Pfalz sorgen. Zahlt
ein international profitables und in Deutschland umsatzstarkes Unternehmen national keine bzw.
kaum Steuern, müssen diese zukünftig dort erhoben werden können, wo die gewinnrelevanten
Umsätze anfallen. Zum Beispiel bei uns in Rheinland-Pfalz.
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LTWP-14-078 14. Leistungsfähiger Staat – Solide Infrastruktur

Antragsteller*in: Theresa Gemke (KV Mainz)

Text

Von Zeile 78 bis 79 einfügen:
Wir GRÜNE stehen für eine digitale, bürgernahe und transparente[Leerzeichen]Verwaltung. In einem
Klick am Ziel: So soll der Behördengang der Zukunft aussehen. Der Service 
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LTWP-14-084 14. Leistungsfähiger Staat – Solide Infrastruktur

Antragsteller*in: Philipp Zeller (KV Koblenz)

Text

Von Zeile 83 bis 84 einfügen:
Diebstahl melden will, hat jetzt schon die Möglichkeit, das bequem digital zu erledigen. Auf dieser
Grundlage werden wir weiter aufbauen und dafür sorgen, dass Rheinland-Pfalz bei der Umsetzung des
Online-Zugangs-Gesetzes eine Vorreiterrolle unter den Bundesländern einnimmt.

Begründung

Das Online-Zugangsgesetzt schreibt vor, dass alle Menschen spätestens im August 2022 alle Anträge,
die sie bei einer Behörde stellen müssen, rein elektronisch auf einer einzigen Plattform stellen
können. Jedoch sind Bund un Länder hier deutlich im Verzug. Diese bürgerfreundliche Möglichkeit wird
so verbaut und die weitere Entwicklung von Rheinland-Pfalz in der Nutzung elektronischer Verfahren
hinausgezögert. Als Grüne müssen wir hier schnellsten reagieren und dafür sorgen, dass Rheinland-
Pfalz in dieser Frage vor den anderen Bundesländern vorneweg geht, um so auch den Standort
Rheinland-Pfalz (wirtschaftlich, kulturell, menschlich usw.) zu stärken und zu verbessern.
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LTWP-14-096 14. Leistungsfähiger Staat – Solide Infrastruktur

Antragsteller*in: Tabea Rößner (KV Mainz)

Text

Von Zeile 95 bis 97 einfügen:
Ziel der papierlosen Verwaltung näher. Die Digitalisierung in der Verwaltung muss auf Nachhaltigkeit
ausgerichtet sein. Auch in der öffentlichen Verwaltung müssen Diskriminierungspotenziale beim
Einsatz von algorithmischen Entscheidungssystemen identifiziert werden und je nach
Risikoklassenmodell reguliert werden.
Zukünftig sollen alle Landesbehörden und -ämter mit offenen WLAN-Hotspots ausgestattet werden.
Diese können auch von 

Begründung

In der LAG Kultur und Medien diskutiert und für gut befunden.

Aus Kapitel 2 verschoben in dieses Kapitel (Antragskommission)
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LTWP-14-127 14. Leistungsfähiger Staat – Solide Infrastruktur

Antragsteller*in: Philipp Zeller (KV Koblenz)

Text

Von Zeile 126 bis 128 einfügen:
zählt für uns ein umfassendes Gesundheitsmanagement, ein flexibles Modell für Altersteilzeit, eine
einfachere Möglichkeit des Wechsels aus und in das Beamtenverhältnis, inklusive einer echten, auch
finanziell gesicherten Wahlmöglichkeit zwischen gesetzlicher und privater Krankenversicherung im 
Beamtenverhältnis sowie die Einführung von Lebensarbeitszeitkonten.

Begründung

Beamt*innen haben schon jetzt die Wahl, ob sie in der privaten oder der gesetzlichen
Krankenversicherung versichert sind. Im Gegensatz zur privaten Krankenversicherung, bei der die
Beamt*innen durch die Beihilfe eine Beteiligung des Dienstherren an den Gesundheitskosten erhalten,
tragen die Beamt*innen im Falle der gesetzlichen Krankenversicherung die vollen Kosten alleine. So
gibt es für Beamt*innen keine echte Wahlmöglichkeit zwischen den Krankenversicherungen, da der
finanziellen Unterschied von teilweise mehreren hundert Euro im Monat höheren Kosten in der
gesetzlichen Krankenversicherung Beamt*innen de facto von der Wahl abhält.

Als Grüne haben wir mit dem Modell der Bürgerversicherung eine einheitliche Krankenversicherung
für alle Einwohner beschlossen. Solange dieses auf Bundesebene nicht umgesetzt ist, sollten wir auf
Landesebene wenigstens dafür sorgen, dass die Beamt*innen von selbst ein Interesse daran haben
sich in der gesetzlichen Krankenversicherung zu versichern.
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LTWP-14-158 14. Leistungsfähiger Staat – Solide Infrastruktur

Antragsteller*in:

Lea Siegfried (KV Kaiserslautern), Ricarda Rosemann (KV Kaiserslautern),
Natalie Cramme-Hill (KV Trier), Christian Jaster (KV Trier), Konstantin Werner
(KV Frankenthal), Lea Saßnowski (KV Landau), Hans-Uwe Daumann (KV
Ludwigshafen), Annette Sheriff (KV Pirmasens), Felicitas Lehr (KV Pirmasens),
Hannah Heller (KV Speyer), Katharina Schmitt (KV Worms), Christian Engelke
(KV Worms), Norbert Pohlmann (KV Zweibrücken), Felix Schmidt (KV
Zweibrücken)

Text

Von Zeile 157 bis 160 löschen:
eine ausreichende Finanzausstattung verfügen. Aufgrund der Coronakrise ist die finanzielle Lage der
Kommunen nach einer positiven Entwicklung in den vergangenen Jahren massiv ins Wanken geraten.
Bund und Land haben Hilfsprogramme aufgebaut, um die Einnahmeverluste der Kommunen
abzufedern. Wir GRÜNE haben die 
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LTWP-14-163 14. Leistungsfähiger Staat – Solide Infrastruktur

Antragsteller*in:

Lea Siegfried (KV Kaiserslautern), Ricarda Rosemann (KV Kaiserslautern),
Natalie Cramme-Hill (KV Trier), Christian Jaster (KV Trier), Konstantin Werner
(KV Frankenthal), Lea Saßnowski (KV Landau), Hans-Uwe Daumann (KV
Ludwigshafen), Annette Sheriff (KV Pirmasens), Felicitas Lehr (KV Pirmasens),
Hannah Heller (KV Speyer), Katharina Schmitt (KV Worms), Christian Engelke
(KV Worms), Norbert Pohlmann (KV Zweibrücken), Felix Schmidt (KV
Zweibrücken)

Text

Von Zeile 162 bis 164:
keine Lösung für das Problem der Altschulden gibt. Unser Ziel ist eine stabile finanzielle Lage der
rheinland-pfälzischen Kommunen. Deshalb müssen Land und Bund ihre finanziellen Verpflichtungen
gegenüber den Kommunen wahrnehmen.Um eine Bedarfsgerechte Finanzierung der Kommunen zu
gewährleisten, müssen auch die Landeszuweisungen weiter steigen.
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LTWP-14-164 14. Leistungsfähiger Staat – Solide Infrastruktur

Antragsteller*in: Michael Hauer (KV Trier)

Text

Von Zeile 163 bis 164 einfügen:
finanzielle Lage der rheinland-pfälzischen Kommunen. Deshalb müssen Land und Bund ihre
finanziellen Verpflichtungen gegenüber den Kommunen wahrnehmen. Parallel möchten wir aber auch
die Einnahmesituation der Kommunen nachhaltig verbessern. Die Praxiserfahrungen im Land zeigen:
Die von uns angestrebten finanziellen Kommunalausgleiche sowie die Gewerbesteuereinnahmen aus
dem Betrieb von PV- und Windkraftanlagen werden die kommunalen Haushalte auf Jahrzehnte
stabilisieren und die kommunale Handlungsfähigkeit sowie das bürgerliche Eigenengagement stärken.
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LTWP-14-165 14. Leistungsfähiger Staat – Solide Infrastruktur

Antragsteller*in:

Lea Siegfried (KV Kaiserslautern), Ricarda Rosemann (KV Kaiserslautern),
Natalie Cramme-Hill (KV Trier), Christian Jaster (KV Trier), Konstantin Werner
(KV Frankenthal), Lea Saßnowski (KV Landau), Hans-Uwe Daumann (KV
Ludwigshafen), Annette Sheriff (KV Pirmasens), Felicitas Lehr (KV Pirmasens),
Hannah Heller (KV Speyer), Katharina Schmitt (KV Worms), Christian Engelke
(KV Worms), Norbert Pohlmann (KV Zweibrücken), Felix Schmidt (KV
Zweibrücken)

Text

Von Zeile 165 bis 166 löschen:
Der Kommunale Finanzausgleich (KFA) muss weiterhin konjunkturabhängig anwachsen. Die Reform
des KFA im Jahr 2018, bei der vor allem die hochverschuldeten Städte 
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LTWP-14-167 14. Leistungsfähiger Staat – Solide Infrastruktur

Antragsteller*in:

Lea Siegfried (KV Kaiserslautern), Ricarda Rosemann (KV Kaiserslautern),
Natalie Cramme-Hill (KV Trier), Christian Jaster (KV Trier), Konstantin Werner
(KV Frankenthal), Lea Saßnowski (KV Landau), Hans-Uwe Daumann (KV
Ludwigshafen), Annette Sheriff (KV Pirmasens), Felicitas Lehr (KV Pirmasens),
Hannah Heller (KV Speyer), Katharina Schmitt (KV Worms), Christian Engelke
(KV Worms), Norbert Pohlmann (KV Zweibrücken), Felix Schmidt (KV
Zweibrücken)

Text

Von Zeile 166 bis 170 löschen:
Die Reform des KFA im Jahr 2018, bei der vor allem die hochverschuldeten Städte bedacht wurden,
zeigte positive Wirkung. Vor der Coronakrise konnten zahlreiche Kommunen in Rheinland-Pfalz ihren 
Haushalt ausgleichen und mithilfe des Kommunalen Entschuldungsfonds Schulden abbauen. Auf
Landesebene wollen wir diese gesetzlichen Stellschrauben im Blick behalten, damit nach der
Coronakrise die 
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LTWP-14-171 14. Leistungsfähiger Staat – Solide Infrastruktur

Antragsteller*in:

Lea Siegfried (KV Kaiserslautern), Ricarda Rosemann (KV Kaiserslautern),
Natalie Cramme-Hill (KV Trier), Christian Jaster (KV Trier), Konstantin Werner
(KV Frankenthal), Lea Saßnowski (KV Landau), Hans-Uwe Daumann (KV
Ludwigshafen), Annette Sheriff (KV Pirmasens), Felicitas Lehr (KV Pirmasens),
Hannah Heller (KV Speyer), Katharina Schmitt (KV Worms), Christian Engelke
(KV Worms), Norbert Pohlmann (KV Zweibrücken), Felix Schmidt (KV
Zweibrücken)

Text

Von Zeile 171 bis 173:
Das Konnexitäts-Prinzip ist von Land und Bund vollständig einzuhalten. Von den Kommunen verlangte
Leistungen wie z.B. der Betrieb von Kindergärten, Schulbuchausleihe, Beförderungskosten für
Schüler*innen und weitere Sozialleistungen müssen vollständig vom Land refinanziert werden.

AufAuch auf Bundesebene fordern wir die Einhaltung des Konnexitätsprinzips und eine dynamische
und dauerhafte Beteiligung des Bundes in der Sozialgesetzgebung. Die 
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LTWP-14-175 14. Leistungsfähiger Staat – Solide Infrastruktur

Antragsteller*in:

Lea Siegfried (KV Kaiserslautern), Ricarda Rosemann (KV Kaiserslautern),
Natalie Cramme-Hill (KV Trier), Christian Jaster (KV Trier), Konstantin Werner
(KV Frankenthal), Lea Saßnowski (KV Landau), Hans-Uwe Daumann (KV
Ludwigshafen), Annette Sheriff (KV Pirmasens), Felicitas Lehr (KV Pirmasens),
Hannah Heller (KV Speyer), Katharina Schmitt (KV Worms), Christian Engelke
(KV Worms), Norbert Pohlmann (KV Zweibrücken), Felix Schmidt (KV
Zweibrücken)

Text

Nach Zeile 175 einfügen:
Bei Gesetzgebungsprozessen muss das Land die Kommunen auf Bundesebene besser vertreten, um
weitere finanzielle Belastungen durch Bundesgesetze zu verhindern.

Digitale Landesdelegiertenversammlung am 5./6. Dezember 2020



LTWP-14-175-2 14. Leistungsfähiger Staat – Solide Infrastruktur

Antragsteller*in: Stephan Buchner (KV Mainz-Bingen)

Text

Von Zeile 174 bis 175 einfügen:
bisher geleisteten Pauschalen (Integration, Eingliederungshilfe etc.) sind nicht ausreichend und bilden
die Kosten nicht ab.

Die Grundsteuer ist eine wesentliche Einnahmequelle der Kommunen. Die Erhebung der Grundsteuer
muss demnächst neu geregelt werden. Die Grundsteuer betrifft Mieter und Bewohner von
selbstgenutzten Immobilien gleichermaßen. Daher sollten bei einer Neuregelung zu starke
Erhöhungen der Grundsteuer vermieden werden. Die neue Grundsteuer sollte allerdings eine
Lenkungswirkung haben, im Sinne von einerseits Vermeidung von Flächenversiegelung, andererseits
aber auch Anreiz zur umweltfreundlichen Bebauung von bisher unbebauten Grundstücken und einer
Erhöhung des Wohnungsangebotes z.B. durch energieautarke Mehrfamilienhäuser. Für die Kommunen
sollen die Einnahmen durch die Grundsteuer stabil bleiben.

Begründung

Bislang fehlt eine Aussage zur Grundsteuerreform. Eine Neuregelung steht an. Daher sollten wir uns
hier positionieren, da eigentlich jeder, Mieter oder Eigentümer (bei Selbstnutzung) diese Steuer
bezahlen muss.
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LTWP-14-180 14. Leistungsfähiger Staat – Solide Infrastruktur

Antragsteller*in:

Lea Siegfried (KV Kaiserslautern), Ricarda Rosemann (KV Kaiserslautern),
Natalie Cramme-Hill (KV Trier), Christian Jaster (KV Trier), Konstantin Werner
(KV Frankenthal), Lea Saßnowski (KV Landau), Hans-Uwe Daumann (KV
Ludwigshafen), Annette Sheriff (KV Pirmasens), Felicitas Lehr (KV Pirmasens),
Hannah Heller (KV Speyer), Katharina Schmitt (KV Worms), Christian Engelke
(KV Worms), Norbert Pohlmann (KV Zweibrücken), Felix Schmidt (KV
Zweibrücken)

Text

Von Zeile 180 bis 184 löschen:
Auch auf kommunaler Ebene fordern wir Haushaltsdisziplin. Die Zeiten für prestigeträchtige
Infrastrukturprojekte sind vorbei. Kommunen müssen ihre Einnahmeseite in den Blick nehmen und
nach der Krise ihre Realsteuerhebesätze am bundesweiten Durchschnitt orientieren. Die
Kommunalaufsicht hat bei der Einhaltung der Haushaltsdisziplin eine tragende Rolle. Die Prüfung
muss 
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LTWP-14-186 14. Leistungsfähiger Staat – Solide Infrastruktur

Antragsteller*in: Michael Hauer (KV Trier)

Text

Von Zeile 185 bis 186 einfügen:
transparent, regelkonform, einheitlich und nachvollziehbar auch für kommunale Räte sein. Wir streben
daher eine Reform der Kommunalaufsicht an. Dabei möchten wir den kommunalen Verwaltungen über
das Instrument der Lebenszykluskostenrechnung die Möglichkeit bieten, zukünftig 'günstig statt billig'
zu investieren. Höhere Investitionskosten, z.B. in energiesparende Gebäudesanierungen oder
eMobilität, die sich nachweislich mittelfristig selbstfinanzieren, sollten - unter Berücksichtigung der
mit der Investition ausgelösten bzw. eingesparten Klimafolgeschäden - haushaltsrechtlich möglich
sein. Die relaisierten Einspareffekte sind über die Nutzungsdauer auszuweisen.
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LTWP-14-202 14. Leistungsfähiger Staat – Solide Infrastruktur

Antragsteller*in: Philipp Zeller (KV Koblenz)

Text

Von Zeile 201 bis 203 einfügen:
Lediglich auf interkommunale Zusammenarbeit zu setzen, kann keine Gebietsreform ersetzen,
weswegen wir diese Reform auch mit aller Kraft angehen werden. Für uns ist dabei aber klar: Wo
immer interkommunale Zusammenarbeit sinnvoll ist, wie im Bereich des Nahverkehrs, der
Digitalisierung oder im Kulturbereich, soll 

Begründung

Die Kreisgebietsreform ist in Rheinland-Pfalz längstens überfällig und muss in der kommenden
Wahlperiode aktiv angegangen werden. Ein weiteres Abwarten lässt die Handlungsfähigkeit unserer
Kommunen nur weiter erodieren, was keine Basis für zukunftsfähige Kommunen in Rheinland-Pfalz
darstellt.
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LTWP-14-241 14. Leistungsfähiger Staat – Solide Infrastruktur

Antragsteller*in: Jenni Follmann (KV Landau)

Text

Von Zeile 240 bis 242 einfügen:
wie beispielsweise Landwirtschaft oder Straßenbau konkurrieren miteinander um die knappe
Ressource Fläche.Um unabwendbare Flächeninanspruchnahmen zu lenken und zu begrenzen,
erarbeiten wir ein Landesbodenschutzkonzept. Unser langfristiges Ziel ist eine neutrale Flächenbilanz
– das heißt, eine Fläche darf nur neu versiegelt werden, wenn eine 

Begründung

Angelehnt am Bodenschutzkonzept Stuttgart ( und einige andere Bodenschutzkonzepte) ist es möglich
eine landesweite Bewertung und Steuerung von Bauflächen in weniger hochwertige Böden zu lenken.
Hier wird anhand der Kritierien Wasserspeicherfähigkeit, natürlicher Bodenfruchtbarkeit, die Filter‐
und Puffereigenschaften, sowie Biotopentwicklungspotential und anthropogener Funktionshemmnisse
wie Altlasten und der aktuellen Versiegelung eine qalitative Bewertung der Böden vorgenommen und
anhand dieser Kategorien in sechs Stufen (0 bis 5) von 1= sehr gering bis 5 = sehr wertvoll eingeteilt (
0= fehlende Information).
Im zweiten Schritt berechnete man die gerade noch tolerierbare zusätzliche Versiegelung des
Gebietes.

In Stuttgart einigte man sich auf 12 % der derzeitigen Stadtfläche, was 1000 Bodenindexpunkten als
Startwert entspricht. Alle seit 2006 erfolgten Baugenehmigungen werden hinsichtlich der in Anspruch
genommen Bodenflächen bewertet. Für Versiegelung oder Bodenschäden werden Bodenindexpunkte
vergeben und von den 1000 Punkten Startwert abgezogen. Zusätzlich gelten ein Baugebot die Böden
der Stufe 4 und 5 zu schonen, das jährliche Kontigent von maximal 30 Bodenindexpunkten nicht zu
überschreiten und eine zweijährige Berichtspflicht zum aktuellen Punktestand und der
Inanspruchnahme der wertvollsten Böden.

Ein ähnliches Konzept ist auf Landesebene denkbar und sinnvoll und liese sich in den neuen
Landesentwicklungsplan einfügen oder auf die Ebene der Regionalpläne herunterbrechen.
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LTWP-14-243 14. Leistungsfähiger Staat – Solide Infrastruktur

Antragsteller*in: Jenni Follmann (KV Landau)

Text

Von Zeile 242 bis 244 einfügen:
Flächenbilanz – das heißt, eine Fläche darf nur neu versiegelt werden, wenn eine andere entsiegelt
wird.Weiterhin setzen wir uns in der Landesregierung gegen jede bundesweite Bestrebungen,
dörfliches Bauen ohne UVP und Ausgleich dauerhaft zu erlauben. Für uns ist der Grundsatz: Innen- vor
Außenentwicklung weiterhin die Leitlinie jeder Planung.

Begründung

Der befristete §13b BauGB, der Bauen im Außenbereich im beschleunigten Verfahren und ohne
Ausgleich und Umweltverträglichkeitsprüfung erlaubte, ist Ende des Jahres 2019 ausgelaufen. Die CDU
wirbt jedoch offen mit eine weiteren Verlängerung, sowie einer dauerhaften Einführung der
Baukategorie "Dörfliches Wohngebiet". Mit Hilfe dieser neuen Kategorie soll das Bauen in bester Lage
ohne naturschutzfachliche Prüfung oder Ausgleich dauerhaft ermöglicht werden. Dies widerspricht
gravierend dem Flächensparziel und unterstützt das Aussterben der ohnhin gebeutelten Dorfkerne.
Über den Bundesrat können unsere Ministerinnen und Minister weiterhin klar gegen die Ambitionen
eintreteten. Das tun wir weiterhin und werben auch innerhalb der Landesregierung für eine strikte
Absage gegenüber weiterhin leichtfertigem Umgang mit Flächen.
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LTWP-14-244 14. Leistungsfähiger Staat – Solide Infrastruktur

Antragsteller*in: Grüne Jugend Rheinland-Pfalz
Beschlussdatum: 24.10.2020

Text

Von Zeile 243 bis 244 einfügen:
andere entsiegelt wird. Für uns ist der Grundsatz: Innen- vor Außenentwicklung weiterhin die Leitlinie
jeder Planung. Dies bedeutet für uns auch vor allem den Bau in die Höhe und Nachverdichtung.
Hierbei sind vor allem kreative Lösungen wie etwa die Aufstockung von Supermärkten oder der
Umbau von ehemaligen Industriegebäuden besonders zu fördern.
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LTWP-14-282 14. Leistungsfähiger Staat – Solide Infrastruktur

Antragsteller*in: Theresa Gemke (KV Mainz)

Text

Von Zeile 281 bis 282 einfügen:
einer ganzheitlichen Betrachtung von Ökologie, Ökonomie und soziokultureller Qualität entwickeln.
Außerdem wollen wir Abrisse zugunsten von Neubauten vermeiden und die Sanierung alter Gebäude
vorantreiben. Wir setzen uns eine energetische Sanierungsrate von jährlich min. 4 % als Ziel, um den
Gebäudebestand in Rheinland-Pfalz bis 2035 klimaneutral umgestalten zu können.

Begründung

Häufig werden alte Gebäude, die noch sanierungsfähig wären, abgerissen, da es teurer und
umständlicher wäre sie zu sanieren. Wir müssen von dieser Denkweise weg und ressourcensparendes
Bauen fördern wann immer es geht.

Außerdem sollten wir bei der energetischen Sanierung mit ambitionierten Zielen voran gehen, damit
die Gebäude in RLP schnellstmöglich klimaneutral werden und somit das 1,5°-Ziel erreichbar bleibt.
(Quelle: https://fridaysforfuture.de/wp-content/uploads/2020/10/FFF-
Bericht_Ambition2035_Endbericht_final_20201011-v.3.pdf)
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LTWP-14-291 14. Leistungsfähiger Staat – Solide Infrastruktur

Antragsteller*in: Michael Hauer (KV Trier)

Text

Nach Zeile 291 einfügen:
Mieter sollen direkt und unbürokratisch durch Eigenstromproduktion, z.B. durch PV-Dachanlagen,
profitieren und sich auch daran beteiligen können. Durch energetische Sanierungen begründete
Mietpreissteigerungen müssen nachweislich zu entsprechend geringeren Energieverbrauch und
Heizkosten führen.
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LTWP-14-294 14. Leistungsfähiger Staat – Solide Infrastruktur

Antragsteller*in: Philipp Zeller (KV Koblenz)

Text

Von Zeile 293 bis 295 einfügen:
eines Mehrfamilienhauses eine umweltschonende Alternative zum eigenen Auto vor der Tür hat. Dabei
werden wir ein Pflicht zur Einrichtung von ausreichenden Fahrradstellplätzen gesetzlich vorsehen,
wenn eine Garage in einem Mehrfamilienhaus eingerichtet wird oder wurde. Die zukunftsfähige
Elektromobilität werden wir bereits bei der Bauplanung beachten und entsprechende 
Leitungsinstallationen in den Garagen

Begründung

Vielfach bestehen bei Mehrfamilienhäusern bereits Garagen, die jedoch ausschließlich Pkw-Stellplätze
vorsehen, während die Fahrräder teilweise auf der Straße abgestellt werden müssen. Da aber nicht
jeder sein Faharrad (Stichwort Kosten eines E-Bikes) auf der Straße stehen lasen will, werden vielfach
Fahrräder in den Wohnungen aufbewahrt. Durch eine gesetzliche Verpflichtung der Vermieter zur
Einrichtung von Fahrradstellplätzen in neuen und bestehenden Garagen könnte dieses Manko
beseitigt werden und gleichzeitig dafür gesorgt werden, dass mehr Menschen ein Fahrrad ihr Eigen
nennen.
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LTWP-14-322 14. Leistungsfähiger Staat – Solide Infrastruktur

Antragsteller*in: KV Bad Kreuznach
Beschlussdatum: 29.10.2020

Text

Von Zeile 321 bis 323 einfügen:
Sanierung und die Verwendung von ökologischen Baustoffen sowie für den Verzicht auf fossile
Brennstoffe entschließt, soll dabei vom Land unterstützt werden.
Denkmalschutz soll historische Bausubstanz erhalten. Die heutigen Alternativen Verfall oder
pedantisches Festhalten an allem was alt ist, muss ersetzt werden durch eine sinnvolle und
unbürokratische Bewertung des Erhaltenswerten. Nachhaltige und wirtschaftliche Schaffung von
Wohn-oder Nutzraum und Nutzung klimaschützender Technik sollen gleichrangigmit dem Erhalt des
Alten bewertet werden. Besonders schützenswerte Elemente müssen als solche identifiziert werden.
Gegenüber Privaten Bauherrn hat der Denkmalschutz keinen Anspruch auf die Wiederherstellung
abgängiger oder nicht vorhandener Elemente. Die Sanierung und Weiterentwicklung von innovativen
Quartierskonzepten, welche 

Begründung

Zu bürokratischer Denkmalschutz kann sinnvolle Investitionen verhindern
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LTWP-14-328 14. Leistungsfähiger Staat – Solide Infrastruktur

Antragsteller*in: Birgit Stupp (KV Ahrweiler)

Text

Von Zeile 328 bis 336:
Sport verbindet

Sport fördert die Gesundheit und schafft Begegnung. Auf Sportplätzen oder in Sporthallen kommen
Menschen aus allen sozialen Schichten zusammen. Sport verbindet unabhängig von Alter, Geschlecht,
Behinderung, Herkunft, Religion, Weltanschauung oder sexueller Orientierung. Für uns GRÜNE ist Sport
mehr als Bewegung. Ob im Spitzen-, Vereins-, Breiten-, Schul- und Freizeitsport – Fairness und
Gerechtigkeit stehen im Mittelpunkt. Wir GRÜNE wollen eine vielfältige Sportlandschaft im Vereins-
und Breitensport in Rheinland-Pfalz fördern.

Sport verbindet und schafft Lebensqualität 

Sport fördert die Gesundheit und schafft Begegnung, unabhängig von Alter, Geschlecht, Behinderung
oder Herkunft, von Religionszugehörigkeit, Bildung, Weltanschauung oder sexueller Orientierung.
Fairness und Gerechtigkeit stehen im Mittelpunkt. Sport steigert die Lebensqualität und beugt
gesundheitlichen Risikofaktoren wie Bewegungsarmut, Übergewicht oder Bluthochdruck vor. Weiter
vorantreiben wollen wir die Vereinbarkeit von Sport und Klimaschutz durch eine kontinuierliche
Förderung von klimafreundlichen Sportprojekten. Sport hat eine Vorbildfunktion. Wir wollen den
Kampf gegen Doping weiterführen und die Aufklärungsarbeit im Kinder- und Jugendsportbereich
stärken.

Vereinssport schafft Struktur

In Sportvereinen findet Training im Breiten- und Spitzensport in allen Sportarten statt, zudem gibt es
Präventions-, Reha- und Behindertensportangebote. Auch Betriebssport kann als Vereinssport
organisiert sein. Auf Verbands- und Vereinsebene werden Konzepte und Angebote zur Inklusion, 
Integration und Antidiskriminierung entwickelt und vor Ort umgesetzt. Sport überwindet
Sprachbarrieren und hat somit eine hohe integrative Kraft. Projekte wie die Sport-Inklusionslotsen des
Landessportbundes Rheinland-Pfalz sind über den Projektzeitraum hinaus zu unterstützen. Einen
gemeinsamen Benefit haben Schule und Verein bei einer Kooperation insbesondere in der
Nachmittagsbetreuung. Die Schüler*innen erhalten Bewegungsangebote, die Sportvereine neue junge
Mitglieder. Zudem spielen Sportangebote in der Ferienbetreuung eine große Rolle. Diese
Vernetzungstrukturen wollen wir stärken. Den Ausbau von Freizeitanlagen im öffentlichen Raum
wollen wir fördern, durch das Einbinden von Sportvereinen in die Planung generationenübergreifend 
Vereins- und Freizeitsport miteinander verbinden. E-Sport ist im deutschen Vereins-und
Verbandswesen nicht anerkannt, sodass er weder von steuerrechtlichen Vergünstigungen noch
staatlicher Förderung profitiert. Wir unterstützen die Anerkennung dieses barrierefreien Sports als
eigene Sportart.

Zugang zu modernen Sportstätten fördern

Damit Sport überall in Rheinland-Pfalz möglich ist, setzen wir uns für den Erhalt und den Ausbau von
Sportstätten im Land ein. Wir GRÜNE wollen Sportstätten bedarfsorientiert fördern, sie erhalten und
sinnvoll nutzen. Dabei ist Kunstrasen auf Sportstätten ein Tabu. Mikroplastik gefährdet die Gesundheit
von Menschen und ist schädlich für die Umwelt. Wir GRÜNE wollen Neu- und Umbaumaßnahmen bei
Kunstrasenplätzen fördern, damit der Sportbetrieb sicher, umweltfreundlich und ohne lange
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Unterbrechung weiterläuft. Jedes Kind sollte spätestens ab dem neunten Lebensjahr schwimmen
können. Um das zu erreichen, wollen wir Strukturen aufbauen, die Wassergewöhnung und 
Schwimmenlernen für alle Kinder schon ab Kindergartenalter ermöglichen. Neben der Sanierung
maroder Schwimmbäder steht der Ausbau von Lehrschwimmbecken im Land im Rahmen eines
Sonderförderprogramms auf unserer Agenda.

Großveranstaltungen transparent planen und nachhaltig organisieren

Großveranstaltungen stellen für das Land einen wichtigen Wirtschaftsfaktor dar. Der Erfolg solcher
Veranstaltungen muss sich an sozialen und ökologischen Maßstäben messen lassen. Wir setzen darauf,
dass die Vergabe und Organisation von Großveranstaltungen transparent verläuft und sich an
nachhaltigen Zielen orientiert. Durch ein Mitspracherecht sollen die Bürger*innen beteiligt werden.

Von Zeile 359 bis 376 löschen:
Nachhaltige Vorgaben für Events und Sportstätten

Die integrative Kraft vom Sport zeigt sich bei Großveranstaltungen. Diese stellen für das Land einen
wichtigen Wirtschaftsfaktor dar. Der Erfolg solcher Veranstaltungen muss sich an sozialen und
ökologischen Maßstäben messen lassen. Wir setzen darauf, dass die Vergabe und Organisation von
Großveranstaltungen transparent verläuft und sich an nachhaltigen Zielen orientiert. Durch ein
Mitspracherecht soll die Zivilgesellschaft beteiligt werden.

Zugang zu modernen Sportstätten fördern

Damit Sport überall in Rheinland-Pfalz möglich ist, setzen wir uns für den Erhalt und den Ausbau von
Sportstätten im Land ein. Wir GRÜNE wollen Sportstätten bedarfsorientiert fördern, sie erhalten und
sinnvoll nutzen. Dabei ist Kunstrasen auf Sportstätten ein Tabu. Mikroplastik gefährdet die Gesundheit
von Menschen und ist schädlich für die Umwelt. Wir GRÜNE wollen Neu- und Umbaumaßnahmen bei
Kunstrasenplätzen fördern, damit der Sportbetrieb sicher, umweltfreundlich und ohne lange
Unterbrechung weiterläuft.

Jedes Kind sollte nach der Grundschule schwimmen können. Deswegen brauchen wir Seepferdchen für
alle. Um das zu erreichen, wollen wir die maroden Schwimmbäder im Land im Rahmen eines 
Sonderförderprogramms sanieren.

Begründung

Ich habe den Bereich Sport Zeilen 329 bis 376 anders strukturiert, um die Organisationsform Verein,
die Nachmittagsbetreuung in Schulen, die Ferienbetreuung, Bewegungsangebote im öffentlichen
Raum und das Schwimmen lernen noch mehr in den Vordergrund zu bringen.
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Antragsteller*in: Toni Krüger (KV Rhein-Pfalz)

Text

Von Zeile 332 bis 334 einfügen:
Weltanschauung oder sexueller Orientierung. Für uns GRÜNE ist Sport mehr als Bewegung.

Sportvereine ziehen insbesondere Kinder und Jugendliche in hohem Maße an. Sie leisten damit einen
relevanten Beitrag in der Jugendarbeit innerhalb des jeweiligen Sozialraums. Insbesondere mit Blick
auf sozial benachteiligte Kinder- und Jugendliche entstehen dadurch wichtige Anknüpfungspunkte an
den Bereich der Jugendhilfe und der sozialen Arbeit.
Wir GRÜNE wollen deshalb die Verknüpfung der Jugendsozialarbeit, welche die sozialen Lebenswelten,
Probleme und Konflikte von Jugendlichen im jeweiligen Sozialraum im Blick hat, mit der Jugendarbeit
in den Sportvereinen stärker fördern.

Gleichfalls sehen wir Grüne die Teilhabe und Mitbestimmung von Kindern und Jugendlichen in allen
gesellschaftlichen Bereichen als wichtigen Baustein auf dem Weg zur Demokratisierung junger
Menschen an, so auch im Sport. Als Teil einer aktiven Jugendarbeit wollen wir GRÜNE deshalb
Sportvereine dabei unterstützen und fördern, eine eigene Kinder- und Jugendvertretung innerhalb
ihrer Organisation aufzubauen, die eine gleichberechtigte Mitbestimmung insbesondere bei kinder-
und jugendrelevanten Themen zum Ziel hat.

Ob im Spitzen-, Vereins-, Breiten-, Schul- und Freizeitsport – Fairness und Gerechtigkeit stehen im
Mittelpunkt. Wir GRÜNE wollen eine 

Begründung

Übungsleiter von Sportvereinen sind im Umgang mit Kindern und Jugendlichen meist auf den Kern
der sportlichen Praxis fixiert, während sich die Sozialarbeit stark auf die Lebenswelten von Kindern
und Jugendlichen konzentriert.

Durch die Verknüpfung der Jugendarbeit in Sportvereinen mit der Jugendhilfe –also die
Zusammenarbeit von Jugend- und Schulsozialarbeit mit den Übungsleitern- kann die soziale
Integration insbesondere sozial benachteiligter Gruppen gefördert werden. Sportvereine sind eine
wichtige Sozialisationsstation für heranwachsende Menschen. Der Austausch mit der Jugendhilfe
stärkt Übungsleiter in ihrer Verantwortung, die sie hierfür haben. Gleichfalls erfährt die Schul- Kinder-
und Jugendsozialarbeit Unterstützung durch Sportvereine bei der sozialen Integration insbesondere
von sozial benachteiligten Kindern- und Jugendlichen und von gesellschaftlich schwer integrierbaren
jungen Menschen.

Mitbestimmung von Kindern- und Jugendlichen in Sportvereinen kann in unterschiedlicher Form
realisiert werden. Zum Beispiel durch Jugendvorstände, Jugendvertreter*innen, Jugendversammlungen
usw. Sie stellt als Bestandteil der Demokratiebildung die Gleichwertigkeit jugendlicher Belange und
Interessen in Spotvereinen gegenüber derer von Erwachsenen sicher.

Unterstützer*innen
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Daniel Köbler (KV Mainz); Armin Grau (KV Rhein-Pfalz)



LTWP-14-350 14. Leistungsfähiger Staat – Solide Infrastruktur

Antragsteller*in: Julian Joswig (KV Rhein-Hunsrück)

Text

In Zeile 350:
eSport als eigene Sportart anerkennen 

Die weitere Entwicklung von eSport aktiv fördern

Begründung

„Aufgrund der sich aus der Vereinigungsfreiheit (Art. 9 des Grundgesetzes – GG) ergebenden
Autonomie des Sports entscheidet in Deutschland der organisierte Sport eigenständig über die
sportorganisationelle Anerkennung von Sportarten (…)“ (siehe Drucksache 19/5545 des
Deutschen Bundestages, Antrag der Grünen Bundestagsfraktion: http://dip21.bundestag.de/dip21/btd/
19/055/1905545.pdf). Der DOSB könnte zwar den eSport-Verband aufnehmen (dann wird i.d.R. in der
Bevölkerung von Anerkennung gesprochen), jedoch will dies weder der eSport-Verband noch die
Gamer*innen selbst. Vor diesem Hintergrund sollte der Titel geändert werden.

Digitale Landesdelegiertenversammlung am 5./6. Dezember 2020



LTWP-14-351 14. Leistungsfähiger Staat – Solide Infrastruktur

Antragsteller*in: Lutz Dreyer (KV Rhein-Pfalz)

Text

Von Zeile 351 bis 358:
In der Digitalisierung liegt die Zukunft. Nicht nur in der Forschung oder der öffentlichen Infrastruktur
sorgt sie für ein fortschrittliches Miteinander. Auch im gesellschaftlichen Zusammenleben schafft sie
neue Begegnungen. Ein gutes Beispiel ist der Sport. Schon längst passiert der sportliche Wettkampf 
nicht nur auf dem Sportfeld, sondern auch am Computer. Bislang ist eSport im deutschen Vereins- und
Verbandwesen nicht anerkannt, sodass er weder von steuerrechtlichen Vergünstigungen noch
staatlichen Förderungen profitiert. Wir GRÜNE unterstützen die Anerkennung von eSport als eigene
Sportart.

Es wird beantragt den folgenden Text und die Überschrift zu löschen:

Begründung

"Sport" am Computer hat mit körperlicher Ertüchtigung und Fitness (Gesundheitsvorsorge) nichts zu
tun.
Im Gegenteil wird die körperliche Physis geschwächt und es kommt zu Haltungsschäden.
Der Computer kann sportliche Aktivitäten unterstützen, Computerspiele sind dazu aber nicht
geeignet. Im Gegenteil gibt es hier auch Suchtgefahren.

Einem Trend hinterherzulaufen, nur um wenige Stimmen einzufangen, halte ich für falsch. Ich halte
den Absatz eher für kontraproduktiv in der Wählergewinnung.
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Antragsteller*in: Julian Joswig (KV Rhein-Hunsrück)

Text

Von Zeile 354 bis 358:
Beispiel ist der Sport. Schon längst passiert der sportliche Wettkampf nicht nur auf dem Sportfeld,
sondern auch am Computer. Bislang ist eSport im deutschen Vereins- und Verbandwesen nicht
anerkannt, sodass er weder von steuerrechtlichen Vergünstigungen noch staatlichen Förderungen
profitiert. Wir GRÜNE unterstützen die Anerkennung von eSport als eigene Sportart. und an der
Spielkonsole. Der eSport liegt im Trend und es entstehen neue Vereine sowie eSport-Abteilungen in
bestehenden Sportvereinen. Auch im eSport muss ehrenamtliche Arbeit gesellschaftlich anerkannt
und auf Bundesebene als gemeinnützig eingestuft werden. Landeswettbewerbe für eSport und die
Förderung regionaler Initiativen können helfen, Rheinland-Pfalz als attraktiven Ausbildungs- und
Veranstaltungsort für eSport zu etablieren. Darüber hinaus sind gezielte Präventionsmöglichkeiten 
und Aufklärungskampagnen zur Suchtgefahr des Gamings, insbesondere bei gefährdeten Gruppen (z.B.
Minderjährigen), zu prüfen.

Begründung

„Aufgrund der sich aus der Vereinigungsfreiheit (Art. 9 des Grundgesetzes – GG) ergebenden
Autonomie des Sports entscheidet in Deutschland der organisierte Sport eigenständig über die
sportorganisationelle Anerkennung von Sportarten (…)“ (siehe Drucksache 19/5545 des Deutschen
Bundestages, Antrag der Grünen Bundestagsfraktion: http://dip21.bundestag.de/dip21/btd/
19/055/1905545.pdf).

Der DOSB könnte zwar den eSport-Verband aufnehmen (dann wird i.d.R. in der Bevölkerung von
Anerkennung gesprochen), jedoch will dies weder der eSport-Verband noch die Gamer*innen selbst.
Die Politik, bzw. Bund und Länder haben hier selbst keinen direkten Einfluss. Vor diesem Hintergrund
sollte der Absatz entsprechend geändert werden.

Grundsätzlich liegen die meisten Handlungsfelder auf Bundesebene (siehe Antrag unserer
Bundestagsfraktion), weshalb sich die Landesregierung im Bund hierfür einsetzen sollte. Außerdem
müssen auf regionaler Ebene flankierende Initiativen erarbeitet werden, die dies unterstützen und RLP
als attraktiven Ausbildungs- und Veranstaltungsort von eSport profilieren.

Da wir (noch) keine LAG Sportpolitik haben, wurden zur Beratung des Antrags die BAG Sportpolitik
sowie Mitarbeiter*innen der Bundestagsfraktion konsultiert.
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Antragsteller*in: Toni Krüger (KV Rhein-Pfalz)

Text

Von Zeile 368 bis 373:
Erhalt und den Ausbau von Sportstätten im Land ein. Wir GRÜNE wollen Sportstätten bedarfsorientiert
fördern, sie erhalten und sinnvoll nutzen. Dabei ist Kunstrasen auf Sportstätten ein Tabu. Mikroplastik
gefährdet die Gesundheit von Menschen und ist schädlich für die Umwelt. Wir GRÜNE wollen Neu-
und Umbaumaßnahmen bei Kunstrasenplätzen fördern, damit der Sportbetrieb sicher,
umweltfreundlich und ohne lange Unterbrechung weiterläuft.Kunstrasen mit Einstreugranulat aus
Mikroplastik, der die Gesundheit von Menschen gefährdet und schädlich für die Umwelt ist, lehnen wir
genauso ab, wie Kunstrasen der auf nachwachsenden Rohstoffen aus Monokulturen basiert.
Der Sportbetrieb muss sicher und umweltfreundlich stattfinden können. Wenn dafür Kunstrasen zum
Einsatz kommt, muss dieser unter Anwendung von Recyclingverfahren zum Beispiel durch Einsatz von
Kunststoffabfall oder alten Kunstrasen hergestellt sein. Perspektivisch soll ganz auf den Einsatz von
fossilen Rohstoffen verzichtet werden. Neuer Kunstrasen muss eine hohe Lebenszykluszeit aufweisen
und danach in einen kontinuierlichen Recycling – Kreislauf überführt werden können.

Begründung

Kunstrasen bietet gegenüber Naturrasen nicht nur eine bessere Bespielbarkeit bei schlechten
Wetterverhältnissen.

Vielmehr ist ein weiterer Aspekt für die Sicherstellung des Sportbetriebs für viele Sportvereine
wesentlich. Nämlich, dass Kunstrasen bei multifunktionaler Nutzung und hoher Nutzungsintensität
aufgrund des geringeren Flächenverbrauchs auch den Sportvereinen in Ballungsgebieten, in welchen
diese Flächen nicht ausreichend zur Verfügung stehen, die Möglichkeit bietet ihren Sportbetrieb mit
der notwendigen Trainingskapazität gleichberechtigt gegenüber anderen Sportvereinen sattfinden zu
lassen.

Auch ist die Ausweitung des für eine ausreichende Trainingskapazität notwendigen Flächenverbrauchs
eng mit erhöhtem Düngemitteleinsatz, dem gerade bei zunehmender Trockenheit problematischen
hohen Verbrauch der immer knapper werdenden Ressource „Wasser“ und weiterem
Ressourcenverbrauch durch den hohen Pflegeaufwand verbunden.

Es muss aber sichergestellt sein, dass bei der Verwendung von Kunstrasen, auf Einstreugranulat aus
Mikroplastik verzichtet werden muss.

Ziel muss auch sein, Herstellverfahren für Kunstrasen darauf festzulegen, dass sie -zum Beispiel in
dem sie bereits vorhandenen Kunststoffabfall oder auch alten Kunstrasen als Rohstoff nutzen- einen
kontinuierlichen Kreislauf entstehen lassen, der perspektivisch ganz auf den Einsatz von fossilen
Rohstoffen verzichten kann. Dazu gehört auch, dass neu produzierter Kunstrasen vollends recycelbar
hergestellt werden muss.

Genauso wichtig ist es, durch entsprechende Regelungen sicherzustellen, dass zur Herstellung von
Kunstrasen keine nachwachsende Rohstoffe aus Monokulturen eingesetzt werden, für die weltweit
wichtige Ökosysteme vernichtet werden, wie das derzeit in Brasilien und anderen Länder in
unglaublicher Art und Weise geschieht.
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Derzeit läuft vielerorts die Lebenszykluszeit der zurückliegenden Generation an Kunstrasen ab. Jetzt
muss darauf hingewirkt werden, dass alter Kunstrasen nicht unter hohem CO2- Ausstoß verbrannt wird,
sondern in ein ressourcenschonendes Herstellverfahren eingebracht wird und neuer Kunstrasen
ebenso ressourcensparend und recycelbar hergestellt wird, ohne Verwendung von Rohstoffen, für die
lebenswichtige Ökosysteme vernichtet werden. Es muss darauf hingewirkt werden, dass Kunstrasen
der neu erzeugt wird eine wesentlich längere Lebenszykluszeit aufweist, als der bisherige.

Gleichfalls ist es wichtig, dass man den Sportbetrieb in allen Sportvereinen gleichberechtigt
sicherstellt, Böden und Gewässer nicht zusätzlich belastet und die immer knapper werdende
Ressource „Wasser“ für den eigentlichen Zweck der Ernährung vorhält bzw. sicherstellt.

Unterstützer*innen

Armin Grau (KV Rhein-Pfalz); Elias Weinacht (KV Rhein-Pfalz); Daniel Köbler (KV Mainz); Günter Beck
(KV Mainz); Daiana Neher (KV Mainz); Jonas-Luca König (KV Mainz); Ansgar Helm-Becker (KV Mainz)



LTWP-14-373 14. Leistungsfähiger Staat – Solide Infrastruktur

Antragsteller*in:
Antragssteller*nnen: Daniel Köbler (KV Mainz), David Profit (KV Alzey-Worms),
Jonas-Luca König (KV Mainz), Daiana Neher (KV Mainz), Günter Beck (KV Mainz),
Toni Krüger (KV Rhein-Pfalz);

Text

Von Zeile 373 bis 376:
Wir wollen, dass alle Menschen in Rheinland-Pfalz sicher schwimmen können. Jedes Kind sollte nach
der Grundschule schwimmen können. Deswegen brauchen wir [Zeilenumbruch]
Seepferdchen für alle. Auch die Schwimmfähigkeit von Erwachsenen muss unterstützt werden. Um das
zu erreichen, wollen brauchen wir verpflichtenden Schwimmunterricht in den Grundschulen, lokale
Bündnisse für die maroden Schwimmbäder im LandSchwimmfähigkeit, die Förderung von
Schwimmkursen sowie flächendeckend ein ausreichendes Angebot an Schwimmbädern. Daher wollen
wir eine regionale Schwimmbadplanung gesetzlich verankern und im Rahmen eines 
Sonderförderprogramms[Leerzeichen] die maroden Schwimmbäder im Landsanieren sanieren oder
neu bauen. Den Leistungsschwimmsport wollen wir mit einem wettkampftauglichen Hallenbad mit
50-Meter-Becken unterstützen.

Begründung

Gerade in Zeiten von Hitzesommern sind Schwimmbäder ein wichtiger Ort der Naherholung. Doch die
Zahl der Schwimmbäder schwindet seit langem. Seit dem Jahr 2000 sind in Deutschland im
Durchschnitt jährlich rund 80 Bäder geschlossen worden. Eine tragische Entwicklung, sollten Kinder
doch so früh wie möglich Schwimmen lernen, dient die Schwimmfähigkeit doch auch der persönlichen
Sicherheit. Doch die Schwimmfähigkeit nimmt ab: Etwa 60 Prozent der Kinder können nicht richtig
schwimmen. Die Gründe dafür sind fehlender Schwimmunterricht in den Schulen und weniger
Schwimmbäder.

Das Land sollte die Kommunen bei dieser Aufgabe unterstützen und die Vorschläge der Verbände
aufgreifen.
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Antragsteller*in: LAG Europa
Beschlussdatum: 26.10.2020

Text

Von Zeile 3 bis 5 einfügen:
treten. Aber auch viele drängenden Herausforderungen unserer Zeit wie die Klimakrise, die Aufnahme
geflüchteter Menschen oder Umgang mit Gesundheitskrisen machen an den Grenzen nicht Halt. Lösen
lassen sie sich nur über alle Grenzen hinweg und gemeinsam mit unseren europäischen Nachbarn. Wir
GRÜNE wollen 

Begründung

Beschluss der LAG Europa

Digitale Landesdelegiertenversammlung am 5./6. Dezember 2020



LTWP-15-037 15. Verbundenes Europa – Globale Verantwortung

Antragsteller*in: LAG Europa
Beschlussdatum: 26.10.2020

Text

Von Zeile 36 bis 38 einfügen:
werdenden Trend des Nationalismus und der Abschottung entgegentreten. Wir GRÜNE sind für ein 
offenes, demokratisches und rechtsstaatliches Europa. Die EU soll einen Rahmen schaffen, in dem das
Allgemeinwohl im Fokus steht. Dabei soll das Prinzip der 

Begründung

Beschluss der LAG Europa
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Antragsteller*in: Jutta Paulus (KV Neustadt-Weinstraße)

Text

Von Zeile 40 bis 41 einfügen:
untersten möglichen Ebene – Kommune, Land, Bund, EU – behandelt werden. Dafür wird sich
Rheinland-Pfalz auf europäischer Ebene einsetzen. Umgekehrt werden wir uns auf Bundesebene für
die stringente Einhaltung von Europarecht einsetzen. Es ist unerträglich, dass immer noch 144
Vertragsverletzungsverfahren anhängig sind, davon fast 40 im Bereich Umwelt und Gesundheit.

Begründung

Wir müssen thematisieren, dass die Bundesregierung gern nach Europa zeigt, wenn sie unpopuläre
Entscheidungen trifft, aber keineswegs Vorreiterin ist, wenn es tatsächlich um die Einhaltung von
Europarecht geht!
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Antragsteller*in: Konstantin Werner (KV Frankenthal)

Text

Von Zeile 43 bis 45 einfügen:
Es gibt eine immer stärkere Zusammenarbeit in den verschiedenen Regionen Europas. Das betrifft 
insbesondere grenzüberschreitende Regionen und strukturell ähnliche Regionen wie zum Beispiel
Metropolregionen oder ländliche Räume. Dabei muss 
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Antragsteller*in: Jutta Paulus (KV Neustadt-Weinstraße)

Text

Von Zeile 58 bis 60 einfügen:
Entwicklung, Verkehr, Wissenschaft/Forschung, Landesplanung, Umwelt, Energiewende, Gesundheit und
Berufliche Bildung gemeinsam bearbeiten. Insbesondere die Vernetzung im öffentlichen Verkehr gilt
es zu stärken. Die bestehenden Programme in Grenzregionen mit Belgien, Luxemburg und Frankreich 

Begründung

Bspw ist der missing link Trier-Thionville sogar in einer Studie der EU mit "high importance"
klassifiziert worden.
https://ec.europa.eu/regional_policy/sources/docgener/studies/pdf/cb_rail_connections_en.pdf

Digitale Landesdelegiertenversammlung am 5./6. Dezember 2020



LTWP-15-066 15. Verbundenes Europa – Globale Verantwortung

Antragsteller*in: LAG Europa
Beschlussdatum: 26.10.2020

Text

Von Zeile 65 bis 67 einfügen:
und in der Krankenversorgung, wollen wir ausbauen und abgestimmte Katastrophen- und
Epidemiepläne aufstellen. Grenzschließungen halten wir für unsolidarisch und uneuropäisch. Daher
lehnen wir sie zur Bekämpfung etwa von Pandemien ab. Sinnvoll ist hier eine enge,
grenzüberschreitende Zusammenarbeit innerhalb der Grenzregionen. Auch die Zusammenarbeit und
Übungen sowie Unterstützungs- und Trainings-Einsätze – von rheinland-pfälzischen 

Begründung

Beschluss der LAG Europa
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Antragsteller*in: Georg Sprung KV Landau, Patrick Weirich KV Cochem-Zell

Text

Von Zeile 83 bis 84 einfügen:
Die Sustainable Development Goals (SDGs) der UN-Agenda 2030 sind der globale
Orientierungsrahmen und Handlungsmaßstab für eine gemeinwohlorientierte Entwicklung und gelten
universal für alle gleichermaßen. Auch Rheinland-Pfalz verpflichtet sich dazu, die 17 globalen
Nachhaltigkeitsziele umzusetzen.

Begründung

siehe

UN (Hrsg.): Resolution „Transformation unserer Welt: die Agenda 2030 für nachhaltige Entwicklung“.
verabschiedet am 25.09.2015; (siehe https://www.un.org/Depts/german/gv-70/band1/ar70001.pdf)
mit 17 sustainable development goals (SDGs).

Diese folgenden 17 Nachhaltigkeitsziele sind durch 169 Zielindikatoren konkretisiert:

1 Keine Armut

2 Kein Hunger

3 Gesundheit und Wohlergehen

4 Hochwertige Bildung

5 Geschlechtergerechtigkeit

6 Sauberes Wasser […]

7 Bezahlbare und saubere Energie

8 Menschenwürdige Arbeit […]

9 Industrie, Innovation […]

10 Weniger Ungerechtigkeiten

11 Nachhaltige Städte und Gemeinden

12 Verantwortungsvoller Konsum und Produktionsmuster

Maßnahmen zu Klimaschutz

15 Leben an Land

16 Freien, Gerechtigkeit und starke Institutionen

17 Partnerschaften zur Erreichung der Ziele
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LTWP-15-106 15. Verbundenes Europa – Globale Verantwortung

Antragsteller*in: LAG Soziales & Gesundheit
Beschlussdatum: 24.10.2020

Text

Von Zeile 104 bis 107:
öffentlichen Beschaffungsstellen haben dafür zu stehen, dass Arbeits- und Menschenrechte
eingehalten werden. Tariftreue, gute Arbeit und, ökologische StandardsStandards und soziale
Standards müssen eine Rolle spielenbei allen öffentlichen Ausschreibungen und Beschaffungen
obligatorisch sein. Um dies zu gewährleisten, wollen wir das Landestariftreuegesetz und die
Vergabeordnung reformieren und die Mitarbeiter*innen in den Beschaffungsstellen des Landes und
der Kommunen 

Begründung

Programmatische Schärfung
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LTWP-15-119 15. Verbundenes Europa – Globale Verantwortung

Antragsteller*in: LAG Frieden und Internationales
Beschlussdatum: 10.10.2020

Text

Von Zeile 119 bis 120:
Technologie, Forschung- und Wissensvorsprünge des LandesWissenskapazitäten sollen in
internationalen partnerschaftlichen Kooperationen genutzt werden. Die 
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LTWP-15-142 15. Verbundenes Europa – Globale Verantwortung

Antragsteller*in: LAG Europa
Beschlussdatum: 26.10.2020

Text

Von Zeile 141 bis 143 einfügen:
Die Partnerschaft findet auf Augenhöhe statt. Wichtige Schwerpunkte sind die Themen Klimaschutz,
Agrarökologie, Wirtschaftsaustausch, Erneuerbare Energien, Nationalparkpartnerschaft, touristische
Ausrichtung, Bildung und Projekte im Bereich 

Begründung

Beschluss der LAG Europa
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LTWP-15-159 15. Verbundenes Europa – Globale Verantwortung

Antragsteller*in: LAG Europa
Beschlussdatum: 26.10.2020

Text

Von Zeile 159 bis 160 einfügen:
Deshalb haben wir die Gründung der Friedensakademie Rheinland-Pfalz unterstützt. Wir setzen uns
für breite Angebote und Kooperationen mit unseren europäischen Nachbarn ein. Inzwischen ist sie
anerkannt als Denkfabrik, Schnittstelleninstitution und 

Begründung

Beschluss der LAG Europa
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LTWP-15-186 15. Verbundenes Europa – Globale Verantwortung

Antragsteller*in: Maurice Kuhn (KV Rhein-Pfalz)

Text

Nach Zeile 186 einfügen:
Gerade in spannungsgeladenen Zeiten sind internationaler Austausch und kulturelle Verständigung
mit demokratischen Kräften essenziell. Die transatlantische Freundschaft und den einhergehenden
Dialog wollen wir weiter pflegen, etwa durch zusätzliche Angebote der Atlantischen Akademie
Rheinland-Pfalz.

Begründung

Rheinland-Pfalz kann zurückblicken auf eine vielfältige Geschichte des transatlantischen Austauschs,
oftmals geprägt durch Migrationsbiografien und kulturelle Begegnungen. In Zeiten von internationalen
Spannungen sind Foren und Gelegenheiten zum Austausch zwischen demokratischen Akteuren in
Gesellschaften besonders wichtig, um gemeinsame Ziele für Freiheit und Demokratie zu verfolgen.
Einrichtungen, die jenen transatlantischen Austausch mit den USA als wichtiger Partner in Rheinland-
Pfalz fördern, eröffnen hierfür großes Potenzial.

Unterstützer*innen

Julian Joswig (KV Rhein-Hunsrück); Lea Siegfried (KV Kaiserslautern); Tobias Lindner (KV Germersheim)
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LTWP-15-187 15. Verbundenes Europa – Globale Verantwortung

Antragsteller*in: Landesvorstand

Text

Von Zeile 187 bis 192:
Das Oberverwaltungsgericht Münster hat 2019 festgestellt, dass die USA über die Airbase Ramstein
bewaffnete Drohneneinsätze im Jemen und in anderen Regionen vornehme. Die Bundesregierung
müsse offenkundigen Hinweisen nachgehen, wonach diese Einsätze gegen das Völkerrecht verstoßen.
Wir fordern, dass die Bundesregierung dieser Aufforderung umgehend nachkommtImmer wieder gibt
es offenkundige Hinweise, wonach die USA mit Hilfe der Airbase Ramstein bewaffnete
Drohneneinsätze im Jemen und in anderen Regionen vornehmen, die gegen das Völkerrecht und
deutsches Recht verstoßen. Wir fordern, dass die Bundesregierung diesen Hinweisen nachgeht und im
Rahmen ihrer Möglichkeiten das deutsche und internationale Recht durchsetzt. Die 

Begründung

Aktualisierung wurde notwendig, da das Bundesverwaltungsgericht das Urteil des OVG Münster in
einer aktuellen Entscheidung aufgehoben hat.
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LTWP-15-195 15. Verbundenes Europa – Globale Verantwortung

Antragsteller*in: Stefan Recktenwald (KV Trier), Natalie Cramme-Hill (KV Trier)

Text

Von Zeile 195 bis 200:
Die Nutzung vonder TRA Lauter (Temporary Reserved Airspace, Luftübungsraum bei
Kaiserslautern)Übungsluftraum über dem Saarland und großen Teilen von Rheinland-Pfalz -
insbesondere Teile der Eifel, Hunsrück, Rheinhessen und Pfalz) ist im Vergleich zu den anderen
Übungsräumen in Deutschland weit überdurchschnittlich. Durch den militärischen 
FlugübungsraumFlugbetrieb sind sehr viele Bürger*innen vonMenschen in Rheinland-Pfalz von 
massivem militärischem Fluglärmmilitärischen Fluglärm belastet. Wir setzen uns dafür einfordern,
dass der Übungsflugbetrieb umgehend durch eine strikte Begrenzung der Betriebszeiten und
Nutzungsstunden im Sinne der dort lebenden Bevölkerung reguliert und limitiert wird. Mittelfristig
fordern wir eine schrittweise Reduzierung der erlaubten Betriebs- und Nutzungszeiten, mit dem Ziel
der endgültigen Schließung der TRA Lauter spätestens 2024, einhergehend mit der Verlagerung der
POLYGONE-Radarstationen. Desweiteren fordern wir, dass ab sofort über alle tatsächlich angefallenen
Flugstunden (akkumuliert über alle einzelnen Flüge der deutschen Luftwaffe, sowie der ausländischen
Partner) in allen Übungsflugräumen in Deutschland regelmäßig (d.h. mindestens quartalsweise) eine
aussagekräftige Statistik durch das Bundesverteidigungsministerium bereitgestellt wird, um so eine
tatsächliche Vergleichbarkeit der Nutzung der Übungsflugräume zu ermöglichen und eine
überdurchschnittliche Nutzung der TRA Lauter frühzeitig zu erkennen und entgegenzuwirken. Wir
fordern, dass RLP die Verhandlung zu diesem Prozess auf das absolute Minimum beschränkt
wirdBundesebene anstösst.

Begründung

Die vorherige Formulierung ist nicht konkret und stark genug. An der Forderung nach einem
"absolutem Minimum" kann sich im Nachhinein niemand messen lassen, da diese Größe nicht greifbar
oder definierbar ist. Zusätzlich fehlt eine konkrete zeitliche Komponente in der Forderung.

Unterstützer*innen

Christian Jaster (KV Trier); Laura Malburg (KV Trier-Saarburg); Lydia Enders (KV Bitburg-Prüm); Dietmar
Johnen (KV Bitburg-Prüm); Ingrid Bäumler (KV Cochem-Zell); KV Bernkastel-Wittlich (beschlossen am
30.10.2020)
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LTWP-15-202 15. Verbundenes Europa – Globale Verantwortung

Antragsteller*in: LAG Frieden und Internationales
Beschlussdatum: 10.10.2020

Text

Von Zeile 202 bis 205 einfügen:
Nach wie vor lagern auf dem Fliegerhorst Büchel völkerrechtswidrig US-amerikanische Atomwaffen,
die nicht nur für uns in Rheinland-Pfalz eine ständige Gefahr darstellen. Wir fordern den 
unverzüglichen Abzug und die Vernichtung dieser Atomwaffen. Wir setzen uns für die weltweite
Ächtung aller Atomwaffen ein und rufen die Bundesregierung auf, den 

Von Zeile 207 bis 208 löschen:
die Vernichtung aller taktischen Nuklearwaffen in Europa und wollen in diesem Rahmen die Nukleare
Teilhabe der NATO beenden.
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LTWP-15-213 15. Verbundenes Europa – Globale Verantwortung

Antragsteller*in: LAG Frieden und Internationales
Beschlussdatum: 10.10.2020

Text

Von Zeile 212 bis 214 löschen:
sicherheitspolitische Themen im Unterricht ausgewogen und nicht ausschließlich mit Angehörigen der
Bundeswehr, sondern immer auch mit anderen Akteuren der Friedensbildung behandelt werden. Die
Kooperationsvereinbarung zwischen dem 
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LTWP-15-220 15. Verbundenes Europa – Globale Verantwortung

Antragsteller*in: LAG Frieden und Internationales
Beschlussdatum: 10.10.2020

Text

Von Zeile 219 bis 221 einfügen:
Akteuren kooperieren, die explizit zivile und gewaltfreie Ansätze vertreten, wir möchten diese
unterstützen. Wir wollen die Menschenrechtsbildung und die kolonialismuskritische Bildung fördern
und dazu Modellprojekte für die Konzeption und die pädagogische Arbeit in Schule 
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LTWP-0-003 Wahlaufruf

Antragsteller*in: Annette Thiergarten (KV Bad Kreuznach)

Text

Von Zeile 2 bis 5:
am 14. März 2021 haben Sie die Wahl: Sie entscheiden über die Zusammensetzung des rheinland-
pfälzischen Landtags und über mögliche Mehrheiten für. Damit nehmen Sie Einfluss auf wichtige
Beschlüsse, die Bildung der nächsten Landesregierungalle Bürgerinnen und Bürger unseres
Bundeslandes betreffen. Die. Denn die kommenden fünf Jahre sind entscheidend für die wichtigen
Zukunftsthemen unseres Landes.

Begründung

Ich finde an dieser Stelle eine einfachere Formulierung, worum es eigentlich geht, sinnvoller. Das mit
den Mehrheiten verstehen nur Menschen, die sich für Politik interessieren.
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LTWP-0-005 Wahlaufruf

Antragsteller*in: Martin Rothe (KV Südliche Weinstraße)

Text

Von Zeile 4 bis 5 einfügen:
der nächsten Landesregierung. Die kommenden fünf Jahre sind entscheidend für die wichtigen
Zukunftsthemen unseres Landes und der Menschheit insgesamt, allem voran die akute Gefährdung
unserer Lebensgrundlagen durch den Klimawandel. Die Situation eskaliert immer weiter und scheint
global längst aus dem Ruder zu laufen.
Trotz des wirtschaftlichen und sozialen Lockdowns weltweit ist derzeit (Stand November 2020) ein
neuer Höchststand an CO2 in der Atmosphäre zu verzeichnen, was den neuerlichen Hinweis gibt, dass
die Anstrengungen, national wie international vervielfacht werden müssen, um die „ernsteste
Überlebenskrise in der Menschheitsgeschichte“ noch zu meistern.
Demgegenüber erscheint die Corona-Krise - obgleich sie ein globales Ausmaß angenommen hat,
derzeit alle unsere Lebensbereiche betrifft und unser soziales Zusammenleben in kurzer Zeit, wie kein
anderes Ereignis seit Gründung der Bundesrepublik einer schweren Belastungsprobe unterzieht -
dennoch vergleichsweise „beherrschbar“, weil sie als Gesundheits- und Wirtschaftskrise in ihrer Dauer
zeitlich absehbar ist. Dennoch oder gerade deshalb sind die Erfahrungen aus der Corona-Krise mit
weltweit konzertiertem Handeln wichtig, um die richtigen Schlüsse für den Kampf um unsere
Lebensgrundlagen zu ziehen, die durch den Klimawandel immer massiver bedroht sind.

Begründung

Die beiden Krisen Klimakrise und Coronakrise sind zueinander völlig falsch gewichtet. Die alles
entscheidende Krise ist die "planetare Umwelt- / Klimakrise"! Diese falsche Gewichtung wirkt
desorientierend. Angesichts der mittlerweile dramatischen Situation im Bereich der planetaren
Umwelt- und Klimakrise sollte das so keinesfalls in einer grünen Agenda, die die Politik der
entscheidenden nächsten Jahre bestimmt, so stehen bleiben.
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LTWP-0-006 Wahlaufruf

Antragsteller*in: Stephanie Burkhardt (KV Donnersberg)

Text

Von Zeile 6 bis 11 löschen:
Die Corona-Pandemie (be-)trifft uns alle und ändert unser Zusammenleben so schnell und derart
tiefgreifend wie kein anderes Ereignis seit der Gründung des Bundeslandes. Sie stellt eine große
Belastung für unser soziales Zusammenleben, unsere Familien, das Gesundheitssystem, das
Bildungssystem, Soloselbständige, Künstler*innen und die Wirtschaft dar. Die langfristigen Folgen
werden uns auch nach dem Ende der Pandemie noch lange begleiten und beschäftigen.

Begründung

Dieser Absatz ist überflüssig und klingt negativ

Digitale Landesdelegiertenversammlung am 5./6. Dezember 2020



LTWP-0-006-2 Wahlaufruf

Antragsteller*in: Martin Rothe (KV Südliche Weinstraße)

Text

Von Zeile 6 bis 11 löschen:
Die Corona-Pandemie (be-)trifft uns alle und ändert unser Zusammenleben so schnell und derart
tiefgreifend wie kein anderes Ereignis seit der Gründung des Bundeslandes. Sie stellt eine große
Belastung für unser soziales Zusammenleben, unsere Familien, das Gesundheitssystem, das
Bildungssystem, Soloselbständige, Künstler*innen und die Wirtschaft dar. Die langfristigen Folgen
werden uns auch nach dem Ende der Pandemie noch lange begleiten und beschäftigen.

Begründung

Diese Streichung erklärt sich aus dem Gesamtzusammenhang, bzw. der inhaltlichen Gewichtung
meines Änderungsantrages, den ich hier leider nur jeweils in Teilen pro Absatz stellen kann!
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LTWP-0-006-3 Wahlaufruf

Antragsteller*in: Konstantin Werner (KV Frankenthal)

Text

Von Zeile 6 bis 7:
Die Corona-Pandemie (be-)trifftbetrifft uns alle und ändert unser Zusammenleben so schnell und
derart tiefgreifend wie kein anderes Ereignis seit der Gründung des 

Begründung

Ich finde das sieht sehr unschön aus. Das ist eine Stilfrage. Ich denke jeder versteht, was wir meinen,
wenn wir einfach "betrifft" schreiben. Natürlich steht und fällt der Text natürlich auch nicht mit diesem
Begriff... Also überlegts euch mal
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LTWP-0-009 Wahlaufruf

Antragsteller*in: Annette Thiergarten (KV Bad Kreuznach)

Text

Von Zeile 8 bis 11:
Bundeslandes. Sie stellt eine große Belastung für unser soziales Zusammenleben, unsere Familien, das
Gesundheitssystem, das Bildungssystem, Arbeitnehmer*innen und Arbeitgeber*innen, Soloselbständige,
Künstler*innen und, die ganze Wirtschaft und auch für unsere Demokratie dar. Die langfristigen Folgen
werden uns auch nach dem Ende der Pandemie noch lange begleiten und beschäftigen.

Begründung

Ich denke, man sollte an dieser Stelle alle, die es betrifft erwähnen. Auch Menschen in Kurzarbeit oder
manche Arbeitgeber*innen machen sich große Sorgen und wir wollen ja alle Wähler*innen
ansprechen.
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LTWP-0-012 Wahlaufruf

Antragsteller*in: Martin Rothe (KV Südliche Weinstraße)

Text

Von Zeile 12 bis 17:
Gerade in Zeiten der Krisen und Unsicherheiten kommt es entscheidend darauf an, welchen Kurs wir
für eine gute Zukunft einschlagen. Die Corona-Pandemie hat viele Menschen verunsichert und unserer
Gesellschaft Grenzen aufgezeigt. Aber sie eröffnet zugleich auch die Möglichkeit, mit zukunftsfähigen
Konzepten aus der Krise heraus neu zu starten. DieseDeshalb kommt es entscheidend darauf an,
welchen Kurs wir für die nahe und fernere Zukunft einschlagen, mit welchen zukunftsfähigen
Konzepten wir aus der Krise heraus neu zu starten. Denn die Krise hat die Schwächen unserer
bisherigen Wirtschafts- und Sozialordnung deutlich offengelegt und lange 

Begründung

Diese Änderungen erklärten sich nur aus dem Gesamtzusammenhang, bzw. der inhaltlichen
Gewichtung meines Änderungsantrages insgesamt, den ich hier leider nur jeweils in Teilen pro Absatz
stellen kann! Ich bitte also darum meine Textänderungsanträge (Streichungen/Ergänzungen) im
Gesamtzusammenhang zu betrachten.
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LTWP-0-013 Wahlaufruf

Antragsteller*in: Karl-Wilhelm Koch (KV Vulkaneifel)

Text

Von Zeile 12 bis 19:
Gerade in Zeiten der Krisen und Unsicherheiten kommt es entscheidend darauf an, welchen Kurs wir
für eine gute Zukunft einschlagen. Die Corona-Pandemie hat viele Menschen verunsichert und unserer
Gesellschaft Grenzen aufgezeigt. Aber sie eröffnet zugleich auch die Möglichkeit, mit zukunftsfähigen
Konzepten aus der Krise heraus neu zu starten. Diese Krise hat die Schwächen unserer bisherigen
Wirtschafts- und Sozialordnung deutlich offengelegt und lange geglaubte Sicherheiten ins Wanken
gebracht.Wir haben daher die Möglichkeit, mit zukunftsfähigen Konzepten neu zu starten. Die
Schwächen unserer bisherigen Wirtschafts- und Sozialordnung sind deutlich offengelegt und lange
geglaubte Sicherheiten wurden ins Wanken gebracht. Wir nehmen die Herausforderungen der Zukunft
an. Zukunftspolitik heißt für uns, heute das morgen zu gestalten. Worauf 

Begründung

Die negative Überbetonung der Coronakrise ist wenig motivierend, die Formulierungen sollten das
Positive herausstellen.
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LTWP-0-019 Wahlaufruf

Antragsteller*in: Daniel Köbler (KV Mainz), Corinna Rüffer (KV Trier), Matthias Rösch (KV Mainz)

Text

Von Zeile 18 bis 22:
geglaubte Sicherheiten ins Wanken gebracht. Wir nehmen die Herausforderungen der Zukunft an. 
Zukunftspolitik heißt für uns, heute das morgen zu gestalten. Worauf es ankommt, ist eine gegen
Krisen gewappnete und klimaneutrale Gesellschaft von Morgen. Vorsorge ist besser als fieberhaft
Lösungen zu suchen, wenn Krisen bereits in vollem Gange sind.

Wir wollen aus der Krise heraus die Gesellschaft von Morgen gestalten: nachhaltig, ökologisch,
solidarisch und inklusiv.

Begründung

Grünes Leitbild für die Gesellschaft von Morgen.

Antragssteller*innen:

Daniel Köbler (KV Mainz)
Corinna Rüffer (KV Trier)
Matthias Rösch (KV Mainz)
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LTWP-0-019-2 Wahlaufruf

Antragsteller*in: Ernst-Christoph Stolper (KV Neustadt-Weinstraße)

Text

Von Zeile 18 bis 22:
geglaubte Sicherheiten ins Wanken gebracht. Wir nehmen die Herausforderungen der Zukunft an. 
Zukunftspolitik heißt für uns, heute das morgen zu gestalten. Worauf es ankommt, ist eine gegen
Krisen gewappnete und klimaneutrale Gesellschaft von Morgen. Vorsorge ist besser als fieberhaft
Lösungen zu suchen, wenn Krisen bereits in vollem Gange sind.Wir wollen, dass Rheinland-Pfalz
gestärkt aus der Corona-Krise hervorgeht - klimaverträglich, gerecht, familienfreundlich, weltoffen und
demokratisch. 
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LTWP-0-020 Wahlaufruf

Antragsteller*in: Michael Musil (KV Westerwald)

Text

Von Zeile 19 bis 21:
Zukunft an. Zukunftspolitik heißt für uns, heute das morgen zu gestalten. Worauf es ankommt, ist eine
gegen Krisen gewappnete und klimaneutraleökologisch nachhaltige Gesellschaft von Morgen.
Vorsorge ist besser als fieberhaft Lösungen zu suchen, wenn Krisen 

Begründung

Ersetzung im ganzen Text, da der Begriff Klimaneutralität wissenschaftlicher Unsinn ist.

Zwischen den Begriffen Wetter, Witterung und Klima gibt es Unterschiede, deren Missachtung immer
wieder zu Missverständnissen führt.

Wetter ist der physikalische Zustand der Atmosphäre an einem bestimmten Ort oder in einem Gebiet
zu einem bestimmten Zeitpunkt oder in einem kurzen Zeitraum von Stunden bis hin zu wenigen Tagen.
Dieser Zustand wird durch meteorologische Größen beschrieben, die an den meteorologischen
Beobachtungsstationen regelmäßig gemessen und aufgezeichnet werden. Dazu zählen unter anderem
Lufttemperatur, Luftdruck, Windgeschwindigkeit und Windrichtung, Luftfeuchte, Bewölkung und
Niederschlag.

Als Witterung bezeichnen die Meteorologen den durchschnittlichen Charakter des Wetterablaufs an
einem Ort oder in einem Gebiet über mehrere Tage bis zu mehreren Wochen. Dieser Zeitraum ist
wesentlich kürzer als jener, der der Definition des Klimas zugrunde liegt.

Klima ist der mittlere Zustand der Atmosphäre an einem bestimmten Ort oder in einem bestimmten
Gebiet über einen längeren Zeitraum. Als Zeitspanne empfiehlt die Weltorganisation für Meteorologie
(WMO – World Meteorological Organization) mindestens 30 Jahre, aber auch Betrachtungen über
längere Zeiträume wie Jahrhunderte und Jahrtausende sind bei der Erforschung des Klimas
gebräuchlich. Das Klima wird durch statistische Eigenschaften der Atmosphäre charakterisiert, wie
Mittelwerte, Häufigkeiten, Andauerverhalten und Extremwerte meteorologischer Größen.

Wir fassen zusammen, dass den Kategorien Wetter, Witterung und Klima sehr unterschiedliche
Zeiträume zugrunde liegen. So kann etwa aus drei aufeinander folgenden heißen Sommern nicht auf
eine Erwärmung des Klimas geschlossen werden. Oder eine Reihe von kühlen Jahren in einem
Jahrzehnt ist nicht unbedingt gleichbedeutend mit einer Abkühlung des Klimas. Das könnte der Fall
sein, wenn sich die Abkühlung über mehrere Jahrzehnte hinweg fortsetzt.

Umgekehrt können auch Klimadaten nicht als Wetter und Witterung interpretiert werden. Diese Daten
werden meist nicht nur über lange Zeiträume, sondern auch sehr großräumig gemittelt, häufig global
über die ganze Erde. Folgende Beispiele veranschaulichen die Größenordnung globaler
Temperaturmittel: Der Unterschied im globalen Temperaturmittel zwischen dem Höhepunkt der
letzten Vereisung vor circa 21.000 Jahren und dem heutigen Klima beträgt etwa 4 bis 5°C. ... Quelle:
Umweltbundesamt
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LTWP-0-020-2 Wahlaufruf

Antragsteller*in: Hannah Heller (KV Speyer)

Text

Von Zeile 19 bis 21:
Zukunft an. Zukunftspolitik heißt für uns, heute das morgen zu gestalten. Worauf es ankommt, ist eine
gegen Krisen gewappnete, ökologisch-nachhaltige und sozial-gerechte klimaneutrale Gesellschaft von
Morgen. Vorsorge ist besser als fieberhaft Lösungen zu suchen, wenn Krisen 

Begründung

Klimaneutralität bezieht sich alleine auf die zukünftige Bilanzierung von Klimakosten und deren
bilanzieller Ausgleich. Dabei sollten wir nicht stehenbleiben. Viele wichtige ökologische Ziele sind
nicht bepreisbar oder bilanzierbar wie die Wasserknappheit, die Bodenerosion oder die Biodiversität,
daher müssen wir nicht nur klimaneutral Wirtschaften, sondern insgesamt eine ökologisch-nachhaltige
und sozial-gerechte Wirtschaft gestalten.
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LTWP-0-023 Wahlaufruf

Antragsteller*in: Karl-Wilhelm Koch (KV Vulkaneifel)

Text

Von Zeile 23 bis 24:
Es geht um Krisenverhinderung statt Symptombekämpfung, um Prävention und nicht um zu kurz
gedachte Bewältigungspolitik.

Uns geht es um Krisenverhinderung und Prävention. Wir schauen nach vorne, und zurück nur, um aus
Fehlern zu lernen.

Begründung

Die negative Überbetonung der Coronakrise ist wenig motivierend, die Formulierungen sollten das
Positive herausstellen.
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LTWP-0-025 Wahlaufruf

Antragsteller*in: Karl-Wilhelm Koch (KV Vulkaneifel)

Text

Von Zeile 25 bis 27:
Es wäre falsch der aktuellen ökonomischen Krise, in die wir mit der Corona-Pandemie geraten sind,
mit althergebrachten Reflexen zu begegnen. Wir benötigen ein Umdenken in der Wirtschaftspolitik. In
die Zukunft wirtschaften bedeutet nicht 

Begründung

Sorry, die Menschen können HEUTE schon "Corona" nicht mehr hören ... Wie ist das erst im Februar????
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LTWP-0-030 Wahlaufruf

Antragsteller*in: Hannah Heller (KV Speyer)

Text

Von Zeile 29 bis 33:
für alle, die wollen, dass Rheinland-Pfalz eine führende Transformationsregion für eine 
klimaneutraleökologisch-nachhaltige und sozial-gerechte Wirtschaft wird. Jobmotoren für die Zukunft
sindWir fördern nachhaltige und innovative Unternehmensmodelle, die Stärkung mittlererwertvolle
Arbeitspätze bereitstellen, mittlere Unternehmen und Handwerksbetriebe sowie soziale, 
gerechteökologische und regionale Wirtschaftsstrukturen werden wir stärken.

Begründung

1) Eine mechanistische Metapher ("Jobmotoren") im Bereich der Ökonomie ist mit Vorsicht zu
genießen. Die Wirtschaft ist keine Maschine, die man ankurbeln kann. Sie ist ein Geflecht von sozialen
Beziehungen, ein Ökosystem, das zu komplex ist, um mechanistisch gesteuert zu werden. Sprache
gestaltet Denken und Handeln und sollte deshalb in die Erzählungen passen, die eine lebenswerte
Zukunft anstreben.

2) Eine klimaneutrale Wirtschaft ist wieder zu kurz gegriffen, da dabei der Eindruck entsteht wir
könnten das Klima, die Natur, einfach in unsere Bilanzen einspeisen und finanziell ausgleichen. So
einfach ist das nicht, daher sollten die Grünen dieses Bild nicht befördern durch die Übernahme
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LTWP-0-030-2 Wahlaufruf

Antragsteller*in: Martin Rothe (KV Südliche Weinstraße)

Text

Von Zeile 29 bis 33:
für alle, die wollen, dass Rheinland-Pfalz eine führende Transformationsregion für eine klimaneutrale
Wirtschaft wird. Jobmotoren für die Zukunft sind nachhaltige und innovative Unternehmensmodelle,
die Stärkung mittlerer Unternehmen und Handwerksbetriebe sowie soziale, gerechte und regionale
Wirtschaftsstrukturen. mit sozialen, gerechten und regionalen Wirtschaftsstrukturen.
Nachdem 5 Jahre national, wie international in Sachen „CO2-Reduktion“ verschlafen wurden, sind die
Zeitpläne des Pariser Klimaabkommens längst Makulatur.
Nach Einschätzungen führender Klimawissenschaftler ist es schicksalsentscheidend, dass wir im Land
Rheinland-Pfalz, wie auch im Bund und international, die ersten Reduktionsziele bis 2035 noch
erreichen, um wenigstens das 2 Grad-Ziel, geschweige denn das 1,5 Grad Ziel nicht zu verfehlen.
Versäumtes wird danach nicht mehr aufzuholen sein.

Begründung

Die GRÜNEN müssen sich endlich den Zeithorizonten der Klimastreikbewegung anschließen und
unmissverständlich als Netto-Null-Termin "2035" in ihre Wahlprogramm schreiben. Aufgrund der
negativen Entwicklung der letzten fünf Jahre sind die Pariser Zahlen längst obsolet. Ansonsten
verlassen verlassen sie die wissenschaftlich abgesicherte Faktenbasis der Klimaforschung und geben
faktisch damit eine realistische Klimapolitik für 1,5 oder maximal 2 Grad Erderwärmung auf. - "Mit der
Natur kann man nicht handeln - auch nicht die GRÜNEN- und "wer zu spät ankommt", den wird sie
eines Besseren belehren". Dann haben aber alle verloren.

Digitale Landesdelegiertenversammlung am 5./6. Dezember 2020



LTWP-0-030-3 Wahlaufruf

Antragsteller*in: Daniel Köbler (KV Mainz)

Text

Von Zeile 29 bis 33:
für alle, die wollen, dass Rheinland-Pfalz eine führende Transformationsregion für eine klimaneutrale
Wirtschaft wird. Jobmotoren für die Zukunft sind nachhaltige und innovative Unternehmensmodelle,
die Stärkung mittlerer Unternehmen und Handwerksbetriebe sowie soziale, gerechte und regionale
Wirtschaftsstrukturen.

Damit sichern und schaffen wir auch die Arbeitsplätze von Morgen. Wir werden den ökologischen
Transformationsprozess unserer Wirtschaft sozial gestalten mit Guter Arbeit, betrieblicher
Mitbestimmung und einer Garantiesicherung statt Hartz IV.

Begründung

Die soziale Dimension der ökologischen Transformation der Wirtschaft muss unbedingt mit
angesprochen werden.
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LTWP-0-031 Wahlaufruf

Antragsteller*in: Ernst-Christoph Stolper (KV Neustadt-Weinstraße)

Text

Von Zeile 30 bis 32 einfügen:
für eine klimaneutrale Wirtschaft wird. Jobmotoren für die Zukunft sind nachhaltige und innovative
Unternehmensmodelle, die Stärkung kleiner und mittlerer Unternehmen und Handwerksbetriebe
sowie soziale, gerechte und regionale 
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LTWP-0-034 Wahlaufruf

Antragsteller*in: Martin Rothe (KV Südliche Weinstraße)

Text

Von Zeile 34 bis 39 löschen:
Neben Corona stecken wir mitten in der Klimakrise. Wetterextreme und sterbende Wälder zeigen uns
schon heute, dass wir beim Kampf gegen die Erhitzung der Erde dringend schneller werden müssen. 
GRÜN ist die richtige Wahl für alle, die wollen, dass wir konsequent den Klimaschutz bei allen
Entscheidungen voranstellen. Unser Ziel ist die Einhaltung des Pariser Klimaschutzabkommens. Dazu
sind der konsequente Ausbau von Erneuerbaren Energien und eine 

Von Zeile 42 bis 44 einfügen:
mindestens eine Verdreifachung der installierten Leistung von Photovoltaik bis 2030. Dies kann aber
nur dann eine Zukunftslösung sein, wenn wir für ein Wirtschaftssystem und v.a. Wirtschaftsvolumen
(BIP) sorgen, welches die Fähigkeit, dieses mittels „regenerativer Energie am Laufen zu halten“ nicht
technisch, logistisch und ökonomisch überfordert. 

Wirtschaft-Gesamtvolumen kann auf einem endlichen Planeten nicht unendlich weiter wachsen.
Deshalb wollen wir uns energisch dafür einsetzen, dass die wissenschaftlichen Erkenntnisse zu den
„Grenzen des Wachstums“, die mittlerweile ein halbes Jahrhundert alt sind, auch endlich Umsetzung in
der Politik finden – auch in Rheinland-Pfalz!
Die Lage ist dramatisch. Die Zeitfenster zum Gegenhandeln schließen sich.
Wir brauchen mehr denn je eine ehrliche Politik der Transformation in die richtige Richtung – eine
klimaneutrale Gesellschaft und Wirtschaft.
Deshalb werden sich die GRÜNEN in Rheinland-Pfalz grundsätzlich zukünftig nicht mehr an einer
Regierung beteiligen, die auf klimaschädliche rückwärtsgewandte Infrastrukturpolitik wie weitere
Flächenversiegelung, Straßenneubau (Autobahnneubau), Zerschneidung von Landschaft, forcierte
Industriepolitik und weitere Wohlstandsvermehrung im Sinne von Konsumzuwachs setzt.
Entschleunigung und „Entrümpelung von Unnötigem“ schützen das Klima und erzeugen ein Mehr an
Lebensqualität – und Zufriedenheit, wie die Glücksforschung zeigt.
Um die technologische Transformation zu schaffen und unseren Gesamtenergiebedarf zu 100%
regenerativ mit grünem Strom und Wasserstoff abzudecken, dürfen deshalb „Schrumpfung“, „gezielter
Rückbau“ und „Weniger“ kein Tabu mehr sein.
Wir GRÜNEN stehen dafür ein, dass dieses „Weniger“ sozial gerecht auf alle Schultern so verteilt wird,
dass es für alle tragbar ist. Nur so können wir die Wende schaffen, ohne dass soziale Konflikte diese
konterkarieren.
Wir treiben die Mobilitätswende weiter voran, damit jede*r mobil bleiben und gleichzeitig zum
Klimaschutz beitragen kann, dies mit mehr Fokus auf den ländlichen Raum.

Begründung

Die GRÜNEN müssen endlich eine ehrliche und ganzheitliche Wirtschhafts- und Energiepolitik
betreiben, eine die realistisch ist und nicht "Wundersames" pauschal verspricht, wie, man könne allein
mit hohen Investitionen in Sonne und Wind irgendwie die "Klimaneutralität" schaffen. Man muss
endlich auch bei den GRÜNEN die Verbrauchsseite und das Wachstum bedenken und dann wird
schnell klar, dass es unmöglich sein wird, trotz aller noch so großen Anstrengungen beim Ausbau der
"Regenerativen", die Wirtschaft auf dem heutigen Niveau weiter "am Laufen zu halten". Sie wird nicht
nur umstrukturiert, sondern sie wird auch in ihrem Gesamtniveau (BIP) massiv schrumpfen müssen,
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LTWP-0-034 Wahlaufruf

Seite 2

was durchaus heißt, dass Einzelbereiche darin auch "wachsen" werden. Es wird aber sicher insgesamt
viel "Weniger" (teils sinnlosen) Konsum geben, was nicht bedeuten muss "weniger Lebensqualität" .
Alleine die Tatsache, dass eine interne Studie der BASF zum Ergebnis kommt, dass sie (- also nur dieser
eine deutsche Konzern !), um fossil unabhängig, also klimaneutral zu sein, einen Strombedarf hätte, der
dem Umfang der gesamten deutschen Stromproduktion von 2018 entspräche (!!) - dies führt dieses
Faktum unwiederlegbar vor . Grünen Strom werden "alle" brauchen, weil alle klimaneutral werden
sollen - und hinter der BASF stehen als weitere Anwärter, die energieintensiven Industriebranchen
(Stahl, Zement) die Flugindustrie, der PKW Verkehr und und und. Es führt kein Weg an Schrumpfung
und Wachstumsbegrenzung vorbei! In den vor uns liegenden alles entscheidenden Jahren können wir
uns es alle nicht mehr leisten Fakten zu ignoriern und Irrwege einzuschlagen.

(Die Textstreichungen oben erklären sich nur aus dem Gesamtzusammenhang meiner
Änderungsanträge)



LTWP-0-034-2 Wahlaufruf

Antragsteller*in: Karl-Wilhelm Koch (KV Vulkaneifel)

Text

Von Zeile 34 bis 35:
Neben CoronaWir stecken wir mitten in der Klimakrise. Wetterextreme und sterbende Wälder zeigen
uns schon heute, dass wir beim Kampf gegen die Erhitzung der Erde 

Begründung

Corona ... man kann es nicht mehr hören :-((((
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LTWP-0-035 Wahlaufruf

Antragsteller*in: Michael Musil (KV Westerwald)

Text

Von Zeile 34 bis 36:
Neben Corona stecken wir mitten in der Klimakrise. Wetterextreme und sterbende Wälder zeigen uns
schon heute, dass wir beim Kampf gegen die ErhitzungErwärmung der ErdeErdatmosphäre dringend
schneller werden müssen. GRÜN ist die richtige Wahl für alle, die 

Begründung

Wenn wir uns schon auf das Niveau der FFF-Bewegung begeben, sollten wir auf dem Boden der
Tatsachen bleiben. In allen Fachbeiträgen wird das klimatische Optimum der Erdatmosphäre bei 15°C
aufgeführt. Wir bewegen uns derzeit im Zeitalter der ausklingenden letzten Eiszeit im Bereich von
14,8°C. Von ERHITZUNG kann da keine Rede sein. Das ist ein unseriöser Begriff aus aus den
Panikmedien. Eine natürliche Erwärmung der Nordhalbkugel wird es auch ohne menschliches Zutun
durch die Präzession der Erdachse geben.
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LTWP-0-040 Wahlaufruf

Antragsteller*in: Michael Musil (KV Westerwald)

Text

Von Zeile 39 bis 41:
Dazu sind der konsequente Ausbau von Erneuerbaren Energien und eine Investitionsoffensive für 
grünen Wasserstoffneue Technologien notwendig. Wir wollen in Rheinland-Pfalz mindestens eine
Verdopplung der installierten Leistung von Windenergie und 

Begründung

Sog. "Grüner Wasserstoff" wird mit unverhältnismäßigem Energieaufwand hergestellt und bedarf einer
vollständig neuen Logistik im Handling. Die Entwicklungen sind da schon wesentlich weiter, werden
derzeit aber noch durch ein überholtes Schulwissen blockiert. Die Förderung von Erfindungen und
Entwicklungen außerhalb der marktbeherrschenden Unternehmen muss das Ziel sein. Siehe z.B. http://
www.youtube.com/watch?v=cMlciNOyo_U&feature=player_detailpage , https://www.energienovum.de/
ergebnisse.html#top2 , https://coldreaction.net/ um nur zwei Beispiele zu nennen.
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LTWP-0-041 Wahlaufruf

Antragsteller*in: Liga Peuter (KV Rhein-Hunsrück)

Text

Von Zeile 40 bis 42:
Investitionsoffensive für grünen Wasserstoff notwendig. Wir wollen in Rheinland-Pfalz mindestens
eine Verdopplungeinen naturverträglichen Weiterausbau der installierten Leistung von Windenergie
und mindestens eine Verdreifachung der installierten Leistung von Photovoltaik bis 

Begründung

Grade wir Grünen müssen den Naturschutz bei der Energiewende im Auge behalten. Es kann nicht
unser Ziel sein eine Energiewende für jeden Preis auf Kosten der Natur oder vor Ort wohnhaften
Bürger und Bürgerinnen voranzutreiben. Eine Verdopplung der Windanlagen sehe ich im Rhein-
Hunsrück Kreis nicht realisierbar, wir wohnen bereits jetzt schon in einem Windpark! Mit dieser
Forderung können wir einige Wählerstimmen verlieren.
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LTWP-0-045 Wahlaufruf

Antragsteller*in: Karl-Wilhelm Koch (KV Vulkaneifel)

Text

Von Zeile 45 bis 49:
Familien und Kinder sind von den Auswirkungenaktuellen Folgen der Pandemie besonders betroffen.
Für uns GRÜNE stehen Kinder und Familien im Mittelpunkt unseres Handelns und wir kämpfen dafür,
dass nicht sie die Folgen der Corona-Pandemie nicht zu sozialen Verwerfungen führenzu hart treffen.
Wir wollen Familien in ihren vielfältigen Bedürfnissen und Lebensentwürfen unterstützen. GRÜN ist
die richtige Wahl für alle, die wollen, 

Begründung

Corona ... man kann es nicht mehr hören :-((((
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LTWP-0-055 Wahlaufruf

Antragsteller*in: Daniel Köbler (KV Mainz)

Text

Von Zeile 54 bis 57:
einer Hand. Zudem wollen wir die Gleichberechtigung weiter vorantreiben, denn jede Stärkung der
Frauenrechte ist zugleich familienpolitisch wichtig. Darüber hinaus muss es einen digitalen Aufbruch
unserer Schulen geben, um allen jederzeit in der Schule und zu Hause das Lernen zu ermöglichen.

Kinder sind unsere Zukunft. Wir wollen beste Bildung und gleiche Chancen für alle Kinder. Das heißt
für uns Gebührenfreiheit von der Kita bis zum Berufs- oder Hochschulabschluss, gemeinsames Lernen
in kleineren Gruppen, digitale Infrastruktur und ausreichend gut ausgebildetetes und bezahltes
Personal. Investitionen in Bildung sind Investitionen in eine gerechtere Zukunft.
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LTWP-0-057 Wahlaufruf

Antragsteller*in: Martin Rothe (KV Südliche Weinstraße)

Text

Von Zeile 56 bis 57 einfügen:
hinaus muss es einen digitalen Aufbruch unserer Schulen geben, um allen jederzeit in der Schule und
zu Hause das Lernen zu ermöglichen. Angesichts des weltweit aktuell explosionsartig zunehmenden
Energieaufwandes und der damit zusammenhängenden CO2-Emissionen, muss aus Gründen des
Klimaschutzes jedoch allen sinnlosen Auswüchsen der Digitalisierung ein Riegel vorgeschoben
werden, v.a. in Bereichen, wo sie leicht verzichtbar ist, wie z.B. beim Streamen von Filmen im Netz.

Begründung

Der weltweite Energieverbrauch für die Digitalisierung wird aktuell nur zu geringem Teil durch
regenerative Quellen gedeckt. Gleichzeitig nimmt das Volumen des für Digitalisierung erforderlichen
Energieaufwandes quasi stündlich explosionsartig zu und hat bereits den für den weltweiten
Flugverkehr überholt. Dies unerwähnt zu lassen, macht eine Partei, die sich den Klimaschutz auf die
Fahnen geschrieben hat, unglaubwürdig und sollte deshalb keinesfalls unter den Tisch fallen.
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LTWP-0-058 Wahlaufruf

Antragsteller*in: David Profit (KV Alzey-Worms)

Text

Von Zeile 58 bis 59 einfügen:
Wir sind eine soziale Partei. Die Chancen für die Kinder "kleiner Leute" besonders bei der Bildung und
Ausbildung, auskömmliche Mindestlöhne, der Erhalt des regionalen Kleingewerbes und eine gute
soziale Absicherung sind uns Herzensanliegen, die wir auf die Tagesordnung des Landtags setzen. Wir
stehen für die Abschaffung von HartIV und für den Abbau der überbordenden Bürokratie für
Hilfebedürftige.

Wir stemmen uns gegen eine drohende Krise unserer Demokratie! Um unsere demokratischen Werte
auch in Zukunft zu erhalten, müssen wir entschieden 

Begründung

Ein kurzer Absatz zu unserer Sozialpolitik.
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LTWP-0-061 Wahlaufruf

Antragsteller*in: Ernst-Christoph Stolper (KV Neustadt-Weinstraße)

Text

Von Zeile 60 bis 66 einfügen:
dagegenhalten, wenn versucht wird, die Grundlagen unseres demokratischen Zusammenlebens zu
zerstören, den Rechtsstaat und unsere Bürger*innenrechte zu untergraben, öffentliche
Meinungsbildung durch Fake News zu manipulieren, rassistische und menschenfeindliche Gedanken
sowie Hass zu verbreiten und dabei auch vor Gewalt nicht zurückzuschrecken. Demokratie heißt die 
politische Gestaltung unseres Gemeinwesens durch Bürgerinnen und Bürger in politischer Gleichheit
und Freiheit für alle und in einem friedlichen Miteinander. Auf Augenhöhe miteinander reden und
miteinander entscheiden sind Grundlage einer Demokratie. Dafür brauchen wir eine 
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LTWP-0-070 Wahlaufruf

Antragsteller*in: Martin Rothe (KV Südliche Weinstraße)

Text

Von Zeile 69 bis 71 einfügen:
unsere offene, vielfältige, freie und demokratische Gesellschaft erhalten und festigen wollen. Inmitten
der Klima- und Überlebenskrise sind wir uns aber auch dessen bewusst, dass demokratischer
Handlungsspielraum faktisch an naturwissenschaftliche Notwendigkeiten und ökologische Kippunkte
grenzt, alleine aufgrund der begrenzten bzw. erschöpften Pufferfähigkeit des Klimasystems der Erde,
was aktuell dramatisch und offensichtlich zu Tage tritt. (Waldbrände, Dürren, Hitzewellen,
Extremereignisse)
Wir GRÜNE setzen uns dafür ein, dass dieser heraufziehende Konflikt zwischen wünschenswerter
freiheitlicher Demokratieorientierung und jenen natürlichen „Grenzlinien“ in Zukunft einem
gründlichen gesellschaftlichen Diskurs sachlich und transparent angegangen wird und wir sind bereit,
ihn federführend zu führen.

Begründung

Dieser Aspekt, dass eine Politik-Agenda, die notgedrungen immer mehr zur "Überlebenspolitik" wird,
demokratische Handlungsspielräume einbüßt, wird meines Erachtens bislang viel zu wenig gesehen
und thematisiert. Diskutieren wir das nicht schon JETZT offen und transparent auf allen
gesellschaftlichen Ebenen, droht uns das Ganze in wenigen Jahren, bei zu erwartender Verschärfung
der Klimasituation, einzuholen. Und dann könnte die Demokratie insgesamt schnell zur Disposition
stehen, was niemand von uns wollen kann. (=> die sog. "Corona-Querdenker" geben schon mal einen
Vorgeschmack)
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LTWP-0-071 Wahlaufruf

Antragsteller*in: Daniel Köbler (KV Mainz), Corinna Rüffer (KV Trier), Matthias Rösch (KV Mainz)

Text

Von Zeile 70 bis 71 einfügen:
festigen wollen. Dafür setzen wir auf die Stärkung der Zivilgesellschaft, mehr politische
Bildungsangebote und die Senkung des Wahlalters.

Wir setzen auf Mut und Solidarität gegen eine Politik der Angst und der Spaltung.
Wir stehen für die gleichberechtigte Teilhabe aller Menschen und für eine inklusive Gesellschaft ein.
Ein gutes und friedliches Zusammenleben braucht eine Gesellschaft, die Menschen nicht nach
Merkmalen wie Herkunft, Geschlecht, Religion, Alter, Behinderung, Hautfarbe, sexueller Identität oder
Orientierung sortiert, sondern alle einbezieht.

Begründung

Leitbild der diskriminierungsfreien, gleichberechtigten inklusiven Gesellschaft.

Antragssteller*innen:

Daniel Köbler (KV Mainz)
Corinna Rüffer (KV Trier)
Matthias Rösch (KV Mainz)
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LTWP-0-072 Wahlaufruf

Antragsteller*in: Andreas Schmidt (KV Rhein-Pfalz)

Text

Nach Zeile 72 einfügen:

Wir Grüne übernehmen Verantwortung: Für unsere Umwelt und Tiere, für die nächsten
Generationen, für Mitarbeiter, für alle Bürger und uns selbst.

Wir Grüne entscheiden und stehen zu den möglichen Fehlern. Wir suchen keine
Schuldigen, sondern lernen aus den Fehlern. Wir richten den Blick nach Vorne und
nutzen das Wissen der Vielen.

Begründung

Verantwortung heißt auch Entscheidungen treffen. Anderer Politikstil, Fehlerkultur zulassen, Kein
Anspruch auf "wir wissen alles und machen alles richtig". Verantwortung auch für Nicht Grüne Wähler
bis hin zumindest selbst
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LTWP-0-076 Wahlaufruf

Antragsteller*in: Daniel Köbler (KV Mainz)

Text

Von Zeile 75 bis 78:
soll. Wir leben in einer Zeit, in der verantwortliche und verlässliche Politik oft auch Mut zu 
tiefgreifenden und weitreichenden Veränderungen und Mut zur Vorsorge braucht. Wir haben den Mut,
den Gestaltungswillen und dabei eine klare Haltung. Mit unserem Programm zur Landtagswahl wollen
wir Sie überzeugen, dass GRÜN die richtige Wahl für Rheinland-Pfalz ist.

Begründung

Hier sollte klar werden, warum GRÜN die richtige Wahl: Mut zu Veränderungen, Bereitschaft
Verantwortung zu übernehmen und Haltung auch in schwierigen Zeiten.
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